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Rechtsprechung 
Strafrecht 


88 66, 67 StGB. Mit der rechtskräftigen 
Verurteilung wegen einer Tat ist die Straf- 
verfolgung abgeschlossen und der Verfol- 
gungsverjährung nicht mehr unterworfen. 
Mit dem der Nichtigkeitsbeschwerde statt- 

ebenden Urteil des RG. beginnt eine neue 

erfolgungsverjährung. RG.: DR. 1942, 785 
Nr.1 

§ 73 StGB.; § 34 ÖStG. Droht ein Gesetz 
ohne besondere Voraussetzungen zwei Straf- 
arien wahlweise nebeneinander an, dann sind 
für alle Fälle beide Strafen angedroht. Das 
Gesetz enthält i. S. des $ 34 ÖstStG. und des 


Zitierweise: DR. 1940, 538 (-Deutsches Recht, Wochenausgabe) 


Anschriften: Schriftleitung: Deutsches Recht, Wochenaus- 
Fernruf 21 3718. — An- 
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Lützowufer ı8. Fernruf 224086. — Verlagsleitung: Deutscher 
Rechtsverlag GmbH., Berlin W og, Hildebrandstraße 8. Fern- 
ruf 224054. — Bezugsabteilung: Deutscher Rechtsverlag GmbH., 
Leipzig C ı, Inselstraße 10. Fernruf 72566. e Erscheinungs- 
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RM. 1,—. © Bezugsbestellungen: entweder an die Bezugs- 


richten. Erst wenn 


das Postscheckkonto 


$ 73 StGB. nur einen Strafrahmen. RG.: DR. 
1942, 785 Nr. 2 


§ 74 StGB.; §§ 34, 35 ÖstStG. Werden von 
einem Gericht des Altreichs zugleich Straf- 
taten im Altreich und mehrere Straftaten in 
der Ostmark abgeurteilt, so sind auch für 
die nach dem Strafrecht der Ostmark zu be- 
urteilenden Straitaten Einzelstrafen als 
Grundlage für die Bildung der Gesamtstrafe 
nach dem $ 74 StGB. auszusetzen. RG.: DR. 
1942, 786 Nr. 3 


$ 164 StGB.; $ 4 Ges. zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten über die Unbeacht- 


| lichkeit anonymer Anzeigen engt die An- 


wendbarkeit des § 164 StGB. gegen die Ur- 
heber derartiger Anzeigen nicht ein. RG.: 
DR. 1942, 787 Nr. A 


8 175 a Nr. 3 StGB. setzt einen besonderen 
Tätertyp nicht voraus. RG.: DR. 1942, 787 
Nr.5 


$ 230 StGB. Für die Beurteilung, ob eine 
Vernachlässigung der elterlichen Aufsichts- 
Pflicht gegeben ist, sind die in der Rspr. zu 
$ 832 BGB. aufgestellten Grundsätze maß- 
gebend: Das Maß der Aufsichtspflicht rich- 
tet sich in erster Linie nach den Eigenschaf- 
ten des Kindes. RG.: DR. 1942, 787 Nr.6 
(Bockelmann) 


§ 267 StGB. „Handschriften“ (Autogram- 
me) sind in der Regel nicht als Privaturkun- 
den im strafrechtlichen Sinn anzusehen. RG.: 
DR. 1942, 787 Nr.7 


§ 271 StGB. Ein Ortsbauernführer und 
Bürgermeister ist zuständig, in einer öffent- 
lichen Urkunde zu bestätigen, daß eine Per- 
son nach seiner Kenntnis fähig ist, ein land- 
oder forstwirtschaftliches Gut zu bewirt- 
schaften. RG.: DR. 1942, 788 Nr. 8 

8 370 Abs. 1 Ziff. 5 StGB. Das Tatbestands- 
merkmal „zum alsbaldigen Verbrauch“ ist 
nicht erfüllt, wenn der Täter sich durch die 
Entwendung einen Vorrat für mehrere Mahl- 


84 | zeiten verschaffen will. RG.: DR. 1942, 789 


Nr. 9 (Mittelbach) 


§ 4 VolksschädIVO. Die Anwendbarkeit 
des $ 4 wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß die Strafe innerhalb des ordentlichen 
Strafrahmens der Grundtat liegt. — Das si- 
chere und ungestörte Bestehen der Postver- 
bindung zwischen der Heimat und denjeni- 
gen Wehrmachtsangehörigen, die sich noch 
in Heimatstandorten zur Ausbildung oder 
im Einsatz in den besetzten Gebieten befin- 
den, ist genau so wichtig, wie die Verbin- 
dung zwischen der kämpfenden Truppe und 
der Heimat. RG.: DR. 1942, 789 Nr. 10 


8 21 VerbrReglStrVO. (d Fass. v. 26. Nov. 
1941 (RGBI. I, 734). Die nach § 67 Abs.3 
StGB. für Übertretungen geltende kurze Ver- 
jährungsfrist findet auf die vor dem Inkrait- 
treten der VO. v. 26. Nov. 1941 ergangenen 
Zuwiderhandlungen gegen $ 2 Abs.3 der 
VO. v. 6. April 1940 keine Anwendung. RG.: 
DR. 1942, 790 Nr. 11 

§ 1 VerbrReglStrafVO. Bezugsbeschränkte 
Waren sind die Waren, die durch Anordnung 
des zuständigen Reichsministers oder des 
von ihm Ermächtigten öffentlich bewirtschaf- 


abteilung des Deutschen Rechtsverlages, Leipzig C ı, Insel- 
straße 10, oder an das zuständige Postamt oder an die nächste 
Buchhandlung. @ Beschwerden: wegen unregelmäßiger Lie- 
ferung oder völligen Ausbleibens der Zeitschrift sind zuerst an 
das zuständige Postamt bzw. an die liefernde Buchhandlung zu 


wir, an unsere Bezugsabteilung nach Leipzig zu schreiben. e An- 
zeigenpreise und Anzeigenschluß: siehe Kopf der Stellen- 
anzeigen. @ Zahlungen: für den Bezug der Zeitschrift nur auf 


zig Nr. 74242, für Anzeigenbeträge nur auf das Postscheck- 
konto des Deutschen Rechtsverlages GmbH., Berlin Nr. 451 75. 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG GmbH., BERLIN W35 


das zu keinem Erfolg führen sollte, bitten 


des Deutschen Rechtsverlages GmbH., Leip- 


| tet werden und deren Bezug durch den letz- 
ten Verbraucher nur auf Karte oder Bezugs- 
schein erfolgen kann. Dazu gehört nicht 
Kaffee mit Ausnahme der sogenannten Son- 
derzuteilung. 


Kaffee ist mit Ausnahme einer freigestell- 
ten Menge durch Anordnungen der Reichs- 
stelle für Kaffee v. 9. Sept. 1939 und 27. Febr. 
1940 beschlagnahmt. RG.: DR. 1942, 790 
Nr. 12 (Mittelbach) 


$$ 1, 9 StraßVerkO. Der Fahrzeugführer 
ist nicht in jedem Falle und unter allen Um- 
ständen verpflichtet, bei Behinderung des 
Überblicks über die Fahrbahn seine Ge- 
schwindigkeit so weit herabzusetzen, daß er 
innerhalb des für ihn zu überblickenden Rau- 
mes beim Auftauchen eines Hindernisses 
rechtzeitig anhalten kann. RG.: DR. 1942, 
792 Nr. 13 


8 265 Abs. 4 StPO, Es ist unzulässig, einen 
Angekl. durch das Urteil mit der Feststel- 
lung eines tatsächlichen Umstandes zu über- 
raschen, auf die der Angekl. weder durch 
den Inhalt der Anklageschriit oder des Er- 
öffnungsbeschlusses noch durch den Gang 
der Hauptverhandlung — mindestens einer 
früheren Hauptverhandlung — so weit vor- 
bereitet worden ist, daß er Anlaß hatte, sich 
über das Vorhandensein des tatsächlichen 
Umstandes ausreichend zu äußern. RG.: DR. 
1942, 794 Nr. 14 


Së 362 f., 211 StPO.; Gnadenerlaß für die 
Wehrmacht v. 1.Sept. 1939, Das Verfahren 
kann auch ohne die Voraussetzungen der 
88 362 fi. StPO. entsprechend dem 8211 StPO. 
wieder aufgenommen werden, wenn sich 
nachträglich ergibt, daß der Einstellungsbe- 
schluß auf einem tatsächlichen Irrtum be- 
ruht. Diese Wirkung kann aber nicht eintre- 
ten, wenn die Einstellung nur aus einem 
rechtlichen Irrtum zu Unrecht verfügt wor- 
den ist. OLG. Dresden: DR. 1942, 794 Nr. 15 
(Schäfer) 


$ 3 des Gnadenerlasses für die Zivilbevöl- 
kerung v. 9. Sept. 1939 (RGBI. I, 1753). Wenn 
in einer Strafsache die Einstellung nach dem 
Gnadenerlaß in Frage kommt, ıst im Gel- 
tungsbereich des österreichischen Strafrechts 
auf gleichzeitig anhängige weitere Strafver- 
fahren Bedacht zu nehmen, die vor dem 
14. Sept. 1939 begangene Straftaten zum Ge- 
genstand haben. 


In solchen Fällen ist das Verfahren, sobald 
das Gericht zu der Erkenntnis kommt, daß 
das behandelte Strafverfahren — für sich 
allein betrachtet — gemäß dem Gnadenerlaß 
einzustellen wäre, mit den anderen gegen 
denselben Beschuldigten noch anhängigen 
Verfahren zu verbinden. RG.: DR. 1942, 796 


Nr. 16 
(Fortsetzung Seite 10) 


| tragen die A Hodjprágung 


KÜNLEPAPIER 


hilft sparen durch grosse Ergiebigkeit, 
rollt sich nicht, schreibt schön 


VERLANGEN SIE ESIM FACHGESCHÄFT 


DIE NEUE WIRTSCHAFT 


Zeitschrift für europäische Wirtschaftsgestaltung 


Die NORMALAUSGABEN geben laufend einen Überblick 
über interessante Vorgänge in der Kontinentalwirtschaft. 


Die LÄNDERNUMMERN vermitteln einen umfassenden 
Einblick in die wirtschaftlichen Grundlagen und Entwick- 
lungstendenzen der einzelnen Volkswirtschaften Europas. 
I „Die Wirtschaft Ungarns und ihre Beziehungen zum 
Deutschen Reich.“ 
„Aufbau und Entwicklungsziele der norwegischen 
Wirtschaft.“ 
„Die Niederlande in der kontinentalen Neuordnung.“ 


1942 
„Deutscher Aufbau in Ostland und Ukraine.“ 


„Der Wirtschaftsaufbau des Generalgouvernements.« 
„Die Wirtschaft im Protektorat Böhmen und Mähren.“ 
„Die große Zukunft der Wirtschaft Rumäniens.“ 
„Schweden-Land, Menschen und Wirtschaftskräfte.“ 
„Arbeit und Wirtschaft im größeren Bulgarien.“ 


Jahresbezugspreis für alle Ausgaben RM. 7.20 


VERLAG FÜR WIRTSCHAFT UND POLITIK 
Berlin-Adiershof - Volkswohlstr. 144 
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AUN 
CORN 


Ohne Kautschuk: Ganz aus deutschen 
Rohstoffen-Und bereits ? Jahre erprobt. 


Carl Blank -Bonn/Rh 


Bronchien 


und Cuftröhre 


zeigen Gre Huftenreiz, Berfhleimung oder AtembefÍ werden an, 
dafi etwas niġt in Drdnung ift. Luftröhrenfatarrh, hartnädige 
Bronghitia, hronifhe Berfhleimung, quälender Huften und Afthma 
werden feit abren mit Dr. Boether: Tabletten, oud in niten ålen, 
erfolgreich bekämpft. Dies befläfigen die Gielen borliegenden oft 
geradezu begeifterten Dankfchreiben pen Berbrauchern, Dr, Boerber, 
Tabletten find ein unfchädliches träånterhaltigeg Gpeziatmittel. Ent 
bålt Z erprobte Wirkfioffe. Stark fdyleimlöfend und ausmwurffördernd, 
Reinigt, beruhigt und fräftigt das angegriftene Bronchiengemebe, 
In Upothefen #1831 und 8.24. Daten Btofchüre Eoftenlos 
durch MEDOPHARM. Münden 02/N 


Sie ift wirklich glücklich 


denn er zeigt feine Liebe nicht nur mit Wor- 
ten, fondern Durch Die Cat, Er hat nämlich 
frühzeitig und in gefunden Tagen eine gute. 
ausreichend hohe Lebensverficherung abgr= 
fchloffen. Er wählte wegen Der fparfamen. 
unmittelbaren ‚‚hannoverichen Werbung‘ ` 
und megen der frühzeltigen, hohen £eiftun= 
gen des „hannoverfchen Semwinnplanes’” die 


Aäonnoverfche Zebensverficherumg 


auf Gegenfeltigkeit zu hannover 
vormals Preußifcher Beamten»Verein 
Doftanfchrift: Kannover 1 +» Doftfach 50 bn 


Eine Lebenspverficherung, die Freude macht 


Jch bitte, ohne mich zu verpflichten, um Ihre Druchfachen 
über Lebens= / Rinder= 7 Penfions=Renten = Verficherung 


Name: 


Stand: 


Straße Ar.ı 


Carl Heymanns Verlag - Berlin W 8 


Vor kurzem erschien: 


Das Unfallhaftpflichtrecht 


Von Werner Wussow 
Rechtsanwalt und Notar in Berlin 


2. Auflage 


VIN, 332 Seiten 1941 Preis: brosch. RM 10 — 


Das Buch kann jedem Anwalt und Richter, der mit Unfall- 
haftpflichtsachen befaßt ist, als vorzügliches Orientierungs- 
und Hilfsmittel empfohlen werden, um so mehr, als es an 
neuerem Schrifttum auf dem Gebiete des Unfallhaftpflicht- 
rechtes mangelt. Der Abdruck der einschlägigen Gesetzes- 
texte im Anhang erleichtert die Benutzung des Buches. 
„Deutsches Recht“ 


Der bekannte Verfasser legt nun die zweite Auflage seines 
Werkes vor. Die vollständige Neubearbeitung des be- 
sonders für den Kraftfahrer wichtigen Sachgebietes hat 
gegenüber der ersten Auflage noch erheblich an Umfang 
und Bedeutung gewonnen. 


In sieben Hauptabschnitten behandelt Wussow sämtliche 
Teilgebiete des Unfallhaftpflichtrechts, davon die Fragen 
der Rechtsgrundlagen sowie der Höhe derErsatzansprüche 
besonders eingehend. Aber auch die übrigen Teilgebiete 
lassen keine Frage unbeantwortet. Zu allen einschlägigen 
Problemen nimmt Wussow eingehend und, was das Werk 
besonders wertvoll macht, meist selbständig Stellung, ohne 
die höchstrichterliche Rechtsprechung zu vernachlässigen. 

„Das Recht des Kraftfahrers“ 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen! 


Icht acht es wieder glänzend 


‚Kronenbe 
S 


überangeftrengt, 
brennend? 


EMIL KRONENBERG SEN. SOLINGEN] 


DO KTOR iur, rer. pol.sowie 

Diplom -Volkswirt. 
Auskunft, Rat, mündl. oder Fernvor- 
bereitung. Dr. jur. Stegmüller, 
Innsbruck, Bürgerstraße 21, part. 


müfjen, rajh Efafit-Bufpuder. Er trodnet, 
befeitigt übermäßige Schmeißabfonderung 
„berhütet Blafen, Brennen, Wundlaufer. 
Hervorragend für Mafjage! Fü 
die fonflige Fußpflege: 


EES, 


Prospekte. Beste Referenzen von Per- f Gfafit-Fupbab, 
sönlichkeiten aus dem Berufsleben. ‚Steme und -Zinftur 
Gireu-Dofe 750. 


rend SO Pf. 
WALTER BEHRENS Tr 


KETTE BRAUNSCHWEIG 
D Briefmarkenhandig 
LODE 

Warbefchr. kaftanfrei 


Ankauf von Sammlungen 


| Dr. Atzler 


Opfert für das KHW! 


ETR 


Fernunterricht 


zur Vorbereitung auf die Assessorprüfung 
(auch abgekürzte Prüfung) 


| Berlin W 30, Luitpoldstraße 40 


v.TRESCKOW&Co. 


Geheim-Ermittlungen a/A 
Beobachtungen + Spezial Auskünfte 


Berlin W 15,Kurfürstendamm 23 * Tel: 910900 
DETEKTET = DETEKTEI è DETEKTEI S DETEKTE» 


Wenn Männer in die Vierzig 
kommen, beginnt die Spann- 
kraftihres Körpers oftmals nach 
zulassen. Unversehens überfällt 
sie eine große Müdigkeit. Ihre 
Stimmung wechselt bisweilen 
sprunghaft. Auch das Herz be- 


ginnt zu rebellieren. Geht dann 
der Mann, wie es sich gehört, 
zum Arzt, dann erfährt er zu 


ERSTE DEUTSCHE KNÄCKEBROTWERKE 


seiner Erleichterung, daß das 
alles halb so schlimm ist, wie 
er meinte. Und daß die Haupt- 
ursache all der kleinen Übel 
im Magen liegt, der seiner Auf- 
gabe nicht mehr ganz gerecht 
wird. In den meisten Fällen 


hilft nach dem Rat des Arztes 


mehr Bewegung in 
der frischen Luft, ein 
wenig Diät und die 
Wahl des richtigen e 
Brotes. Nämlich KNACKE. Die- 
ses erste deutsche Vollkorn- 
flachbrot erzieht zunächst ein- 
mal zum Kauen. Das ist be- 
sonders wichtig, weil gut ge- 
kautbekanntlich halb verdaut 
ist. KNACKE, zartknusprig, hart 


und trocken, porös und mür- 
be,veranlaßt eine starke Spei- 
chelsekretion; es regt auch 
die übrigen Verdauungsdrö- 
sen an und belebt auf diese 
Weise die Verdauung. Außer- 
dem schmecktKknäcke delikat. 


WahrhaftGründe genug auch 


für Sie, sich auf KNACKE umzu- 
stellen.Dann werden vielleicht 
auch Sie, wenn Ihre Beschwer- 
den nicht ernsterer Natur sind, 
bald sagen können: Jetzt 


KNACKE 


Géi 


geht es wie- 
der glänzend! 


„au Grieg Fhrot und Korn” 


DR. 


WILHELM KRAFT 


Pickel beseitigt 
Pitralon! 


Das 


Warenzeichen 


der Fabrik 
chem.pharm. 
Präparate 


HOALBERT WEBER 


MAGDEBURG-W. 
Belfor#ter 54r.23 


he ‚Emweka’, 
die transpor- 
tabla Antenne, 
ohne Draht an 
Jed. Natzgerät 


in einar Minute 

anbringbar, bringt lautklar_ viele Sonder, 
Keine Hochantenne erford. Über 10000 im 
Gebrauah. Anerkennungen aus allen Gauan. 
RM. 4,65, Nachn. 50 Pio, mehr. Prosp. freil 
Max Wunderlich, Köln 118. 


Kleine Verletzungen 
beim Rasieren führen häufig — be: 
sönders bei empfindlicher Haut — 
durch Infektion zu Pickeln und klei- 
nen Entzündungen. Dagegen ist 
Pitralon ein sicheres Mittel. Es des- 
infiziert die Haut bis in dieTiefen der 
Poren. Pitralon öffnet die Talg 
drüsenausgänge, durchdringt die 
beiden Hautschichten und vernich- 
tet auch die im Unterhautzellgewe- 
be wuchernden Krankhejtskeime. 


S 


Überall wo man über Arzneimittel, Chemi- 
kalien und Reagenzien spricht, genießt der 
Name MERCK besondere Wertschätzung.: 


PITRALON ist ein Desinfektions- 
mittel für die Haut, von beson- 
ders intensiver Wirkung, deshalb 
nicht einreiben - nur auftupfen! 


" Das schönste Geschenk ` 
für Heimat und Front 


sind meine neuen Buchserien, teils 
künstlerisch illustriert, mit mehrfar- 
bigen Schugumschlägen. Verlangen 
Sie kostenlos und unverbindlich ein 
Verzeichnis der ` sofort lieferbaren 
Bücher von Versandbuchhandlung 
Karl P. Geuter, Stuttgart 88 

e Postfach 870 


LINGNER-WERKE DRESDEN 


mmm Europa =m 
Schöne länderweise Auswahlen gegen Re- 


ferenzen. Auch an Vereine, soweit Vorrat. 
Erich Boden, Postfach 45, Braunschweig. 


CHEMISCHE FABRIK . DARMSTADT » SEIT 1827 


Das Recht der Hralliahr-Versicherung 


Von Dr. jur. Paul Schmidt-Tüngler 
Umfang: 219 Seiten Preis: kart. RM. 5.40 


Staat und Sozialversicherung 
in Großbritannien und Deutschland 


von Dr, jur. M. E. Krohn 


Schriften zum Arbeitsrecht, Reihe B, Band 3 
Herausgeber: Prof. Dr. W. Siebert 
Umfang: 160 Seiten Preis: kart. RM. 4.80 


„Die deutsche Sozialversicherungsgesetzgebung ist für zahlreiche andere 
Länder beispielhaft geworden. England ist in dieser Hinsicht sehr 


Seit Kriegsbeginn ist das Recht der deutschen Kraftfahr-Versicherung 
völlig neugestaltet worden. Das vorliegende Buch. gibt eine gesamte 
Darstellung der deutschen Kraitfahr-Versicherung unter Berücksichtigung 
sämtlicher neuer Bestimmungen. Es ist nicht nur für den Juristen ge- 
schrieben, sondern so allgemeinverständlich, daß jeder, der sich mit 
Fragen der Kraftfahr-Versicherung zu beschäftigen hat, dieses Buch als 
Rüstzeug braucht. 

Als Anhang sind die wichtigen Gesetzestexte, wie das Pflichtversiche- 
tungsgeseiz, die Ergänzungs- und Änderungs-VO. zum Pilichtversiche- 


zögernd vorgegangen; erst 1911 ist als erstes das Krankenversicherungs- 
gesetz erschienen, und es hat langer innerer Kämpfe bedurft, um diesen 
ersten Schritt vollziehen zu können. Die Verfasserin zeigt in sehr in- 
struktiver Weise, worauf diese zögernde Haltung in England zurück- 
zuführen war, worin sich deutsche und englische Sozialgesetzgebung 
grundsätzlich unterscheiden. Insgesamt eine wissenschaftliche Unter- 
suchung von Niveau, die auch der Fachmann des Sozialversicherungs- 
rechts mit Interesse zur Hand nehmen wird.“ 

„Deutsche Sparkassen-Zeitung“ Nr. 31/1942 


sungsgesetz, das Gesetz über den Versicherungsvertrag in neuester 
Fassung, die Verordnung über die Versicherung von Kraftfahrzeugen, 
beigefügt. Die Rechtsprechung und das gesamte Schrifttum zu dieser 
Rechfsmaterie sind berücksichtigt. Das vorliegende Buch ist gegenwärtig 
die einzige Gesamtdarstellung der deutschen Kraftfahr-Versicherung. 
Neben jedem Rechtswahrer, der sich für die Kraftfahr-Versicherung 
interessiert, werden insbesondere die Versicherungsjuristen, die Kraft- 
fahrzeugsachverständigen, die Versicherungsmakler und die Sachbear- 
beiter für Versicherungsfragen zu diesem Buch greifen. 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direktvom Verlag 


en Ka Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H. 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direktvom Verlag 


Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H. 


Berlin - Leipzig - Wien 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 
Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 


Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse t 


Berlin - Leipzig - Wien 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1 


NIERE und BLASE 


"Haustrinkkur 
Auskunft durch die Kurvarwaltung Bad Wildungen 
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A. Der normative Charakter 
der Vertragsordnung 


Die Vertragsordnungen!), in ihren vielfältigen 
Formen, wie z. B. allgemeine Geschäftsbedingungen, 
hören nicht auf, die wirtschaftenden Menschen und 


1) Der Ausdruck „Vertragsordnung“ (VertrO.) ent- 
spricht mehr als alle anderen (z.B. Geschäftsbedingun- 
gen) der Rechtstatsächlichkeit, weil er den objektiven 
Charakter des Normengefüges deutlich macht. Er ist aber 
in einem weiten Sinne zu nehmen. Denn bei manchen 
Lebensverhältnissen, die üblicherweise VertrO. unter- 
liegen, kann man zum mindesten Zweifel hegen, ob sie 
ihrer Entstehung und erst recht ihrem Inhalte nach schuld- 
rechtliche Verträge sind; man denke nur an Miete und 
Versicherungsverhältnis. 


die Rechtswahrer zu beschäftigen. In Italien sind sie 
bereits Gegenstand der Gesetzgebung geworden); 
in Deutschland ist die Erörterung in vollem Fluß. 
Sie erstreckt sich vor allem in dreifacher Hinsicht. 
Zunächst handelt es sich um die Auslegung ein- 
zelner VertrO., wobei man dann ohne weiteres zur 
allgemeinen Frage der Auslegungsmethoden bei 
VertrO. vorstößt. Sodann erregen Inhalt der 
VertrO. und Art ihrer Durchsetzung im Geschäfts- 
Icben die Gemüter, Man streitet z. B. über die 
Zulässigkeit von Freizeichnungsklauseln, man wen- 
det sich gegen die Ausnutzung von wirtschaftlichen 
Machtstellungen bei Vertragsabschluß usw. Von hier 
ist es nur ein kurzer Schritt zur Frage staatlicher 
Überprüfung von VertrO. Und endlich wendet sich 
die Aufmerksamkeit in letzter Zeit ganz besonders 
dem Wesen der VertrO. zu. Das bedeutet eine 
wissenschaftliche Vertiefung, zugleich aber auch 
eine gerade für die Praxis ungemein wichtige För- 
derung. Deshalb soll gerade dieser Teil der Frage 
im folgenden kurz behandelt werden?). 


2) Hedemann: AkadZ. 1941, 3061. 

3) Für die Frage der Vert, sind an neuerem Schrift- 
tum grundlegend die Arbeiten von Raiser, „Das Recht 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen“, Hamburg 1935, 
und von Günter Haupt, „Die allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen der deutschen Banken“, Leipzig 1937. Außer- 
dem seien genannt: Brandt: DRWiss. 5 (1940), 76 ff.; 
Eilles: ZZP. 62, 1#f.; ders: DGWR. 1941, 121 if.; van 
Erckelens: AkadZ. 1940, 367ff.; GroBmann-Doerth, 
„selbstgeschaffenes Recht der Wirtschaft und staatliches 
Recht“, Freiburg 1933; Hanisch, „Die hoheitliche Ein- 
flußnahme auf die Allgemeinen Geschäftsbedingungen‘, 
Diss. Jena 1939; Herschel: DR. 1939, 1263f.; ders.: 
DR. 1940, 1451 ff.; ders.: AkadZ. 1941, 1741.; ders.: DGWR. 
1941, 252 ff.; ders.: DR, 1941, 1727 f.; Klausing: DNot/. 
1936, 446 ff.; Lancelle: DR. 1941, 1449ff.; Larenz: 
Kieler Blätter 1941,46; Müllereisert: DRechtspff. 1936, 
139; ders.: DGWR. 1941, 260 ff.; Pagenstecher: AkadZ. 
1939 619; Peter: DR. 1938, 53; Riediger: DGWR. 
1941,162ff.; Ristow: DRZ.1935, 108; Ritter: DR. 1940, 
779ff.; Roquette: JW. 1938, 545; v. Schönberg: 
DRZ. 1935, 305; Staudinger-Weber, Bd. H 1 (10) 
S.156, Vorbem. 444 ff. vor § 241 und S.309, Bem., 445 ft. 
zu § 242. 
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Der liberalen Jurisprudenz erschien die VertrO. 
als die abstrakte Vorwegnahme des Inhalts einer 
Vielzahl noch abzuschließender Verträge; diese ab- 
strakten Sätze waren bestimmt, durch Rechtsgeschäft 
Inhalt der späteren Einzelverträge zu werden. Sogar 
Otto von Gierke‘) sah entgegen einigen Schrift- 
stellern seinerzeit in der VertrO. keine Satzung. 
Man sprach auch vom Reihen- oder Massenvertrag*) 
mit typisiertem 
hierin ein Hinweis auf eine überindividuelle Rechts- 
gestaltung zu finden ist. Nach dem Weltkrieg wurde 
der Anklang an das Normative immer stärker, so 
1923 in einer bekannten Abhandlung von Hueck‘), 
und es wurde fast Mode, in diesem Zusammenhange 
von lex contractus zu sprechen’). Hagen?) lehrte 
bereits 1922, die VertrO. sei zwar „Ausfluß und 
Ausdruck reinster Privatautonomie, aber trotzdem 
eine wirkliche und sehr wichtige Quelle objektiven 
Rechts“. Diese Erkenntnis ist dann in der sehr ein- 
gehenden Untersuchung von Raiser’) erhärtet 
worden. 

Erst in letzter Zeit beginnt man sich auf diese 
Ergebnisse der Wissenschaft mehr zu besinnen, auch 
beim Gesetzgeber, wie ja überhaupt die „klassische‘‘ 
Rechtsquellenlehre in Frage gezogen wird +°). Diese 
normative Wirkung wird u. a. von der VO. über die 
Anwendung allgemeiner Versicherungsbedingungen 
vom 29. Nov. 1940 (RGBI. I, 1543) vorausgesetzt. 
Durch die VO. über die verbindliche Einführung 
von Normen, Geschäfts- und Lieferbedingungen so- 
wie von Güte- und Bezeichnungsvorschriften vom 
8. Sept. 1939 (RGBI. I, 1745) ist die Verbindlich- 
erklärung von VertrO. mit strafrechtlicher Folge 
ermöglicht worden. Durch die Verbindlicherklärung 
werden die VertrO. nicht erst zu Normen gemacht, 
sondern in ihrer normativen Wirkung verstärkt. 

Von ganz besonderer Bedeutung ist es, daß sich 
nunmehr auch das RG. vorbehaltslos zum Normen- 
charakter der VertrO. bekannt hat”). Es nennt die 
VertrO. ein „Rechtsordnungsgebäude“, eine „fertig 
bereitliegende Rechtsordnung“. Das hat Zustim- 
mung gefunden 2). Insbesondere hat sich im Schrift- 
tum neuestens Eilles!) um die Vertiefung dieses 
Gedankens verdient gemacht. 

Nach dieser Stellungnahme des RG. dürfte für 
die Praxis der Weg frei sein, die VertrO. als 
Bestandteile des objektiven Rechts an- 
zuerkennen und darüber hinaus die neue Lehre 
im einzelnen zur Rechtsfindung zu verwerten 14). Da 
dies bisher noch wenig geschehen ist, sollen hierzu 
im folgenden einige Änregungen gegeben werden. 
Sie sollen zugleich zeigen, daß der normative Cha- 
rakter der VertrO. auch praktisch außerordentlich 
wichtig und geeignet ist, gerechtere Entscheidungen 
als bisher zu ermöglichen; es soll gewissermaßen 


t) O.v.Gierke, „Deutsches Privatrecht“ Bd.1S.150f. 
N. 


5) Kohler: ArchBürgR.31, 247. 
6) Hueck: JheringsJahrb. 73, 33 ff. 
1) Vgl. statt vieler Großmann-Doerth a.a.O. 5.5. 

3) Hagen angeführt nach Raiser a.a.O. S. 61. 

3} Raiser a.a.O. S.52ff. 

10) Siehe z.B. Reuß-Siebert, „Die konkrete Ord- 
nung des Betriebes‘, Berlin 1941, S.9. 

11) RG.: DR. 1941, 121012, 

32} Herschel: DR. 1941, 1727 zu 3; Siebert: DR. 
1941, 1513; ders.: DR. 1941, 1932 zu Il6c, wo von An- 
näherung an die Anstaltsnutzung (Anstaltsordnung?) ge- 
sprochen wird; ders. in Reuß-Siebert a.a.O. S. 124. 

13) Eilles a.a.0. 

14) Schon Großmann-Doerth a.a.O. Sp betont, 
daß die Bezeichnung der VertrO. als objektives Recht 
„keine nur terminologische Frage“ ist. 


Aufsätze 


Inhalt, und mir scheint, daß schon. 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


von der praktischen Auswirkung her die Probe auf 
das Exempel gemacht werden. Dagegen ist es nicht 
möglich mit logischen Beweisgründen den objek- 
tiven Charakter der VertrO. zwingend darzutun. 
Denn es handelt sich überwiegend um eine Anschau- 
ungsfrage. Mag man sich auch gefühlsmäßig noch 
so sehr dagegen sträuben, man kann einfach nicht 
leugnen, daß die VertrO. die Kraft einer Rechts- 
norm hat. Das ist eine Gegebenheit unseres Rechts- 
lebens, und es bleibt uns nichts übrig, als sie anzu- 
erkennen. Daß diese Anschauung auch praktisch 
weiterführt, wird sich im folgenden zeigen. 


B. Die praktische Bedeutung 
der Zugehörigkeit der Vertragsordnung 
zum objektiven Recht 


Die praktische Bedeutung dieser Rechtsentwick- 
lung wird auf die Dauer nicht hinter dem Wert der 
entsprechenden Linie, die vom Einzelarbeitsvertrag 
über den korporativen Arbeitsnormenvertrag zur 
Betriebs- und Tarifordnung oder von der letztwilli- 
gen Verfügung zur Hofsatzung ($ 10 EHRV.) führte, 
zurückstehen. Sie ist so mannigfach, daß hier nur 
einige Beispiele aufgezählt werden können. Sie 
ließen sich erheblich vermehren, wie etwa durch 
den folgerichtigen Vorschlag, die Akademie für 
Deutsches Recht möge auch an der Schaffung dieser 
Normen beteiligt werden®). 


I. Sachlich-rechtliche Bedeutung 


a) Unterwerfungsgeschäft 
1. Wesen 


Das in einer VertrO. enthaltene objektive Recht 
macht grundsätzlich den Vertrag zwischen den Be- 
teiligten nicht entbehrlich '%), aber es regelt ihn. 
Diese Einwirkung erfolgt — wenn, wie regelmäßig, 
die VertrO. nicht von einer Behörde für verbindlich 
erklärt ist — nicht ohne weiteres, vielmehr „kraft 
Parteiwillens“ °). 

Daraus folgt, daß es sich um eine rechtsgeschäft- 
liche Doppelerscheinung handelt, zum einen um den 
normalen Abschluß eines Vertrages, z. B. den Kauf 
eines Staubsaugers, und zum anderen um das Unter- 
werfen unter die VertrO. Man sollte darum nicht 
unbedingt von zwei verschiedenen Rechtsgeschäften 
reden; es handelt sich regelmäßig um ein einheit- 
liches Geschäft, das in zwei verschiedenen Rich- 
tungen seine Wirkungen entfaltet. Die Doppelspu- 
rigkeit der Wirkungen aber muß scharf ins Auge 
gefaßt werden, wobei insbesondere zu beachten ist, 
daß die Beteiligten nicht etwa sich die VertrO. als 
Muster dienen lassen und deren Sätze zusammen 
mit den von ihnen selbst aufgestellten Klauseln in 
den Inhalt ihres Vertrages aufnehmen. In Wahrheit 
schließen sie einen Vertrag und unterwerfen diesen 
einem „vorgeformten Typus‘‘!%), wobei beide Vor- 
gänge verquickt werden "21. Die Beteiligten begeben 
sich mit ihrem Vertrag in eine bestehende Rechts- 


„Taktischen Vertragsverhältnisse‘“, 
einmal einer Unterwerfung bedarf, bilden eine — wenn 
auch häufige und wichtige — Ausnahme. Vgl. Günter 
Haupt, „Faktische Vertragsverhältnisse‘‘, Leipzig 1941, 
ST 23H: 

11) Großmann-Doerth a.a.O. S. 5. 

18) Lutz Richter a.a.O. S.11. < 

1) Eilles: ZZP. 62,5. 
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ordnung hinein 20. unterwerfen sich einem Spezial- 
gesetz?!). Aber dieses Spezialgesetz wird dadurch 
nicht Vertragsbestandteil®2); es bleibt ausschließlich 
objektives Recht, es bleibt ausschließlich ein ab- 
straktes Gefüge normativer Sätze, ein Gesetz im 
Sinne des Art. 2 EGBGB. 

Diese rechtsgeschäftliche Unterwerfung unter ein 
sonst nicht anwendbares materielles Gesetz bezeich- 
net man am besten als Unterwerfungsgeschäft). 
Wenn Raiser?) dagegen einwendet, darin liege 
„die Vorstellung einer von der Übermacht des Unter- 
nehmens erzwungenen Zustimmung“, so trifft das 
nicht zu. Denn hier unterwirft sich nicht der eine 
Partner dem anderen, sondern beide unterwerfen 
sich gemeinsam der Norm. Das ist gerade das Ty- 
pische dieses Vorganges: die Beteiligten tauschen 
insoweit nicht inhaltlich verschiedene Willenserklä- 
rungen aus; sie geben inhaltlich gleiche Willens- 
erklärungen ab, so daß wir es mit einer „wirklichen 
Vereinigung inhaltlich gleicher Willen“ 5), also mit 


einem Gesamtakt zu tun haben, der Ausdruck eines 


gemeinsamen Willens ist. 

Raiser?) selbst schlägt den Ausdruck Ver. 
weisung“ vor und zieht damit erkennbar die sog. 
materiellrechtliche Verweisung des Zwischenprivaf- 
rechts als Parallele heran. In der Tat liegt der Ver- 
gleich mit der Abmachung nahe, daß auf einen 
Vertrag, der nach den Grundsätzen des EGBGB. 
fremdem Recht unterliegen würde, deutsches Recht 
angewandt werden soll oder umgekehrt). „Verwei- 
sung“ deutet ferner auf den Ehevertrag: dort ist 
„Verweisung‘“ ebenfalls Unterwerfung unter eine 
bereitliegende Rechtsordnung und wohl zu unter- 
scheiden von der Aufnahme einer Rechtsordnung in 
den Vertragsinhalt — eine Unterscheidung, die für 
§ 1433 BGB. von grundlegender Bedeutung ist. 
Man kann vergleichsweise auch an gewisse zivil- 
prozessuale Vereinbarungen (z. B. Vereinbarung 
eines Gerichtsstandes oder eines Schiedsvertrages, 
Anerkennung des Spruches eines Innungsschieds- 
gerichts gemäß $ 91b Abs. 2 u. 3 GewO.) oder an 
die gemeinsame Erklärung nach § 193 AVG. den- 
ken. Entfernter ähnelt das Rechtsgeschäft der ein- 
seitigen Unterwerfungserklärung unter die Ent- 
scheidung einer Behörde, wie etwa der Unterwer- 
fung unter eine Steuerstrafe ($410 RAbgO.), oder 
der Bewilligung einer Vormerkung ($ 885 BGB.), 
die ja Unterwerfung unter eine Beschränkung ist?8). 


2. Willensmängel 

Daß diese Erkenntnis der besonderen Natur jenes 
Rechtsgeschäfts praktisch bedeutsam ist, zeigt sich 
u. a., wenn ein Vertragsteil oder alle Vertragsgenos- 
sen über den Inhalt der VertrO,., der sie sich unter- 
worfen haben, im Irrtum waren, z. B. einen Teil der 
Bestimmungen überhaupt nicht gekannt haben. Das 
RG. 29) entscheidet die Frage gerade aus dem Wesen 
des Unterwerfungsgeschäfts heraus. Nachdem es 
zutreffend den Satz ausgesprochen hat, es komme 
wenig darauf an, was dem in diese Rechtsordnung 
freiwillig Eintretenden im einzelnen von ihrem In- 


20) Eilles: ZZP.62,4; DGWR. 1941, 121 I. Sp. 
21) Haupt, „Geschäftsbedingungen“ S. 26 ff. 

2) And. M. Raiser S. 153. 

23) So z.B. Prölß, VVG. (3) S.30, Anm. 1 zu $5a.F. 
Zweifelnd Lutz Richter a.a.O. S. 12, 
sl Raiser aa O 5.151, 152 N.3, 
25) Binding, „Zum Werden und Leben der Staaten“, 
München 1920, S. 198, 203. > 

26) Raiser a.a. O. S.151 zu IN. 

21) So auch Eilles: DGWR. 1941, 121 r. Sp. 

28) REHG 1, 212 = JW. 1935, 1988 13, 

29) RG.: DR. 1941, 121112 (1212.). 
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halt bekannt sei, fährt es fort: „Dafür ist es recht 
bezeichnend, daß nunmehr, unter der Herrschaft 
ider neuen AligKraftfBed. und AllgKraftfHaftpflBed., 
auf Wunsch des RAA. für Privatversicherung diese 
AllgBed. nicht mehr (wie das früher die'Regel war 
und auch den immer wiederholten Forderungen des 
Aufsichtsamts entsprach) dem Versicherungsnehmer 
ausgehändigt werden; es sollen ihm vielmehr nur 
noch zwölf kurz und volkstümlich gefaßte Mer, 
waltungsmaßregeln“ (Verhaltungsmaßregeln?) über- 
geben werden... Mag diese Anordnung begrüßt 
werden oder nicht ..., so zeigt sie jedenfalls, wie 
wenig es bei dem Eintritt eines Versicherungsneh- 
mers, überhaupt eines Vertragsteiles, in ein für 
weiteste Kreise bestimmtes, fertig ausgearbeitetes 
... Rechtsordnungsgebäude auf die Kenntnis des 
Eintretenden von allen Einzelheiten dieses Gebäudes 
ankommt“. Das ist sowohl dogmatisch wie rechts- 
politisch richtig; denn sonst kann der Zweck der 
VertrO. (von dem noch unter C die Rede sein wird) 
im allgemeinen nicht erfüllt werden. Andererseits 
ergibt sich — wie schon jetzt betont werden mag — 
daraus eine verstärkte Pflicht des Richters, die 
Volksgenossen gegen Mißbräuche auf andere Weise 
zu schützen, damit das Wagnis, das in der Unter- 
werfung, jener „Risikoerklärung‘‘ 5°), liegt, nicht zu 
einem Unrecht wird. 

Fußend auf dem Grundsatze, daß die Kenntnis 
der Beteiligten nicht entscheidend sei, kritisiert 
Eilles3!) scharf, „daß noch kürzlich ein OLG. 
eine von Hunderten von Bestimmungen eines sol- 
chen Gesetzbuchs um deswillen nicht gelten lassen 
wollte, weil sie zu klein gedruckt gewesen sei und 
leicht habe übersehen werden können“. Dieser Kri- 
tik ist beizutreten, wenn auch mit Vorbehalten. 

Zunächst ist sicher, daß das Unterwerfungsge- 
schäft grundsätzlich wegen Willensmängel nach 
SS 119ff. BGB. angefochten werden kann. Rai- 
ser®) will Irrttumsanfechtung schon dann zulassen, 
wenn die VertrO. den Rahmen dessen überschreitet, 
worauf der Erklärende nach seinen bisherigen Be- 
ziehungen zu diesem Unternehmer oder nach dem 
sonstigen Brauch in diesem Geschäftszweig gefaßt 
war. Hiergegen sprechen dogmatische Bedenken 
(Überbewertung des Irrtums im Beweggrunde), und 
rechtspolitisch geht das ebenfalls zu weit. Wer eine 
solche „Risikoerklärung“ abgibt, verdient nur Schutz, 
insoweit er auf etwas nicht zufolge Verschuldens 
des anderen Teils gefaßt sein durfte; außerdem 
wirkt die Anfechtung zu radikal. Darum glaube ich, 
daß hier die Gestalt des Verschuldens beim Ver- 
tragsschluß das rechte Werkzeug ist. Mit ihr kann 
man dem Erklärenden überall genügend helfen, wo 
er es verdient — auch gegen wirklich irreführende 
Druckanordnung —, und zugleich Übertreibungen 
vorbeugen (8 254 BGB.). Damit wird freilich nicht 
die Unterwerfung als solche aus der Welt geschafft; 
das ist auch gut so. Jedoch wird der durch das Ver- 
schulden des anderen Irrende vor Schaden bewahrt. 
Hierbei ist jeweils derjenige Maßstab anzulegen, 
der den Verhältnissen der Beteiligten gemäß ist. 
Eine Großfirma, die einen eigenen Rechtsberater 
angestellt hat, muß natürlich ganz anders behandelt 
werden, als etwa ein ländlicher Kleinmeister, der 
kaum Möglichkeiten hat, sich über die Rechtslage 
zu unterrichten. 

Es kann sein, daß beide Vertragsteile überein- 
stimmend über den Inhalt der VertrO. irrten — ein 
keineswegs seltener Fall. Vielleicht werden sie dann 


30) Siegel: ArchZivPr. 111, 92 ff. 
31) Eilles: DGWR. 1941, 123 I. Sp. 
32) Raiser aaO S. 246. 
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im Wege der Verständigung die Angelegenheit be- 
reinigen. In der Praxis kann man aber beobachten, 
daß sich der irrtümlich Begünstigte an den Buch- 
staben des Wortlauts zu klammern pflegt. Auch hier 
kommt Verschulden beim Vertragsabschlusse in 
Frage. Denn der Kaufmann z. B., der einen stän- 
digen Kunden deshalb nicht über die Abänderung 
einer VertrO. unterrichtet und nicht unterrichten 
kann, weil er die Mitteilungen seiner Fachgruppe 
nur unaufmerksam liest, handelt auch dem Kunden 
gegenüber fahrlässig. Wo ein solches Verschulden 
nicht vorliegt, wird nach den bewährten Grund- 
sätzen zu prüfen sein, ob die Vertragsgrundlage ent- 
fallen ist (§ 242 BGB.), sei es für die Unterwerfung 
(ganz oder teilweise), sei es für den gesamten 
Vertrag. 

Für das Unterwerfungsgeschäft sind Willens- 
mängel usw. also nicht ganz unerheblich. 


b) Auslegung 


1. Der Grundsatz 


Im Zusammenhang mit allgemeinen VertrO. sind 
zwei Gegenstände der Auslegung zu unterscheiden: 
der Vertrag und die Vert) Beide sind rechtlich 
verschieden, und entsprechend dieser Verschieden- 
heit sind bei beiden durchaus andere Auslegungs- 
erundsätze anzuwenden. 

Der Vertrag einschließlich Unterwerfungsgeschäft 
ist nach den allgemeinen Grundsätzen über die Aus- 
legung von Rechtsgeschäften zu deuten. Hier gibt 
es eine Reihe Einzelfragen, die sich zu wiederholen 
pflegen, wie z. B., ob eine stillschweigende Unter- 
werfung vorliegt, ob man sich nur einem Teil der 
VertrO. unterworfen hat, ob die Unterwerfung auch 
künftige Änderungen und Zusätze, also die jeweilige 
VertrO. erfassen soll, ob der Vertrag im ganzen 
auch gelten soll, wenn die Unterwerfung nichtig ist 
usw. Solche typischen Fragen sind beachtlich, aber 
nicht von grundsätzlicher Bedeutung. 

Dagegen ist es von größter Wichtigkeit, aus der 
Eigenschaft der VertrO. als Rechtsnorm herzuleiten, 
daß für deren Auslegung — anders als beim Ver- 
trag — die Regeln über die Gesetzesdeutung und 
nur diese anzuwenden sind. An die Vert) — 
schreibt Eilles®) — „heranzugehen ... mit dem 
Maßstab freier vertraglicher Vereinbarung aller 
Einzelheiten zwischen den konkreten Parteien, ist 
absurd“. Das ist schließlich nichts anderes als die 
notwendige Kehrseite ihrer schon längst anerkann- 
ten Revisibilität3®). 

Daß Gesetze und Willenserklärung nach verschie- 
denen Grundsätzen auszulegen sind *), bedarf keiner 
näheren Darlegung. Wesentlich ist vor allem: bei 
der Rechtsnorm kommt es weit weniger als bei der 
Willenserklärung auf das an, was sich der Verfasser 
bei den einzelnen Bestimmungen gedacht hat, maß- 
gebend ist allein, was in seinen Worten äußerlich 
erkennbar in Erscheinung getreten ist’), und zwar 
kommt es darauf an, was gerade den Angehörigen 
des Lebenskreises erkennbar ist, an den sie sich 
richtet. Diese Regel wirkt sich namentlich bei der 
VertrO. sozial aus, indem sie den Unerfahrenen 
gegen Überrumpelung schützt. Man kann hier nie- 
manden mit dem Satze schlagen, jeder müsse selbst 
wissen, was er unterschrieben habe, und möge es 
noch so unverständlich sein. Vielmehr gilt die 


3) Eilles: DGWR. 1941, 123 I. Sp. oben. 
3) Herschel: DR. 1941, 55". 
Si Staudinger-Riezler, Bd. I (10) S. sim Ein]. 
Rem. 58 ff. 

s} RArbG.: ArbRSammi. 25, 100 = JW. 1936, 1232 26, 


VertrO. nur mit dem Inhalt, den ein verständiger 
durchschnittlicher Beteiligter auf Grund seiner 
Lebenserfahrung, Berufsausbildung usw. ihr ent- 
nehmen kann. Darin liegt ein wertvoller Schutz 
gegen Übervorteilung. „Was die Urheber sich ge- 
dacht haben, als sie sie (die VertrO.) schufen, ist 
wichtig, aber nicht entscheidend; denn es kommt 
vor allem darauf an, was als Rechtsnorm entstanden 
ist, nicht, was sie vielleicht als solche haben setzen 
wollen“ 3). Man kann wohl sagen, daß ein großer 
Teil der strengen Wirkung des Unterwerfungsge- 
schäfts so ausgeglichen wird, eben weil die VertrO. 
auszulegen ist, wie sie nach ihrem objektiven Wort- 
laute — allerdings ohne Buchstabenkult — von 
einem vernünftigen durchschnittlichen Beteiligten 
aufgefaßt werden darf und muß. 


2. Lückenausfüllung 


Wenn auch hier auf Einzelheiten der Auslegung 
einer VertrO. 38) nicht eingegangen werden kann, so 
sei doch die Lückenausfüllung noch besonders ge- 
streift. Bei Vertragslücken sind dem Richter stark 
die Hände gebunden. Obgleich unsere neuere 
Rechtsentwicklung u. a. durch ein Zurückdrängen 
des Subjektivismus gekennzeichnet ist?) und ob- 
gleich § 157 BGB. eine ergänzende Auslegung von 
Verträgen gestattet, so kann das Gericht sich doch 
nicht weit von dem Parteiwillen entfernen, der beim 
Vertragsschluß tatsächlich vorhanden gewesen ist. 
Anders bei der Ausfüllung einer Lücke im Gesetz! 
Hier gilt der klassische Satz Eugen Hubers‘'): 
„Der Richter soll in solchen Fällen so entscheiden, 
wie der konsequente Gesetzgeber entschieden haben 
würde, wenn er an diese Fälle gedacht hätte“ und 
— so muß man hinzufügen — sich vom national- 
sozialistischen Rechtsdenken hätte leiten lassen (§ 1 
StAnpG., § 7 RVerwGerErl.). Das Gericht steht 
also Lücken einer VertrO. freier gegenüber als Ver- 
tragslücken und hat bei jenen viel mehr rechtspoli- 
tische Möglichkeiten und Pflichten. „Der Unter- 
schied der historisch rückschauenden Tätigkeit des 
Ermittelns und Feststellens früherer, abgeschlosse- 
ner Vorgänge und der lebendes Recht erkennendeı 
und anwendenden Tätigkeit des Richters wird klar. 
Es handelt sich um eine Recht findende, nicht unı 
eine Historisches feststellende Richtertätigkeit‘ +). 

Auch darin liegt eine sozial- und rechtspolitische 
Gewähr, liegt auch ein Ventil, das es der Dynamik 
des Lebens gestattet, sich Geltung zu verschaffen. 
Die volle Bedeutung dieses Umstandes wird erst 
im späteren Verlaufe unserer Abhandlung hervor- 
treten. 


3. Einigsein der Beteiligten 


Es kommt vor, daß sich die Streitteile über die 
Auslegung einer VertrO. einig sind. Nach der Rspr. 
des RG. ist insoweit „für eine richterliche Aus- 
legung kein Raum“ #). Dem kann nicht zugestimmt 
werden. 

Die Ansicht des RG. paßt auf Willenserklärungen. 
Bei Gesetzesauslegung greift indessen dieser Grund- 
satz nicht durch: die Feststellung des Normen- 
gehaltes ist von der Auffassung und dem Willen 
der Normenunterworfenen völlig unabhängig. Das 
ist gerade auch bei VertrO. rechtspolitisch erfreu- 


31) Eilles: ZZP. 62, 3. 

38) Vgl. Raiser a.a. O. S. 251 ff. 

3) Herschel: DRWiss. 6, 94 ff. 

am Eugen Huber, „Erläuterungen zum Vorentwuri“ 
Bd. I, 1907, S. 37. 

Enles: ZZP. 62, 9. 

£2) RG.: DR. 1941, 1726°. 
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lich. Denn diese wollen grundsätzlich eine Ordnung 
schaffen, wollen einheitliche Tatbestände einheit- 
lich regeln. Es wäre aber mit dem Ordnungsgedan- 
ken. unvereinbar, diese Klauseln je nach der Ein- 
stellung der Beteiligten bei sonst gleichen Verhält- 
nissen einmal so und einmal so auszulegen. Das 
könnte zu einem ordnungswidrigen Zustande füh- 
ren, den jene Bestimmungen zu verhüten bestimmt 
sind. 

Wollen sich die Beteiligten vom objektiven Ge- 
halte der VertrO. befreien, so genügt es nicht, daß 
sie eine gemeinsame Ansicht über die Auslegung 
haben und kund tun; sie müssen dann schon ihre 
rechtsgeschäftliche Unterwerfung unter die VertrO. 
durch ein neues Rechtsgeschäft insoweit rückgängig 
machen. Ein derartiger „Auslegungsvertrag“ ist aber 
keine Auslegung der VertrO., sondern ein nach- 
trägliches Abkommen darüber, daß insofern die 
VertrO. mit ihrem wirklichen Inhalt für sie nicht 
gelten soll. Es steht nichts im Wege, in diesem 
Sinne das ursprüngliche 
rückwirkend zu ändern; jedoch handelt es sich bei 
solcher authentischen Vertrags- (nicht: Gesetzes-) 
Interpretation um ein neues Rechtsgeschäft beson- 
derer Art‘). Ein solcher „Auslegungsvertrag“ kann 
nicht vermutet werden, ganz besonders dann nicht, 
wenn einer der Beteiligten durch Vertrag mit 
Wettbewerbern, Anordnung eines Kartells usw. ver- 
pflichtet ist, seinen Verträgen die VertrO. zugrunde 
zu legen. 


c) Richterliche Nachprüfung 


1. Notwendigkeit 


In einem geordneten Staatswesen gibt es keine 
politische Selbstverantwortung ohne staatliche Kon- 
trolle. Wenn aber die VertrO. eine Rechtsquelle ist, 
so folgt schon daraus. daß jede VertrO. in irgend- 
einer Form staatlicher Aufsicht unterliegen muß 44). 
Man liest mitunter Aufsätze, in denen es so dar- 
gestellt wird, als sei diese Nachprüfung recht über- 
flüssig, weil das selbstgeschaffene Recht der Wirt- 
schaft stets von mustergültiger Ausgeglichenheit 
und ein leuchtendes Vorbild sozialer Gerechtigkeit 
sei. Angesichts dessen erscheint. es notwendig, 
immer wieder Beispiele für das Gegenteil anzu- 
führen. 

Vor mir liegt ein Garagenmietvertrag v. 7. Okt. 
1941, ein gedruckter - Formularvertrag gemäß den 
„Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Garagen- 
betriebe‘‘, herausgegeben vom Reichsverband der 
Garagenbesitzer e. V., Berlin W: 50, beginnend mit 
„Einschreiben“ und endend ‚mit deutschem Gruß“. 
Ihm ist eine „Hausordnung“ als „maßgebend“ an- 
gefügt. Unter dem harmlosen Namen „Hatusord- 
nung“ werden zahlreiche Rechtsfragen behandelt. 
Bei Ziff. 6, 7 finden wir folgende Regelung: „Der 
Einsteller hat für alle durch ihn selbst, seine An- 
gestellten oder seine Beauftragten verursachten (!) 
Schäden aufzukommen“, haftet also auch für alle 
unverschuldeten Schäden. Umgekehrt: „Mit Aus- 
nahme der gesetzlichen Haftung für eigenen Vorsatz 
haftet der Garagenbesitzer nicht für irgendwelche 
Nachteile, Sach- oder Personenschäden ... Störun- 
gen, Versagen und Minderleistungen (z. B. der Hei- 
zung) berechtigen nicht zur Minderung der über- 
nommenen Leistungen oder zu Schadenersatzan- 
sprüchen.‘““ 

Es versteht sich von selbst, daß es eine Stelle 
geben muß, die derartigem autoritativ entgegen- 


43) Crome, System, Bd. E S.407 N. 1. 
4) Großmann-Doerth a.a.0. S.25f, 
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treten kann. Und gewiß ist die Einrichtung der 
Vert) auch deshalb zu begrüßen, weil sie zu- 
folge ihrer Gleichförmigkeit die Kontrolle erleich- 
tert $); freilich macht sie sie auch notwendiger #). 


2. Gegenstand der Prüfung 


Für die Nachprüfung ist es wiederum von ent- 
scheidender Bedeutung, das Unterwerfungsgeschäft 
und die VertrO. auseinanderzuhalten. 


Was zunächst das Unterwerfungsgeschäft betrifit, 
so besteht kein Zweifel, daß dieses richterlicher Be- 
urteilung unterliegt. Praktisch wird es sich in die- 
sem Zusammenhange meist um $ 138 BGB. handeln 
und — ganz konkret gesprochen — darum, ob die 
Unterwerfung unter Mißbrauch einer wirtschaft- 
lichen Machtstellung erzwungen worden ist 2). 


Ohne auf diesen so häufig erörterten Punkt näher 
einzugehen, sei nur vor Übertreibungen und unan- 
gebrachten Verallgemeinerungen gewarnt. Insbeson- 
dere sollte man dort nicht ohne weiteres von Mono- 
polmißbrauch sprechen, wo der angeblich Benach- 
teiligte nicht einmal den Versuch gemacht hat, sich 
seiner Haut zu wehren. Allerdings — wenn ich mir 
als Privatmann einen kleinen Kühlschrank oder 
einen Volksempfänger kaufen will, fehlt es mir 
geradezu an jedem Kampfplatz. Hier lautet die 
Frage nur: kaufen und widerspruchslos unterschrei- 
ben oder nicht kaufen? Etwas anderes gibt es nicht, 
sogar jede ernsthafte Diskussion ist mir verwehrt. 
Insbesondere unter Vollkaufleuten ist das indessen 
oft wesentlich anders. Hier wird auch heute noch 
zum Teil sehr entschieden gerungen und gekämpft, 
hier wird noch „ausgehandelt“ 48). Wer, obgleich es 
nicht aussichtslos ist, überhaupt nicht versucht, für 
sich etwas Besseres zu erkämpfen, kann nicht gehört 
werden, wenn er nachher darüber jammert, er sei 
vergewaltigt worden; er verdient eben keinen Schutz. 
M. E. wird das nicht immer genug berücksichtigt., 

Grundverschieden von der Nachprüfung des Unter- 
werfungsgeschäfts ist die Inhaltskontrolle der Ver- 
trO. selbst2%). Daß sie in besonderem Maße not- 
wendig ist, wurde schon zu BIc1 dargelegt. Wer 
soll diese Nachprüfung vornehmen? Man könnte 
sich vorstellen, daß eine VertrO. nur mit behördlicher 
Genehmigung erlassen werden darf. Dann würde 
der Richter nur ganz selten in die Lage kommen, 
sich mit der inhaltlichen Überprüfung einer VertrO. 
zu beschäftigen. Aber auch wenn eine VertrO. von 
der zuständigen Stelle für verbindlich erklärt ist, 
wird man den Richter grundsätzlich nicht für befugt 
erachten, zu untersuchen, ob gegen deren Inhalt 
Bedenken obwalten:®), es sei denn, daß offenkun- 
diger Ermessensmißbrauch vorliegt. Eine durch Ver- 
waltungsakt gebilligte VertrO. muß grundsätzlich 
als genügend vorgeprüft hingenommen werden. Für 
sie trägt die Stelle die politische Verantwortung, 
die im Rahmen ihrer Zuständigkeit entschieden hat. 

Da es sich hier um eine ausgesprochen rechts-, 
wirtschafts- und sozialpolitische Entscheidung han- 
delt, würden sich für sie im allgemeinen eine Ver- 
waltungsbehörde oder ein Organ der wirtschaft- 
lichen Selbstverantwortung, z. B. der Reichsnähr- 
stand, besser eignen als das Gericht. Wo es aber 


S Lutz Richter a.a.O. S.10. 

4) Vgl. auch Freisler, „Grundlegende Denkformen 
des Rechts im Wandel unserer Rechtserneuerung“, Ber- 
lin 1941, S.33. 

47) Raiser a.a.O. 5.283ff. 

48) Herschel: AkadZ. 1941, 174. 

49) Eilles: DGWR. 1941, 125. 

5%) Eilles: DGWR. 1941, 126 1.Sp. 
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an einer solchen Vorprüfung fehlt, darf der Richter 
der dann ihm anfallenden Kontrollpflicht nicht aus- 
weichen. Er wird oft gut tun, vorher eine Äußerung 
derjenigen Stellen beizuziehen, die ihm für die poli- 
tische Beurteilung hervorragend geeignet erschei- 
nen, z. B. des Reichswirtschaftsministers. Auch dürf- 
ten sich solche Fälle für die Mitwirkung des Staats- 
anwalts im Zivilprozeß besonders eignen. 


3. Maßstab 


Der Maßstab, der bei der Prüfung des Unter- 
werfungsgeschäftes anzuwenden ist, liegt auf der 
Hand. Er ergibt sich aus den Vorschriften des BGB., 
wobei diese nach dem auf der nationalsozialistischen 
Weltanschauung beruhenden gesunden Volksemp- 
finden auszulegen sind. Wie schon angedeutet (BI 
c2), ist in erster Linie an $ 138 BGB. zu denken. 
Darüber braucht hier nicht weiter gesprochen zu 
werden. 

Wiederum liegen die Dinge bei der VertrO. an- 
ders als beim Unterwerfungsgeschäft. „Mit der Auf- 
fassung, man habe es mit echten Vertragsverein- 
barungen zu tun, die, auf manchesterlicher Freiheit 
beruhend, nur durch das schwere Geschütz des 
$ 138 BGB. und das etwas beweglichere der SS 157, 
342 BGB. in Schranken gehalten werden könnten, 
wird man der wahren Rechts- und Sachlage nie- 
mals gerecht werden kënnen?" 2), Das ist allerdings 
nicht so zu verstehen, als ob man jede VertrO. ein- 
fach hinnehmen müsse, weil sie objektives Recht 
enthält. Im Gegenteil, gerade mit Rücksicht auf 
ihre Zugehörigkeit zur Normenwelt ist sie besonders 
gewissenhaft zu prüfen, ist an sie ein strengerer 
Maßstab anzulegen, wie ja überhaupt die Anerken- 
nung des objektiven Charakters der VertrO. alles 
andere als eine Privilegierung privater Interessen, 
sondern praktisch eine Abwehrmaßnahme ist: wer 
sich als Gesetzgeber geriert, muß sich auch öffent- 
licher Kontrolle unterwerfen. Deshalb muß hier der 
Richter weit über § 138 BGB. hinausgehen. 

Beispiel: Wucher setzt nach der herrschenden 
Meinung nicht nur gegenständlich ein auffälliges 
Mißverhältnis, sondern auch das subjektive Merk- 
mal der Ausbeutung voraus. Bei der VertrO. ist 
nicht auf den Wucherbegriff abzustellen, vielmehr 
ganz allgemein auf die Idee des richtigen Rechts; 
es braucht also in unserem Falle weder eigentliche 
Ausbeutung noch gar Ausbeutungsabsicht festge- 
stellt zu sein, damit der Richter die VertrO. un- 
angewendet läßt. Die Idee des richtigen Rechts 
allein ist — ohne Rücksicht auf BGB.-Begriffe — 
der allein entscheidende Maßstab. Wir wissen schon: 
der Richter steht hinsichtlich der Lückenausfüllung 
der VertrO. freier gegenüber als dem Vertrag (BI 
b2); bezüglich der richterlichen Inhaltsprüfung ver- 
hält es sich genau so. Allerdings — der Richter soll 
hierbei nicht kleinlich sein; aber soweit die VertrO. 
nicht von anderer Seite bindend vorgeprüft ist, trifft 
ihn die politische Verantwortung vor dem Volk da- 
für, daß nichts seinem Spruche zugrunde gelegt 
wird, was dem Geiste des Rechts widerspricht. Dar- 
auf hat er von Amts wegen mit aller Entschieden- 
heit zu sehen. 

In diesem Zusammenhange ist noch ein anderer 
Unterschied zur Überprüfung eines Rechtsgeschäfts 
beachtlich. „Es ist denkbar, daß man eine bestimmte 
Klausel als Inhalt eines Einzelvertrages ausnahms- 
weise als singuläre Erscheinung unbeanstandet las- 
sen kann. Wenn uns aber die gleiche Klausel als 
Inhalt einer Rechtsnorm begegnet, wenn sie Gel- 


51) Eilles: DGWR. 1941, 124 I. Sp. 
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tung für eine unbekannte Vielzahl von Fällen be- 
ansprucht, so kann um dieser mengenmäßigen Aus- 
weitung ihrer Bedeutung willen eine andere, und 
zwar ablehnende Beurteilung am Platze sein‘2). 
Hier schlägt die Quantität in die Qualität um. Das 
hat zunächst darin seinen Grund, daß man schon 
aus sittlich-politischen Gründen an eine Rechtsnorm 
viel höhere Anforderungen stellen muß als an einen 
Vertrag: jede Rechtsnorm muß so zweckmäßig und 
gerecht sein, daß sie das blinde Vertrauen eines 
jeden Volksgenossen rechttertigt5). Zudem: „Wer 

. in Deutschland ein Gesetzgebungswerk, eine 
Rechtsordnung aufstellt, bestimmt, an die Stelle 
des sonst geltenden Gemeinrechts zu treten für 
unbestimmt wieviele Fälle, vielleicht in allen deut- 
schen Landen, der steht unter ganz anderen An- 
sprüchen der Gemeinschaft, als etwa derjenige, der 
als A mit B einen einmaligen Individualvertrag 
schließt, der die Gemeinschaft wenig oder gar nicht 
interessiert. Der Maßstab, nach dem Bestimmungen 
eines solchen konkreten Individualvertrags zwischen 
A und B wegen Sittenverstoßes nichtig sein mögen, 
muß naturgemäß versagen, wenn er an Bestimmun- 
gen angelegt wird, die an Gesetzes Statt Geltung 
für unbestimmt viele Volksgenossen in unbestimmt 
vielen Fällen in Anspruch nehmen und faktisch auch 
genießen. Das verkennen, hieße vor der Wirklichkeit 
die Augen verschließen und Rechts- und Wirt- 
schaftsvorgänge in das Prokrustesbett eines freiwil- 
ligen, zweiseitigen Vertrages zwängen, die nicht 
wel) hineinpassen, sondern ihm längst entwachsen 
sind‘ 32). 


4. Konkrete Wertung 


Wer unserem Gedankengang bisher gefolgt ist, 
könnte sich zu der Annahme verleiten lassen: sobald 
eine VertrO. zur Erörterung stehe, verwandle sich 
jedes Gericht gewissermaßen in einen Staatsgerichts- 
hof, der feierlich über die Gültigkeit von Rechts- 
normen sein Votum abgebe. So ist es nicht. Die Ent- 
scheidung erfolgt im Rahmen eines schlichten Zivil- 
prozesses, und daran ändert sich nichts. Aus dem 
Wesen des Zivilprozesses ergibt sich, daß das Ge- 
richt nicht allgemeine Fragen, sondern ausschließ- 
lich die zwischen den Parteien anhängige Streitfrage 
zu entscheiden hat. 

Die Versuchung, weiter einzugreifen, ist für den 
Richter allerdings groß, und leider widerstehen die 
Gerichte ihr nicht immer — sehr zum Schaden für 
das Verfahren und für die lebensnahe Entscheidung 
des Streitfalles. Ein lehrreiches Beispiel ist die Rspr. 
zum verlängerten Eigentumsvorbehalt. „Die abge- 
tretenen Forderungen müssen sich ... im Wege 
einer vernünftigen Auslegung der Verkaufsbedin- 
gungen der Vorbehaltsverkäuferin nach Gegenstand 
und Umfang hinreichend bestimmen lassen. Diese 
Bestimmbarkeit muß allgemein möglich sein; sie ist 
nur dann vorhanden, wenn kein Fall denkbar ist, 
in dem ihre nur gattungsmäßige Bezeichnung zu 
Zweifeln Anlaß gibt... Es genügt nicht, daß die 
Bestimmbarkeit gerade in dem gegenwärtig zur Ent- 
scheidung stehenden Falle möglich ist. Vielmehr 
muß die Bestimmbarkeit der abgetretenen Forde- 
rungen in jedem Falle gewährleistet sein, in dem 
die Verkaufsbedingungen denkbarerweise eingreifen 
sollen“ 5). Eine solche Betrachtungsweise schießt 
über das Ziel hinaus. 

52) Herschel: DR. 1941, 1728 r. Sp. oben. 

5) Großmann-Doerth a.a.O. S.12t. 

54) Eilles: DGWR.1941,125 r.Sp. ° 

55) RG.: DR. 1940, 581% (582 r. Sp.). 
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Man kann sich das leicht am Beispiel des Zwi- 
schenprivatrechts klarmachen. Mag die Anwendung 
fremden Rechts auf Gesetz oder auf Rechtsgeschäft 
beruhen, stets hat der deutsche Richter den frem- 
den Rechtssatz nach Maßgabe des Art. 30 EGBGB. 
sachlich zu überprüfen. Diese Prüfung muß nach 
der herrschenden Meinung durchaus konkret sein: 
es kommt nicht auf die Rechtsnorm als solche an, 
vielmehr ausschließlich darauf, ob ihre Anwendung 
gerade im konkreten Falle zu einem Ergebnis führt, 
das im Sinne des Art. 30 EGBGB. mißbilligens- 
wert ist. „Es genügt also nicht, daß der auslän- 
dische Rechtssatz mit unseren sittlichen Anschau- 
ungen nicht vereinbar ist, es kommt darauf an, ob 
die Anwendung desselben uns zugemutet werden 
kann. Nur wenn auch diese für uns unzumutbar ist, 
ist der ausländische Rechtssatz beiseite zu lassen. 
Ob das der Fall ist, hängt ganz von den Umständen 
ab. Ob es fremde Rechtssätze gibt, deren Anwen- 
dung unter allen Umständen wie immer der Fall 


liegen möge, anstößig ist, ist zweifelhaft, aber wohl ` 


zu verneinen‘6). Diese Zurückhaltung gegenüber 


fehlerhaftem (fremden) Rechte ist erst recht gegen- 


über deutschem Recht am Platze. 


Das allein entspricht praktischen Bedürfnissen. 
Die richterliche Überprüfung einer Rechtsnorm in 
abstracto ist kaum mehr als eine theoretische Spie- 
lerei. Sie ist jedenfalls im Gerichtssaal eine völlig 
müßige und unwirtschaftliche Vergeudung von Kraft 
und Zeit. Daß sie innerhalb eines Rechtsstreits 
irgendwie einen anerkennenswerten Sinn zu haben 
vermöchte, hat m. W. bislang noch niemand nach- 
gewiesen. Wenn sich ein Rechtssatz im konkreten 
Falle nicht als schädlich auswirkt, was soll uns 
dann an seiner Anwendung hindern? Sollen wir 
etwa sogar — und das ist die unabweisbare Folge 
der hier bekämpften Ansicht — einen im häufigen 
Falle A ungemein vorteilhaften Rechtssatz deshalb 
als überhaupt nicht vorhanden betrachten, weil er 
in dem seltenen Fall Z zu einem unbilligen Ergebnis 
führt? Vor einem solchen schematischen Formalis- 
mus kann nicht eindringlich genug gewarnt wer- 
den. Das stimmt auch mit dem bekannten Satze 
Reichels5?) überein: „Der Richter ist kraft seines 
Amtes verpflichtet, von einer gesetzlichen Vorschrift 
bewußt abzuweichen dann, wenn jene Vorschrift 
mit dem sittlichen Empfinden der Allgemeinheit 
dergestalt in Widerspruch steht, daß durch Ein- 
haltung derselben die Autorität von Recht und 
Gesetz erheblich ärger gefährdet sein würde, als 
durch deren Außerachtsetzung.‘“ Also eine konkrete, 
auf den Einzelfall abgestellte Betrachtungsweise! 
Alles das gilt auch für die richterliche Nachprüfung 
allgemeiner VertrO. 


Als Ergebnis ist festzuhalten: die Erkenntnis, 
daß es sich bei den VertrO. nicht um einen Vertrags- 
inhalt, sondern um ein Normengefüge handelt, zwingt 
dazu, daß bei der richterlichen Nachprüfung solcher 
VertrO, stets nur darauf abzustellen ist, wie sich die 
Anwendung der VertrO. gerade im konkreten Falle 
auswirkt®s). Eine abstrakte Prüfung ist unzulässig. 


56) Raape, „Deutsches Internationales Privatrecht“, 
Bd. I, Berlin 1938, S. 60f. Vgl. auch Heinrich Leh- 
mann, Allgemeiner Teil des BGB. (14) 5.44 zu IV. 

d 57) Reichel, „Gesetz und Richterspruch“, Zürich 1915, 
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58) Vgl. hierzu auch ROZ. 152, 251 (254) = JW. 1937, 
1491. — Nur in Ausnahmefällen wird der Richter aus- 
sprechen können, daß überhaupt kein Tatbestand denk- 
bar sei, auf den sich die fragliche Klausel anwenden 
ließe; die Klausel sei also offenbar schlechthin nichtig. 
So liegen die Dinge aber nur selten. 
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weil sie des inneren Grundes entbehrt. Das schließt 
allerdings nicht aus, daß wir auch den Einzelfall 
in seinen größeren Zusammenhängen betrachten 
müssen: ist die Regelung des Einzelfalles zwar, 
isoliert gesehen, unbedenklich, stört sie aber durch 
ihre Gestaltung eine höhere Ordnung, so muß bei 
sozialistischer Betrachtungsweise jene Regelung des 
Einzelfalles abgelehnt werden. Das hat jedoch damit 
nichts zu tun, daß jeder Einzelfall konkret gewertet 
werden muß. Daß der Wertungsmaßstab überindi- 
viduell ist, steht konkreter Beurteilung nicht ent- 
gegen. Wertungsmaßstab und Wertungsart sind 
eben verschiedene Dinge. 


Die Erkenntnis des Wesens der VertrO. verhilft 
indessen der konkreten Wertung auch noch in an- 
derem Betracht zum Siege. Bekanntlich hat man 
bisher die VertrO. vielfach unter dem Gesichts- 
punkte des Wuchers angegriffen. Wie bereits ge- 
zeigt, ist das sachlich unzureichend. Es kommt hin- 
zu, daß nach herrschender Ansicht Wucher die gänz- 
liche Nichtigkeit des Geschäfts zur Folge hat. „Das 
ganze Rechtsgeschäft ist nichtig, nicht bloß der Teil, 
welcher die Bewucherung enthält“ 59). Dieser Um- 
stand führt in der Praxis zu schiefen Ergebnissen o, 
gerade auch bei allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
Man hat dabei jedoch übersehen, daß auf die 
VertrO, das Recht der Willenserklärung und des 
Rechtsgeschäfts überhaupt nicht paßt und daß man 
bei ihrer Beurteilung nicht die Rspr. über die totale 
Nichtigkeit bei Wucher heranziehen darf. Durch 
diese Rspr. braucht sich mithin niemand in einer 
elastischen Beurteilung der VertrO. gehemmt zu 
fühlen. Das ist vor allem in doppelter Hinsicht von 
Bedeutung. 


Erweist sich ein Teil einer allgemeinen VertrO. 
als nichtig, so liegt darin nicht ohne weiteres die 
zwingende Notwendigkeit, die gesamte VertrO. als 
hinfällig zu betrachten. Wenn wir heute z. B. er- 
kennen, daß einzelne Vorschriften des BGB. in 
bestimmten Fällen nicht mehr angewendet werden 
dürfen, so kommt es uns nicht in den Sinn, das 
Kind mit dem Bade auszuschütten. Beispiel: aus 
dem Umstand, daß die $$ 323ff. BGB. für das 
Arbeitsverhältnis nicht mehr (unmittelbar) gelten, 
zieht keiner den Schluß, nunmehr müsse man diese 
Paragraphen auch für alle anderen Fälle als un- 
mittelbar anzuwendendes Recht gestrichen ansehen 
oder jetzt sei gar das BGB. als ganzes außer Kraft 
gesetzt. Auch in der grundlegenden Entscheidung 
RGZ. 111, 322 ist anerkannt, daß das richterliche 
Prüfungsrecht gegenüber Rechtsnormen dazu füh- 
ren kann, die Gültigkeit (nur) einzelner Bestimmun- 
gen des Gesetzes abzuerkennen. Darin scheint mir 
ein erheblicher praktischer Fortschritt zu liegen. 


Ebenso — und das ist das Zweite — steht es 
m. E im pflichtgemäßen Ermessen des Richters, 
unanwendbare Bestimmungen einer Vert). umzu- 
deuten. Maßgebend hierfür ist allerdings nicht § 140 
BGB., weil nicht ein Rechtsgeschäft, sondern eine 
Rechtsnorm zu beurteilen ist. Wenn aber der Richter 
auf eine nichtige oder im Einzelfalle unanwendbare 
Klausel einer VertrO. stößt, so braucht er nunmehr 
keineswegs dabei stehenzubleiben, an Stelle der 
insoweit nichtigen VertrO. das staatliche Gesetz, 
z.B. das BGB. oder das HGB., anzuwenden. Er 
vermag hingegen, wenn zwingende Gründe der 
Gerechtigkeit dafür sprechen, die so entstandene 
Lücke in freier rechtsschöpferischer Tätigkeit aus- 


5) Staudinger-Riezler, Bd.1(10) S.719, Bem. 39 
zu § 138. 
0) Volkmar: AkadZ. 1937, 634. 
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zufüllen (vgl. oben BIb2). Auch das ermöglicht 
eine Überwindung der bisherigen sehr bedenklichen 
Starrheit. 


d) Sog. Arglisteinwand 


Die Gerechtigkeit verlangt eine Auflockerung des 
starren Nichtigkeitsgrundsatzes auch in vielen Fäl- 
ien, in denen sich ein Beteiligter zunächst wider- 
spruchslos einer VertrO. unterworfen hat und erst 
nachträglich mit der Einlassung hervorgetreten ist, 
die VertrO. sei (zum Teil) wegen inhaltlicher Män- 
gel nichtig. Jedenfalls ist es grundsätzlich mit Treu 
und Glauben sowie mit gesundem Volksempfinden 
unvereinbar, zunächst derartige Bedingungen ohne 
jeden Versuch ihrer Abänderung (vorausgesetzt, daß 
ein Versuch überhaupt Sinn hat) widerspruchslos 
hinzunehmen und erst nachträglich, nachdem das 
Geschäft fast restlos abgewickelt ist, unter Vor- 
schützen der gänzlichen oder teilweisen Nichtigkeit 
Angriffe zu erheben. Wer das tut, muß damit rech- 
nen, daß ihm ein Verstoß gegen Treu und Glauben 
entgegengehalten wird, weil ein venire contra fac- 
tum proprium vorliege. 

Freilich kommt es darauf an, diesen rechtspoliti- 
schen Gesichtspunkt dogmatisch einwandfrei zu be- 
handeln. Denn es dreht sich um Nichtigkeit, und 
gegenüber Nichtigkeit gibt es keinen Einwand der 
Argliste); 8242 BGB. hat nicht „die Kraft, daß 
er einen nach dem Gesetz nichtigen Anspruch 
zu einem vollwirksamen machen könnte‘). Insbe- 
sondere ist auch die Berufung auf Nichtigkeit wegen 
Formmangels keine Rechtsausübung, „so daß diese 
Fälle nicht in die Lehre von der unzulässigen Rechts- 
ausübung hineingezogen werden dürfen“ ®). 

Allein — die Bedeutung des $ 242 BGB. erschöpft 
sich hierin nicht. Es gibt ja auch zu denken, daß das 
RG. in manchen Fällen des Formmangels, also doch 
auch bei Nichtigkeit wegen Verstoßes gegen das 
objektive Recht, über § 242 BGB. zur Bejahung der 
Gültigkeit des Geschäfts kommt. Weshalb die Fälle 
der SS 125, 138 BGB. in diesem Punkte verschieden 
behandelt werden dürfen und sollen, ist nicht einmal 
in RGZ. 160, 52 = DR. 1939, 930:3 gesagt, obgleich 
die Entscheidung ausdrücklich den Unterschied 
macht. 

Diese scheinbare dogmatische Schwierigkeit löst 
sich leicht, nämlich durch die Feststellung, daß § 242 
BGB. sachlich sehr weit über das Gebiet der ehe- 
maligen exceptio doli generalis hinausgreift. Das 
erkennt man vor allem, wenn man die Methode völ- 
kischen Rechtsdenkens anwendet, weil sie uns lehrt, 
das Recht in der natürlichen Ordnung der Dinge 
selbst zu schauen. Was hierunter in unserem Falle 
zu begreifen ist, verdeutlicht vielleicht am einfach- 
sten ein Hinweis auf das Verschulden beim Vertrag- 
schluß oder — richtiger — bei der Vertraganbah- 
nung. Danach erzeugt schon die Vertraganbahnung 
ein Vertrauensverhältnis unter den in Aussicht ge- 
nommenen Vertragsgenossen, und dieses Vertrau- 
ensverhältnis schließt ein rechtliches Band mit be- 
stimmten Treu- und Sorgfaltspflichten in sich. Diese 
Rechtsstellung beruht nicht etwa auf Willenserklä- 
rungen; denn sie ist auch vorhanden, wenn solche 
weder vorher noch nachher abgegeben worden sind 
oder wenn es aus anderen Gründen nicht zum Ver- 
tragsschluß kommt. Vielmehr wurzelt diese Rechts- 
stellung unmittelbar in dem Lebenstatbestande 


#1) Siber in Reichsgerichtsfestschrift Bd.3 S. 377. 
oO Matthiessen: DGWR. 1938, 213 r. Sp. 
oh Siebert, „Verwirkung und Unzulässigkeit der 
Rechtsausübung‘‘, Marburg 1934, S.125 N.39. Vgl. auch 
Herschel: DJ. 1939, 1488 I. Sp.; ders.: DR. 1940, 581; 
lL.arenz: DR. 1939, 1158. 


selbst: wer einen Vertrag anbahnt, schuldet aus der 
Natur der Sache heraus seinem Partner von vorn- 
herein nach Treu und Glauben ein gewisses Maß 
von Sorgfalt; er steht zu ihm in einem faktischen 
Vertragsverhältnis kraft sozialen Kontakts 54). 

Ähnlich ist es hier, selbst wenn man den extremen 
Fall unterstellt, zufolge des Mangels der VertrO. 
sei zwischen den Beteiligten überhaupt kein gültiges 
Rechtsgeschäft zustande gekommen. Wer sich, na- 
mentlich als Großunternehmer, auf einen ihm als 
solchen erkennbaren fehlerhaften oder möglicher- 
weise fehlerhaften Vertrag vorbehaltslos einläßt, die 
Erfüllung seitens des anderen Teils entgegennimmt, 
vielleicht sogar auch seinerseits alles zur Abwick- 
lung Erforderliche tut, kann im allgemeinen nicht 
hernach damit gehört werden, der Vertrag sei un- 
ordentlich. Wenn er ohne zwingende Not so handelt, 
verstößt er gröblich gegen Treu und Glauben. Er 
verletzt seine Sorgfaltspflicht, die hier die konkrete 
Gestalt einer Offenbarungspflichtt angenommen 
hat): er hätte mit seiner Rechtsüberzeugung fri- 
her hervortreten müssen; da er es nicht getan hat, 
darf er jetzt nicht mehr den anderen Teil damit 
überfallen und diesem so einen Schaden oder auch 
nur eine Unbequemlichkeit zufügen, die bei ord- 
nungsmäßigem Verhalten vermeidbar gewesen 
wären. 

Insofern besteht eine rechtspolitische Ähnlichkeit 
mit der Verwirkung. Indessen ist es an dieser Stelle 
weniger wichtig, wie man das dogmatisch bezeich- 
net. Ausschlaggebend ist vielmehr, daß es grund- 
sätzlich sei nicht geduldet werden darf, daß ein Ver- 
tragsteil zunächst sehr bereitwillig die Vorteile des 
— ihm als fehlerhaft oder als möglicherweise fehler- 
haft erkennbaren — Vertrages (bzw. der VertrO.) 
in seine Scheuern fährt und später, wenn ihm die 
Angelegenheit unbequem wird, sich mit rechtlichen 
Rügen meldet. Sein Verhaiten hat mit Gerechtigkeit 
nichts mehr zu tun; es muß geradezu als ein Hohn 
auf die Gerechtigkeit empfunden werden. 

Zwar hat das RG. ausgesprochen, „es könne keine 
Partei mit der Einrede der Arglist Genk werden, 
wenn weiter nichts vorliegt, als daß beide Vertrags- 
teile bewußt — noch weniger aber, wenn unbewußt 
— gegen die gesetzliche Vorschrift verstoßen und 
dann jahrelang das Geschäft als gültig erachtet und 
behandelt habe“ er). Aber hier liegt mehr vor, indem 
das verspätete Hervortreten des einen dem anderen 
Nachteile bringt, die sich hätten vermeiden lassen. 
Darum muß man abwägen, was mehr der Rechts- 
idee zuwider ist: die Anwendung der bedenklichen 
Klauseln der VertrO. im Einzelfalle oder die von 
dem einen Teil wider Treu und Glauben herbei- 
geführte Benachteiligung des anderen Teils? 

In diesem weiteren Sinne ist es durchaus berech- 
tigt, den § 242 BGB. anzuwenden, wie das ja auch 
mit vollem Recht bei einem verwerflichen Spiel mit 
Formmängeln zu geschehen pflegt. Bei sachlichen 
Mängeln ist nicht einzusehen, weshalb dieser Ge- 
sichtspunkt der Treue- und Sorgfaltspflicht nur aut 
das Anbahrungsstadium beschränkt sein soll; es er- 
greift alle Lebensbeziehungen dieser Art in allen 
ihren Phasen. Deshalb muß stets in tatsächlicher 
Hinsicht geprüft werden, ob den einen Teil insoweit 
„der Vorwurf unredlicher oder mindestens die Be- 
lange (des anderen Teils) schuldhaft außer acht 
lassender Geschäftsgebarung trifft“ $8). 


4) Haupt, „Vertragsverhältnisse‘“ S.9. 

s) Herschel: DRWiss. 6, 89f. 

6) Ausnahme: etwa Herschel: DJ; 1939, 1488. 
erh RGZ. 153, 59 = JW. 1937, 1057. 

ai RG.: DR. 1939, 1002% a. E. 


12. Jahrgang 1942 Heft 21/22] 


e) Außenwirkung 

Die Unterwerfung unter eine VertrO. macht diese 
an sich nur für die an diesem Geschäft Beteiligten 
anwendbar. Indessen ist die „Wirkung der Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen auf Dritte“ en schon 
mehrfach untersucht worden. Darauf braucht hier 
nicht näher eingegangen zu werden. Jedoch sei an 
einem Beispiel gezeigt, daß auch in dieser Hinsicht 
die Erkenntnis von der Zugehörigkeit der VertrO. 
zum objektiven Recht fruchtbar sein kann. 

Es kommt vor, daß in einer VertrO. auch die 
Haftung der Gefolgsmänner des Unternehmens 
Dritten gegenüber beschränkt wird Das bereitet 
einige konstruktive Schwierigkeiten, aber man kann 
zur Not im Rahmen des BGB. zum Ziele gelangen. 
„Vielleicht steht ... dahinter eine völlig neue ge- 
meinschaftsrechtliche Erscheinung, nämlich die 
rechtsgeschäftliche Erklärung des Führers des Be- 
triebs mit unmittelbarer Wirkung für alle Betriebs- 
angehörigen?°). Man wird auch diese Lebenserschei- 


nung am besten würdigen können, wenn man sich - 


klar macht, daß sich der Unternehmer nicht nur 


für sich, vielmehr insoweit auch für alle Unterneh- | 


menszugehörigen einer objektiven Ordnung unter- 
wirft. Es würde zu weit führen, das näher zu er- 
örtern. 


II. Verfahrensrechtliche Bedeutung 
a) Revisibilität 

Die Revisibilität von VertrO. ist im Rahmen des 
S 549 Abs. 1 ZPO. schon lange anerkannt. Zwar 
hat sich das RG. bisher der Forderung, jeden 
Vertrag für revisibel zu erklären”), verschlossen. 
Wenn es dennoch die VertrO. als revisibel ansieht, 
so liegt darin ihre Würdigung als objektives Recht. 
Denn vom Standpunkte des RG. aus ist nur eine 
Rechtsnorm revisibel, und so ist die hier vertretene 
Lehre eine Voraussetzung für die praktisch so wich- 
tige Revisibilität der VertrO.). Davon, daß das 
RG. bei VertrO. im RevRechtszuge ausnahmsweise 
gewissermaßen als Tatrichter wirke, kann keine 
Rede sein. 


b) Ermittlung 

Daraus, daß die VertrO. eine Rechtsquelle ist, 
folgt weiter, daß der Richter insoweit an das Vor- 
bringen der Streitteile nicht gebunden ist. Verfah- 
rensrechtlich wird man die VertrO. einer Satzung 
gleich zu erachten haben, so daß $ 293 ZPO. an- 
gewendet werden muß. 

Das gilt jedoch nicht für die Unterwerfung. Sie ist 
echtes Rechtsgeschäft. Wer sich auf den Unterwer- 
fungstatbestand beruft, muß ihn behaupten und 
gegebenenfalls beweisen. Eine richterliche Ermitt- 
lungstätigkeit von Amts wegen ist ausgeschlossen. 
In dieser Hinsicht gilt also nichts Besonderes. An- 
ders hingegen bei der VertrO, selbst. Ihr Dasein 
und ihr Inhalt bedürfen des Beweises nur insofern, 
als sie dem Gericht unbekannt sind. Bei der Er- 
mittlung ist das Gericht nicht auf die von den Streit- 


6) Raiser a.a.O. S. 211 ff. 

wl Herschel: DArbR.1941, 25 I Sp.; v.d. Horst, 
„Die Haftung des Beschäftigten gegenüber Dritten“, Diss. 
Halle 1941, 5.73. 

1) Herschel: DR.1941,55 zu 1b unter Hinweis auf 
Jonas, ZPO. Bd.2 (16), Bem. IV B2 zu 8549 und 
Manigk: ZZP.60, 351 ff. 

12) Eilles: DGWR. 1941, 128 r. Sp. 
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teilen beigebrachten Nachweise beschränkt; es ist 
befugt, auch andere Erkenntnisquellen zu benutzen 
und zum Zwecke einer solchen Benutzung das Er- 
forderliche anzuordnen. 

Dabei ist auch noch in anderer Weise dem Rech- 
nung zu.tragen, daß es sich um eine Rechtsquelle 
handelt: die Auslegung einer VertrO. kann nicht 
Gegenstand eines Zeugenbeweises sein. Zeugen 
können nur über Tatsachen vernommen werden, so 
z. B. über Umstände, die der Abfassung der VertrO, 
vorausgegangen sind, über ‚Beratungen, die in ihr 
einen Niederschlag gefunden haben usw. Aber die 
eigentliche Auslegung selbst ist, da wir es mit 
einer Rechtsnorm zu tun haben, dem Zeugenbeweis 
nicht zugänglich. 


C. Ergebnis 


Es war der Zweck dieser Abhandlung, erstens 
mit Nachdruck auf die gewandelte Auffassung vom 
Wesen der VertrO. hinzuweisen und deren norma- 
tiven Charakter zu unterstreichen. Zweitens sollte 
an einigen Beispielen gezeigt werden, daß die Lehre 
von der Rechtsnormeneigenschaft der VertrO. zu 
praktisch besseren Ergebnissen führt als die ältere 
Vertragslehre. Auf das letztere kam es mir ganz 
besonders an. Deshalb möchte ich zum Schluß noch 
folgendes bemerken: 

Die Einrichtung der VertrO. hat in mehr als einer 
Hinsicht wirtschafts-, sozial- und rechtspolitische 
Bedeutung. Insbesondere ist hervorzuheben: 

1. Typisierungsaufgabe: die Vert, hilft 
gewährleisten, daß — vor allem beim Umsatz von 
Massenwaren — gleiche Tatbestände auch wirklich 
gleich behandelt werden. 

2. Kartellaufgabe: die VertrO. trägt dazu 
bei, für alle einschlägigen Unternehmen gleiche Ein- 
kauf- und Absatzbedingungen und damit gleiche 
Grundlagen für die Preisgestaltung zu schaffen. 

3. Politische Aufgabe: die VertrO. macht 
die Geschäftsbedingungen sichtbar, erleichtert so 
die öffentliche Kontrolle und die Einordnung der 
Wirtschaft des einzelnen Unternehmers in die Volks- 
wirtschaft und die Ordnung unseres Volkes über- 
haupt. 

Welche dieser Aufgaben man auch herausgreifen 
mag, stets erweist sich, daß der hier vertretene 
Standpunkt die Erfüllung dieser Aufgabe wesentlich 
fördert. 

Zu 1. Der Typisierungsaufgabe ist die neue Lehre 
insofern dienlich, als sie in erhöhtem Maße eine 
einheitliche Auslegung und Handhabung (Revisi- 
bilität) der VertrO. ermöglicht. Andererseits be- 
hütet sie die wirtschaftenden Menschen vor ab- 
straktem Schematismus, indem sie, richtig verstan- 
den, zu einer konkreten Wertung führt. 

Zu 2. Dasselbe gilt von der Kartellaufgabe. Auch 
ihre Erfüllung wird auf diese Art wesentlich er- 
leichtert. 

Zu 3. Bei der politischen Aufgabe liegt das eben- 
falls auf der Hand. Je mehr man den Norrmen- 
charakter der VertrO. erkennt, um so mehr ist der 
politischen Kontrolle der Weg geebnet. 

Reizvoll wäre es, dies alles im einzelnen nachzu- 
weisen. Das würde jedoch zu viel Raum in Anspruch 
nehmen. Der aufmerksame Leser wird diese Schluß- 
folgerung auch so ohne weiteres ziehen, so daß hier 
eine schlagwortartige Zusammenfassung genügen 
mag. 
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Die Preisvorschriften der Kriegswirtschaftsverordnung 
(KWVO.) v. 4.Sept.1939 (RGBLI, 1609) bestimmen, 
daß Preise und Entgelte für Güter und Leistungen jeder 
Art nach den Grundsätzen einer kriegsver- 
pflichteten Volkswirtschaft zu bilden sind. Mit 
diesem neuen, auf die Erfordernisse der Kriegswirtschaft 
abgestellten Grundgesetz hat das Gebiet des Preisrechts 
eine wesentliche Erweiterung erfahren: während die 
bisher erlassenen Preisvorschriften, die auch weiterhin 
fortgelten (827 KWVO.), grundsätzlich nur die Über- 
schreitung einer bestimmten Höchstgrenze verbieten, 
wird durch die Vorschrift des 822 KWVO. positiv die 
Unterschreitung dieser Höchstgrenze verlangt, wenn 
die Aufrechterhaltung der Höchstgrenze mit den Grund- 
sätzen der kriegsverpflichteten Volkswirtschaft nicht zu 
vereinbaren ett). 

Nach dieser Vorschrift, die der Reichskommissar für 
die Preisbildung (RfPr.) als das Preisgrundgesetz 
des Krieges bezeichnet (vgl. RdErl. Nr. 135/40 vom 
6. Nov. 1940), hat jeder deutsche Wirtschaftler die gesetz- 
liche Pflicht, sein Preisgebaren mit der durch den Krieg 
für die Gesamtheit des deutschen Volkes geschaffenen 
Lage in Einklang zu bringen und zu halten. Ergänzend 
hierzu stellt die 2.DurchifVO. zum Abschnitt IV der 
KWVO. v. 8. Dez. 1940 (RGBi. I, 1581) ausdrücklich fest, 
daß der Krieg von jedem einzelnen wirkliche Opfer ver- 
langt. Diese Kriegspflichten und die Grundsätze der 
kriegsverpflichteten Volkswirtschaft gebieten, daß für 
die in Erfüllung der allgemeinen Kriegsdienstpflicht voll- 
brachten Leistungen lediglich solche Preise gefordert 
werden, die ausgerichtet sind nach den kriegsbedingten 
Interessen der Gemeinschaft, also unter Verzicht auf den 
entsprechenden Teil des nur im Frieden gerechtfertigten 
Gewinnes. Neben der Beachtung der bisher erlassenen 
Preisvorschriften, insbesondere der PreisstopVO. vom 
26. Nov. 1936 (RGBI. I, 955) hat jeder Wirtschaftler zu 
prüfen, ob seine Preisstellung den Grundsätzen der kriegs- 
verpflichteten Volkswirtschaft entspricht. Ist die Höhe des 
re (Entgelts) kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigt, 
so sin 

1. die Preise (Entgelte) zu senken; 

2. Gewinne abzuführen, soweit Preissenkungen in der 

Vergangenheit unterlassen worden sind. 


1) Vgl. dazu v. Beringe, „Das Preiserhöhungsverbot in der 
Kriegswirtschait“: DR. 1940, 1404, 


Die von dem Reichskommissar für die Preisbildung 
eingeleiteten Maßnahmen bezwecken in erster Linie eine 
Preissenkung; die sog. Gewinnabführung ist dem- 
gegenüber von untergeordneter Bedeutung und wird nur 
praktisch, wo Preissenkungen in der Vergangenheit unter- 
blieben sind. Im einzelnen hat der RfPr. die Bestimmun- 
gen zur Durchführung des $22 KWVO. in einer Reihe 
von Anweisungen niedergelegt, und zwar: für den Be- 
reich der Reichsgruppe Industrie in der Anweisung 
v.5. März 1941 i.d. Fass. des Erl. v. 5. Juli 1941 (MittBl. 1, 
160 und 412); für den Bereich der Reichsgruppe Handel 
in der Anweisung v. 19. April1941 in der Fassung des 
Erl. v. 15. Juli 1941 (MittBl.I, 226 und 412); für den 
Bereich der Reichsgruppe Handwerk in der An- 
weisung v. 17. Juli 1941 (MittBl.I, 425) und in dem Erl. 
v. 25. Febr. 1942 (MittBl.I, 126); für die Bereiche der 
Reichsverkehrsgruppen Binnenschiffahrt, Kraft- 
fahrgewerbe (Reichskraftwagenbetriebsverband) so- 
wie Spedition und Lagerei in den Erlassen vom 
26. Aug. 1941 (VHI — 56 bzw. 60 bzw. 70—8829 bzw. 
8443 bzw. 8803/41); für den Bereich der Reichsgruppe 
Fremdenverkehr in der Anweisung v. 26. Sept. 
1941 (MittBl.1, 571); für den Bereich der freien Be- 
rufe in der „öffentlichen Aufforderung‘ v. 4. Nov. 
1941 (RAnz. Nr. 258 — MittBl. I, 625 = DR. 1942, 31); 
für den Bereich der deutschen Filmtheater in der 
Anweisung v. 27. Sept. 1941 (MittBl.I, 634) und in dem 
Erl. v. 3. März 1942 (MittBl.I, 144); für den Bereich 
der Reichsgruppe Versicherungen in der Anwei- 
sung v. 15. Dez. 1941 (MittBl. I, 684). 

Nachstehend soll ein Überblick über die einschlägigen 
Vorschriften und die wichtigsten damit zusammenhän- 
genden Fragen gegeben werden. Bei dem außerordent- 
lichen Umfang, den das Gebiet der Kriegspreise und 
Gewinnabführung gemäß 822 KWVO. in der Wirtschaft 
und in der Entscheidungspraxis der RfPr. bereits heute 
einnimmt, kann auf alle Einzelheiten nicht eingegangen 
werden. Im Einzelfall ist das Studium der ergangenen 
Verordnungen, Anweisungen, Runderlasse usw. sowie 
des vorliegenden Schriitttums®) daher unerläßlich. 


A. Preissenkung 


Im Vordergrund aller Maßnahmen nach 822 KWVO. 
steht die Preissenkung. Ihr Zweck und Ziel ist es, 
das Entstehen von Übergewinnen künftig zu verhindern 
und kriegswirtschaftlich gerechtfertigte Preise zu sichern. 
Ferner soll die Preissenkung einen wirtschaftlichen Aus- 
gleich schaffen für eine Reihe von Preiserhöhungen, die 
aus zwingenden kriegswirtschaitlichen Gründen (z. B. 
höhere Verarbeitungskosten, teuerere Austauschstoffe, 
Transportumwege usw.) nicht zu umgehen sind. 


1. Der kriegswirtschaftlich gerechtfertigte 
Preis 


Der Begriff des „kriegswirtschaftlich gerechtfertigten 
Preises‘ läßt sich, obwohl er eine bedeutsame Rolle 
spielt, nicht konkret fassen. Er kann jeweils nur indivi- 
duell gefunden werden, bezogen auf das einzelne Er- 
zeugnis bzw. die einzelne Leistung. Der RiPr. geht 
grundsätzlich davon aus, daß jeder Angehörige der 


2) Schrifttum zu $22 KWVO.: Issel-Riffel, „Kriegspreise 
und Gewinnabführung“, Kommentar zu $22 KWVO, und sämt- 
lichen Durchführungsbestimmungen nebst den Erlassen des Hir, 
(Sonderdruck aus Wohlhaupt-Rentrop-Bertelsmann, „Die gesamten 
Preisbildungsvorschriften“), München u. Berlin 1941; Rentrop- 
Issel-Riffel-Müller-Schulze-Brachmann-Wehe, 
„Leitfaden zur Gewinnerklärung“, Stuttgart 1941; Dichgans- 
Roesen, „Kriegspreise und Gewinnabschöpfung“, Berlin 1942; 
Schmölders-Graf Yorck v. Wartenburg, „$ 22. Die 
Preisbildung nach der KWVO.“, Stuttgart u. Berlin 1941; Metz- 
ner-Müller, „Die Preisbildung im Kriege“, 2. Aufl, Berlin 
1941; Hebert, „Kosten, Preise und angemessener Gewinn im 
Kriege“, Stuttgart 1941; Thiel-Dorniak, „Preissenkung und 
Gewinnabführung“, Reichenberg (Sud.) 1941; Kalveram-Marx, 
„Die Abgabe der Gewinnerklärung im Bereich der Industrie“, 
Wiesbaden 1941; Martin, „Kriegspreise. Die Handelsanweisung 
nach 822 KWVO. im Groß- und Außenhandel“, Berlin 1941. 
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deutschen Wirtschaft selbst weiß, ob und wann ein 
Preis zu hoch ist, und daß ihm bewußt ist, daß die 
Kriegsverhältnisse es regelmäßig nicht gestatten, bei der 
Prüfung des Preises den in Friedenszeiten üblichen und 
erlaubten Maßstab anzulegen. Im allgemeinen wird man 
den Preis als kriegswirtschaftlich gerechtfertigt ansehen 
können, der hach der VO. über die Preisermittlung auf 
Grund der Selbstkosten bei Leistungen für öffentliche 
Auftraggeber (LSÖ.) v. 15. Nov. 1938 (RGBl. I, 1623) in 
der Fassung der VO. v. 12. Jan. 1942 (RGBI.I, 89 = 
MittBL I, 118) gebildet sind; es kann aber vorkommen, 
daß auch der LSO.-Preis zuweilen zu hoch ist, z.B. 
dann, wenn sich die in Ansatz gebrachten Fertigungs- 
und Verwaltungsgemeinkosten inzwischen ermäßigt 
haben. Die Grundsätze der LSÖ. können deshalb immer 
nur einen ungefähren Anhalt bieten. Aus den Ausfüh- 
rungsbestimmungen zu den Preisvorschriften der KW- 
VO.3) ergibt sich im übrigen nur, wann ein Preis 
kriegswirtschaftlich nicht berechtigt ist. Das ist ins- 
besondere dann der Fall, wenn der Preis trotz Einhal- 
tung der PreisstopVO. ungerechtfertigt hoch gestoppt 
ist oder infolge Kostendegression (z. B. bei billigerem 
Herstellverfahren, Verwendung billigerer Werkstoffe) 


übermäßig hoch geworden ist; wenn bei der Kalkulation.‘ 


des Preises Sicherheitsspannen für allgemeine Kriegs- 


wagnisse (wie z.B. Gefalır von Betriebsstörungen durch, 


Kampfhandlungen, Luftkriegsschadensrisiko, Sonderab- 
schreibungen für Wiederaufbauten usw.), die Gefahr 
eines sinkenden Umsatzes, übertarifliche oder höhere 
als die gesetzlichen Löhne und Gehälter, überhöhte so- 
ziale Leistungen, übermäßige Aufwendungen in der 
Warenbeschaffung (z.B. übermäßige Transportkosten) 
in Ansatz gebracht werden. Der Preis ist ferner unan- 
gemessen hoch, wenn er bei schlechterer Qualität oder 
geringerer Menge in bisheriger Höhe beibehalten wird, 
wenn er für kriegswirtschaftlich völlig wertlose Erzeug- 
nisse (wie z.B. viele „Ersatzmittel‘) berechnet oder für 
Waren verlangt wird, die in ihrer äußeren Form ohne 
volkswirtschaftliche Berechtigung geändert worden sind 
(z.B. unnötige Verzierung von Möbeln, „aufwändige“ 
Verarbeitung von Kleidungsstücken). Der Preis ist auch 
dann kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigt, wenn bei 
kriegsbedingter Änderung in der Herstellung oder Zu- 
sarmmensetzung von Erzeugnissen, die eine Qualitätsver- 
schlechterung zur Folge hat, der bisherige Verdienst kal- 
kuliert wird; wenn die Vergütung für die Einschaltung 
kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigter Verteilungs- 
stufen) einkalkuliert ist; wenn ungerechtfertigt hohe 
Vertreterprovisionen (z.B. #ei Anschwellen von Kriegs- 
aufträgen ohne Mehrarbeit des Vertreters und ohne be- 
sondere Werbung) bei der Preisbildung berücksichtigt 
werden, oder wenn die bisher üblichen oder auf gesetz- 
licher Regelung beruhenden Handels- und Gewinnspan- 
nen in Fällen Kriegsbedingter Preissteigerungen (z, B. 
bei Verwendung teuerer Austauschstoife) beibehalten 
werden. 

Eine besondere Verpflichtung zur Preissenkung ergibt 
sich aus der Vorschrift des § 26 KWVO., nach der Preis- 
senkungen der Lieferanten in voller Höhe weiterzugeben 
sind. 


2. Ausmaß der Preissenkung 


In der Regel deuten hohe Gewinne darauf hin, daß 
ein Unternehmen in der Vergangenheit seine Preise 
hätte senken müssen oder für die Zukunft die Preise 
senken muß. Das Ausmaß der Preissenkung ergibt 
sich aus der Höhe des Übergewinns, den das Unter- 
nehmen errechnet hat; und zwar sind die Preise 'derart 
zu senken, daß künftig kein Übergewinn mehr entsteht. 
Es ist jedoch nicht erforderlich, daß die Preise für 
alle Waren und Leistungen gesenkt werden. Vielmehr 
soll die Auswahl der Waren unter Berücksichtigung der 
besonderen Verhältnisse der Kriegswirtschaft erfolgen; ins- 
besondere sollen die Waren und Leistungen des öffent- 
lichen Bedarfs sowie die lebenswichtigenVer- 


$) Vgl. Erl. d. RfPr. v. 9. Sept. 1939 (MittBl, 1, 392); RdErl. 
Nr. 135/40 (MittBl. I, 805); 2. DurchfVO. zum Abschn. IV der KWVO. 
v. 8. SC 1940 (RGBil. 1, 1581); Erl. d. RfPr. v. 8. Dez. 1040 (MittBl. 
1, 852). 
; 4) Sog. Keitenhandel, der durch die 2. DurchfVO. zum Abschn. IV 
der KWVO. v. 8. Dez. 1940 verboten ist. 
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brauchsgüter der Bevölkerung bevorzugt werden). 
Die Beträge, um die insgesamt gesenkt werden muĝ, 
können also zur Preissenkung nur bei einem Teil der 
Waren eingesetzt werden. Die Entschließung darüber 
steht dem Unternehmer zu. Er ist insoweit nur dem RfPr. 
verantwortlich. Sein Vertragspartner hat keinen Rechts- 
anspruch auf Vornahme einer bestimmten Preissenkung. 


3. Zeitpunkt der Preissenkung 

Ergibt sich, daß ein Unternehmer zur Preissenkung 
verpflichtet ist, so hat er sie unverzüglich (d.h. ohne 
schuldhaftes Zögern) durchzuführen, ohne daß es einer 
besonderen Aufforderung der Preisbehörde hierzu be- 
darf. Die Pflicht zur Preissenkung besteht auch bei lau- 
fenden Verträgen, insbesondere bei Sukzessivlieferungs- 
verträgen. 


Nachträgliche Preissenkungen kommen nur dann 
in Betracht, wenn die Preissenkung dem letzten Ver- 
braucher zugute kommt (vgl. Erl. d. RfPr. v. 21. April 
1941 [MittBl.1, 248]). 


4. Wiedererhöhung gesenkter Preise 


Preise, die auf Grund der Preisvorschriften der KW- 
VO. gesenkt worden sind, dürfen auf ihren früheren 
Stand erhöht werden, wenn die Erhöhung nach den 
Grundsätzen der kriegsverpflichteten Volkswirtschaft ge- 
rechtfertigt ist (Ziff.3 der Industrie-, Handels-, Hand- 
werks- und Fremdenverkehrsanweisung). Das allgemeine 
Preiserhöhungsverbot des 81 PreisstoppVO. hat inso- 
weit keine Geltung; einer Ausnahmegenehmigung nach 
§3 PreisstopVO. bedarf es deshalb nicht. Ob die Er- 
höhung kriegswirtschaftlich gerechtfertigt ist, hat der 
Unternehmer in eigener Verantwortlichkeit zu prüfen; 
im Zweifelsfall muß er sich bei den Preisbehörden er- 
kundigen. Im allgemeinen werden nur kriegsbedingte 
Kostensteigerungen die Wiedererhöhung rechttertigen. 


5. Gewinnabführung statt Preissenkung 

lu besonderen Fällen kann der Unternehmer an Stelle 
der gebotenen Preissenkung die entsprechenden Beträge 
abführen. Die Entscheidung hierüber trifft die zu- 
ständige Preisbildungsstelle. Der Antrag, der zusammen 
mit der Erklärung nach 822 KWVO. (Gewinnerklärung) 
einzureichen ist, ist eingehend zu begründen. Er ist nur 
dann gerechtfertigt, wenn aus kriegswirtschaftlichen 
Gründen die Preissenkung unterbleibt (das ist z.B. der 
Fall, wenn der Übergewinn nicht ausreicht, die Preise 
zu senken; oder es sind kriegsbedingte Kostensteigerun- 
gen mit Sicherheit vorauszusehen). 

Einer besonderen Genehmigung bedarf es nicht, wenn 
gesetzliche Mindestpreise oder gesetzliche Festpreise vor- 
geschrieben sind, deren Unterschreitung unzulässig ist. 
In diesen Fällen hat der Unternehmer an Stelle einer 
Preissenkung den Übergewinn ohne weiteres abzuführen. 


6. Sonderregelungen 

Die Preissenkung bei gebundenen Preisen erfolgt 
nach $25 KWVO. für sämtliche Mitglieder eines Zu- 
sammenschlusses einheitlich; im einzelnen gelten die 
Vorschriften des Erlasses des Hir. v. 15. Juli 1941 (Mitt- 
BLL 442). Diese Sonderbestimmungen betreffen alle 
Mitglieder von Kartellen und sonstigen wirtschaftlichen 
Zusammenschlüssen, deren Preise gemäß 82 Preisbin- 
dungsVO. v. 23.Nov.1940 (RGBLI, 1573) gebunden 
sind. Die Wiedererhöhung gebundener Preise bedarf — 
entgegen der sonstigen Regelung (oben 4) — der Ge- 
nehmigung des RfPr. 

Im Bereich der deutschen Filmtheater ist eine Sen- 
kung der Eintrittspreise nicht vorgesehen (vgl. Ziff. H 
der Filmtheateranweisung). Ebenso haben die Mitglieder 
der Wirtschaftsgruppe Vermittlergewerbe und der 
Fachgruppen Außenwerbung, Auskunfts- und 
Inkassogewerbe sowie die Unternehmen des Auto- 


5) Siehe hierzu Ziff.5 der Iudustrie-, Handels-, Handwerks- und 
Fremdenverkehrsanweisung. Ferner den Erl. d. RfPr. v. 23, Nov. 
1941 (MittB1. I, 653), der ausdrücklich vorschreibt: „Die Preise für 
öffentlichen Bedarf jeder Art sind in verschärften Maße zu senken.“ 
In dem Erl. v. 9. März 1942 (MittBl. I, 144) weist der RfPr. noch- 
mals darauf hin, daß er „auf die Durchführung aller nur mög- 
lichen Preissenkungen für Gegenstände des öffentlichen und ebenso- 
sehr des privaten Bedarfs entscheidenden Wert“ legt. 
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matenaufstellgewerbes an Stelle der Preissen- 
kung die erzielten Übergewinne abzuführen (Erl. d. RfPr. 
v. 15. Juli 1941 f[MittBl.I, 420]). Für den Bereich der 
Reichsgruppe Versicherungen gelten hinsichtlich der 
Durchführung der Preissenkung die besonderen Bestim- 
mungen des Erlasses d. RfPr. v. 15. Dez. 1941 (Versiche- 
rungsanweisung). 


B. Gewinnabführung 


Hat ein Unternehmen in der Vergangenheit Preissen- 
kungen unterlassen, zu denen es verpflichtet gewesen 
wäre, so ist in der Regel eine nachträgliche Preis- 
senkung nicht durchführbar; sie würde in der weitaus 
größten Zahl aller Fälle dem letzten Abnehmer nicht 
mehr zugute kommen. Das Unternehmen hat daher in 
diesen Fällen den erzielten Übergewinn abzufüh- 
ren. Diese Gewinnabführung ist eine preispolitische 
Kriegsmaßnahme. Sie ist eine Preiskorrektur für die 
Vergangenheit, die nachträgliche Berichtigung einer 
volkswirtschaftlich unerwünschten und damit fehlerhaf- 
ten Entwicklung. 


1. Zeitlicher Geltungsbereich 

Die Abführungspflicht nach 88 22tf. KWVO. erstreckt 
sich nur auf den Übergewinn, der in der Zeit nach 
dem 1.Sept. 1939 einschließlich des Wirtschaitsjahres 
1940 erzielt worden ist. Als nach dem 1. Sept. erzielt gilt 
der Gewinn, der aus Lieferungen oder Leistungen her- 
rührt, die nach dem 1. Sept. 1939 (einschließlich) zum 
Zwecke der Erfüllung bewirkt sind (88 362ff. BGB.). 
Läßt sich der Übergewinn, der in der Zeit vom 1. Sept. 
bis 31. Dez. 1939 entstanden ist, nicht oder nur schwer 
ermitteln, so können Ai der Jahreswerte des Geschäfts- 
jahres zugrunde gelegt werden, in das die ersten vier 
Kriegsmonate fallen. Von dieser Möglichkeit werden vor 
allem solche Unternehmen Gebrauch machen, die in den 
SE? e? Kriegsmonaten besonders günstig abgeschlos- 
sen haben. 


2. Sachlicher Geltungsbereich 


Während das Preisgrundgesetz des $ 22 KWVO. 
schlechthin jeden einzelnen betrifft, der Preise und 
Entgelte fordert oder gewährt (8 23 KWVO.), besteht die 
Pflicht zur Abführung erzielter Übergewinne nur für die 
Unternehmen und Unternehmer, die der Gewerbe- 
steuerpflicht unterliegen. Diese natürlichen und juristi- 
schen Personen sind gewinnabführungspflichtig ohne Rück- 
sicht darauf, ob für ihren Gewerbezweig eine besondere 
Anweisung des RfPr. (wie z.B. die Industrie-, Handels-, 
Versicherungsanweisung) ergangen ist oder ob eine 
bestimmte Anweisung für sie für anwendbar erklärt wor- 
den ist (wie z.B. die Handelsanweisung bei den Mitglie- 
dern der Fachgruppe Reisevermittlung®) und bei den 
Betrieben der Werbewirtschaft)?). Der Abführungspflicht 
unterliegen also z.B. auch Banken, Verlagsanstalten, 
Unternehmen der Energiewirtschaft usw. 


Demgemäß besteht die Pflicht zur Abführung eines 
erzielten Übergewinns auch für diejenigen Angehörigen 
und Unternehmen der „freien Berufer, die der Ge- 
werbesteuerpflicht unterliegen. Der RfPr. weist 
in seinem RdErl. Nr.106/41 v. 31.Okt.1941 (MittBl. I, 
625) mit Recht darauf hin, daß jedes Mehreinkommen 
der freiberuflich Tätigen, deren Finkünfte ausschließlich 
oder ganz überwiegend aus eigener selbständiger Tätig- 
keit fließen, regelmäßig mit einer entsprechend gestei- 
gerten Arbeitsleistung verbunden ist. In diesen Fällen 
ist es daher nicht angebracht, die Abführung von Über- 

ewinnen zu verlangen. Maßgebend für die Gewinnab- 
iihrungspflicht ist also stets, ob der betreffende Ange- 
hörige des freien Berufs eine selbständige Tätigkeit 
ausübt oder ob bei ihm die Merkmale für das Vorhanden- 
sein eines Gewerbebetriebs vorliegen. Die Abgren- 
zung ist vielfach schwierig. Nach der Rechtsprechung 
des RFH. und nach der Verwaltungspraxis liegt eine ge- 
werbliche Tätigkeit nicht vor z.B. bei Rechtsanwälten, 
Wirtschaftsprüfern, Wirtschafts- und Steuerberatern, 
Bücherrevisoren, Ärzten, Schriftstellern, beratenden Inge- 
nieuren, Architekten, und zwar dann nicht, wenn die 


6) Erl. d. RfPr. v. 16. März 1942 (MittBl. I, 164). 
1) Erl. d. RfPr, v. 26. Febr. 1942 (MittBl. I, 145). 


Tätigkeit im wesentlichen auf der pers önlichen 
Arbeitskraft dieser Steuerpflichtigen beruht. Diese 
Angehörigen der freien Berufe sind daher, da nicht 
gewerbesteuerpflichtig, auch nicht gewinnabführungs- 
pflichtig. Sie werden aber gewerbesteuer- und damit 
gewinnabführungspflichtig, wenn sie Hilfskräfte zu 
solchen Arbeiten heranziehen, die nicht nur untergeord- 
neter Bedeutung sind, vielmehr die eigentliche Auf- 
gabe des freiberuflich Tätigen bedeuten (2. B. ein Wirt- 
schaftsprüfer beschäftigt Angestellte, die selbständig Ab- 
schlüsse aufstellen; vgl. Urt. d RFH. v. 7. Mai 1941: 
RStBl. 699). Die Merkmale eines Gewerbebetriebes 
können bei den Angehörigen der freien Berufe daneben 
noch in anderen Fällen gegeben sein, insbesondere dann, 
wenn ihre Tätigkeit über den Rahmen einer einfachen 
Berufsausübung i. S. des $18 EinkStG. hinausgeht (Bei- 
spiele: die Ausnutzung eigener Erfindungen; die plan- 
mäßige Herstellung und Veräußerung von Wohnhäusern 
durch einen Architekten; der Betrieb ‚eines Röntgen- 
instituts durch mehrere Ärzte; Urt. d. RFH. v. 11. Dez. 
1940: RStBl. 1941, 226). Liegt eine solche Ausweitung 
zum Gewerbebetrieb vor und werden dementsprechend 
die Angehörigen eines freien Berufs zur Gewerbesteuer- 
pflicht herangezogen, so haben sie von sich aus und 
in eigener Verantwortung zu prüfen, ob und inwieweit 
sie Mehrgewinne erzielt haben. 


C. Der Übergewinn 


Abzuführen nach §§ 22ff. KWVO. ist der Über- 
gewinn. Unter „Übergewinn‘‘ versteht man den Be- 
trag, der verbleibt, wenn man von dem berichtigten 
Betriebsgewinn den angemessenen Gewinn 
in Abzug bringt (Formel: Berichtigter Betriebsgewinn — 
angemessener Gewinn = Übergewinn). Der berich- 
tigte Betriebsgewinn (unten I) ist der steuerpflichtige 
Gewinn des Unternehmens, der einer besonderen be- 
triebswirtschaftlichen Korrektur unterzogen worden ist. 
Der angemessene Gewinn (unten II) ist der Gewinn, 
der als kriegswirtschaftlich gerechtfertigt dem Unter- 
nehmen zugebilligt ınd nach besonderen Vorschriften 
errechnet wird. Im einzelnen gilt für die Ermittlung 
dieser drei Gewinnarten folgendes: 


l. Der berichtigte Betriebsgewinn 


Betriebsgewinn im Sinne der Anweisungen ist der 
Gesamtgewinn eines Unternehmens (z.B. bei Film- 
theatern der Erlös aus Eintrittskarten- und Programm- 
verkauf, aus Garderobengebühren, Einnahmen aus Wer- 
bung, Warenverkauf usw.). Auszugehen ist von dem 
steuerpflichtigen Gewinn, der sich aus der Steuererklä- 
rung bzw., wenn veranlagt ist, aus dem Steuerbescheid 
ergibt. Da der steuerpflichtige Gewinn aber meist durch 
Momente beeinflußt ist, die entweder mit dem cigent- 
lichen Betriebszweck nichts zu tun haben oder einem 
anderen Wirtschaftsjahr zuzurechnen sind, deckt er sich 
in der Regel nicht mit dem preisrechtlich richtigen, tat- 
sächlich erzielten Gewinn. Für die Errechnung des Über- 
gewinns gemäß $22 KWVO. ist Grundlage ausschließ- 
lich der Gewinn, der sein Entstehen dem eigentlichen 
Betriebszweck verdankt und in dem Wirtschaftsjahr 
erarbeitet worden ist, für das der angemessene Gewinn 
errechnet werden soll. Der steuerpflichtige Gewinn ist 
daher regelmäßig zu berichtigen. Das geschicht in der 
Weise, daß dem steterpilichtigen Gewinn alle betriebs- 
fremden und außerordentlichen Aufwendungen hinzu- 
er) dagegen die betriebsfremden und außer- 
ordentlichen Erträge davon abgesetzt?) werden. 

8) Die Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinnes erfolgt 
nach preispolitischen und betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten. 
Hinzuzurechnen sind z. B. der Unterschied zwischen den 
steuerlichen und den verbrauchsbedingten Abschreibungen, Zins- 
aufwendungen (nicht saldiert), betriebsfremde und außerordent- 
liche Aufwendungen, unangemessene Aufwendungen, insbesondere 
„höhere als gesetzliche Löhne“ (vgl. Erl. d. RfPr. v. 21. Aug. 1941 
[MittBi. L 501j), ferner sonstige Zuschläge. 

9) Abzusetzen vom steuerlichen Gewinn sind z, B. der Unter- 
schiedsbetrag zwischen den verbrauchsbedingten und den steuer- 
lichen Abschreibungen, wenn die steuerlichen Abschreibungen 
niedriger sind als die verbrauchsbedingten; ferner Rückstellungen 
für unterlassene Instandsetzungen (vgl. Erl. d: RiPr. v. 23. Nov. 1941 
[MittBl. I, 653]). betriebsfremde und außerordentliche Erträge (wie 
Ladenhüter, vgl. Erl. d. RfPr. v, 25. Juni 1941 [MittBl. I, 401] und 


12. Jahrgang: 1942 Heft 21/22] 
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Nach Hinzurechnung und nach Absetzung der ein- 
zelnen Berichtigungsposten ergibt sich die preispolitisch 
richtige Gewinnlage des Betriebes: der sog. berich- 
tigte Betriebsgewinn, der die Grundlage für die Ermitt- 
lung des abzuführenden Übergewinns bildet. 


ll. Der angemessene Gewinn 


Von dem berichtigten Betriebsgewinn ist der ange- 
messene Gewinn, d. h. der dem Unternehmen ver- 
bleibende Gewinn, in Abzug zu bringen. Für die Ermitt- 
lung des angemessenen Gewinnes bestehen zwei Mög- 
lichkeiten. Die eine ist die, den Gewinn nach Prozent- 
sätzen zu bestimmen, die auf den Umsatz und das be- 
triebsnotwendige Kapital bezogen sind (sog. Richt- 
punktgewinn). Die andere Möglichkeit besteht darin, 
für die Angemessenheit des Gewinns bestimmte Ver- 
gleichsjahre zugrunde zu legen (sog. Vergleichs- 
gewinn). Die Ermittlung nach Richtpunkten ist mit we- 
nigen Ausnahmen für die Mitglieder der Reichsgruppe 
Industrie vorgeschrieben; die Ermittlung nach Vergleichs- 
jahren für die Reichsgruppe Handel, den größten Teil 
der Reichsgruppe Handwerk, die Reichsgruppen Frem- 


denverkehr und Versicherungen, die Filmtheater, die 


freien Berufe. 


1. Der Richtpunktgewiun 


Die Richtpunkte, die zur Ermittlung des augemessenen 
Gewinns im Bereich der Reichsgruppe Industrie test- 
gelegt sind, sind einerseits auf das betriebsuot- 
wendige Kapital, andererseits auf den Umsatz 
bezogen. Der Kapitalgewinnsatz stellt die Verziusung des 
im Betrieb arbeitenden Kapitals dar, ist also für den 
Unternehmer ein Ausgleich dafür, daß cr das Kapital 
in seinem Betrieb arbeiten läßt. Der auf den Umsatz. be- 
zogene Gewinnsatz ist die Abgeltung des allgemeinen 
Unternehmerwagnisses und der Unternehmerleistung. 

a) Als prozentualen Kapitalgewinnsatz hat der RfPr. 
für die Zeit v. 1.Sept. bis 31. Dez. 1939 einen Satz von 
7,5% vom betriebsnotwendigen Kapital festgesetzt. Für 
die Zeit nach dem 1. Jan. 1940 sind durch den Erlaß des 
RfPr. v. 23. Nov. 1941 (MittBl.I, 653) die Gewinnricht- 
punkte um 20% gekürzt. Hinsichtlich der Feststellung‘ 
des betriebsnotwendigen Kapitals ist folgen- 
des zu beachten: 

aa) Hat ein Betrieb das betriebsnotwendige Kapital 
nach den Bestimmungen der „Allgemeinen Grundsätze 
der Kostenrechnung (Kostenrechnungsgrundsätze)‘ — 
Erlaß des Reichswirtschaftsministers und des RfPr. vom 
10. Jan. 1939 — oder der „Leitsätze für die Preisermitt- 
lung auf Grund der Selbstkosten für öffentliche Auftrag- 
geber (LSÖ.)“ v. 15.Nov. 1938 (RGBI.1, 1623) in der 
Fassung der VO. v. 12. Jan. 1942 (RGBi. I, 89) ermittelt, 
so hat er dieses Kapital der Errechnung des Kapital- 
gewinns zugrunde zu legen. 

Die Anzahl der Betriebe, die das betriebsnotwendige 
Kapital nach den „LSÖ.“ oder den „KGR.“ ermittelt 
hat, ist verhältnismäßig gering. Es handelt sich in der 
Regel nur um die sog. „LSÖ.-Betriebe‘‘, d.h. um die 
Betriebe, die für öffentliche Auftraggeber arbeiten. 

Dp) Ist das betriebsnotwendige Kapital nicht gemäß 
LSO.“ oder „KGR.“ festgestellt, so kann der Betrieb 
die Ermittlung des Kapitals in vereinfachter Form auf 
Grund der Einkommen-/Körperschaftsteuerbilanz vorneh- 
men. Die Steuerbilanzwerte sind dann entsprechend zu 
berichtigen (z.B. durch Zurückrechnung von Sonder- 
abschreibungen, Absetzung von Beteiligungen, Anlage- 
wertpapieren, betriebsfremden Vermögensteilen usw.). 

b) Der Gewinnsatz vom Umsatz differiert je nach 
der Häufigkeit des Kapitalumschlages. Wirtschaftszweige 
mit durchschnittlich geringerem Kapitalumschlag erhalten 
einen höheren Gewinnsatz zugebilligt als Wirtschafts- 
zweige mit häufigerem e, Der RfPr. hat 
bei der Festsetzung der Umsatzrichtpunkte die allge- 


v. 2, Jan. 1942 [MittBl. I, 290, Erträge aus Beteiligungen und Wert- 
papieren, der Unternehmerlohn, Spenden (vgl. Erl. d. RtPr.v. 23. Nov. 
1941 [MittBl. I, 653]), sonstige Beträge wie: Rückstellungen für 
Entwicklungsarbeiten, unterlassene Reklame und Gewerbesteuer, 
Industrie- und Handelskammerbeiträge, Ausfuhrförderungsumlage, 
Pauschsteuer und Dividendenabgabe (vgl. Erl. d. RfPr. v. 10. Jan. 
1942 [MittBl. 1, 36]), ferner Exportgewinne (vgl. Erl. d. RfPr. vom 
18. Nov. 1941 [MittB1. I, 654)). 


meine Richtzahl von 5—6% bei einmaligem Kapitalum- 
schlag zugrunde gelegt; diese Richtzahl kürzt sich aller- 
dings ebenfalls gemäß dem Erlaß des RfPr. v. 23. Nov. 
1941. Als Umsatz ist der Umsatz im Sinne des UmsStG. 
einschließlich der stenerfreien Umsätze (z.B. Ausfuhr) 
zugrunde zu legen, der erforderlichenfalls zu berichtigen 
ist. Wird der Umsatz nach vereinnahmten Entgelten ver- 
steuert, so ist er nach bewirkten Lieferungen und Lei- 
stungen zu ermitteln. 

c, Die Gewinnrichtpunkte ergeben noch nicht den an- 
gemessenen Gewinn, sondern erst den Normalgewinn. 
Unter „Normalgewinn‘‘ ist der (zulässige) Gewinn eines 
solchen Betriebes zu verstehen, der mit kriegswirtschaft- 
lich angemessenen Selbstkosten arbeitet und dessen 
Kostenlage unter den betriebswirtschaftlich gegebenen 
Möglichkeiten und im Verhältnis zu den anderen Betrie- 
ben gut zu nennen ist. Der normale Richtpunktgewinn 
wird also nur dem sog. „mittelguten‘‘ Betrieb zuerkannt. 
Betriebe, die unwirtschaftlich (z. B. mit höheren Kosten) ar- 
beiten, dürfen die Richtpunkte nicht erreichen; sie müssen 
ihre schlechtere Kostenlage durch einen entsprechenden 
Leistungsabschlag berücksichtigen. Betriebe dagegen, die 
mit besonders niedrigen Kosten arbeiten oder besondere 
Leistungen aufweisen (z.B. echte Rationalisierungsmaß- 
nahmen, besondere Forschungs- und Entwicklungsarbei- 
ten), können den ER durch Leistungszu- 
schläge überschreiten. Eine Differentialrente wird dem- 
nach grundsätzlich zugelassen. 


2. Der Vergleichsgewinn 


Ist der angemessene Gewinn nach Vergleichsjalren 
zu ermitteln, so gilt als Vergleichsjahr grundsätzlich ein 
Friedensjahr mit normaler Beanspruchung der Wirt- 
schaft, in dem die Preise noch unter dem Einfluß des 
Wettbewerbs gestanden haben. Der RfPr. hat für die 
einzelnen Wirtschaitszweige jeweils besonders festgelegt, 
welches Jahr als Bemessungsgrundlage (Vergleichsjahr) 
gilt; so für den Bereich des Handels durch den Erlaß 
v. 15. Juli 1941 (MittBl.I, 420), der als Vergleichsjahr 
z.B. für die Mitglieder der Fachgruppe Überwachungs- 
gewerbe, des Einzelhandels und des ambulanten Gewer- 
bes das Jahr 1938 bestimmt. Die Ermittlung des ange- 
ınesscnen Gewinns erfolgt in der Weise, daß der Be- 
triebsgewinn des Abführungsjahres dem Gewinn gegen- 
übergestellt wird, den der Betrieb im Vergleichsjahr 
(z.B. 1937 oder 1938) 10) erzielt hat!!). Bei der Gegen- 
überstelluug sind nicht die steuerpflichtigen, sondern die 
bereits berichtigten Gewinne miteinander zu ver- 
gleichen; der Vergleichsjahrgewinn ist also ebenfalls zu 
berichtigen. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

a) Im Bereich des Handels dürfen Unternehmen 
auch bei gleichem oder niedrigerem Umsatz den gleichen 
Gewinnbetrag wie im Vergleichsjahr erzielen, es sei 
denn, daß dieser bereits unangemessen hoch war. Weist 
ein Unternehmen bei gleichem oder niedrigerem Unıisatz 
einen höheren Gewinn aus, so ist der Unterschiedsbetrag 
abzuführen. Bei Umsatzsteigerungen bis zu 259 
darf der gleiche Gewinnsatz, prozentual bezogen auf den 
Umsatz, wie im Vergleichsjahr in Ansatz gebracht wer- 
den. Bei höheren Umsatzsteigerungen ist der darüber 
hinausgehende Betrag abzuführen, sofern nicht besondere 


10) Als Vergleichsjahr gilt das Geschäftsjahr des Be- 
triebes, das ganz oder zum größten Teilin das als Ver- 
gleichsjahr bestimmte Kalenderjahr fällt. Beginut das Geschäfts- 
jahr eines Betriebes am 1. Juli, so ist jedoch das Kalenderjahr 
maßgebend, d.h. es sind die Gewinne zusammenzurechnen, die in 
der zweiten Hälfte des am 30. Juni endenden und in der ersten 
Se des am 1. Juli beginnenden Geschäftsjahres erzielt worden 
sınd. 

21) Schwierigkeiten ergeben sich dann, wenn ein Betrieb erst 
1938, 1939 oder später gegründet worden ist. In derartigen Fällen 
steht ein „Vergleichsjahr“ regelmäßig nicht zur Verfügung. Solche 
Betriebe im Bereich des Handels haben, wie der Er, d. RfPr. 
v.25. Aug. 1941 (MittB1. 1,516) klarstellt, ihre Gewinnerklärung nur 
für das Jahr 1940 abzugeben. Für die Errechnung des zulässigen 
Gewinns legt die Preisüberwachungsstelle dann einen vergleichs- 
weise ermittelten Umsatz und Gewinn entsprechender anderer 
Firmen zugrunde, — Ist ein Filmtheater erst im Jalıre 1938 
oder später errichtet, so kann die zuständige Außenstelle der 
Reichsfilmkammer ein Vergleichstheater benennen, dessen Betriebs- 
ergebnis im Jahre 1938 als Vergleichsgrundlage zu dienen hat 
{Erl. d. RfPr. v. 3. März 1942 [MittBl. I, 144]). 
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Gründe vorliegen, die die Belassung des erzielten Über- 
gewinnes rechtiertigen (z.B. der Abführungsbetrag be- 
ruht auf höheren Leistungen des Unternehmens). 

Entsprechendes gilt im wesentlichen für die Film- 
theater!2). Ebenso für die Mitglieder der Reichsgruppe 
Fremdenverkehr, denen jedoch bei Umsatzsteige- 
rungen von mehr als 25% seit dem 1.Sept.1939 be- 
stimmte Beträge belassen werden 13). 

b) Im Bereich des Handwerks kann im Kriege 
grundsätzlich der gleiche Gewinnsatz wie im Vergleichs- 
jahr (1938) erzielt werden, sofern dieser nicht bereits 
unangemessen hoch war. Umsatzsteigerungen, die seit- 
dem eingetreten sind, rechtfertigen einen Gewinnanstieg, 
wenn Kapitaleinsatz und Wagnis verhältnismäßig gestie- 
gen sind oder nachweisbar eine andere Mehrleistung 
vorliegt. Eine Steigerung des Gewinnsatzes ist nur bei 
dem Vorliegen ganz besonderer Verhältnisse begründet. 

Im großen und ganzen Entsprechendes gilt im Bereich 
der Reichsgruppe Industrie für die Mitglieder der 
Wirtschaftsgruppen Chemische Industrie, Feinmechanik 
und Optik, die den angemessenen Gewinn nach Ver- 
gleichsjahren ermitteln. 

c) Für den Bereich der Reichsgruppe Versicherun- 
gen sind als Vergleichsjahre die Jahre 1936 bis 1938 
festgesetzt. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf Ziff. 11 
der Versicherungsanweisung v. 15. Dez. 1941 verwiesen. 

d) Für die Angehörigen und Unternehmen der freien 
Berufe, die gewinnabführungspflichtig sind, kommt als 
Vergleichszeit im allgemeinen das Jahr 1938 in Frage. 
Für einzelne Berufszweige, insbesondere für diejenigen, 
die im Jahre 1938 bereits in stark vermehrtem Maße 
beschäftigt waren, kann jedoch ein früherer Zeitraum 
oder ein Durchschnitt von mehreren Jahren als Ver- 
gleichszeit besser geeignet sein. Gewinnsteigerungen 
gegenüber der Vergleichszeit sind im Kriege im allge- 
meinen nur gerechtfertigt, soweit nachweisbar eine Mehr- 
leistung vorliegt. In welchem Umfang Übergewinne 
kriegsmäßig noch zulässig sind, hat jeder einzelne regel- 
mäßig selbst zu prüfen. Das Vorliegen ganz besonderer 
Verhältnisse kann jedenfalls auch das Steigen des Ge- 
winnsatzes (bezogen auf den Umsatz bzw. aut das Roh- 
einkommen) rechtfertigen. Die Preisbehörden sind durch 
den RdErl. Nr.106/41 angewiesen, den „Besonderheiten 
Si freiberuflichen Tätigkeit hinreichend Rechnung zu 
ragen‘, 


Il. Der Übergewinn 


Der Übergewinn ist der Betrag, der sich ergibt, 
wenn man den zulässigen angemessenen Gewinn (oben 
II) von dem berichtigten Betriebsgewinn (oben 1) absetzt. 
Dieser Betrag ist abzuführen. 

Bei der Berechnung des Übergewinnes ist nach den 
Erlassen des RfPr. v. 5. Juli 1941 und des RdF. vom 
16. Juni 1941 (MittBl. I, 412 = RStBl. 498) folgendes zu 
beachten: j 

1. Beträge, die vor dem 1. Juli 1941 angefordert 
oder abgeführt sind, ohne daß dabei die darauf ent- 
fallende Steuer gekürzt worden ist, sind von dem Gewinn 
desjenigen Wirtschaitsjahres abzusetzen, auf das der 
Übergewinn wirtschaftlich entfällt. Der Abführungsbe- 
trag wird also steuerlich als Betriebsausgabe anerkannt. 

2. Erfolgt die Abführung oder Anforderung des Über- 
gewinnbetrages erst nach dem 30. Juni 1941, so sind 
die auf den Übergewinn entfallenden Körperschaft- und 
Einkommensteuern vom Übergewinn abzusetzen. Der 
Abführungsbetrag wird demnach aus dem bereits ver- 
steuerten Gewinn gezahlt. 


D. Das Abführungsverfahren 


1. Die „Erklärung nach 82 KWVO.“ 


Für das Gewinnabführungsverfahren hat der RfPr. ein 
besonderes Erklärungsformular geschaffen, auf dem die 
Betriebe die „Erklärung nach 822 KWVO.“ abzugeben 
haben. Das Formular verlangt genaue Angaben z.B. 
über Umsatz, Kapital, Abschreibungen, Bruttolohn- und 
Gehaltssummen, über den steuerpflichtigen Gewinn, den 
nach preispolitischen Gesichtspunkten berichtigten Be- 


12) Wegen Einzelheiten vgl. den Erl. d. RfPr. v. 3. März 1942 
(MittBl. I, 144). 
18) Vgl. die Anweisung v. 26, Sept. 1941 (MittBl. I, 571). 


triebsgewinn, den angemessenen Gewinn und lautet über 
einen bestimmten Abführungsbetrag. Den Kreis der 
Unternehmen, die zur Abgabe der Erklärung!" ver- 
pflichtet sind, hat der RfPr. nach wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten, wie folgt, beschränkt: 

a) In jedem Fall erklärungspflichtig sind: Industrie- 
unternehmungen und Fremdenverkehrsbetriebe mit einem 
Jahresumsatz (1939 oder 1940) über 500 000 AM, Handels- 
unternehmen und Filmtheater mit einem steuerpflichtigen 
Gewinn von mehr als 25000 2#, Handwerksbetriebe mit 
einem Jahresumsatz von mehr als 200000 284. freie Be- 
rufe, wenn sie 1939 oder 1940 steuerpflichtige Einkünfte 
von mehr als 50000 Z4 erzielt haben, ferner sämtliche 
Versicherungsunternehmen, d.h. Versicherungsaktienge- 
sellschaften, größere Gegenseitigkeitsvereine und öffent- 
lich-rechtliche Versicherungsunternehmen (vgl. Erlaß des 
RfPr. v. 10. Dez. 1941: MittBl. I, 684). 

b) Ergibt sich, daß ein Übergewinn erzielt 
worden ist, so sind ferner erklärungspflichtig: Indu- 
strieunternehmen und Fremdenverkehrsbetriebe mit einem 
Jahresumsatz von melr als 50000 #4 bis 500000 AM, 
Handelsunternehmen und Filmtheater mit einem steuer- 
pflichtigen Jahresgewinn von mehr als 6000 AK bis 
25000 ZM, Handwerksbetriebe mit einem Jahresumsatz 
von mehr als 50000 2# bis 200000 Rt, freie Berufe mit 
steuerpflichtigen Einkünften von mehr als 10000 AM bis 
50000 AM, kleinere Gegenseitigkeitsvereine i. S. des Sai 
VAG. mit einer jährlichen Beitragseinnahme von mehr 
als 50000 AA. Besteht eine Pflicht zur Gewinnabführung 
oder Preissenkung nicht, so ist die Gewinnerklärung 
ausgefüllt aufzubewahren. 

c) Betriebe, deren Umsätze, Gewinne oder Einkünfte 
unter den vorstehend zu b angegebenen Beträgen liegen, 
sind weder erklärungspflichtig, noch gewinnabführungs- 

flichtig. Sie haben etwaige Gewinnbeträge aber zur 
Preissenkung zu verwenden. 


2. Zeitpunkt zur Abgabe der Gewinn- 
erklärung 

Die Erklärung nach 822 KWVO. ist sechs Monate 
nach Schluß des jeweiligen Geschäftsjahres abzugeben, 
und zwar auch dann, wenn das Geschäftsjahr erst nach 
dem 1. Jan. abgeschlossen wird. Hat das Unternehmen 
seine Steuererklärung noch nicht abgegeben, so richtet 
es seine Erklärung nach 822 KWVO. nach einer vor- 
läufigen Steuerbilanz. Der veranlagte steuerliche Gewinn 
ist dann nachträglich mitzuteilen und die Erklärung nach 
822 KWVO. gegebenenfalls entsprechend zu berichtigen 

(Erlaß des RiPr. v. 23. Okt. 1941: MittBl. I, 618). 


3. Zuständigkeit 

Die Gewinnerklärung ist grundsätzlich bei der zustän- 
digen Preisüberwachungsstelle einzureichen. Eine Sonder- 
regelung besteht für die Mitglieder der NE E 
Versicherungen, die die Erklärung dem Reichs- 
kommissar für die Preisbildung abzugeben haben (Ziff. 13 
der Versicherungsanweisung). Das gleiche gilt für Ge- 
meinschaftsunternehmen der Industrie, die eine 
Abschrift aber der zuständigen Preisüberwachungsstelle 
einzureichen haben (vgl. Erlaß des RfPr. v. 7. Aug. 
1941: MittBl. 1, 488). Konzernmitglieder und Groß- 
unternehmen können die Gewinnerklärung bei dem 
Reichskommissar für die Preisbildung unmittelbar ein- 
reichen, wenn dieser auf Antrag die zentrale Bearbeitung 
zugesagt hat. 


4. Der Abführungsbescheid 
Die „Erklärungen nach $ 22 KWVO.‘“ werden von der 
Preisüberwachungsstelle, in den Sonderfällen von dem 
Preiskommissar geprüft. Die Preisbehörden können, wenn 
es die Sachlage erfordert, Betriebsprüfungen anordnen; 


‚sie können auch die Unterlagen der Finanzämter anfor- 


dern. Auf Grund der Prüfung erteilt die Preisbehörde 
dem Unternehmen den Abführungsbescheid, aus 
dem sich ergibt, welcher Betrag von dem Unterneh- 
men abzuführen ist. 

Hat ein Unternehmen mit der Gewinnerklärung An- 
träge auf Sonderbehandlung (z. B. Belassung abführungs- 
pilichüger Beträge zum Preisausgleich 1%) oder ‚für Inve- 


14) Vgl. Ziff. 12 der Iudustrie-, Handels- und Hanuwerksanwei- 
sung. 
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stitionen t5); Bewilligung eines Leistungszuschlages +6) 
gestellt, so ist für die Entscheidung über diese Anträge 
die der Preisüberwachungsstelle übergeordnete Preis- 
bildungsstelle zuständig. Die Preisüberwachungsstelle hat 
dieser daher die Anträge vorzulegen, bevor sie in die 
Prüfung der abgegebenen Gewinnerklärung eintritt (vgl. 
RdErl. 67/41 v. 20. Aug. 1941: MittBl. 1, 500). 


5. Rechtsmittel 


Gegen den von der Preisüberwachungsstelle erteilten 
Abführungsbescheid ist das Rechtsmittel der Be- 
schwerde gegeben. Sie ist innerhalb einer Woche seit 
Zustellung des Bescheides schriftlich bei der Preisüber- 
wachungsstelle einzulegen (Zifi.2 der Anordnung vom 
11. März 1941)1%) und binnen einer weiteren Frist von 
zwei Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt der Einlegung 
der Beschwerde, zu begründen. Dabei ist anzugeben, in 
welcher Höhe eine Herabsetzung des Abführungsbetrages 
beantragt wird (Ziff. 1 u. 2 der Anordnung v. 7. Febr. 
1942) 18), Die Preisüberwachungsstelle kann der Be- 
schwerde abhelfen. Andernfalls entscheidet die Preis- 
bildungsstelle (in Berlin der Polizeipräsident). Die Be- 


schwerde hat keine aufschiebende Wirkung, falls die - 


Preisüberwachungs- oder Preisbildungsstelle nicht etwas 


anderes bestimmt; einem Stundungsantrag wird in der 


Regel nur a aroan wenn die Beschwerde nicht von 
vornherein aussichtslos erscheint, und zwar auch dann 
nur in Höhe der Beschwerdesumme1?). Die Zulässigkeit 
der Beschwerde ist von einer bestimmten Mindestsumme 
des Beschwerdegegenstandes abhängig, die sich nach der 
Höhe des steuerpflichtigen Gewinnes staffelt (so muß 
z.B. bei einem steuerpflichtigen Gewinn bis 25000 AM 
die Beschwerdesumme den Betrag von 500 RM, bei einem 
steuerpflichtigen Gewinn über 250000 bis 500000 #4 den 
Betrag von 10000 24 erreichen; vgl. Ziff.5 der Anord- 
nung v. 7. Febr. 1942). 

Mit dem Bescheid der Preisbildungsstelle ist der 
Rechtsweg erschöpft. Da es sich bei der Entscheidung 
aber um einen Verwaltungsakt handelt, der jederzeit 
zurückgenommen bzw. aufgehoben werden kann, ist in 
begründeten Fällen die Gegenvorstellung gegen- 
über der erlassenden Behörde, d.h. der Preisbildungs- 
stelle, und die Aufsichtsbeschwerde an den 
Reichskommissar für die Preisbildung als übergeordnete 
Behörde möglich. 

Entscheidungen über Beschwerden gegen Abführungs- 
bescheide sind gebührenpflichtig, soweit die Beschwerde 
erfolglos ist. Die Gebühr befrägt 1% des angefochtenen 
Betrages ($3 der 3. DurchfVO. v. 5: Febr. 1942) 20). Im 
übrigen werden im Gewinnabführungsverfahren keine 
Gebühren erhoben 21. 


6. Zeitpunkt der Abführung des Übergewinns 


Die Pflicht zur Abführung des ermittelten Übergewinns 
entsteht nicht erst auf Grund des Abführungsbescheides, 
sondern bereits auf Grund der Selbstveran- 
lagung. Der Abführungsbetrag ist deshalb gleichzeitig 
mit der Abgabe der „Erklärung nach $22 KWVO.“ an 
das zuständige Finanzamt zu zahlen. 

Ist ein Unternehmen zur Zahlung ganz oder teilweise 
nicht in der Lage, so kann es um Ratenzahlung oder 
Stundung nachsuchen. Über den Antrag entscheidet die 
Preisüberwachungsstelle. Stundungszinsen werden nicht 
erhoben (8 2 der VO. v. 5. Febr. 1942) 20). 

Ist der Abführungsbescheid bereits erteilt und die für 
die Abführung bestimmte Zahlungsfrist abgelaufen, so 
kann der abzuführende Betrag ohne vorherige Mahnung 
von den Finanzämtern nach den Vorschriften der RAbgO. 
beigetrieben werden (81 der DurchfVO. v. 5. Febr. 
1942) 20), 


15) Vgl. Ziff. 19 der Industrie- und Handelsanweisung, Ziff. 21 


der Handwerksanweisung. d 4 x 
16) Vgl. Ziff. 23 der Industrie-, Handels- und Handwerksanwei- 


sung. 

Si RAnz. Nr.63 v. 15. März 1941 = MittBl. I, 148. 

18) RAnz. Nr.37 v.7. Febr. 1942 = MittBl. I, 84. 

19) Vgl. RdErl.d, RiPr. Nr. 10/42 v. 10. Febr. 1942 (MittBl. 1,86). 

20) RGBI. 1942, I, 68 — MittBl. 1942, I, 83. i 

21) Der entgegenstehende Erl. d. RfPr. v. 30. April 1941 (MittBl. II, 
149) ist durch den RdErl. Nr. 6/42 v.5. Febr. 1942 (MittBl. I, 86) 
aufgehoben worden. 
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E. Strafen und Strafverfahren 


Verstöße gegen die 88 22ff. KWVO. und die dazı 
erlassenen DurchfBest. des RfPr. unterliegen den Straf- 
vorschriften der VO. über Strafen und Strafverfahren bei 
Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften v. 3. Juni 
1939 in der Fassung der VO. v. 28. Aug. 1941 (RGBL I, 
999 bzw. 539)22). Nach $1 Abel u. 2 PreisstrafrVO. 
können Geldstrafen in unbeschränkter Höhe und Gefäng- 
nisstrafen verhängt werden. Hat der Täter wissentlich 
und gewissenlos aus grobem Eigennutz gehandelt oder 
ist er bei Begehung einer neuen vorsätzlichen Tat schon 
einmal wegen vorsätzlichen Preisvergehens verurteilt 
worden, so kann nach $1 Abs.5 an Stelle der Gefängnis- 
strafe auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren erkannt werden. 
In besonders schweren Fällen können die Voraussetzun- 
gen für die Anwendbarkeit des $4 VolksschädIVO. vom 
5. Sept. 1939 (RGBI. I, 1679) gegeben sein. Im Ord- 
nungsstrafverfahren (Gë Sif. PreisstrafrVO.), für 
das die Preisüberwachungsstellen oder der RfPr. zustän- 
dig sind, können Geldstrafen in unbeschränkter Höhe 
festgesetzt werden; daneben kann die Einziehung von 
Gegenständen, die Abführung des Mehrerlöses, die völ- 
lige oder teilweise Schließung des Betriebes angeordnet 
und die Tätigkeit oder die Betriebsführung auf Zeit oder 
Dauer ganz oder teilweise untersagt werden. 

Soweit vor Einleitung des Ordnungsstrafverfahrens 
oder, bevor ein Strafantrag („Verlangen der Strafverfol- 
gung“, $5 PreisstrafrVO.) bei Gericht gestellt worden 
ist, entsprechende Beträge abgeführt werden, können die 
Preisbehörden von einer Ordnungsstrafe oder von dem 
Verlangen der Strafverfolgung absehen (Ziff. 13 der In- 
dustrie- und Handelsanweisung, Ziff. 31 der Handwerks- 
anweisung)., 


F. Gebietsmäßige Sonderregelungen 


Die besonderen wirtschaftlichen Verhältnisse in der 
Ostmark, im Sudetenland und in den einge- 

liederten Ostgebieten haben für diese Gebiete 
Sonderregelungen erforderlich gemacht, die in folgenden 
Erlassen getroffen sind: 

a) Anweisung des RfPr. v. 6. Juni 1941 über die Durch- 
führung der Kriegspreisvorschriften in den einge- 
gliederten Ostgebieten (MittBl. I, 342); 

b) Anweisung des RfPr. v. 7. Juni 1941 zur Durchfüh- 
rung der $$ 22ff. KWVO. in den Reichsgauen der 
und im Reichsgau Sudetenland (MittBl. T, 

c) Anweisung des RfPr. v. 16. Aug. 1941 über die 
Durchführung der Kriegspreisvorschriften für den 
Bereich der Reichsgruppe Handwerk in den einge- 
gliederten Ostgebieten (MittBl. I, 498); 

d) Anweisung des RfPr. v. 20. Aug. 1941 zur Durch- 
führung der SS 22ff. KWVO. im örtlichen Geltungs- 
bereich der 2. OststeuerhilfeVO. (MittBl. I, 515) in 
der Fassung des Erl. v. 7. Okt. 1941 (MittBl. I, 595). 


Im einzelnen ist, kurz zusammengefaßt, folgendes zu 

sagen: 
1. Ostmark und Sudetenland 

Die Preissenkungspflicht steht im Vordergrund. 
Die Preis- und Lohnverhältnisse in diesen Gebieten lassen 
Preissenkungen noch dringlicher erscheinen als im Alt- 
reich. Im Bereich der Reichsgruppe hidustrie können 
die Preisbildungsstellen jedoch die Genehmigung erteilen, 
daß Preissenkungen unterbleiben, wenn durch Investi- 
tionen — insbesondere zu Rationalisierungsmaßnahmen 
- eine spätere umfassendere Senkung des Preisstandes 
erreicht werden kann. In diesen Fällen können die Preis- 
bildungsstellen Auflagen machen, um die zweckentspre- 
chende Verwendung der entstehenden zusätzlichen Ge- 
winne sicherzustellen. Fi 

Für die Gewinnabführungspflicht bleibt die Zeit 
v. 1.Sept. 1939 bis 31. Dez. 1939 außer Betracht, um den 
Betrieben die wirtschaftliche Umstellung zu erleichtern. 
Soweit Betriebe Steuervorteile auf Grund der VO. über 
die Bewertungsfreiheit und Aufbaurücklage im Reichsgau 
Sudetenland und in den Reichsgauen der Ostmark vom 


22) Vgl. Schütz, „Preisstrafrecht“, Berlin 1939; v. Kurna- 
towski, „Preisbildung im Kriege“: DR. 1941, 290; RG.: DR. 
1942, 125. 
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21. Jan, 1941 (RGBl.I, 42) erlangt haben, werden ihnen 
diese Beträge belassen. Darüber hinaus können die Preis- 
üiberwachungsstellen den Betrieben auf Antrag weitere 
Teile des Ee zu volkswirtschaftlich erwünschten 
Investitionen, insbesondere zur Finanzierung von Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen, belassen. Weiterhin kann mit 
Zustimmung der Preisbildungsstelle von der Abführung 
von Übergewinnen aus dem Jahre 1940 abgesehen wer- 
den, wenn das Unternehmen sie zu zusätzlichen volks- 
wirtschaftlich erwünschten Preissenkungen zu verwenden 
beabsichtigt. 


2. Eingegliederte Ostgebiete 

In den cingegliederten Ostgebieten, die erst im Ver- 
lauf des Krieges Bestandteil des großdeutschen Wirt- 
schaftsraumes geworden sind, gilt $22 KWVO, zwar 
nicht unmittelbar. Nach den alsbald nach der Eingliede- 
rung der Ostgebiete erlassenen örtlichen Preisbildungs- 
vorschriften und, seit deren Außerkraftsetzung, nach $ 1 
der VO. über das Verbot von Preiserhöhungen in den 
eingegliederten Ostgebieten v. 12. Dez. 1940 (RGBI. I, 
1584) ist jedoch auch in diesen Gebieten das Fordern 
volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigter Preise und son- 
stiger Entgelte verboten. Auch in diesen Gebieten sind 
daher kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigte Gewinne, 
die infolge unterlassener Preissenkungen entstanden sind, 
grundsätzlich an das Reich abzuführen. Die Über- 
gangszeit v. 1. Sept. 1939 bis 31. Dez, 1939 bleibt — eben- 
so wie im Sudetenland und in der Ostmark — für die 
Abführungspflicht außer Betracht. Übergewinne brauchen 
aber erst dann abgeführt zu werden, wenn eiu entspre- 
chender Bescheid der Preisüberwachungsstelle im Einzel- 
fall ergeht. Im übrigen werden den Betrieben — ent- 
sprechend der Regelung für das Sudetenland und die 
Ostmark — besondere Vergünstigungen gewährt, wie 
z. B. Belassung der Steuervorteile auf Grund der 8$ 8 
Er der OststeuerhilfeVO. v. 9. Dez. 1940 (RGBl. I, 
1565). 

Hinsichtlich der Preissenkung gilt entsprechendes 
wie in der Ostmark und im Sudetenland. Der räum- 
liche Geltungsbereich der Ostgebiete-Anweisung (vgl. 
oben a und c) umfaßt die Reichsgaue Danzig-West- 
preußen und Warthelaud, ferner die in die Provinzen 
Ostpreußen und Schlesien eingegliederten Ostgebiete, 
d. h. deu Regierungsbezirk Zichenau, den Kreis Suwal- 
ken und den früher polnischen Teil des Regierungs- 
bezirks Kattowitz. 


3. Geltungsbereich der 2. OststeuerhilfeVO. 

Der örtliche Geltungsbereich der Anweisung des 
RfPr. v. 20. Aug. 1941 umfaßt Danzig, Memelland, Pro- 
vinz Ostpreußen, frühere ostpreußische Gebiete des 
Reichsgaues Danzig-Westpreußen, den früheren deut- 
schen Teil des Regierungsbezirks Kattowitz sowie die 
früneren östlichen Grenzgebiete. 

Preissenkungen sind im gleichen Umfang vorzu- 
vehmen wie im Altreich. 

Für die Gewinnabführung gelten im wesentlichen 
die Bestimmungen der Ostgebietanweisung. Es bleiben 
den Betrieben also insbesondere die Vergünstigungen 


der OststeuerhilfeVO. v. 9. Dez. 1940 erhalten. Mit Aus- 
nahme von Danzig und Memelland sind in diesen öst- 
lichen Gebieten jedoch auch die Übergewinne abzuführen, 
die in der Zeit v. 1.Sept. 1939 bis 31. Dez. 1939 erzielt 
worden sind. Für den Bereich des Handels gelten ferner 
Besonderheiten bei der Ermittlung der abzuführenden 
Beträge. 

Zusatz: Nach Drucklegung des Aufsatzes ist dic 
Gewinnabführungs-Verordnung vom 31. März 
1942 mit der Ersten DurchfVO. vom gleichen Tage (RGBI. 
I, 162) ergangen, die eine grundsätzliche Neuregelung 
auf dem Gebiet der Gewinnabführung bringt. Die Erfas- 
sung „außergewöhnlicher Gewinnsteigerungen“ erfolgt 
in Zukunft, erstmals für das Wirtschaftsjahr 1941, durch 
die Reichsfinanzverwaltung. Der sachliche Geltungsbereich 
der VO. ist festgelegt: erfaßt werden diejenigen ge- 
werblichenUnternehmer (Einzelgewerbetreibende, 
Personengesellschaften, Körperschaften), deren gewerb- 
liche Einkünfte im Wirtschaftsjahr 1941 mehr als 30000 224 
betragen haben. Diese Einkünfte (Wirtschaftsjahr 1941) 
werden verglichen mit dem Eineinhalbfachen der gewerb- 
lichen Einkünfte, die von dem Unternehmen im Wirt- 
schaftsjahr 1938 erzielt worden sind. Der Unterschieds- 
betrag, also das Mehr der gewerblichen Einkünfte 1941 
gegenüber 150 v.H. der gewerblichen Einkünfte 1938 
(mindestens 30000 Z), ist die „außergewöhnliche Ge- 
winnsteigerung‘“. Von dieser Summe haben die Einzel- 
gewerbetreibenden und Personengesellschaften 25%, die 
Körperschaften 30% als Übergewinn abzuführen. Der Ab- 
führungsbetrag wird festgestellt durch die Finanzämter 
auf Grund der dort vorhandenen Unterlagen. Die Ab- 
gabe einer besonderen Gewinnerklärung ist — erstmals 
für das Wirtschaftsjahr 1941 — nicht mehr erforderlich. 

Die Abführungsbeträge werden einem besonderen Konto 
(Gewinnabführungskonto) zugeführt, über dessen Ver- 
wendung der Reichsfinanzminister nach Beendigung des 
Krieges bestimmen wird. Die Berücksichtigung von Ein- 
heitsfestpreislieferungen und außergewöhnlichen Verhält- 
nissen (z. B. Verschmelzung, Kapitalerhöhung) ist in der 
VO. vorgesehen (§§ 5,7 und 8). Der Gewinnabführungs- 
betrag kann dem Unternehmer auch für eine bestimmte 
Zeit bis zur Hälfte belassen werden, wenn er glaubhaft 
macht, daß er den Betrag aus wehrwirtschaftlichen Grün- 
den oder infolge einer besonderen wirtschaftlichen Not- 
lage braucht. Gegen den Abführungsbescheid, den das 
Finanzamt erläßt, ist das Rechtsmittel der Beschwerde 
gegeben. 

Durch diese grundsätzliche Neuregelung der Gewinn- 
abführung wird die Vorschrift des 822 KWVO.in keiner 
Weise berührt oder eingeschränkt. Jeder gewerbliche 
Unternehmer hat seine Preise und Entgelte für Güter und 
Leistungen jeder Art nach wie vor nach den Grund- 
sätzen einer kriegsverpflichteten Volks- 
wirtschaft zu bilden. Der Reichskommissar für die 
Preisbildung wird noch mehr als bisher auf die Durch- 
führung der gebotenen Preissenkungen hinwirken. Für 
die Zeit nach dem 1. Sept. 1939 einschließlich des Wirt- 
schaftsjahres 1940 erfolgt die Gewinnabführung nach den 
oben im einzelnen wiedergegebenen Anweisungen des 

e 


Die mietrechtlichen Wirkungen der Zerstörung des Miethauses 
durch Kampfhandlungen (Fliegerschäden) 


Von Landgerichtsrat Dr. Alter, Berlin 


Kriegsschäden amı Miethaus, insbesondere Zerstörungen 
durch Fliegerbomben, schädigen gleichzeitig den Eigen- 
tümer wie die Bewohner des Hauses. Den Eigentümer 
helasten der Gebäudeschaden und die etwa dadurch ver- 
ursachten Nutzungsverluste. Die Bewohner trifft die Ver- 
nichtung ihrer beweglichen Habe und der Verlust der 
Wohnung. Auch die Mietverhältnisse zwischen dem 
Eigentümer und den einzelnen Hausbewohnern werden 
dadurch betroffen. 

Ob der Vermieter bei gleichartigem Wiederaufbau 
seines Hauses die gleichgelegenen Wohnungen den bis- 


herigen Mietern wieder überlassen muß, oder ob der 
Mietvertrag durch die Zerstörung des Wohnraums be- 
endet ist und der Eigentümer die gleichartig wieder er- 
richteten Wohnungen nach seiner Wahl den bisherigen 
Mietern oder Fremden neu vermieten kann, ob der 
Eigentümer den Mietern gegenüber verpflichtet ist, das 
zerstörte Haus in gleicher Weise, insbesondere mit den 
gleichen Wohnungen, wieder aufzubauen, oder ob es ihm 
freisteht, andere Pläne mit anderer Raumeinteilung aus- 
zuführen und die neuen, mit den bisherigen nicht über- 
einstimmenden Wohnungen anderweit zu vermieten, wie 
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sonst die beiderseitigen Ansprüche abzugrenzen sind, 
dies sind Fragen, die an sich für Vermieter und Mieter 
von Bedeutung sind. Daß sie nicht öfter hervortreten, 
hat unter anderem folgenden Grund. Die dem Eigen- 
tümer und den Mietern entstandenen Sach- und Nutzungs- 
schäden werden als Kriegsfolgen von der Allgemeinheit 
nach der KriegssachschädenVO. v. 30. Nov. 1940 über- 
nommen. Zuständig für die Regelung sind die Fest- 
stellungsbehörden. An sie müssen sich der Eigentümer 
wegen der Instandsetzung oder Wiederherstellung seines 
Hauses und wegen des Ersatzes der etwa eintretenden 
Mietausfälle (Gë 4 Abs. 2 u.4, 1 Abs. 4), die Mieter 
wegen der Instandsetzung oder Wiederbeschaffung ihres 
in der Wohnung beschädigten oder vernichteten Gutes 
und wegen Ausgleichung sonstiger einmaliger oder lau- 
fender Nutzungsschäden wenden. Unter der Anleitung 
und durch die Tätigkeit der Feststellungsbehörde wird 
gewöhnlich der ganze durch den Kriegsschaden aufgetre- 
tene Fragenkomplex im Interesse aller bereinigt. 

Die eine Art der Erledigung des Gebäudeschadens 
ist die, daß das Haus unmittelbar nach dem Ein- 
tritt des Kriegsschadens in völlig gleichartiger oder nur 


geringfügig (z.B. durch Einbau von Badezimmern) ab- ` 


geänderter Weise wieder aufgebaut wird, so daß die 
gleichen Wohnungen wie vorher entstehen. Bei diesem 
Fall ziehen dann die Mieter, die bis dahin anderweit 
in Notunterkünften untergebracht waren, und zwar ein 
gewisses Entgelt für die Unterkunft, nicht jedoch Miete 
an den Eigentümer des zerstörten Hauses gezahlt hat- 
ten, in die ihren früheren Wohnungen entsprechenden 
Räume des Ersatzbaus nach deren Fertigstellung wieder 
ein. Selbst bei friedlicher Lösung behalten aber die aul- 
ezeigten Rechtsfragen ihre Bedeutung. Wenn der Scha- 
Henstätt den Mietvertrag beendet hätte, würde auch bei 
Aufnahme des gleichen Mieters ein neuer Mietvertrag 
geschlossen werden. Dazu würde aber der Vermieter 
unter Umständen erst berechtigt sein, wenn der Miet- 
raum vom zuständigen Wohnungsamt von der Inan- 
spruchnahme für Kinderreiche freigegeben worden wäre. 
Die früher vom Mieteinigungsamt zugunsten des Mieters 
ersetzte Erlaubnis zur Untervermietung würde nicht 
mehr gelten. Auch dieser Fall bedarf daher der recht- 
lichen Erörterung. Mit den daraus gewonnenen Erkennt- 
nissen kann weiter darauf eingegangen werden, ob der 
Vermieter zum gleichartigen Wiederaufbau verpflichtet 
ist und wie sich das Rechtsverhältnis gestaltet, wenn 
der Ersatzbau für die Zeit nach dem Kriege zurück- 
gestellt wird. SS 


l. Sofortiger, unveränderter Wiederaufbau 
während des Krieges 
1. Soweit die einem Vertragsteil obliegende Leistung 
nach Entstehung, des .Schuldverhältnisses durch einen 
Umstand unmöglich wird, der von keinem Teil zu ver- 
treten ist, wird der Schuldner von seiner Leistung frei 
und verliert er den Anspruch auf die Gegenleistung; teil- 
weise Unmöglichkeit befreit den Schuldner zu diesem 
Teil und mindert die Gegenleistung entsprechend (88 275, 
323 BGB.). 
2. Da beim Mietvertrag der Vermieter nach § 535 BGB. 
verpflichtet ist, dem Mieter während der ganzen Mietzeit 
den Gebrauch der ganzen Mietsache zu gewähren, ist 
diese Dauerverpflichtung an sich nur dann in vollem 
Umfang unmöglich, wenn die gesamte Mietsache für die 
CS Mietdauer nicht gewährt werden kann. Teilweise 
nmöglichkeit liegt dagegen vor, wenn entweder ein 
Teil der Mietsache für die ganze Vertragsdauer oder 
die ganze Mietsache (oder ein Teil davon) für einen 
Teil der Vertragszeit nicht gewährt werden kann, sei es 
A. nach anfänglicher Gebrauchsgewährung von einem be- 
stimmten Ereignis an für den ganzen Rest der Ver- 
tragszeit oder 

B. tür den ersten Teil der Vertragszeit oder für einc 
Zwischenzeit, während für den Rest der Vertragszeit 
die Gebrauchsgewährung wieder möglich ist. 


Im Falle A entfallen von dem Ereignis an die beider- 
seitigen späteren Leistungen in vollem Umfange. Nur im 
Verhältnis zu den Leistungen für die Zeit bis zu dem 
Ereignis kommt die Regelung über zeitweise = teilweise 
Unmöglichkeit zur Anwendung. Für die Zukunft treten 
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dieselben Wirkungen ein wie bet der gänzlichen Unmög- 
lichkeit. Der Vertrag ist also praktisch für die Zukunft 
erledigt. 

Im Falle B wird der Vertrag durch die zeitweilige Un- 
möglichkeit nur für diesen Zeitraum berührt, während er 
an sich für die nach Behebung der Unmöglichkeit lau- 
fende Mietzeit unverändert weiter wirkt. Ein Beispiel 
hierfür bietet der vom RG. in RGZ. 89, 203 ff. entschic- 
dene Rechtsstreit, bei dem es sich um die Einwirkung 
des behördlichen — stets nur zeitweiligen — Tanzverbots 
auf die Gewährungspflicht des Verpächters von Tanz- 
räumen handelte. Ob und unter welchen Voraussetzun- 
gen die zeitweilige Unmöglichkeit als gänzliche zu be- 
handeln ist, kann hier vorerst dahingestellt bleiben, 

3. Wenn ein Mietraum zerstört ist, aber wieder auf- 
gebaut wird, fragt es sich, ob der Fall A oder der 
Fall B gegeben ist. An sich ist die Wohnung, die ver- 
mietet war, vernichtet. Der Neubau, mag er auch nach 
den gleichen Plänen und in gleicher Weise aufgeführt 
sein, ist tatsächlich genommen etwas anderes, Neues, 
wenn auch Gleichartiges. Wenn die stoffliche Identität 
allein maßgeblich wäre, würde der Fall A vorliegen. Sie 
kann aber nicht allein den Ausschlag geben. Es mul 
vielmehr auf die wirtschaftliche Identität ankommen. 
Wirtschaftlich ist jedoch das an der gleichen Stelle, nach 
den gleichen Plänen und in gleicher Weise wieder auf- 
gebaute Haus identisch mit dem zerstörten. Es handelt 
sich daher um den Fall B, also lediglich um zeitweilige 
und vorübergehende Unmöglichkeit für den Zeitraum 
zwischen Zerstörung und Wiederaufbau. Die gleiche An- 
sicht hat das RG. in seinem in JW. 1905, 7189 veröffent- 
lichten Urteil ausgesprochen, nachdem es schon in RGZ. 
47, 306 ff. für das frühere Recht ebenfalls nur zeitweilige 
Unmöglichkeit angenommen hatte (a.A. das KG.: OLG. 
45, 147, nach den der Mietvertrag über eine Wohnung, 
wenn diese durch Brand zerstört wird, sein Ende ge- 
funden hat und nicht wieder auflebt, wenn die Wohnung 
durch Neu- oder Umbau wiederhergestellt wird). Das be- 
deutet: Die beiderseitigen Leistungen sind zu erfüllen bis 
zum Schadensfall und von der Bezugsfertigkeit des Er- 
satzbaus an. Für die Zwischenzeit sind Vermieter und 
Mieter von ihren Leistungen im entsprechenden Ver- 
hältnis zu ihren Gesamtleistungen frei, braucht der Ver- 
mieter also den Mietraum nicht zu gewähren und der 
Mieter den auf diese Zeit entfallenden Mietzins nicht zu 
leisten. 


4. Hier muß noch auf die schon oben erwähnte Frage 
eingegangen werden, ob und unter welchen Vorausset- 
zungen die zeitweilige = teilweise Unmöglichkeit als 
gänzliche, d h. der Fall B doch wie Fall A zu behan- 
deln ist. 

a) Das RG. hat zu dieser Frage schon oft Stellung 
genommen. RGZ.5, 279 (dem angestellten Lehrer war 
die Lehrerlaubnis entzogen worden): dauernde Unmög- 
lichkeit dann, wenn der Wegfall des Hindernisses nicht 
absehbar ist und dadurch der konkrete Vertragszweck 
vereitelt wird. RGZ. 42, 115 (Lieferung aus einer be- 
stimmten, jedoch abgebrannten Mühle): wenn zufolge 
Verzögerung der Leistung der Leistungsinhalt ein an- 
derer wird. JW. 1904, 16911 (Lieferung von Trägern aus 
einer bestimmten Hütte, die die fraglichen Profile aber 
noch nicht herstellte): die rechtlichen Gesichtspunkte der 
Unmöglichkeit sind auch auf den Fall der zeitlichen Un- 
möglichkeit anzuwenden. RGZ. 105, 388 (der für längere 
Zeit verpflichtete Kassenarzt war einberufen): wenn die 
Erreichung des Vertragszwecks in Frage gestellt wird 
und deshalb dem Vertragsgegner die Fortsetzung des 
Vertrages nicht zugemutet werden kann. RGZ. 107, 159: 
wenn nicht die Parteien aus der Willensrichtung des Ver- 
tragsverhältnisses heraus Abweichendes geltend machen; 
wenn die Fortsetzung des Vertrages dem Gegner nicht 
zuzumuten ist. In miet- oder pachtrechtlichen Fällen: 
IW. 1905, 7189 (das zu Gewerbezwecken vermietete Ge- 
bäude war abgebrannt, jedoch wieder aufgebaut wor- 
den): gänzliche Unmöglichkeit dann, wenn der Mieterin 
nicht zuzumuten war, ihren Fabrikbetrieb stillzulegen 
oder zeitweilig in die angebotenen Ersatzräume zu ver- 
legen. RGZ. 89, 203ff. (die verpachteten Tanzräume 
konnten wegen behördlichen Tanzverbots nicht zu dem 
vorgesehenen Zweck verwandt werden) nach Hinweis 
auf die vorstehende Entscheidung: auch die Lage des 
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Vermieters oder Verpächters kann nach Treu und Glau- 
ben unter billiger Abwägung der Interessen beider Ver- 
tragsteile dazu führen, daß die zeitweilige Unmöglichkeit 
als gänzliche zu behandeln ist. 

b) Da der sofortige Wiederaufbau während des Krieges 
auf Kosten der Allgemeinheit vorgenommen wird, kann 
hier von einem überwiegenden Interesse des Vermie- 
ters, das im Sinne der zuletzt bezeichneten Entscheidung 
dazu führen könnte, die zeitweilige Unmöglichkeit wie 
eine gänzliche zu behandeln und damit den Vermieter 
auch für die Zeit nach dem alsbaldigen Wiederaufbau 
von dem Mietvertrage freizustellen, keine Rede sein. Es 
könnte nur in Frage kommen, daß im Einzelfall auf 
seiten des Mieters besondere Gründe vorliegen, aus 
denen ihm nicht zuzumuten ist, am Vertrage festzu- 
halten. Das wird aber bei der derzeitigen Wohnungs- 
knappheit kaum vorkommen. 

5. Danach ergibt sich also für den Fall des sofortigen 
Wiederaufbaus noch während des Krieges im einzelnen 
folgendes: 

a) Zwischen Zerstörung und Wiederaufbau ist die Lei- 
stung des Vermieters zeitweise = teilweise unmöglich. 
Der Vermieter wird für diese Zeit von der Raumgewäh- 
rung frei und der Mieter braucht den auf diese Zeit 
anteilig entfallenden Mietzins nicht zu entrichten. 


b) Von der Bezugsfertigkeit des wiederhergestellten 
Mietraums an wirkt der bisherige Mietvertrag 
wieder in vollem Umfang weiter. Von Neuver- 
mietung ist keine Rede. Einer Freistellung von der In- 
anspruchnahme der Wohnung durch das Wohnungsamt 
bedarf es nicht. Die vom Mieteinigungsamt ersetzte Er- 
laubnis zur Untervermietung wirkt weiter. 


c) Der Mieter kann auf Wicdereinräumung der Woh- 
nung nach Fertigstellung klagen und gegebenenfalls eine 
einstweilige Verfügung erwirken, 

d) Hat der Vermieter die fertiggestellte Wohnung 
einem anderen überlassen, dann ist ihm die künftige Er- 
füllung gegenüber dem bisherigen Mieter durch einen 
von ihm selbst zu vertretenden Umstand unmöglich ge- 
worden, so daß die Rechtsfolgen des 8325 BGB. ein- 
treten. 

e) Der Mieter, der die Wohnung ausnahmsweise nicht 
wieder beziehen will, kann entweder darlegen, daß die 
zeitweise Unmöglichkeit in seinem Fall als dauernde 
behandelt werden müsse, weil ihm die Fortsetzung des 
Vertrages aus bestimmten Gründen nicht zuzumuten sei; 
er kann andernfalls unter Berücksichtigung der etwaigen 
Vertragsbestimmungen die normale Kündigung des Ver- 
trages aussprechen. Die außerordentliche Kündigung des 
8542 BGB. würde ihm nur zustehen, wenn trotz Frist- 
setzung der Wiederaufbau nicht fristgemäß stattgefunden 
hätte oder wenn ausnahmsweise die Voraussetzungen der 
fristlosen Kündigung ohne Fristsetzung gegeben wären. 

D Da die vom RG. in dem Urteil JW. 1905, 718° für 
den Fall des Unterganges durch Brand und für die da- 
malige Friedenszeit festgestellte Regel, daß durch Brand 
erfahrungsgemäß das Mietverhältnis beendet werde (weil 
nämlich genügend anderer Mietraum vorhanden und der 
Mieter nicht auf die Fertigstellung des bisherigen Rau- 
mes angewiesen war), auf den Fall der Zerstörung des 
Hauses durch Kriegseinwirkung keineswegs zutrifft, son- 
dern gerade das Gegenteil die Regel bildet, trifft hier, 
anders als dort, den Mieter die Behauptungs- und Be- 
weispflicht dafür, daß ihm die Fortsetzung des Ver- 
trages nicht zuzumuten ist. 

g) Führt der Mieter nicht die Beendigung des Ver- 
trages gemäß e) herbei, würde ihn das Nichtbenutzen 
der fertiggestellten Wohnung nach 8552 BGB. nicht von 
der Zahlung des Mietzinses entbinden. 

h) Der Vermieter könnte die Beendigung des (dem 
Kündigungsschutz unterliegenden) Vertrages nur herbei- 
führen, wenn die Voraussetzungen des § 4 MietSchG. ge- 
geben sind, oder — insbesondere unter Berücksichtigung: 
des 8552 BGB. — die des 83 MietSchG. 


I. Die Verpflichtung des Vermieters zum 
unveränderten Wiederaufbau 

1. Rechtsprechung und Rechtslehre haben den Unter- 

gang der Mietsache durch Brand eingehend behandelt. 
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Während bei völliger Zerstörung allgemein eine Wieder- 
herstellungspflicht des Vermieters oder Verpächters ver- 
neint wird, ist bei teilweiser Vernichtung des Miet- oder 
Pachtgegenstandes in bestimmtem Umfang die Pflicht 
des Vermieters oder Verpächters zur Wiederherstellung 
anerkannt worden. Das RG. (RGZ. 47, 306) hatte bei 
einem Pachtvertrag über ein Grundstück mit Mühle für 
das frühere Recht den Verpächter als zum Wiederaufbau 
der abgebrannten Mühle verpflichtet erachtet. In dem 
Urteil v. 22. Febr. 1910 (Warn. 1910 Nr. 146 — SeuffArch. 
65 Nr. 162 = Recht 1910, Beilage, Nr. 1239) hat es bei 
einem verpachteten Bauerngut den Wiederaufbau des 
durch Brand zerstörten, zu Wohn- und Wirtschafts- 
zwecken dienenden Hauptgebäudes dann als Pflicht des 
Verpächters angesehen, wenn das zerstörte Gebäude nur 
einen geringfügigen Teil des ganzen Pachtgegenstandes 
gebildet hatte, so daß das Pachtgut mit dem neuen 
Gebäude als dieselbe Sache erscheinen .würde, wie vor 
dem Brande; es hat jedoch den Anspruch auf Wieder- 
aufbau dann versagt, wenn dieser nur mit unverhältnis- 
mäßigen Aufwendungen möglich wäre, die dem Ver- 
pächter nach Treu und Glauben nicht zugemutet werden 
könnten. Daß der Verpächter schon früher an anderer 
Stelle des Gutes ein neues ähnliches Haus aufgeführt 
und daher kein Interesse hatte, das alte Haus wieder 
aufzubauen, ist dabei als unerheblich angesehen wor- 
den, weil die Rechte des Pächters durch derartige Maß- 
nahmen des Verpächters während der Pachtzeit nicht 
beeinträchtigt werden könnten. Auch in dem Urteil bei 
Warn. 1914 Nr. 216 geht das RG. bei einem Pachtvertrag 
über ein Grundstück mit Gebäuden davon aus, daß das 
abgebrannte Dachgeschoß des „Direktor-Wohnhauses“ 
wiederhergestellt werden müßte. In SeuffArch. 74 Nr. 29 
zieht das RG. die Grenze der Wiederherstellungspflicht 
ebenso wie in dem Urteil v. 22. Febr. 1910. Dieser Recht- 
sprechung haben sich im wesentlichen auch die Kommen- 
tare in ihren Bemerkungen zu 8536 BGB. angeschlossen 
E Anm.3; Staudinger Anm. 32; Palandt 
nm. 5). 


2. Es kann dahingestellt bleiben, ob diese Ansicht für 
den Fall des Brandes auch dann noch zutrifft, wenn 
der Schaden des Vermieters durch eine Versicherung ge- 
deckt ist, der Wiederaufbau ihn also wirtschaftlich nicht 
oder nur geringfügig belastet, die Dauer der Mietver- 
träge hingegen wegen des Kündigungsschutzes und der 
Wohnungsknappheit weder kurz, noch übersehbar, son- 
dern meist nicht abzusehen und erfahrungsgemäß recht 
lang ist. Beim Kriegsschaden jedenfalls können mit Rück- 
sicht auf die besondere Art dieses Schadensfalles und die 
Art und Weise seiner Wiedergutmachung die Erwägun- 
gen, die zu jener Rechtsansicht bei der Zerstörung durch 

rand geführt haben, keineswegs zur Verneinung der 
Wiederaufbaupflicht führen. Wirtschaftliche Gründe, die 
für die Verneinung jener Pflicht bei völliger und ihre 
Begrenzung bei teilweiser Zerstörung maßgebend waren, 
daß nämlich der Vermieter nicht gegen seinen Willen 
mit den meist erheblichen Kosten des Wiederaufbaus 
oder umfangreicherer Wiederherstellung zugunsten des 
Mieters belastet werden dürfe, weil Mietzeit und Miet- 
entgelt in keinem Verhältnis zu diesen Kosten ständen, 
treffen beim Kriegsschaden nicht zu. Die besondere Art 
dieses Kriegsschadens wiederum führt zu einer ganz an- 
deren Bewertung von Rechten und Pflichten als ein mit 
dem Kriege nicht zusammenhängender Brand und zwingt 
insbesondere dazu, dieses Ereignis nicht als irgendeinen 
beliebigen Vorfall im Laufe eines Mietvertrages losgelöst 
für sich, sondern unter Berücksichtigung der größeren 
Zusammenhänge zu betrachten. 


a) Es ist davon auszugehen, daß die Zerstörung eines 
Hauses durch Brand und die Zerstörung eines Hauses 
durch Fliegerbomben zwar in ihren sofortigen prakti- 
schen Auswirkungen für die Hausgemeinschaft gleich, 
in ihrer Ursache aber grundverschieden sind und daher 
auch keineswegs gleichartig in ihrer ferneren Wirkung 
für das Mietverhältnis sein müssen. Der Kriegsschaden, 
als eine Folge des gegen alle gleichmäßig gerichteten 
Krieges, erheischt eine die Interessen aller Glieder der 
Hausgemeinschaft gleichmäßig berücksichtigende Wie- 
derherstellung. Er kann grundsätzlich nicht zur Folge 
haben, daß die Hausgemeinschaft und das einzelne Miet- 
verhältnis- beendet werden, sondern muß im Gegenteil 
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dazu führen, gemeinsames Unglück gemeinsam zu über- 
winden. Im Rahmen des einzelnen Mietverhältnisses 
kann er daher nicht eine lösende und trennende Wirkung 
ausüben. 


b) Der Ersatzbau für ein durch Bombenschaden zer- 
störtes Gebäude wird gewöhnlich nicht vom Haus- 
eigentümer, sondern auf Grund des $10 Kriegssachschä- 
denVO. von Amts wegen durchgeführt. Es ist also so, 
daß die Allgemeinheit auf ihre Kosten trotz des Krieges 
und der damit zusammenhängenden Material- und Hand- 
werkerknappheit den Kriegsschaden durch die damit be- 
trauten Behördenstellen selbst wieder beseitigt und da- 
mit den früheren Zustand wiederherstellt. Daß damit 
nicht etwa lediglich der Hauseigentümer allein für den 
Verlust seines Hauses entschädigt werden soll (wie z. B. 
bei einer Feuerversicherung, die nur die Interessen des 
geschädigten Hauseigentümers zu berücksichtigen hat), 
kann keinem Zweifel unterliegen. Wenn nur der Haus- 
eigentümer entschädigt werden sollte, könnte der Wieder- 
aufbau bis nach dem Krieg zurückgestellt, Handwerker 
und Material besser an anderer, kriegswichtigerer Stelle 
verwandt und in der Zwischenzeit der Hauseigentümer 
durch Vergütung der entstehenden geldlichen Schäden 
(entgangener Mietüberschuß) entschädigt werden. Gerade 
der sofortige Wiederaufbau während des Krieges trotz 
der vielen anderen durch den Krieg bedingten Aufgaben 
zeigt klar, daß er nicht wegen des Hauseigentümers, 
sondern — neben sonstigen öffentlichen Interessen — 
fast ausschließlich im Interesse der obdachlos geworde- 
nen Bewohner des zerstörten Hauses durchgeführt wird. 


c) Von irgendeiner wirtschaftlichen Belastung oder un- 
tragbaren Überlastung des Hauseigentümers durch den 
Wiederaufbau ist keine Rede, da die Kosten die Allge- 
meinheit trägt. Es ist daher beim Kriegsschaden keines- 
falls so, daß dem Vermieter der Wiederaufbau des Miet- 
gegenstandes aus wirtschaftlichen Bedenken heraus nicht 
zuzumuten wäre. 

Danach muß im Falle des Kriegsschadens die Ver- 
pflichtung des Hauseigentümers und Vermieters aner- 
kannt werden, den gleichartigen Wiederaufbau 
des zerstörten Mietraums und der dem gemeinschaft- 
lichen Gebrauch dienenden Räume (wie Treppenhaus, 
Flure, Keller, Böden, Waschküche), also des zerstörten 
Hauses so, wie es vorher war, entweder mit Entschädi- 
gungsbeträgen selbst vorzunehmen oder durch die amt- 
lichen Stellen vornehmen zu lassen. 


3. Gegenüber dieser Pflicht kann der etwaige Wunsch 
des Hauseigentümers, den Wiederaufbau seines Hauses 
in anderer Weise vorzunehmen — abgesehen von bau- 
polizeilichen oder hygienischen Forderungen, die nur zu 
geringfügigen Änderungen führen können —, keinen Ein- 
tluß ausüben, wie auch der Vermieter sonst bei Weiter- 
bestand des Hauses zu einer Änderung des Mietraums 
während der Mietzeit nicht befugt ist. Wollte man 
diesem Wunsch Bedeutung beimessen, könnte der ein- 
seitige Wille des Vermieters den Mietvertrag praktisch 
seinem Ende zuführen, könnte der Vermieter damit zu 
einem anders geteilten Haus gelangen, die bisherigen 
Mieter loswerden und für die neu und anders einge- 
teilten Räume sich andere Mieter suchen, könnte er 
also den Kriegsschaden einseitig zu seinem Vorteil wen- 
den und die bisherigen Mieter benachteiligen. Sogar Ab- 
weichungen, die den Wiederaufbau kaum teurer gestalten 
und dem Vermieter kaum nennenswerte Ausgaben aus 
der eigenen Tasche verursachen würden, könnten ihm, 
wenn sie nur anders eingeteilte Räumlichkeiten ergeben, 
die geschilderten Vorteile verschaffen. Diese Aussichten 
würden dann vielfach die Ursache für den Wunsch 
nach einem mehr oder weniger abweichenden Aufbau 
sein. Durch den Krieg soll sich niemand Vorteile ver- 
schaffen dürfen, ebensowenig aber durch einen Kriegs- 
schaden. Ein solches Verfahren würde mit der Natur des 


Kriegsschadens und seiner Beseitigung durch die Allge- 
meinheit nicht zu vereinen sein. Nicht damit sich einer 
Vorteile verschafit, sondern damit der frühere Zustand 
voll wiederhergestellt wird, gewährt die Allgemeinheit 
die Entschädigung und gestattet noch während des Krie- 
ges den Wiederaufbau oder führt ihn sogar selbst durch. 
Pflichten gegenüber der Allgemeinheit und Pflichten 
gegenüber dem Vertragsgegner stehen derartigen ein- 
seitigen Wünschen entgegen. Um eine solche Ausnut- 
zung des Kriegsschadens zu verhindern, bedarf es daher 
auch nicht erst, wie dies kürzlich ein LG. für nötig 
hielt, einer besonderen Auflage der die Entschädigung 
feststellenden Behörde. Wie wenig das RG. im übrigen 
einseitige Maßnahmen des Vermieters oder Verpächters 
während der Vertragszeit anerkennt, ergibt sich aus der 
unter 1 mitgeteilten Stelle des Urteils v. 22. Febr. 1910. 

4. Aus der Pflicht zum gleichartigen Wiederaufbau 
folgt: 

a) Der Mieter hat einen Anspruch auf gleichartigen 
Wiederaufbau und Überlassung der gleichartig wieder- 
hergestellten Mieträume, den er im Klagewege ver- 


- folgen kann. 


b) Kommt der Vermieter der Pflicht nicht nach, baut 
er also anders, so daß der bisherige Mietraum nicht 
wiederhergestellt wird, dann ist die Erfüllung seiner 
Pflicht aus dem Mietvertrage zur Gewährung des Ge- 
brauchs eines bestimmten Raumes weiterhin unmöglich, 
sie ist sogar endgültig unmöglich geworden, da ein wirt- 
schaftlich gleicher Raum an dieser Stelle nicht mehr 
hergestellt werden kann. Auch die Erfüllung der Ver- 
pflichtung zum gleichartigen Wiederaufbau ist unmöglich 
geworden. Während die durch den Schadensfall einge- 
tretene Unmöglichkeit der Leistung von keinem Teil zu 
vertreten war, ist die Unmöglichkeit, um die es sich 
hier handelt, auf einen Umstand zurückzuführen, den 
der Vermieter zu vertreten hat, so daß die Rechtsfolgen 
des 8325 BGB. eintreten. 


II. Zurückstellung des Wiederaufbaus 
bis nach dem Kriege 


Die Rechtslage muß erheblich anders beurteilt werden, 
wenn der Wiederaufbau des Gebäudes aus besonderen 
Gründen nicht schon während des Krieges durchgeführt, 
sondern bis nach Kriegsende zurückgestellt wird. 


1. Auch hierbei liegt an sich der Fall B vor, weil, 
wenn auch erst in Zukunft und in einem noch nicht be- 
stimmbaren Zeitpunkt, auch dieses Haus einmal wieder- 
aufgebaut werden und dann noch ein letztes Stück der 
gesamten Vertragszeit laufen kann. 


2. Dem Mieter wird jedoch nicht zuzumuten sein, für 
diese unbestimmte Zeit lediglich eine vorübergehende 
Notunterkunft zu beziehen. Entsprechend der Rechtspre- 
chung des RG., wie sie oben wiedergegeben ist, insbe- 
sondere in dem Urteil: JW. 1905, 7189 ist hier der 
Fall B dem Fall A gleich zu behandeln. Hierbei wird 
auch wieder die in jenem Urteil aufgestellte Regel gel- 
ten, daß von der Nichtfortsetzung des Vertrages auszu- 
gehen ist und der Vermieter daher behaupten und be- 
weisen muß, daß die durch die Zerstörung ohne so- 
fortigen Wiederaufbau herbeigeführte zeitweise Unmög- 
lichkeit der Erfüllung nach Lage des Falles für den 
Mieter unerheblich sei und seinen Interessen durch die 
spätere Wıederherstellung genügt werde. 

3. Auch die Lage des Vermieters kann entsprechend 
RGZ. 89, 207 zu der gleichen Folge führen. Nach dem 
Grundsatz von Treu und Glauben unter billiger Abwä- 
gung der Interessen beider Vertragsteile wird festzu- 
stellen sein, ob die Interessen des Mieters, der am Ver- 
trage festhalten will, oder die des Vermieters, der dies 
für unzumutbar hält, den Vorzug verdienen. 
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Rechtspolitische Fragen zur richterlichen Vertragshilfe 


Abgeleitet aus dem Recht der Schuldenbereinigung 
Von Landgerichtsrat Dr. H.Vogel, Hamburg 


In DR. 1941, 2594 bespricht Klemm unter Herausarbei- 
tung allgemeingültiger Gesichtspunkte eine in DR. 1941, 
2617 veröffentlichte Entscheidung des AG. Hamburg. Zwei 
Fragen werden von Klemm als besonders wichtig her- 
vorgehoben: 


1. Können dingliche Schulden auch dann nach $9 Schuld- 
BereinG. bereinigt werden, wenn das Grundstück dem 
Schuldner nach $9 Abs.5 nicht belassen werden soll? 

2. Kann die notwendige Veräußerung des Grundstückes 
auch außerhalb eines Zwangsversteigerungsverfahrens 
in einem von dem Bereinigungsrichter gemäß 87 
SchuldBereinG. frei zu gestaltenden Verfahren er- 
folgen? 


Beide Fragen sind vom AG. bejalıt worden. Auch 
Klemm kommt für beide zu einem bejahenden Ergebnis 
Selbst wenn die erörterten Fragen lediglich als für das 
Sondergebiet der Schuldenbereinigung bedeutungsvoll er- 
achtet würden, wäre es wohl gerechtfertigt, sich mit 
ihnen noch einmal eingehend zu befassen. Am besten 
kann dies durch eine kurze Darstellung des der angeführ- 
ten Entscheidung zugrunde liegenden Sachverhaltes ge- 
rechtfertigt werden: Der Schuldner war in seinem Beruf 
als selbständiger Handwerker wirtschaftlich zusammen- 
gebrochen. Die Voraussetzungen für eine Schuldenberei- 
uigung waren vorab rechtskräftig bejaht worden. Nun 
trat die Frage auf, in welcher Weise die alten Schulden 
zu bereinigen waren. Dies war deswegen um so schwie- 
riger, weil diese Schulden erheblich waren, daneben aber 
auch Neuschulden zu berücksichtigen waren. Insgesamt 
betrug die Verschuldung in abgerundeten Zahlen: 

a) 547000 AJl dinglich in dem noch im Eigentum des 
SS Heng stehenden Grundstück gesicherte Schul- 

en, 

b) 20000 AM ausgefallene Hypothekenschulden aus der 
Zwangsversteigerung eines anderen Grundstückes 
des Schuldners, 

c) 20000 AA sonstige Schulden aus Warcnlieferungen, 
persönlichen Schuldverhältnissen, sowie Neuschulden. 


Dieser Belastung von rund 587000 At stand als Aktiv- 
posten ein Mietsgrundstück, das auf den Namen des Schuld- 
ners eingetragen war, gegenüber. Den Wert des Grund- 
stückes schätzten Sachverständige auf etwa 500/550 000 Kell. 
Der Preiskommissar setzte den für eine Veräußerung zu- 
lässigen Höchstpreis auf 540000 AM fest. 

Diese Zahlenangaben zeigen die Bedeutung der Ent- 
scheidung des Bereinigungsrichters. Vor allem deshalb, 
weil hier eine Aktivmasse von über einer halben Million 
Reichsmark vorhanden war, die „zweckmäßig und ge- 
recht“ verteilt werden sollte ($7 Abs. 1 SchuldBereinG.). 


Wesentlich erschwert wurde dem AG. die Entscheidung 
durch den Schuldner. Dieser hatte zwar das Bereinigungs- 
verfahren durch seinen Antrag in Gang gesetzt. Offenbar 
war dies aber vor allem deshalb geschehen, weil wenig 
Aussicht bestand, in dem über das Grundstück des 
Schuldners angeordneten Zwangsversteigerungsverfahren 
nochmals eine weitere Einstellung nach der VollstrMaßn- 
VO. v. 26. Mai 1933 zu erlangen. Vielleicht hatte bei dem 
Schuldner die Hoffnung mitgewirkt, im Bereinigungsver- 
fahren eine Streichung der drückendsten Schulden zu er- 
reichen, dabei aber im Besitz des Grundstückes zu blei- 
ben. Dieser Wunsch des Schuldners begegnete aber dem 
einmütigen Widerspruch aller seiner Gläubiger, die kein 
Vertrauen mehr zu dem Schuldner aufbringen konnten 
und die infolgedessen den Schuldner nicht mehr als den 

eeigneten Eigentumsträger ansahen für ein so wertvolles 

rundstück, in dem sie zumindest zum Teil ihr Geld an- 
legen sollten. Der Schuldner beugte sich dem zunächst 
und erklärte sich damit einverstanden, daß ein vom Ge- 
richt ermächtigter Makler sich um die Auffindung eines 
Käufers bemühte, Als dieser Käufer aber wirklich ge- 
funden wurde, widerrief der Schuldner seine Zustimmung 
zum Verkauf, obwohl der Käufer den zugelassenen Höchst- 


preis bezahlen wollte und konnte. Auf diesem Standpunkt 
beharrte der Schuldner in allen drei Instanzen. 

Durch diese Entwicklung der Angelegenheit wurde eine 
Reihe von nicht ‚leicht zu beantwortenden Fragen aui- 
geworfen, von denen die von Klemm in dem angeführ- 
ten Aufsatz behandelten zwei der wichtigsten sind. 

Feststand, daß dem Schuldner das Grundstück nicht be- 
lassen werden konnte. Die Entwicklung der letzten Jahre 
und das Verhalten des Schuldners im Bereinigungsver- 
fahren ließen die Voraussetzungen des 89 Abs.5 Schuld- 
BereinG. nicht als erfüllt erscheinen. Es konnte nicht er- 
wartet werden, daß der Schuldner in Zukunft seinen Ver- 
pflichtungen nachkommen würde und daß durch die Be- 
reinigung für die Dauer gesunde Verhältnisse geschaffen 
würden. 

Als nächstliegende Lösung drängt sich in einem solchen 
Fall auf, das Grundstück durch die Zwangsversteigerung 
gehen zu lassen, und die nicht zur Hebung gekommenen 
Gläubiger in Höhe ihres Ausfalles am Bereinigungsver- 
fahren zu beteiligen. Dieser Weg ist bisher im Schrifttum 
auch regelmäßig vorgeschlagen worden (Holtkamp, 
„Bereinigung alter Schulden‘, 3. Aufl., Anm.5 zu 89 S. 20; 
Vogels, SchuldBereinG., Anm. 13 zu 89 S. 172; Ger- 
ken-Vogel, „DieSchuldenbereinigung“, 2. Aufl., Anm. 32 
zu 89 S.123; offenbar auch Hennig-Künne, „Die 
Bereinigung alter Schulden‘, 3. Aufl., S. 70). Stark mit- 
bestimmend für diese Stellungnahme des Schrifttums wird 
die Entscheidung des KG. v. 4. Jan. 1940 (DR. 1940, 457) 
gewesen sein, nach der dinglich gesicherte Schulden be- 
dingt zur Bereinigung gezogen werden können, soweit 
sie bei der Verwertung der Sicherheit ungedeckt bleiben. 

Dem AG. Hamburg gebührt das Verdienst, die Zweifel- 

haftigkeit der bisherigen Anschauung aufgezeigt zu haben. 
Ist schon die Begründung des AG. SÉ anregend und 
überzeugend, so muß die Herausarbeitung der grund- 
LECH systematischen Richtlinien in dem Aufsatz von 
Klemm die letzten Zweifel beseitigen (vgl. besonders 
DR. 1941, 2595 rechte Spalte). Um Wiederholungen zu 
vermeiden, sei hier nur bemerkt, daß sowohl der Hin- 
weis begründet erscheint, der Wortlaut des 89 Abs. 5 
SchuldBereinG. zwinge nicht zur Annahme der Zwangs- 
versteigerung als letzten Ausweg, als auch die Hervor- 
hebung der wirtschaftlichen Nutzlosigkeit eines Zwangs- 
versteigerungsverfahrens. 
, Das KG. hat die Entscheidungen des AG. und des LG. 
in dem dieser Erörterung zugrunde liegenden Fall im Er- 
gebnis gebilligt. Zu der vom AG. zu $9 Abs.5 Schuld- 
BereinO. aufgeworfenen Frage und der vom LG. bejahten 
Lösung derselben hat das KG. jedoch nicht ausdrücklich 
Stellung genommen. Dies war deswegen vermeidbar, weil 
in der weiteren Beschwerde nur die Auflage zu veräußern 
als unzulässig gerügt worden war. Es ist aber anzuneh- 
men, daß das KG. grundsätzlich auch der hier wesent- 
lichen Frage wohlwollend gegenübersteht. Andernfalls 
hätte der Senat sonst wohl einen Hinweis auf "etwaige 
Bedenken seiner Entscheidung beigegeben. Das ist nicht 
geschehen. In dem maßgeblichen Teil der Gründe heißt 
es vielmehr: 

„Nach §7 Abs. 1 SchuldBereinG. gestaltet der Richter 
nötigenfalls durch seine Entscheidung die Rechtsbeziehun- 
gen der Beteiligten so, daß ein dem Sinne des Gesetzes 
entsprechendes, zweckmäßiges und gerechtes Ergebnis 
erzielt wird. Es ist nun unbedenklich anzuerkennen, daß 
er zu diesem Zwecke dem Schuldner Auflagen machen 
kann, um durch deren Erfüllung eine Teilungsmasse zu 
schaffen, aus der die Gläubiger wegen ihrer Forderungen 
abgefunden werden können. Die dem Schuldner auferleg- 
ten Handlungen können allerdings nicht im Vollstreckungs- 
wege erzwungen werden. Die Weigerung ihrer Vor- 
nahme aber hat zur Folge, daß der Schuldner nicht in 
den Genuß der Schulden ee gelangt (vgl. Senat 
1 Wx 900/39: DJ. 1940, 376 = JFG. 21, 70; DR. 1940, 458; 
HRR. 1940 Nr. 791). Die dem Beschwerdeführer hier ge- 
machte Auflage, sein Grundstück an einen Dritten zu 
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verkaufen, um aus dem Erlös die Gläubiger abfinden zu 
können, ist demnach grundsätzlich zulässig. 

Die Auflage ist bei dem vom LG. festgestellten Sach- 
verhalt auch geeignet, eine gerechte Schuldenbereinigung: 
in zweckmäßiger Weise herbeizuführen.‘ 

In diesen Ausführungen des KG. erscheint vor allem 
— soweit die von Klemm behandelten Fragen in Be- 
tracht kommen — der Satz bedeutungsvoll, es sei un- 
bedenklich anzuerkennen, daß der Richter, um ein zweck- 
mäßiges und gerechtes Ergebnis zu erreichen, dem Schuld- 
ner Auflagen machen kann, um durch deren Erfüllung 
eine Teilungsmasse zu schaffen. Hieraus wird man zwar 
nichts zu dem Problem herleiten können, ob dingliche 
Schulden auch dann nach $9 SchuldBereinG. bereinigt 
werden können, wenn dem Schuldner das Grundstück nach 
SO Abs. 5 SchuldBereinG. nicht belassen werden kann. 
Wohl aber ist die weitere Frage, ob die notwendige Ver- 
äußerung des Grundstückes auch außerhalb eines Zwangs- 
versteigerungsverfahrens in freier richterlicher Gestaltung 
nach 87 SchuldBereinG. erfolgen dürfe, vom KG. grund- 
sätzlich bejaht (Beschl. v. 23. Okt. 1941, 1 Wx 313/41). Aller- 
dings folgt der Pferdefuß — dieser Ausdruck sei hier er- 


laubt — sofort im nächsten Satz: „Die dem Schuldner - 


auferlegten Handlungen können allerdings nicht im Voll- 
streckungswege erzwungen werden." Und hier weitet 
sich das Problem. Es wächst aus dem Spezialgebiet der 
Schuldenbereinigung heraus und rührt an das grund- 
sätzliche Verhältnis der Tätigkeit des Rich- 
ters der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ins- 
besondere des Vertragshilfsrichters zum 
Prozeßrichter. 

Bevor aber hierzu weitere Bemerkungen gemacht wer- 
den, sei nur kurz der Fortgang des diesen ganzen Er- 
örterungen zugrunde liegenden überaus instruktiven Be- 
reinigungsverfahrens geschildert: In dem ganzen Beschluß 
des KG. erschien dem Schuldner die Feststellung, daß 
eine Erzwingung der Veräußerung im Vollstreckungs- 
wege micht möglich sei, als die wichtigste. Er weigerte 
sich weiter, das Grundstück zu veräußern. Die ganze 
ınonatelange mühselige Arbeit des AG. in den ungewöhn- 
lich schwierigen Verhandlungen mit allen Beteiligten, 
auch dem Neugläubigern, durch die die vergleichsweise 
Zustimmung aller Gläubiger zu der von dem AG. vor- 
gesehenen Verteilung des Erlöses erreicht war, erschien 
umsonst. Nach der Entscheidung des KG. sah das AG. 
nur den Weg, den Schuldner nach 85 SchuldBereinG. für 
unwürdig zu erklären. Hiergegen legte der Schuldner die 
sofortige Beschwerde ein. Erst als er erkennen mußte, 
daß beim LG. für ihn nichts zu gewinnen war, gab cr 
endlich seine Zustimmung zum Verkauf. Nach Abschluß 
des notariellen Kaufvertrages hob dann das Beschwerde- 
gericht den den Schuldner für unwürdig erklärenden Be- 
schluß des AG. auf und stellte den früheren Bereini- 
gungsplan wieder her. 

Wenn also auch hier wieder einmal das Wort: Ende gut, 
alles gut Geltung bekam, so darf dieser: letztlich doch 
noch befriedigende Ausgang nicht vergessen lassen, daß 
das Ergebnis lange Zeit an dem sprichwörtlichen seidenen 
Faden gehangen hat. Noch nach dem Beschluß des KG. 
war der Schuldner bereit, das Grundstück in die Zwangs- 
versteigerung gehen zu lassen, weil er hoffte, mit Hilfe 
eines anderen Interessenten und Geldgebers die betrei- 
benden Gläubiger auslösen und damit eine weitere Schon- 
irist erreichen zu können. Demgegenüber konnte der Be- 
reinigungsrichter nur mit $5 SchuldBereinG. drohen, eine 
Maßnahme, die auf den Schuldner nur deshalb zuletzt 
doch noch Eindruck machte, weil in dem ursprünglichen 
Bereinigungsplan auch für ibn ein Betrag von etwa 
12000 At vorgesehen war. Hätte der Schuldner nicht 
befürchten müssen, diese Summe zu verlieren, wäre also 
-— was ja wohl der Regelfall sein wird — der Plan so 
aufgestellt worden, daß er nur Auszahlungen an die 
Gläubiger vorsah, so hätte der Schuldner sich wohl kaum 
zu dem Entschluß, zu verkaufen, durchgerungen. Die Un- 
würdigerklärung berührte ihn in seiner Ehre wenig, un- 
pfändbar war er auch, und sein Grundstück würde er in 
absehbarer Zeit sowieso verlieren. Warum sollte er also 
freiwillig die Auflösung beschleunigen? 

Der Gang dieses Verfahrens zeigt die schwache Stelle 
der heutigen Regelung. i 

Nach $8 Abs, 3 SchuldBereinG. i.d. Fass. v. 17. Aug. 1938 
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konnte der Richter, soweit für alte Forderungen ein 
rechtskräftiges Urteil oder ein sonstiger nicht nur vor- 
läufig vollstreckbarer Schuldtitel vorlag, diese Schuldtitel 
ganz oder teilweise aufheben und bestimmen, daß die 
alte Forderung nur nach Maßgabe seiner Entscheidung 
vollstreckbar sein sollte. Diese Regelung ist in der Neu- 
fassung des Ges. v. 3. Sept. 1940 in $15 Abs.1 Satz 2 auf- 
rechterhalten worden. Aus dem alten Ges. v. 17. Aug. 1938 
war dann noch $15 Abs.1 anzuführen, wonach aus einem 
vor dem Schuldenbereinigungsgericht abgeschlossenen 
Vergleich die Zwangsvollstreckung nach den Vorschriften 
der ZPO. stattfinden sollte. Eine gleichlautende Bestim- 
mung kehrt in $25 Abs.1 der Neufassung v.3. Sept. 1940 
wieder. Diese Regelung entspricht der häufig in Gesetzen 
aus dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit getroffe- 
nen, wenn die in diesen Gesetzen behandelten Rechts- 
verhältnisse ihrem Wesen nach auf einen Parteienstreit 
hinauslaufen. Beispiele hierfür bieten 875 AufwG. vom 
16. Juli 1925 (RGBI. I, 117, 160), §50 REG v. 29. Sept. 1933 
(RGBI. I, 685), Sg HypZinsG. v. 2. Juti 1936 (RGBI. 1, 533), 
Art. 10 AufwFällVO. v. 21. Dez. 1936 (RGBI. I, 1121). — 
Durch die Neufassung des SchuldBereinG. v. 3. Sept. 1940 
ist über den früheren Rechtszustand hinaus dem Richter 
in 815 Abs. 1 Satz 3 die Befugnis gegeben, bei einer 
alten Forderung, die nach Grund und Betrag unstreitig 
ist, auf Antrag des Gläubigers seine Entscheidung auch 
dann für vollstreckbar zu erklären, wenn noch kein Schuld- 
titel vorliegt. Bei Gerken-Vogel wird in Anm.7 zu 
815 S.161 darauf hingewiesen, daß im 815 Abs. 1 Satz 3 
der Neufassung zwar eine Erweiterung gegenüber dem 
bisherigen Rechtszustand zu erblicken sei, daß aber in 
dieser Bestimmung auch eine Ablehnung der von Ber- 
ges: DJ. 1940, 1172 vertretenen Auffassung liege. Berges 
hatte ausgeführt, daß im der bisher dem Schuldenberei- 
m unesrichte Be Denen Rechtsmacht, bei Vorliegen eines 
alter Schuldtitels seine Entscheidung für vollstreckbar zu 
erklären, gleichzeitig die mindere Befugnis enthalten sei, 
ohne Aufhebung eines alten Titels lediglich die Vollstreck- 
barkeit einer Forderung auszusprechen. Bei der Neufas- 
sung des SchuldBereinG. ist der Gesetzgeber diesen Ge- 
dankengängen nicht gefolgt. Er hat sich vielmehr von der 
allgemeinen Anschauung leiten lassen, daß „die Schaffung 
vollstreckbarer Titel dem Prozeßgericht regelmäßig vor- 
behalten bleiben soll und daß nur in Ausnahmefällen 
dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit dieses Recht 
eingeräumt werden soll. Als ein solcher Ausnahmefall 
wird anerkannt, daß die Forderung nach Grund und Be- 
trag unstreitig ist“ (Gerken-Vogel, 2. Aufl., S. 162). 

Das Ergebnis ist demnach: eine Entscheidung darf nur 
dann von dem Bereinigungsrichter für vollstreckbar er- 
klärt werden, wenn „über die betreffende Forderung be- 
reits vorher ein endgültiger Schuldtitel vorlag, oder wenn 
die Forderung uustreitig ist und der Gläubiger einen 
entsprechenden Antrag stellt“ (Vogels, SchuldBereinG. 
S. 198). 

Klemm kommt in seiner Betrachtung zu dem Schluß 
(DR. 1940, 2597): Der Bereinigungsrichter kann also das 
Grundstück, sofern er damit ein dem Sinn des Schuld- 
BereinG. entsprechendes, zweckmäßiges und gerechtes 
Ergebnis erzielt, das dem Schuldner gemäß $9 Abs. 5 
nicht zu belassende Grundstück außerhalb des Zwangs- 
versteigerungsverfahrens im Rahmen der Gesamtbereini- 
gung auch entgegen dem Willen des Schuldners zur Ver- 
äußerung eech Diese kann nach den Grundsätzen der 
88 894, 895 ZPO. erfolgen, indem der Richter den Schuld- 
ner in seinem Beschluß zur Abgabe der entsprechenden 
Verpflichtung und Übereignungserklärung verpflichtet, 
welche sodann mit der Rechtskraft des Beschlusses wirk- 
sam wird. S 

Schon weiter oben ist ausgeführt, daß der Ansicht 
Klemnis beizutreten ist, wonach die Verwertung des 
Grundstückes auch außerhalb der Zwangsversteigerung 
in einem von dem Bereinigungsrichter nach §7 Schuld- 
BereinG. frei zu gestaltenden Verfahren erfolgen könne. 
Damit ist aber noch nicht dargetan, daß eine solche Ent- 
scheidung auch im Vollstreckungswege erzwingbar ist. 
Der hier geschilderte Verfahrensablauf zeigt dies leider 
eindeutig. Das KG. hat es darüber hinaus ausdrücklich 
ausgesprochen: „Die dem Schuldner auferlegten Hand- 
lungen können allerdings nicht im Volistreckungswege 
erzwungen werden.“ Nach der heutigen gesetzlichen Rege- 
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lung wird man sogar hinzufügen müssen: Die Gläubiger 
können nicht einmal durch eine Klage vor dem Prozeß- 
gericht die Zustimmung erwirken. Sie stehen also noch 
ungünstiger da, als dies sonst in der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit regelmäßig der Fall ist. Kann doch z.B. der 
Pfleger, dem das Vormundschaftsgericht eine Vergütung 
bewilligt hat, diese vor dem Prozeßgericht einklagen 
(RGZ. 127,103; Palandt, BGB., 3. Aufl. 1940, Anm. 3 zu 
81836), oder ein Elternteil, dem das Personensorgerecht 
vom Vormundschaitsgericht zugesprochen ist, die Heraus- 
gabe des Kindes im Klagewege betreiben. 

Der jetzige Rechtszustand wird wohl letzten Endes als 
eine Auswirkung der unter dem Einfluß der Lehre von 
der Gewaltenteilung vorgenommenen scharfen Trennung 
zwischen den verschiedenen Arten staatlicher Willens- 
äußerung gewertet werden müssen. Es mutet heute fremd 
an, daß ein ganzes System auf ein Dogma gestützt wer- 
den konnte, das nicht einmal eine klare Definition für die 
drei tragenden Säulen, die das Gebäude stützen sollten, 
geben konnte. Wohl bestand im wesentlichen Überein- 
stimmung über das, was als Gesetzirebung und Justiz 
eingeordnet werden sollte. Das Ergebnis aller Versuche, 
eine Definition des dritten Zweiges nach sachlichen 
Gesichtspunkten aufzustellen, ist aber negativ geblieben. 
So wurde Verwaltung letztlich immer wieder als die 
Staatstätigkeit bezeichnet, die nicht Gesetzgebung oder 
Rechtsprechung sei (Schrifttumszusammenstellung vgl. 
Vogel, „Untersuchungen zur Rechtsnatur der Schlich- 
tung‘, Hamburg 1932, S.46 ff.). Um das Schema zu retten, 
wurde nicht selten organisch Gewordenes auseinander- 
gespalten, seziert und katalogisiert. Dem Leben wurde 
Gewalt angetan, ohne daß ein wirklich befriedigendes 
Ergebnis diese Maßnahmen rechtfertigen konute. Jede 
Staatstätigkeit ist vor allem als Lebensäußerung der 
Gemeinschaft zu betrachten. Wie sehr jede Richterarbeit 
ebenso „Mitkämpfen in vorderster Front an der Ge- 
staltung des Lebensschicksals unseres Volkes‘ ist, hat 
Freisler nachgewiesen (Festschrift für Bumke: Richter- 
arbeit — Lebensgestaltung, 1939, S. 31 ff.). Lange Zeit ist 
die Ansicht vertreten, der Richter habe zu entscheiden, 
die anderen zu gestalten. Dies hat sich so weit entwickelt, 
daß mam nur die eigentliche Spruchrichtertätigkeit als 
„Rechtsprechung‘‘ wertete, dagegen die Tätigkeit des- 
selben Richters in Vormundschaftssachen, bei einer Testa- 
mentsvollstreckerernennung und -entlassung oder auch in 
der Aufwertung als „Verwaltung‘‘ ansah. Noch heute fin- 
det man bei älteren Rechtswahrern nicht selten die An- 
schauung, die noch dazu manchmal mit einem gewissen 
Mitleid für den in der freiwilligen Gerichtsbarkeit tätigen 
Richter durchsetzt ist, daß doch eigentlich nur der Prozeß- 
richter eine wirkliche Richtertätigkeit ausübt. Häufig 
wird Unkenntnis der Arbeit des „freiwilligen“ Richters 
bei diesem Urteil Pate gestanden haben. Es ist auch 
müßig, einen Vorrang des einen oder anderen zu kon- 
struieren. Erst beide Arten der Tätigkeit er- 
geben den Richter, nur die durch die frühere ab- 
strakt-dogmatische Betrachtungsweise zu erklärende Aus- 
einanderzerrung der verschiedenen den Gerichten zu- 
gewiesenen Gebiete gibt die Erklärung für den jetzigen 
Zustand. Jeder, der einmal die fanatische Besessenheit 
der um das Sorgerecht für die Kinder kämpfenden Eltern, 
oder die Erbitterung der verschiedenen Nachlaßbeteiligten 
in Erbscheins- oder Testamentsvollstreckerentlassungs- 
verfahren nach $2227 BGB. erlebt hat, wird bestätigen, 
daß es wohl kaum Verfahren gibt, die mit größerem Recht 
als „streitig“ angesprochen werden können. Und aus 
dem neuesten Recht zwei Beispiele: die Luftschutz- und 
die Schuldenbereinigungssachen. Beide Verfahren zeigen 
immer wieder den echten Parteienstreit mit seiner gan- 
zen Heftigkeit und Rücksichtslosigkeil, wie sie bei wei- 
tem nicht in jedem Rechtsstreit vor dem Prozeßgericht 
zu beobachten sind. 

Nur diese kurzen Hinweise mögen belegen, daß in 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit ebenso 
„Recht gesprochen“ wird wie im Prozeß. Auch 
der Prozeßrichter stellt seine Erkenntnis heute nicht mehr 
in den luftleeren Raum. Erst wenn er überzeugt ist, daß 
die Auswirkungen seiner Entscheidung im Leben gerecht 
und billig sind, darf er seinen Spruch fällen. Entscheiden 
und Gestalten ist heute für den Richter kein Gegensatz 
mehr. Jeder Richterspruch ist Betätigung des Gestaltungs- 


willens. Auch gradmäßige Unterschiede, etwa daß bei 
der Verwaltung der Schwerpunkt mehr im Gestalten, 
beim Richter mehr im Entscheiden liege, sind nicht vor- 
handen (s. hierzu Freisler, Richterarbeit — Lebens- 
gestaltung S. 36). 


Abschließend mögen hier die Aufgabe des Richters klar 
herausstellende Worte Schlegelbergers angeführt 
werden: Die rechtsgestaltende Tätigkeit des Richters ist 
unentbehrlich. Wenn es sich darum handelt, eine große 
Masse laufender Rechtsverhältnisse nach einem von der 
Staatsführung gegebenen Befehl auszurichten, wenn es 
gilt, den von dem Gesetz festgelegten allgemeinen Be- 
wertungsmaßstab im Einzelfall gerecht anzuwenden, dann 
braucht der Gesetzgeber einen Gehilfen, der rechtlich ge- 
schult ist, der den Volksgenossen nahesteht und der ihr 
Vertrauen genießt, weil er ihren rechtlichen Angelegen- 
heiten, in welchem Lebensbereich sie auch immer liegen, 
absolut unparteiisch gegenübersteht. Dieser berufene Ge- 
hilfe ist der Richter (Schlegelberger, „Vertrags- 
gestaltung durch den Richter“: Festschrift für Bumke, 
1939, S. 16). 


Diese Auffassung von der Stellung und den Aufgaben 
des Richters läßt die Frage aufkommen, ob es gerecht- 
fertigt ist, dem Richter die schwerwiegende Aufgabe zu- 
zuweisen, Vertragsbeziehungen zu überprüfen und neu 
zu gestalten, ohne ihm die volle Autorität des 
Staates zur Verfügung zu stellen, um seinem 
Spruch das Gewicht zu geben, das eine Anordnung des 
Staates haben muß. Der Richter ist der einzige Staats- 
diener, der seine Befugnisse in der Rechtspflege unmittel- 
bar vom Führer ableitet (Schlegelberger aa O. 
S.17). Dies verlangt, daß seinen gestaltenden Anordnun- 
gen auch notfalls zwangsweise und gegen den Willen 
der Beteiligten im Gemeinschaftsinteresse Geltung ver- 
schafft werden muß. 


Diesem Erfordernis ist bisher, wie der zum Ausgang 
gewählte Tatbestand zeigt, nicht ausreichend entsprochen. 
Der Richter mußte vielmehr tatenlos zusehen, wie der 
Schuldner lange Zeit seinem Beschluß trotzte. Die Mög- 
lichkeit der Unwürdigerklärung ist kein ausreichender 
Ersatz für den unmittelbaren Zwang der Vollstreckung. 
Nach über drei Jahren der Schuldenbereinigung darf wohl 
als Erfahrungsgrundsatz festgestellt werden, daß die Un- 
würdigerklärung regelmäßig nur dann von Schuldnern 
gefürchtet wird, wenn sie hierdurch wirtschaftliche Nach- 
teile zu erwarten haben. Sei es, daß sie Pfändungen bei 
ihrem neuen Arbeitgeber oder — wie in dem hier ge- 
schilderten Fall — den Verlust von Kapitalbeträgen be- 
fürchten, Das Ehrgefühl ist bei vielen Schuldnern leider 
nicht so fein, daß die Gefahr der Unwürdigerklärung 
allein schreckt. 


Der Einwand, daß der Erlaß vollstreckbarer Entschei- 
dungen dem Prozeßgeiicht vorbehalten bleiben müßte, 
würde der inneren Berechtigung entbehren. Einmal ist be- 
reits angedeutet, daß Unterschiede im Wesen der Tätig- 
keit des Richters der freiwilligen und der streitigen Ge- 
richtsbarkeit viel weniger bestehen, als dies zuerst der 
Fall zu sein scheint. Zum anderen werden beide Tätig- 
keiten, besonders in kleinen Gerichten, häufig von dem 
gleichen Richter ausgeübt. Und weiter ist doch auch einer 
Reihe von Verwaltungsstellen, wie dem Finanzamt, den 
Sozialversicherungsträgern, Gas- und Wasserwerken, die 
Möglichkeit der zwangsweisen Durchsetzung eines Teiles 
ihrer Entscheidungen unter Ausschaltung der Gerichte 
gegeben, von der Polizei gar nicht zu reden. Und der 
wichtigste Punkt: Die Entscheidung in Vertragshilfever- 
fahren ist eine staatliche Ersatzhandlung bei versagendem 
Willen oder mangelnder Einsicht der Parteien. Dieser 
staatliche Akt tritt an die Stelle des privatrechtlichen 
Vertrages. Es ist zu eng gesehen, wenn diese staatliche 
Einflußnahme als im Interesse des einen oder anderen 
Beteiligten, etwa des Schuldners, vorgenommen gewertet 
würde. Die Ansicht hat sich doch allgemein durchgesetzt, 
daß mit dem Vertragshilfeverfahren vor allem angestrebt 
wird, den Gemeinschaftsfrieden wiederherzustellen und 
ihn für die Zukunft zu gewährleisten. Um so mehr muß 
bei dieser Zielsetzung die Möglichkeit der Durchsetzung 
auch gegen den Willen eines uneinsichtigen Beteiligten 
gefordert werden. Zuweilen begegnet man der Ansicht, 


das Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit biete nicht 
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so pole Garantien für eine vollständige Ermittlung des 
Sachverhaltes und für ein eingehendes Durcharbeiten der 
Rechtslage wie ein sorgfältig durchgeführter Zivilprozeß 
(so z.B. Baur, „Die Bindung an Entscheidungen‘‘, 1940, 
5.30). Abgesehen davon, daß der Gebrauch des Wortes 
„Garantie“ in diesem Zusammenhang die Erinnerung an 
die überholte Zeit wachruft, in der dem Staatsbürger die 
Unverletzlichkeit gewisser Privatrechtssphären vor Über- 
griffen des Staates gewährleistet werden mußte, muß 
diese Ansicht als unberechtigt angesehen werden. Gerade 
ein guter Richter wird manches Mal das formlose Ver- 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit begrüßen, das ihm 
erlaubt, jedes Beweismittel zu nutzen und sich eine voll- 
ständigere Kenntnis des Sachverhaltes zu verschaffen, als 
dies die trotz der §§ 138, 139 ZPO. beschränkten Mög- 
lichkeiten des Zivilprozesses erlauben (s. hierzu Fritz 
v.Hippel, „Wahrheitspflicht und Aufklärungspflicht der 
Parteien im Zivilprozeß“, 1939, S.224ff. und de Boor, 
„Die Auflockerung des Zivilprozesses‘‘, 1939, S. 21, 32, 
40ff.). Um einem anderen nicht selten gebrachten Ein- 
wand gleich mit zu begegnen: Auch im Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ist die verständnisvolle Zu- 


sammenarbeit zwischen Richter und Anwalt möglich und - 


nur eine Frage der beteiligten Personen. 


Wenn noch ein letztes Argument gebracht werden soll, , 


so sei es das der Rationalisierung der Rechtspflege. Hat 
sich schon ein Rechtspflegeorgan mit der Ordnung der 
Vertragsbeteiligten befaßt, so sollte es für den Regelfall 
damit genug sein. Mit diesem Spruch der staatlichen 
Stelle müssen sich die Beteiligten abfinden, andernfalls 
müssen sie gezwungen werden können. Die Arbeitskraft 
des Richters ist zu wertvoll, als daß sie immer wieder für 
eine nur durch die Widersetzlichkeit eines Beteiligten 
nicht zum Abschluß kommende Angelegenheit eingesetzt 
werden könnte. Wie sehr die Gefahr der Vergeudung 
von Arbeitskraft besteht, mag wieder der diesen Ausfüh- 
rungen zugrunde liegende Fall zeigen: Dreimal hat das 
AG., dreimal das LG. und einmal das KG. entschieden, 
die beiden letzten Gerichte in der Besetzung von drei 
Richtern! Die erste Entscheidung erging am 14. März 
1940, die letzte am 22. Dez. 1941. Dabei ist weiter zu be- 
rücksichtigen, daß daneben Zwangsversteigerungs- und 
Zwangsverwaltungsverfahren sowie Prozesse über Wege- 
rechte an dem Grundstück, Verfahren auf den Erlaß einst- 
weiliger Verfügungen und weiteres liefen. Die Regelun 
aller dieser Fragen war in dem grundlegenden Beschluß 
des AG. vorgesehen (80 Seiten). Alles blieb unabgeschlos- 
sen, weil die Entscheidung” nicht erzwingbar war und 
nur der Schuldner —- alle Gläubiger, ‚gesicherte und un- 
goy heta alte und neue hatten zugestimmt — sich wei- 
gerte. 

Aus allen diesen Gesichtspunkten ist wohl der Wunsch 
gerechtfertigt, da der. Gesetzgeber auch die Vollstrek- 
kung solcher Entscheidungen zulassen möge, die Auflagen 
an die Beteiligten enthalten. 8894 ZPO. sollte auf der- 
artige Entscheidungen für anwendbar erklärt werden. 


Vertragsverhältnis und ‚Schuldverhältnis‘‘ 


Zur Systematik des Vertragsrechtst) 


Nachdem zuerst die juristische Studienordnung vom 
Jahre 1935 und danach auch der Plan für die Schaffung 
eines deutschen Volksgesetzbuchs mit dem Verfahren ge- 
brochen haben, möglichst viele allgemeine Bestimmun- 
gen aus den verschiedenen Rechtsverhältnissen und Le- 
bensbeziehungen „auszuklammern‘“ und sich statt dessen 
dafür entschieden haben, die typischen Lebenssachver- 
halte jeweils entsprechend ihrer besonderen Natur zu- 
sammenhängend darzustellen und zu regeln, ist die 
Frage nach dem „System des deutschen Vermögens- 

1) Zugleich Besprechung von: Vertrag und Unrecht, von 
Heinrich Stoll 3, 2. Aufl. besorgt von Wilhelm Felgen- 
traeger. Tübingen 1942, Verlag von J.C. B. Mohr (Paul Siebeck), 
2 Halbbände, Preis je 3,60 RM. 
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Auf ein weiteres Problem sei in diesem Zusammenhang 
noch kurz hingewiesen. Der geschilderte Fall zeigt, wie 
sehr die Vertragshilfe im Schuldenbereinigungsverfahren 
in andere gerichtliche Verfahren eingreifen kann. Diese 
Möglichkeit ist gegenüber der ursprünglichen Regelung 
noch gestiegen, seitdem die Bereinigung von Grundpfand- 
rechten zugelassen ist (89 SchuldBereinG.). Ähnliche Pro- 
bleme haben sich bei der Bearbeitung von Kriegsvertrags- 
hilfesachen und Luftschutzstreitigkeiten gezeigt. Die Zu- 
sammenfassung aller mit demselben Lebensvorgang zu- 
sammenhängenden Fragen und Verfahren ist zweckmäßig 
und ein Gebot sinnvoller, sparsamer Einsetzung der vor- 
handenen Kräfte. Es ist unzeitgemäß und eines Richters 
unwürdig, etwa möglichst danach zu trachten, den gerade 
bei ilım befindlichen Vorgang abzugeben oder auszusetzen, 
bis eine andere Abteilung eine Entscheidung getroffen 
hat. Nur aus zwingenden und durch die Sachlage ge- 
botenen Gründen darf der Richter sich passiv verhalten. 
Sonst gilt der Satz de Boors: Nur der aktive Richter 
kann seiner Aufgabe genügen; mit dem Ideal der Passivi- 
tät ist es gründlich vorbei („Die Auflockerung des Zivil- 
nrozesses‘‘ S. 40). 


Bei der Frage, welchem Richter der Vorrang bei dem 
Nebeneinander von Verfahren eingeräumt werden sollte, 
wird die Zweckmäßigkeit grundsätzlich für den Vertrags- 
hilfsrichter sprechen. Seine Befätigungsmöglichkeiten sind 
so vielfach und seine Stellung so frei, daß es ihm am 
ehesten möglich sein wird, ein billiges und gerechtes Er- 
gebnis, das der Gemeinschaftsbefriedung am besten dient, 
zu erzielen. So wird der Schuldenbereinigungsrichter 
manches Mal in Zwangsvollstreckungen und Zwangsver- 
steigerungsverfahren durch die Bewilligung von Einstel- 
lungen oder sogar durch Aufhebung eines solchen ge- 
bundenen Verfahrens zugunsten einer aufgelockerten Ver- 
teilung der Werte eingreifen können. Oder er hebt die 
Zwangsverwaltung aut, um eine vielleicht billigere Treu- 
handverwaltung einzurichten. Von der Erledigung an- 
hängiger Zahlungsprozesse ganz zu schweigen (vgl. hierzu 
$23 SchuldBereinG.). Von einer weitgehenden Auflocke- 
rung der funktionellen Zuständigkeit und der Möglich- 
keit der Zuweisung von Sachen an den Vertragshilts- 
richter durch das für die Geschäftsverteilung zuständige 
Verwaltungsorgan sollte kein zu seltener Gebrauch ge- 
macht werden. Hierbei wird nicht verkannt, daß bei einer 
solchen Handhabung formale Unklarheiten und Schwierig- 
keiten z. B. durch das Auseinanderfallen der Rechtsmittel- 
züge entstehen können, z.B. bei der ab und zu zweck- 
mäßigen Zusammenfassung von Schuldenbereinigungs- 
und Kriegsvertragshilfsverfahren. Im Rahmen dieser An- 
regung zu diesen Fragen Stellung zu nehmen, würde zu 
weit gehen. Hier solite nur ein Problem aufgezeigt wer- 
den, das einer eingehenden Untersuchung wert ist. Es 
greift weit über den Rahmen der Schuldenbereinigung 
hinaus, wird aber wohl seine gesetzgeberische Lösung 
bei dem weiteren zu erwartenden Ausbau des Vertrags- 
hilfsverfahrens finden müssen. 


rechts‘‘2) nicht zur Ruhe gekommen. Einigkeit besteht 
darüber, daf der bisherige „Allgemeine Teil“ des BGB. 
nicht bestehen bleiben soll; Einigkeit auch darüber, daß 
insbes. die Familie als eine in sich relativ geschlossene 
Lebensordnung, die auf ganz anderen, natürlichen und 
sittlichen Prinzipien beruht als die Vermögensordnung 
und der Rechtsverkehr, von diesen Bereichen scharf ab- 
gehoben werden muß. Was sodann das Vermögensrecht 
angeht, so ist die Erkenntnis im Vordringen, daß dieses 
nicht nur die Rechte an Sachen, sondern auch die an un- 
körperlichen Vermögenswerlen (Rechten, Erwerbsaus- 
sichten, Geisteswerken) umfassen und nicht nur die ein- 
zelnen Vermögensgüter, sondern auch das Vermögen 

2) Vgl. F.Wieacker, „Zum System des deutschen Vermögens- 
rechts“, Leipzig 1941 (Verlag von Th. Weicher), und neuestens 
F. Beyerle, „Schuldenken und Gesetzeskuust“: Ztschr. f. d. ges. 
Staalswissenschaft 102 (1942), 209 ff. 
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einer Person als Ganzes sowie zweckbedingte Sonder- 
vermögen als rechtliche (und nicht nur als wirtschaft- 
liche) Einheiten auszugestalten hat. Es bleibt das Ge- 
biet des Güterumsatzes und des Schadensersatzes, d. h. 
der Verträge und vertragsähnlichen Lieferungsverhält- 
nisse, der (vertraglichen und außervertraglichen) Scha- 
denshaftung und der Rückabwicklung fehlgeschlagener 
Rechtsgeschätte (durch Herausgabe der „ungerechtfer- 
tigten Bereicherung‘‘). Dieses Gebiet sucht die StudienO. 
durch zwei Vorlesungen zu umreißen, deren eine sie 
(mehr schlagwortmäßig als genau erschöpfend) mit „Ver- 
trag und Unrecht“ bezeichnet, während die zweite, mehr 
die Einzelheiten des Güterumsatzes (mit Einschluß der 
„dinglichen“ Voilzugsgeschäfte) behandelnde die Bezeich- 
nung „Ware und Geld“ trägt. Es ist nicht zu verkennen, 
daß im Verhältnis dieser beiden Vorlesungen zuein- 
ander der ersten die Aufgabe zufällt, den allgemeinen 
Rahmen deutlich zu machen, innerhalb dessen sich die in 
der zweiten behandelten Umsatzbewegungen vollziehen; 
daß sie also, wenigstens soweit es sich um das Ver- 
tragsrecht handelt, immer noch so etwas wie einen all- 
gemeinen Teil, zwar nicht des ganzen Vermögensrechts 
oder gar des „volksgenössischen“ Rechts, aber doch des 
Rechts des Güteraustauschs darstellt. Indessen handelt es 
sich hierbei meiner Überzeugung nach nicht um eine 
lebensiremde Abstraktion, sondern um eine dem ge- 
meinen Rechtsbewußtsein geläufige und daher unbedenk- 
liche Veraligemeinerung, da nicht nur Kauf, Miete, 
Werkvertrag oder Darlehen, sondern auch der diese ver- 
schiedenen Erscheinungsformen unter sich begreifende 
Grundtypus des „Vertragsverhältnisses“ so viele gerade 
ihm eigentümliche Züge aufweist, daß an ihm nicht vor- 
beigegangen werden kann. Freilich gilt das nur, wenn 
man, wie ich es tue, unter dem „Vertrage“ nur die auf 
die Begründung eines („schuldrechtlichen“) Vertragsver- 
hältnisses hinzielende Vereinbarung und nicht, wie das 
BGB., jede Übereinkunft zweier Personen, gleichviel wel- 
chen Inhalts und welcher sozialen Bedeutung, versteht. 
Ein lediglich formaler Vertragsbegriff, der nicht nur die 
auf den Güterumsatz bezüglichen Vereinbarungen, son- 
dern auch die Begründung: einer Gemeinschaft, wie die 
Eheschließung oder den Eintritt in ein Arbeitsverhältnis, 
ferner die Vereinbarung zweier Hoheitsträger im Be- 
reich des öffentlichen Rechts und schließlich den völker- 
rechtlichen Vertrag unter sich begreift, wäre allerdings 
eine Abstraktion, die zur Erfassung eines lebensnahen 
rechtlichen Typus wenig geeignet ist. Aber die Vor- 
lesung „Vertrag und Unrecht“ meint auch sicher nicht 
diesen ganz allgemeinen und daher inhaltsleeren Ver- 
tragsbegriff, sondern ein Konkretes: den Vertrag als 
(ein) Gestaltungsmittel (unter anderen) im Rechtsverkehr 
und das dadurch begründete, auf einen Leistungsaus- 
nen oder eine Güterbewegung gerichtete Vertragsver- 
ältnis, 

Als problematisch erscheint indessen die Verbindung 
des (allgemeinen) Vertragsrechts mit dem („zivilen“) 
Unrecht. Daß dieses nur als Hauptfall der Schadenshaf- 
tung zu betrachten ist, die Vorlesung also auch die an- 
deren Fälle derselben (insbes. die Gefährdungshaftung) 
und ebenso die inhaltliche Ausgestaltung des Schadens- 
ersatzes mitzubehandeln hat, ist sicher. Worin aber liegt 
nun das Moment, das das allgemeine Vertragsrecht mit 
dem Recht der (außervertraglichen) Schadenshaftung ver- 
bindet? Auf diese Frage glaubte Stoll in seinem 
Grundriß die Antwort geben zu können, das, was beide 
miteinander verbinde, sei die Tatsache, daß sowohl aus 
dem Vertrag wie aus dem Unrecht (oder einem diesen 
gleichzustellenden Haftungstatbestande) ein „Schuldver- 
hältnis‘ entstehe®). Er verstand also die Vorlesung als 
die Lehre von „Vertrag“ und „Unrecht“ als den (wich- 
tigsten) Entstehungsgründen eines Schuldverhältnisses 
und weiterhin vom Schuldverhältnis selbst als der „Wir- 
kung von Vertrag und Unrecht“. Auf diese Weise ge- 
langte er zu einer sehr einfachen und durchsichtigen 
Gliederung der Vorlesung, durch die der Begriff des 


>) Vgl. die (aus der 1. Auflage übernommene) Bemerkung bei 
Stoll-Felgentraeger S,4: „Die Verknüpfung von ‚Vertrag‘ 
und ‚Unrecht‘ in einer Vorlesung und in diesem Grundriß geht 
also nicht von einer gemeinsamen sozialen Aufgabe der durch diese 
Kennworte bezeichneten Ordnungen, sondern von dem technischen 
Begriff des Schuldverhältnisses aus.“ 


Aufsätze 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


Schuldverhältnisses in den Mittelpunkt der Darstellung 
gerückt wurde. Dies war insofern sicher kein Zufall, als 
eine der bedeutendsten Leistungen Stolls ja gerade 
seine unsere Erkenntnis ungemein vertiefende feinsin- 
nige Strukturanalyse des Schuldverhältnisses war — ich 
erinnere nur an die Unterscheidung von „Leistungs- 
pflicht“ und „Schutzpflichten“, an Stolls Arbeiten über 
„Leistungsstörungen“ und über das vorvertragliche Schuld- 
verhältnis. Kein Wunder daher, daß sich gerade für 
Stoll die Vorlesung über „Vertrag und Unrecht“ im 
Grunde als eine solehe über das „Schuldverhältnis“ dar- 
stellte. 

Die neue Auflage, die nach dem zu frühen Tode des 
Verfassers von Wilhelm Felgentraeger besorgt 
ist, hat die von Stoll gewählte Systematik zwar noch 
nicht ganz preisgegeben, aber doch stark umgebildet. 
Das ist offenbar nicht nur eine äußerliche Änderung, 
sondern beruht auf einer veränderten Anschauung vom 
Wert und der Tragweite eines allgemeinen Begriffs des 
Schuldverhältnisses. Wieacker hat in seiner System- 
schrift4) zuerst der Forderung Ausdruck gegeben, daß 
„aus dem System des Rechtsverkehrs der allgemeine 
Begriff des Schuldverhältnisses ausgeschieden“ und die 
„Klammer Schuldverhältnis“ vor den verschiedenartigen 
Lebenserscheinungen „Vertrag“ und „Unrecht“ aufge- 
löst werden müsse. Demgemäß bilden in Wieackers 
Systementwurf die „Vertragsordnung“ (die sowohl das 
allgemeine Vertragsrecht wie die besonderen Vertrags- 
typen umfaßt) und der „Schadensausgleich“ zwei selb- 
ständige Bücher (neben der „Vermögensordnung‘“). 
Beyerle schließt sich dem jetzt mit den Worten an, 
Wieackers Vorschlag, den Oberbegriff „Schuldver- 
hältnis“ als Gegenstand allgemeiner Regelung fallen zu 
lassen, werde „wohl vielfachen Beifall finden“). In sei- 
nem eigenen Systementwurf folgt ein Buch über „Scha- 
densverhütung, Ersatz von Unrechts- und Gefährdescha- 
den“ auf ein Buch, das die Ordnung des Rechtsverkehrs 
behandelt. Diese beiden Autoren sind also offenbar der 
Meinung, daß mit der Auflösung der Klammer „Schuld- 
verhältnis“ die innere Einheit des durch „Vertrag und 
Unrecht“ umschriebenen Gebiets überhaupt dahinfällt. 
Auch Felgentraeger wendet sich gegen die Über- 
schätzung eines allgemeinen Begriffs des „Schuldverhält- 
nisses“, indem er erklärt: „Die auf die Vertragsordnung, 
den Schadensausgleich und die anderen Fälle von Ver- 
pflichtungen zur Leistung gleichmäßig passenden Regeln 
rechtfertigen die Unterstellung dieser Gebiete, die im 
Leben völlig verschiedenen Aufgaben dienen, unter 
einen Oberbegriff nicht“). Indessen, wie so oft, ist 
auch hier das Problem mit der negativen Feststellung, 
so richtig auch diese ist, noch nicht gelöst. Um zu einem 
klaren und haltbaren Aufbau zu gelangen, gilt es, sich 
nicht nur der Verschiedenheiten, sondern auch der Zu- 
sammenhänge bewußt zu werden. Dabei dart insbeson- 
dere nicht die innere Dialektik des Begriffs „Schuld- 
verhältnis“ außer acht gelassen werden, der schon seit 
längerer Zeit in der deutschen Rechtswissenschaft in 
einem doppelten, nämlich in einem engeren Sinne (als 
Leistungsbeziehung) und in einem weiteren Sinne (ak 
ein mannigfache Seiten in sich vereinigendes Lebens- 
ln als eine Vertrauensbeziehung) verstanden 
wird. 

Allerdings, das ursprünglich von Stoll verwandte 
Gliederungsschema, zu dessen Revision sich jetzt auch 
Felgentraeger veranlaßt gesehen hat, begegnet 
wirklich schwersten Bedenken. Es stellt im Grunde nichts 
anderes dar als die schärfste Ausprägung des gemein- 
rechtlichen Systems des Obligationenrechts. Dieses be- 
ruhte auf der Vorstellung, daß (schuldrechtliche) Be- 
ziehungen der Einzelpersonen entweder nur durch deren 
eigenen Willen (ex contractu) oder durch den unerlaub- 
ten Eingriff des einen in die Freiheits- und Rechts- 
sphäre des anderen (ex delicto) entstehen könnten. In 
diesem System war daher weder für ein Gebilde wie das 
heute so genannte vorvertragliche Schuldverhältnis noch 
für die Begründung vertraglicher oder vertragsähnlicher 
Schuldverhältnisse auf andere Weise als durch die aus- 
schließliche Willensbestimmung der Beteiligten — die 


4) a.a.0. S.50 und 52. 
5) 2.2.0. S. 244. 
s») S11. 


| 


12. Jahrgang %42 Heft 21/22] 


heute vielfac sogenannten „faktischen Vertragsverhält- 


nisse“?) — Ärgendwelcher Raum. Notfalls behalf man 
sich mit dem Verlegenheitsfiguren des „Quasikontrakts“ 
und des „ sidelikts“. Es wäre selbstverständlich aus- 


sichtslos, di 


heutige soziale Wirklichkeit noch in dieses 
dürftige Sc 


ma einfangen zu wollen, dessen Herkunft 


aus einer ändividualistischen Denkweise zudem offen- 
sichtlich istf Unter der Obligation aber, die durch Ver- 
trag oder Delikt begründet werden konnte, verstand die 


gemeinrechkliche Theorie allein die Leistungsbeziehung— 
das Ford@nkönnen des einen und das Leistensollen 
und HafteA des anderen. Daß diese abstrakte Leistungs- 
beziehung@#sowohl durch Verträge wie durch unerlaubte 
Handlung@n und andere Haftungstatbestände ausgelöst 
werden kënn, trifft auch heute noch zu. Allein sie meinen 
wir garnicht ausschließlich oder auch nur in erster 
Linie, wën wir an ein vertragliches (oder vertragsähn- 
liches) $huldverhältnis denken. Dann erscheint sie uns 
vielmehff als eingebettet in ein umfassenderes Ganzes 
mannigiacher Beziehungen, eben in das Schuldverhält- 
nis im äweiteren Sinne, wie es uns gerade Stoll zu 
sehen #elehrt hat. Dieser weitere Begriff des Schuld- 
verhältfisses aber paßt nun wohl auf das Vertragsver- 
hältnis# nicht aber in gleicher Weise auf die Ersatzver- 
ping elen aus unerlaubter Handlung oder Gefähr- 
dung. 


Wig wollen uns das zunächst verdeutlichen. In dem 
Abschitt des Stollschen Grundrisses, der überschrieben 
ist: SSchuldverhältnis und schuldrechtliche Verpflichtur- 
gen“f lesen wir, das Schv. sei „ein umfassendes Rechts- 
verhältnis“, es begründe unter den Parteien ein Ver- 
traußnsverhältnis, und weiterhin, es entständen aus dem 
Schf. Leistungspflichten und Schutzpflichten; erstere 
stürgien unter dem Austauschgedanken, letztere unter 
denf Vertrauensgedanken. Dies alles ist ganz einleuch- 
ten, sofern es sich dabei um das Vertragsverhältnis, 
insbes. um den sog. gegenseitigen Vertrag (Austausch- 

anke!) handelt; daß dagegen durch eine unerlaubte 
dlung zwischen dem Verletzer und dem Beschädig- 
gerade ein besonderes „Vertrauensverhältnis“ be- 
gRindet würde, wird im Ernst wohl niemand behaupten 
wollen! Vergegenwärtigen wir uns, was das praktisch 
b deutet. Wir fordern von den Parteien des Vertrags- 

rhältnisses ein vertrauensvolles Zusammenwirken zur 
rreichung des Vertragszwecks. Daraus leiten Recht- 
Äprechung und Lehre mannigfache „Nebenpflichten“ zu 
egenseitiger Rücksichtnahme, Mitteilungspflichten, Un- 
erlassungspflichten, auch die Verpflichtung zur Wahrung 
des guten Tons im Verkehr des einen Vertragsgenossen 
mit dem andern und dessen Familienangehörigen, z. B. 
bei Miet- und Pachtverhältnissen und dergleichen mehr, 
her. Bei schuldhafter Verletzung dieser Pflichten erken- 
nen wir heute dem Verletzten einen Schadensersatz- 
anspruch (wegen sog. „positiver Vertragsverletzung‘“), 
unter Umständen ein Rücktrittsrecht oder, (bei Dauer- 
verhältnissen) ein Recht zu fristloser Kündigung zu. Ich 
frage: was von alledem paßt für das „Schuldverhältnis“, 
das aus einer unerlaubten Handlung entstanden ist? Ich 
meine: so gut wie nichts, denn es fehlt hier eben die 
dem Vertrag zugrunde liegende Vertrauensbeziehung, 
auf die gerade Stoll mit Recht so großen Wert legt. 
Nach der heutigen Anschauung beginnt diese Ver- 
trauensbeziehung bereits mit der Aufnahme von Ver- 
tragsverhandlungen; diese begründet daher — noch ehe 
irgendeine „Leistungspflicht“ entstanden ist — schon ein 
vertragsähnliches Verhältnis, das sog. vorvertragliche 
Schuldverhältnis, und damit eine Pflicht zur gegenseiti- 
gen Rücksichtnahme. — Daß das Vertragsverhältnis in 
der Tat ein „umfassendes Rechtsverhältnis“, ein in sich 
sinnvoll zusammenhängendes Ganze ist, zeigt sich vor 
allem beim gegenseitigen Vertrag in der wechsel- 
seitigen Abhängigkeit der beiderseitigen Leistungen. Es 
zeigt sich weiter darin, daß das Vertragsverhältnis in 
seinem Fortbestand wenigstens bis zu einem gewissen 
Grade abhängig ist von der Fortdauer derjenigen Ver- 
hältnisse, im Hinblick auf die es geschaffen wurde und 
allein eine sinnvolle, vernünftige Gestaltung der Aus- 
tauschbeziehungen darstellt (Problem der Geschäfts- 


f Sa: G.Haupt, „Uber faktische Vertragsverhältnisse“, Letp- 
zig i; 
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grundlage, aber auch der „Unmöglichkeit“ der Leistung). 
ie Frage lautet immer: wie wird der erstrebte Aus- 
tauschzweck unter den jetzt eingetretenen Umständen 
(z. B. wenn die ursprünglich geschuldete Leistung un- 
möglich geworden oder nicht mehr zumutbar ist) noch 
am ehesten verwirklicht, beziehungsweise: kann er über- 
haupt noch verwirklicht werden, oder ist es besser, von 
dem Vertrage Abstand zu nehmen? Dagegen lautet die 
Frage bei den Schadensersatzverbindlichkeiten: wie wird 
der eingetretene Schaden, unter billiger Berücksichti- 
gung der Interessen beider, zweckmäßig ausgeglichen? 
Hier stellt sich das Problem: Naturalherstellung oder 
Geldersatz, die Frage des mitwirkenden Verschuldens, 
Fragen also, die mit dem das Vertragsverhältnis beherr- 
schenden Austauschgedanken gar nichts zu tun haben. 
Noch manches andere ließe sich anführen. Ich be- 
haupte: sowohl die Lehre von den „positiven Vertrags- 
verletzungen“, wie die vom „vorvertraglichen Schuld- 
verhältnis“, ebenso aber auch die Lehren von der Un- 
möglichkeit und der Unzumutbarkeit der Leistung, vom 
Fortfall der Geschäftsgrundlage, vom Rücktritt und von 
der Kündigung wegen Zerstörung der Vertrauensgrund- 


‘lage oder aus sonstigem „wichtigen Grunde“ — alles 


Lehren, auf die unsere heutige Zivilrechtswissenschaft 
nicht mit Unrecht stolz ist und die eben mit der neueren, 
erweiterten Auffassung des „Schuldverhältnisses“ als eines 
umfassenderen Ganzen, einer Lebensbeziehung im 
inneren Zusammenhang stehen — passen nur für Ver- 
tragsverhältnisse (im Hinblick auf die sie auch ent- 
wickelt worden sind), aber nicht oder doch nur in sehr 
abgeschwächtem Maße für sonstige Schuldverhältnisse, 
insbesondere die aus unerlaubter Handlung. Diese ha- 
ben dagegen ihrerseits ihre ganz bestimmte, ihnen eigen- 
tümliche Problematik, die von der der Vertragsverhält- 
nisse durchaus verschieden ist. 


Damit ist, wie ich glaube, der Grund dafür aufgezeigt, 
daß es nicht angeht, Vertragsverhältnisse und Schadens- 
ersatzverbindlichkeiten unter den gleichen Begriff des 
„schuldverhältnisses“ als den ihnen vermeintlich ge- 
meinsamen Oberbegriff zu subsumieren. Tatsächlich ge- 
brauchen wir nämlich dabei den Begriff des Schuldver- 
hältnisses in verschiedenem Sinne: im Hinblick auf das 
Vertragsverhältnis in dem umfassenden Sinne der neue- 
ren Lehre, im Hinblick auf die sonstigen Schuldverbind- 
lichkeiten dagegen im wesentlichen doch noch in dem 
früheren Sinne der bloßen Obligation, der Leistungs- 
beziehung. 

Nun freilich — und damit nähern wir uns erst dem 
Kern der Sache — umfaßt auch das Schv. im weiteren 
Sinne, das ich von nun an einfach als „Vertragsverhält- 
nis“ bezeichnen will, notwendig eine oder mehrere Leı- 
stungsbeziehungen — also Schuldverhältnisse im engeren 
Sinne. Aber während sich das Verhältnis des Geschädig- 
ten zum deliktisch Haftenden im wesentlichen auf eine 
solche Leistungsbeziehung beschränkt, ist diese beim 
Vertragsverhältnis eingebettet in das Ganze einer um- 
fassenderen Lebensbeziehung, von der sie gestaltet 
wird. Oder, um; es in der Sprache einer heute wieder 
manchen geläufig gewordenen Philosophie auszudrücken: 
das Schuldverhältnis ist im Ganzen des Vertragsverhält- 
nisses lediglich ein darin „aufgehobenes Moment“. Dar- 
aus erklärt sich ohne weiteres folgende Erscheinung, 
auf die auch schon Wieacker und andere hingewiesen 
haben: nur einige der nach der bisherigen Lehre für 
Schuldverhältnisse allgemein geltenden Bestimmungen 
sind auch auf die nichtvertraglichen Schuldverhältnisse 
anwendbar, nämlich diejenigen, so erkennen wir jetzt, 
die es mit der Leistungsbeziehung, dem Schv. im enge- 
ren Sinn zu tun haben. Dahin gehören etwa die Be- 
stimmungen über die Erfüllung, den Leistungsverzug 
und den Annahmeverzug des Gläubigers, ferner über die 
Abtretung der Forderung, die Schuldübernahme und die 
Gesamtschuld. Die anderen Bestimmungen dagegen, die 
mit der Natur des Vertragsverhältnisses als einer auf 
gegenseitigem Vertrauen beruhenden, dem Austausch- 
zweck dienenden Lebensbeziehung zusammenhängen — 
wir haben sie bereits aufgezählt —, gelten allein für 
das Vertragsverhältnis. Gerade diese aber verdienen bei 
einer konkret-typischen, lebensgerechten Erfassung und 
Darstellung der Vertragsverhältnisse in den Vordergrund 
gerückt zu werden; deshalb ist es ausgeschlossen, etwa 
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von ihnen zunächst abzusehen, nur um das Vertrags- 
verhältnis und die außervertraglichen Ersatzverbindlich- 
keiten unter denselben Begriff „des“ Schuldverhältnis- 
ses subsumieren zu können. Auf der anderen Seite bleibt 
aber bestehen, daß gewisse Vorschriften, die schon beim 
Vertragsverhältnis zu berücksichtigen sind, dann auch 
auf nichtvertragliche Schuldverhältnisse Anwendung fin- 
den, eben weil im Vertragsverhältnis auch ein Schuld- 
verhältnis (im engeren Sinne) mit darin steckt. Insofern 
schlägt also der Begriff des Schuldverhältnisses (im en- 
geren Sinne!) in der Tat eine Brücke vom „Vertrag“ 
zum „Unrecht“; nur eben nicht in dem Sinne, daß beide 
unter ihn als ihren gemeinsamen Oberbegriff subsumiert 
werden könnten, sondern in dem Sinne, daß dasjenige, 
was das eine Rechtsverhältnis als solches charakterisiert 
— die Leistungsbeziehung — in dem anderen als ein, 
zwar wesentliches, aber doch einem umiassenderen Zu- 
sammenhange eingeordnetes „Moment“ mit enthalten ist. 


Leistungsbeziehungen oder Schuldverhältnisse (im en- 
geren Sinn) treten aber auch im Rahmen mannigfacher 
anderer Rechtsverhältnisse auf. Deshalb allein, weil die 
unerlaubte Handlung ein gesetzliches Schuldverhältnis 
nach sich zieht, wäre die Verbindung des Vertrags- 
rechts mit der Schadensordnung in einer Vorlesung da- 
her in der Tat nicht gerechtfertigt. Das Vertragsverhält- 
nis schließt nun aber nicht nur stets ein Schuldver- 
hältnis (oder mehrere) in sich, es begründet in manchen 
Fällen auch gerade eine Schadensersatzverbindlichkeit. 
Das Vertragsverhältnis als eine rechtlich geordnete Le- 
bensbeziehung ist nämlich wie jedes Lebensverhältnis 
einer Entwicklung fähig. Ursprünglich auf den Aus- 
tausch bestimmter Güter oder sonstiger Leistungen ge- 
richtet, kann es auch einen anderen Inhalt gewinnen. So 
kann an die Stelle der ursprünglichen Leistungspflicht 
die Verpflichtung zum Schadensersatz wegen Nichterfül- 
lung treten; neben die fortbestehende Leistungspflicht 
kann eine Verpflichtung zum Ersatz etwa des Verzöge- 
rungsschadens treten, oder die ursprüngliche Leistungs- 
pflicht geht nunmehr auf die Herausgabe des sog. „stell- 
vertretenden commodum“. Wenn man das Vertragsver- 
hältnis dynamisch und teleologisch, also nicht nur als 
eine starre normative Beziehung, sondern als einen von 
seiner Begründung bis zur Abwicklung unter einem ein- 
heitlichen Zweckgedanken stehenden Lebensvorgang an- 
sieht, der sich in der Sphäre des rechtlich geordneten 
Gemeinschaftslebens — nicht der bloßen „Faktizität“, 
sondern einer in sich, sinnhaften Wirklichkeit — voll- 
zieht, dann muß man die Schadensersatzpflicht wegen 
Vertragsverletzung als eine mögliche Entwicklungsstufe 
des Vertragsverhältnisses selbst ansehen. In einer ein- 
heitlichen und zusammenhängenden Gesamtregelung oder 
Gesamtdarstellung des Vertragsrechts müssen daher auch 
derartige Schadensersatzverbindlichkeiten ihre Stelle fin- 
den. Damit greift aber das allgemeine Vertragsrecht in 
das Gebiet des Schadensausgleichs hinüber; denn die 
Fragen, um die es sich beim vertraglichen Schadens- 
ersatz handelt, berühren sich auf das engste mit denen, 
die bei den selbständigen Ersatzverbindlichkeiten (aus 
Unrecht oder Gefährdung) auftauchen, oder sind sogar 
mit ihnen identisch. Es handelt sich dabei einmal um 
gewisse Voraussetzungen der Schadenshaftung, z. B. die 
Haftung für Gehilfen oder das mitwirkende Verschulden 
des Geschädigten, zum anderen um die Ausgestaltung 
des Schadensersatzes.. Mögen diese Fragen auch zum 
Teil eine verschiedene Beantwortung finden, je nachdem 
es sich eben um Vertragshaftung oder um die außer- 
vertragliche Haftung handelt, die innere Zusammen- 
gehörigkeit dieser Fragen liegt doch auf der Hand — 
in allen Fällen handelt es sich eben um „Schadensaus- 
gleich“. Und so mag man denn Vertragsordnung und 
Schadensausgleich auf dem Papier säuberlich trennen, 
tatsächlich greifen beide Regelungen doch ineinander, und 
zwar an der Stelle, wo das Problem der Haftung wegen 
Schadenszufügung innerhalb des Vertragsrechts selbst 
auftaucht. Darauf, und nicht auf der Subsumierbarkeit 
des Vertragsverhältnisses und der Ersatzverbindlichkeiten 
aus Unrecht oder Gefährdung unter den gleichen abstrak- 
ten Oberbegriff des „Schuldverhältnisses“, beruht der 
innere Zusammenhang der „Vertragsordnung“ mit dem 
Schadensersatzrecht. 

Das Schuldwerhältnis, das aus Unrecht oder Gefähr- 


dung entsteht und auf Ausgleich entstandenen Scha- 
dens gerichtet ist, läßt sich in Wahrheit gar nicht mit 
dem Vertragsverhältnis, sondern nur mit der im Zuge 
der Entwicklung eines Vertragsverhältnisses möglicher- 
weise entstehenden Ersatzverbindlichkeit wegen Ver- 
tragsverletzung vergleichen. Mit ihr weist es eine mehr 
oder weniger weitgehende inhaltliche Übereinstimmung 
auf. Demzufolge sind gewisse gesetzliche Bestimmungen 
(88 249 ff. BGB.) gleichermaßen auf beide Arten von Er- 
satzverbindlichkeiten anwendbar. Um sich in der Dar- 
stellung nicht zu wiederholen, empfiehlt es sich, in der 
Vorlesung und im Grundriß bei der Entwicklung des 
Vertragsverhältnisses nur die Voraussetzungen einer ver- 
traglichen Schadensersatzpflicht darzulegen, ihre inhalt- 
liche Ausgestaltung aber gemeinsam mit derjenigen der 
deliktischen Schadensersatzpflicht im Rahmen des zwei- 
ten Teils, der „Schadensordnung“, zu bringen. In dieser 
Weise bin ich bereits in meinem eigenen Grundriß ver: 
fahren, und auch Felgentraeger hat nunmehr diesen 
Weg eingeschlagen. Er behandelt unter der Überschrift 
„Die Vertragsordnung“ Wesen und Aufgabe des Ver- 
trages, den Vertragsschluß, Inhalt und Wirksamkeit des 
Vertrages und die Abwicklung des Vertragsverhältnisses 
mit Einschluß der Leistungsstörungen. In dem darauf- 
folgenden Teil über den Schadensausgleich stellt er zu- 
nächst das Unrecht und die unerlaubten Handlungen, da- 
nach die „Verpflichtungen aus Rechtsverletzungen“ dar. 


Den beiden ihrem Umfang nach den Hauptinhalt des 
Grundrisses bildenden Teilen über die Vertragsordnung 
und den Schadensausgleich läßt Felgentraeger in- 
dessen noch einen kurzen ersten Teil vorangehen, der 
— in Anlehnung an die bisherige Stollsche Gliederung 
— überschrieben ist: Vertrag und Unrecht als Ent- 
stehungsgründe des Schuldverhältnisses. Darin liegt eine 
Inkonsequenz. Felgentraeger bringt hier die Aus- 
führungen Stolls über das Schuldverhältnis (im weite- 
ren Sinn), die, wie gezeigt, im wesentlichen nur für das 
Vertragsverhältnis zutreffen. Die weiter hier unter- 
gebrachten Darlegungen über Schuld und Haftung, das 
subjektive Recht und seine Ausübung, den Rechtsmiß- 
brauch und die Verjährung und Verwirkung ließen sich 
entweder der Entwicklung des Vertragsverhältnisses mit 
einfügen oder könnten vielleicht als Grundlagen oder 
Prinzipien des Rechtsverkehrs an die Spitze gestellt wer- 
den. Jedenfalls erweckt dieser erste Teil des Grundrisses 
so, wie er jetzt aussieht, noch den Eindruck, als solle 
hier versucht werden, im Wege der Abstraktion und 
Ausklammerung aus den Bereichen der Vertragsordnung 
und der Schadensordnung einen Mindestbestand gemein- 
samer Regeln auszuziehen, die irgendwie mit dem beiden 
gemeinsamen Oberbegriff des Schuldverhältnisses zusam- 
menhingen. Allein, wenn man das wollte, dann könnte 
man ebensogut die Bestimmungen über Forderungsabtre- 
tung und Schuldübernahme, über Gesamtschulden, Er- 
füllung und andere mehr hierher ziehen — womit man 
dann zu dem Verfahren des BGB. zurückkehren würde, 
von einem abstrakten Oberbegriff statt von konkreten 
Typen — dem Vertrag und der Schadenshaftung aus 
dem Gesichtspunkt des Unrechts oder der Gefährdung 
— auszugehen. Da Felgentraeger sich grundsätzlich 
für das zweite Verfahren und damit gegen die Aus- 
klammerungsmethode entschieden hat, wird er, wie ich 
glaube, auf die Dauer nicht umhin können, auch den 
letzten, jetzt noch stehengebliebenen Rest eines „all- 
gemeinen Teils der Schuldverhältnisse“ — sei es nun 
durch Einbeziehung in die Darstellung der konkreten 
Typen, sei es durch Rückführung auf wirkliche Prin- 
zipien oder Grundlagen des Rechtsverkehrs oder des 
Vermögensrechts überhaupt — zu beseitigen. 


Terminologisch dürfte es sich empfehlen, um die 
schleppenden Ausdrücke „Schuldverhältnis im weiteren“ 
und „im engeren Sinn“ zu vermeiden, den Ausdruck 
„Schuldverhältnis“ entweder nur noch in dem einen oder 
in dem anderen Sinn zu gebrauchen. Verstehen wir ihn 
im engeren Sinn, also der Leistungsbeziehung, so ist das 
Vertragsverhältnis kein Schuldverkältnis, sondern befaßt 
lediglich ein Schuldverhältnis oder mehrere in sich. Ver- 
stehen wir den Ausdruck dagegen künftig in dem wei- 
teren Sinne, also als ein Ganzes mannigfacher Rechts- 


3) „Vertrag und Unrecht“, Teil I, 1936, Teil H, 1937. 
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beziehungen, deren einigendes Band der Austauschzweck 
ist, dann begründet zwar der Vertrag ein Schuldverhält- 
nis, das eine oder mehrere Leistungsbeziehungen in sich 
befaßt, das Unrecht oder die Gefährdung dagegen nur 
eine Leistungsbeziehung. Wie immer man sich in dieser 
terminologischen Frage entscheiden mag, jedenfalls sollte 
aber darüber nunmehr Klarheit bestehen, daß „Vertrag“ 
und „Unrecht“ nicht in dem gleichen Sinne ein „Schuld- 
verhältnis“ begründen: der Vertrag begründet ein Schuld- 
verhältnis im weiteren Sinne, ein Vertragsverhältnis, das 
seinerseits ein Schv. im engeren Sinne oder eine Lei- 
stungsbeziehung als einen ihm eingeordneten Bestand- 
teil umfaßt, das „Unrecht“ dagegen ein Schv. lediglich 
im engeren Sinne, eine reine (d. h. nicht in eine um- 
fassendere Lebensbeziehung eingeordnete) Leistungs- * 
beziehung. Wer das übersieht, läuft Gefahr, entweder 
für die Ersatzverbindlichkeit aus Unrecht zuviel zu be- 
haupten — nämlich, daß sie ein auf einer besonderen 
Vertrauensbeziehung beruhendes Lebensverhältnis von der- 
selben Art sei wie das Vertragsverhältnis — oder aber 
für das Vertragsverhältnis zu wenig — nämlich daß es 
sich im wesentlichen in der Leistungsbeziehung er- 


schöpfe. Wenn dem künftig durch eine eindeutigere ' 


Terminologie abgeholfen werden könnte, wäre das von 
großem Vorteil. — — 

Außer dem Eingriff in die Systematik hat Felgen- 
traeger an dem Text des Stollschen Grundrisses núr 
sehr wenig geändert. Dies ist sicherlich berechtigt, da 
Stolls Darstellung sich nicht nur durch große Klarheit 
und überlegene Stoffbeherrschung auszeichnet, sondern 


Der Rechtsübergang auf die Versicherungs- 
träger nach Aufhebung der 4. Notverordnung 


Durch die 4.NotVO. war bestimmt worden, daß die 
Invalidenrente bei Zusammentreffen mit einer Verletz- 
tenrente aus der Unfallversicherung der RVO. bis zu 
deren Höhe ruht (8 1274 RVO.). Diese aus der Zeit der 
allgemeinen Wirtschaftskrise stammende Regelung ist 
nunmehr teilweise beseitigt und durch Gesetz vom 
19, April 1939 (RGBI. 1939, 793) der § 1274 RVO. dahin 
neu gefaßt worden, daß die Renten grundsätzlich nur 
noch in Höhe von 50% ruhen, im übrigen aber un- 
verkürzt ausgezahlt werden. Infolgedessen müssen die 
Landesversicherungsanstalten in vielen Fällen wieder 
Leistungen gewähren, in welchen sie bisher leistungsfrei 
blieben; da diese Fälle alle im Zusammenhang mit Un- 
fallrenten stehen, tritt regelmäßig die Frage auf, ob ein 
etwa vorhandener Schädiger auf Grund des 8 1542 RVO. 
zur Erstattung der Versicherungsleistungen herangezogen 
werden kann. 


Der Rechtsübergang aus $ 1542 RVO. findet insoweit 
statt, als die Versicherungsträger nach der RVO. dem 
Verletzten Leistungen zu gewähren haben: Welcher Zeit- 
punkt für die Prüfung der Leistungshöhe maßgebend 
sein soll, sagt das Gesetz nicht. Das RG. hat aber in 
ständiger Rechtsprechung, ausgehend von der grund- 
sätzlichen Entscheidung in RGZ. 60, 200, ausgesprochen, 
daß schon im Augenblick des Unfalls der Anspruch in 
Höhe der künftig fällig werdenden Leistungen der Ver- 
sicherungsträger durch die Person des Verletzten auf 
den Versicherungsträger übergeht. Aus dieser Recht- 
sprechung ergibt sich zwangsläufig, daß die Höhe des 
übergehenden Anspruchs im Augenblick des gesetzlichen 
Überganges noch gar nicht feststehen kann. Denn die 
Leistungen der Versicherungsträger sind in diesem Zeit- 
punkt noch nicht bekannt. Sie ergeben sich erst aus 
dem Heilungsverlauf. Die Unfallfolgen können sich noch 
nach Jahren wieder verschlimmern und dann eine Er- 
höhung der Unfallrenten bewirken. Andrerseits ist auch 
der bürgerlich-rechtliche Schadensersatzanspruch im 
Augenblick des Unfalls noch nicht zu übersehen, er 
hängt insbesondere vom Mitverschulden des Verletzten 
ab, von den Möglichkeiten seiner Wiedereingliederung 
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auch so stark das Gepräge seiner Persönlichkeit trägt, 
daß stärkere Änderungen bedauert werden müßten. Da- 
gegen hat Felgentraeger einige kurze Abschnitte 
neu eingefügt, von denen mir die über die Aufgabe des 
Vertrages in der völkischen Ordnung und über Allge- 
meine Geschäftsbedingungen besonders verdienstlich zu 
sein scheinen. Beide berücksichtigen die Rechtsprechung 
und die allgemeine Entwicklung sowie die Ergebnisse 
der wissenschaftlichen Forschung und geben ein zutref- 
tendes Bild der Rechtswirklichkeit. Sie entsprechen da- 
mit auch durchaus der Grundtendenz von Stoll. Im 
ganzen läßt sich sagen, daß der Stollsche Grundriß 
durch die Neubearbeitung von NA Eat ohne 
von seiner Eigenart einzubüßen, noch gewonnen hat. Der 
Rechtslehrer wird sich freuen, daß das Werk einer so 
feinsinnigen und bedeutenden Gelehrtenpersönlichkeit wie 
derjenigen Stolls nun in einer allen Anforderungen der 
Gegenwart genügenden Gestalt wieder vorliegt, und der 
Student wird um so lieber danach greifen, als ihm hier 
in der äußeren Form des „Grundrisses“ eine Leistung 
von hohem wissenschaftlichem Rang geboten wird. Der 
Rechtsforscher aber wird Felgentraeger auch dafür 
Dank wissen, daß er entgegen der sonst von ihm ge- 
übten, wohlbegründeten Zurückhaltung die Systemfrage 
neu angepackt hat — handelt es sich hierbei doch nicht, 
wie manche wohl noch meinen, um eine Äußerlichkeit, 
sondern um eine der wichtigsten Vorfragen jedes halt- 
baren, weil durch sich überzeugenden Neubaus unseres 
Giüterumsatz- und Schadensersatzrechts. 


Prof. Dr. Karl Larenz, Kiel. 


in den Arbeitsprozeß u.a. m. Infolgedessen gelangt man 
zwangsläufig zu der Feststellung, daß der Übergang aus 
81542 RVO. gewissermaßen nur ein Rechtsübergang 
dem Grunde nach ist. Er unterscheidet sich dadurch 
von jeder anderen Zession besonders deshalb, weil die 
Höhe des Anspruchs des Zessionars auch nach der Ab- 
tretung noch weitgehend durch eigene Handlungen des 
Zedenten beeinflußt werden kann. Sucht sich z.B. der 
Verletzte schuldhaft keinen neuen Arbeitsplatz, obwohl 
er wieder arbeiten könnte, lehnt er die Durchführung 
einer an sich notwendigen Heilmaßnahme ab, so kann 
ihm der Einwand des Mitverschuldens aus § 254 Abs. 2 
BGB. entgegengehalten werden; die dadurch eintretende 
Verminderung des Schadensersatzanspruchs wirkt voll 
und ganz auch gegenüber dem Versicherungsträger. 

Faßt man demnach den Rechtsübergang nur als einen 
solchen dem Grund nach auf, so folgt daraus, daß offen- 
bar alle Ereignisse, welche später eintreten, geeignet 
sind, die endgültige Höhe der Forderung des Versiche- 
rungsträgers noch zu beeinflussen. Dies muß daher auch 
von einer Änderung des Gesetzes gelten. Denn es kommt 
nicht darauf an, welche Leistungen der Versicherungs- 
träger „im Zeitpunkt des Rechtsüberganges‘“ dem Ver- 
letzten zu gewähren hat, sondern was er überhaupt zu 
irgendeinem Zeitpunkt leisten muß. Andernfalls müßte 
man prüfen, wie sich die Verletzung im ersten Augen- 
blick dargestellt hat und welche Leistungen nach diesem 
ersten Eindruck zu erwarten waren; nur insoweit könnte 
man einen Rechtsübergang anerkennen und würde da- 
bei sicherlich zu wenig gerechtfertigten Ergebnissen ge- 
langen. Es muß daher ausnahmslos dabei bleiben, daß 
nicht nur für die Bemessung des zivilrechtlichen Scha- 
densersatzanspruchs, sondern auch für die Bemessung 
der Höhe des Rechtsüberganges die jeweilige Lage oder 
— prozessual ausgedrückt — der Tag der Urteilsfällung 
entscheidet. Ob dabei die Änderungen sich aus Hand- 
lungen des Verletzten, aus Heilerfolgen oder aber aus 
Gesetzesänderungen ergeben, kann keinen Unterschied 
machen. — 

Man gelangt daher zu dem Ergebnis, daß der Rechts- 
übergang seitens der Landesversicherungsanstalten grund- 
sätzlich auch für die neuerdings aus § 1274 RVO. wieder 
zu zahlenden halben Invalidenrenten geltend gemacht 
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werden kann. Aber auch in diesen Fällen muß die 
LVersAnst. beweisen, daß dem Verletzten gegenüber 
dem Schädiger ein nach Zweck und Zeitbestimmung 
kongruenter bürgerlich - rechtlicher Schadensersatzan- 
spruch zusteht (vgl. DR.1940, 774). Bei fortdauernder, 
durch den Unfall bedingter Invalidität wird dieser Nach- 
weis regelmäßig ohne Schwierigkeiten zu führen sein. 
Schwierigkeiten entstehen jedoch regelmäßig dann, wenn 
in der Zwischenzeit vor der eingetretenen Gesetzesände- 
rung zwischen dem Verletzten und dem Schädiger ein 
Abfindungsvergleich geschlossen worden ist. Rechtlich 
bedeutet dies, daß der Verletzte über seinen ganzen 
Schadensersatzanspruch einschließlich des an sich nun- 
mehr neuerdings auf die LVersAnst. übergehenden Tei- 
les abschließend verfügt hat. Einen weiteren Anspruch 
gegen den Schädiger hat er nicht mehr. Demzufolge 
kann ein Rechtsübergang nur dann stattfinden, wenn der 
Vergleich der LVersAnst. gegenüber unwirksam ist. Diese 
Frage entscheidet sich nach 8407 BGB., der gemäß $412 
BGB. auch für den gesetzlichen Forderungsübergang 
gilt. Nach dieser Vorschrift wirken Rechtshandlungen 
des Zedenten, welche dem Schuldner gegenüber nach 
dem Zeitpunkt der Abtretung vorgenommen werden, 
dem neuen Gläubiger gegenüber nur dann, wenn der 
Schuldner die Abtretung nicht kannte. Das RG. hat in 
RGZ.60, 200 zu dieser Frage des guten Glaubens ent- 
schieden, daß die bloße Kenntnis solcher Tatumstände, 
welche eine Versicherungspflicht des Verletzten nach der 
RVO. zu begründen geeignet sind, den guten Glauben 
des Schädigers hinsichtlich des Rechtsüberganges aus- 
schließen. Wie eingangs erläutert, haben wir es nur mit 
einem Rechtsübergang dem Grunde nach zu tun. Die 
Kenntnis des Schädigers kann sich deshalb niemals dar- 
auf erstrecken, in welcher Höhe der Anspruch über- 
geht, da dies von der weiteren Entwicklung abhängt. 
Man wird daher grundsätzlich dem Schädiger zumuten 
müssen, sich darüber im klaren zu sein, daß sich die 
Grenze zwischen dem übergegangenen Forderungsteil 
und dem Restanspruch des Verletzten dauernd verschie- 
ben kann. Es bleibt jedoch zu prüfen, ob der Schädiger 
hierbei auch Gesetzesänderungen in seine Berechnung 
mit einbeziehen muß. Diese Frage ist zu verneinen. — 


Dies ergibt sich einmal aus der Fassung des $ 1542 
RVO.: der Übergang erfolgt nur insoweit, als die Ver- 
sicherungsträger „nach diesem Gesetz‘ Leistungen zu 
gewähren haben; dieses Gesetz kann aber nur die RVO. 
in ihrer geltenden Fassung sein. Das folgt schon dar- 
aus, daß etwaige Gesetzesbestimmungen, welche neue 
Leistungen anordnen, keineswegs in die RVO. hinein- 
gearbeitet zu sein brauchen. Endiich aber ist der Sinn 
dieser Vorschrift gerade, daß für alle Beteiligten eine 
klare Grenzziehung eintreten soll. 


Die Gesetzesänderung unterscheidet sich ferner von 
allen anderen denkbaren Ereignissen, welche die Höhe 
der Leistungen der Versicherungsträger beeinflussen kön- 
nen, dadurch, daß ihre Auswirkungen für den Schädiger 
in keiner Weise vorausberechnet werden können. Der 
Schädiger und insbesondere die hinter ihm stehende 
Versicherungsgesellschaft sind auf Grund vielfacher Er- 
fahrungen in der Lage, mit genügender Wahrscheinlich- 
keit den Verlauf eines Schadensfalles zu überblicken, so- 
weit die Haltung des Verletzten, die Heilung, die Wie- 
dereingliederung in den Arbeitsprozeß u.a. m. in Frage 
kommt. Das gleiche gilt übrigens von den Versiche- 
rungsträgern, welche in großem Umfange Abfindungs- 
vergleiche mit den Schädigern schließen. Sie alle können 
aber nicht voraussehen, ob und in welchem Umfange 
etwa eine neue gesetzliche Regelung der Altersversor- 
gung des deutschen Volkes kommt; der Gesetzgeber 
kann über alle angestellten Schätzungen souverän hin- 
weggehen. Infolgedessen kann hier nicht die Rede von 
einer Kenntnis im Sinne des 8 407 BGB. sein; vielmehr 
handelt es sich hier um Eingriffe in den Bestand von 
Rechten, welche auch bei Kenntnis der Unfallfolgen und 
der Versicherungspflicht des Verletzten niemand in den 
Kreis seiner Berechnungen einbeziehen kann. Geht man 
daher auch bei dem Rechtsübergang aus $ 1542 RVO. in 
der Anwendung des § 407 BGB. soweit, zu verlangen, 
daß der Schädiger die tatsächliche Entwicklung des 
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Schadensablaufs voraussehen und mithin „kennen“ muß, 
so findet dies nach den Denkgesetzen seine Grenze da, 
wo es sich um schlechterdings überhaupt unvorherseh- 
bare gesetzliche Eingriffe handelt. 


Dieses Ergebnis erscheint auch nach praktischen Gc- 
sichtspunkten allein möglich; denn ein Abfindungsver- 
gleich würde in allen Fällen sozialversicherter Verletz- 
ter nachgerade unmöglich gemacht werden, wenn der 
Schädiger damit rechnen müßte, eines Tages die gleiche 
Summe noch einmal zahlen zu müssen, weil infolge 
neuer gesetzlicher Bestimmungen die Leistungen der Ver- 
sicherungsträger sich erhöhen. Das gleiche würde aber 
auch für die richterliche Urteilsfindung gelten. Auch der 
Richter soll so urteilen, wie sich ihm der Sachverhalt 
im Zeitpunkt der Urteilsfällung darstellt (RGZ. 156, 
319 = DR.1941, 1728). Man mutet ihm dabei ohnehin 
zu, die Entwicklung der Verhältnisse des Verletzten auf 
Jahrzehnte im voraus abzuschätzen. Eine Gesetzesände- 
rung kann er aber auch nicht voraussehen. 


Eine entsprechende Einstellung der Rechtsprechung 
finden wir endlich sowohl bei der Abänderungsklage 
aus $ 323 ZPO. wie bei der Verjährung aus § 852 BGB. 
Bei der Abänderungsklage gilt eine Gesetzesänderung 
grundsätzlich als nachträgliche, unvorhersehbare neue 
Tatsache; sie brauchte deshalb bei dem Urteil oder denı 
Vergleich, dessen Abänderung begehrt wird, nicht in 
Rechnung gestellt zu werden, sondern begründet die Ab- 
änderungsklage (RGZ. 166, 304 — DR. 1941, 141817). Bei 
der Verjährung wird ebenfalls grundsätzlich angenom- 
men, daß die Kenntnis des Schadensfalles selbst auch 
die Kenntnis seiner weiteren Entwicklung einschließt. 
Tritt jedoch eine Gesetzesänderung ein, so gilt dies als 
unvorhersehbare Tatsache, und es beginnt eine beson- 
dere Verjährungsfrist nach § 852 BGB. zu laufen (JW. 
1929, 579). — 

Unerheblich ist es bei dieser Beurteilung, daß es sich 
im vorliegenden Falle, wie der Wortlaut des $ 1274 
RVO. ergibt, um ein durch die NotVO. eingeführtes 
„Ruhen“ der Renten handelte. Denn dieser Ausdruck 
wurde keineswegs in dem Sinne verwendet, daß wegen 
einer augenblicklichen wirtschaftlichen Notlage die Zah- 
lung dieser Renten vorübergehend eingestellt wurde; cs 
ergab sich daher keineswegs aus dem Gesetz, daß dem- 
nächst die Zahlung wieder aufgenommen würde. Rich- 
tig ist zwar, daß „Ruhen“ in diesem Sinne vielfach kei- 
nen endgültigen Wegfall, sondern nur eine zeitweilige 
Aussetzung der Rente bedeuten wird. Dieser vorüber- 
gehende Charakter der Nichtleistung bezieht sich aber 
bei § 1274 RVO. nicht auf die Dauer der gesetzlichen 
Regelung, sondern ganz eindeutig darauf, daß die Nicht- 
zahlung nur so lange eintritt, wie die Rente mit der 
berufsgenossenschaftlichen Unfallrente zusammentrifft. 
Nur darin liegt die zeitliche Beschränkung der Vor- 
schrift. Der Fall ist daher genau ebenso zu behandeln, 
wie jede durch Gesetzesänderung erfolgende Einführung 
neuer Versicherungsleistungen. 


Es mag endlich darauf verwiesen werden, daß die Ver- 
sicherungsträger sich ihrerseits an die ausbezahlte Ver- 
gleichssumme auf dem Wege über $ 1309 RVO. halten 
können; diese Vorschrift gibt ihnen die Möglichkeit, 
künftige Rentenleistungen gegen bezogene Entschädi- 
gungen aufzurechnen. Die Voraussetzungen dieser Vor- 
schrift sind erfüllt. Es mag zutreffen, daß nur ungern 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird. Indessen 
handelt es sich hier auch um besondere Fälle, in denen 
es ungerechtfertigt erscheinen muß, daß der Schädiger 
doppelt zahlen soll, nur damit der Verletzte zweimal 
seinen Schaden ersetzt erhält. Gerade dieses Ergebnis 
wollte der Gesetzgeber durch Schaffung des $ 1542RVO. 
vermeiden. Das wird aber nur gewährleistet, wenn man 
in den hier besprochenen Fällen die Wirksamkeit des 
Vergleichs bejaht und zwischen LVersAnst. und Verletz- 
tem einen gerechten Ausgleich über $ 1309 RVO. schafft. 


RA. und Notar Dr. Werner Wussow, Berlin. 
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Arbeitsgemeinschaft Rechtspflege 


Auf der Arbeitstagung vom 15./16. April 1942, über die 
DR. 1942, 713 bereits berichtet wurde, wurde unter 
dem Vorsitz von Staatssekretär Dr. Freisier weiterhin 
die folgende Frage beraten: 

„In welcher Weise ist die Ausbildung der aus dem 
Kriege zurückkommenden Referendare besonders zu 
betreuen: Durch 

a) Beschleunigung der Ausbildung, 

b) Wiederholung des Gelernten, 

c) selbständige Tätigkeit?“ 


Wenn auch der allgemeine Wunsch bestand, die Aus- 
bildungszeit für die zurückkehrenden Rechtswahrer mög- 
lichst abzukürzen (Reindl, Kube), so ging doch die 
allgemeine Meinung der Teilnehmer dahin, daß die Refe- 
rendarzeit auch für den Kriegsteilnehmer mindestens zwei 
Jahre betragen müsse (Freisler, Mittelbach). Mit 
einer weiteren Abkürzung der praktischen Ausbildung 
erweise man weder dem einzelnen jungen Rechtswahrer 
noch der Volksgemeinschaft einen Dienst. Es sei Auf- 
gabe der Personalpolitik in den kommenden Jahren, den 
Verlust an Zeit durch geeignete Maßnahmen und früh- 
zeitig einsetzende Besoldung auszugleichen. Soweit der 
Referendar vor dem Einrücken zur Wehrmacht bereits 
einen Teil der Ausbildung abgelegt habe, sei ihm dieser 
abgeleistete Dienst verhältnismäßig anzurechnen. In ganz 
besonderen Ausnahmefällen solle eine weitere Kürzung 
um etwa AG Jahr ermöglicht werden. Von den Vollsta- 
tionen (Amtsgericht, Landgericht, Rechtsanwaltschaft, 
Staatsanwaltschaft, Verwaltungsstation, Oberlandesge- 
richt) könne auch im Ausbildungsgang des Kriegsteil- 
nehmers keine ganz entbehrt werden (Reindl, Freis- 
ler, Leupold). Dagegen sei es erwünscht, die Teil- 
stationen zu vermindern und dadurch Zeit zu gewinnen. 
So sei es z.B. nicht notwendig, daß der Referendar 
bei sämtlichen Stationen des Amtsgerichts kurz durch- 
läuft (Leupold, Sack). Eine Beschäftigung beim Kon- 
kursrichter, Registerrichter und Zwangsvollstreckungs- 
richter könne ausscheiden, dagegen sei ein Einblick in 
die Arbeit des Vormundschaftsrichters und des Grund- 
buchrichters notwendig, da sich beim Richter der Frei- 
willigen Gerichtsbarkeit heute der Hauptteil amtsrichter- 
licher Tätigkeit konzentriert hat (Freisler, Nagel). 

Die zweijährige Referendarzeit könne nur dann frucht- 
bar gemacht werden, wenn die praktische Tätigkeit selbst 
straff geleitet und durch die Arbeit in den Gemeinschaf- 
ten unterstützt werde (Kube, Mittelbach). Es sei 
insbesondere erwünscht, daß für die zurückgekehrten 
jungen Rechtswahrer Wiederholungskurse eingerichtet 
würden. Als Ausbilder seien zweckmäßig Rechtswahrer 
einzusetzen, die als Soldaten des Weltkrieges oder dieses 
Krieges mit der besonderen Lage der zurückkehrenden 
Rechtswahrer vertraut seien. Es sei eine besondere Auf- 
gabe des NS.-Rechtswahrerbundes, für diese 
Wiederholungskurse auch aus den Reihen der Rechts- 
anwälte und Notare Eee Ausbildungsleiter zu be- 
nennen (Freisler, Sack). 

Dem jungen Rechtswahrer, der mit einer größeren 
Lebensreife zurückkomme, könne insbesondere in der 
Anwaltsstation bereits ein großes Maß von selbständiger 
und selbstverantwortlicher Tätigkeit übertragen werden 
(Sack, Tetzlaff, Leupold). Der Anwaltsstation 
komme deshalb eine besondere Bedeutung zu. In ähn- 
licher Weise könne dem Referendar bei dem Staats- 
anwalt bereits nach einiger Zeit die Selbständigkeit des 
jungen Staatsanwalts gegeben werden, ebenso wie er bei 
der Amtsanwaltschaft selbständig und auch nach außen 
hin selbstverantwortlich auftreten könne (Mittelbach, 
Tetzlaff, Freisler). Dagegen sei im Gesamtbereich 
der richterlichen Tätigkeit wohl eine selbständige, nicht 
aber auch eine nach außen hin selbstverantwortliche 
Arbeit möglich, da die richterliche Handlung immer nur 
von dem zum Richteramt Befähigten ausgeübt werden 
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könne (Nagel). Zwar stehe schon jetzt in der Tätigkeit 
als bzauftragter Richter ein einigermaßen selbständiger 
Arbeitsbereich zur Verfügung, im übrigen aber könne 
der junge Rechtswahrer hier nur mit der selbständigen 
Vorbereitung als „Richterreferent‘‘ beauftragt werden. 
Dies werde aber bei guter Auswahl der ausbildenden 
Richter und Staatsanwälte niemals zu Schwierigkeiten 
führen, da diese in der internen Arbeitsverteilung dem 
fähigen und gereiften Referendar einen großen Teil der 
sachlichen Arbeit zu selbständiger Erledigung überlassen 
können (Mittelbach, Freisler). 

Die Ergebnisse dieser Arbeitsbesprechung, die in den 
wesentlichsten Punkten hier nur kurz angedeutet werden 
können, sollen in Zusammenarbeit zwischen Reichs- 
justizministerium und Rechtswahrerbund in den nächsten 


"Wochen in die Praxis umgesetzt werden, so daß dem 


zurückkehrenden jungen Rechtswahrer eine kurze, aber 
doch gute und ihn innerlich befriedigende Ausbildung 
gegeben werden kann. 

Im Anschluß an diese Beratungen wurde die weitere 
Frage erörtert: 


„Ist es vertretbar und gegebenenfalls in welcher 
Weise, schon während der Ausbildung der Referendare 
zusätzlich zu der Ausbildung eine Spezialisierung auf 
bestimmten Gebieten zu fördern ?‘“ 


Es bestand Einigkeit darüber, daß ein Spezialinteresse 
des Referendars schon in der Ausbildung gefördert wer- 
den solle, freilich stets auf der Grundlage einer gleich- 
mäßig guten Normalausbildung. Schon heute gebe, so 
stellte Staatssekretär Dr. Freisler fest, der Ausbildungs- 
gang dem jungen Rechtswahrer manche Möglichkeiten, 
seiner besonderen Begabung und seinen Wünschen ent- 
sprechend sich den Ausbildungsgang zu gestalten. So 
könne er z. B. durch Zuweisung an einen Spezialsenat 
oder durch die Arbeit bei einem Spezialanwalt ein Teil- 
gebiet des Rechts besonders pflegen. Ebenso bestehe 
durch die Wahl der Verwaltungsstation und der Examens- 
arbeit die Möglichkeit der Berücksichtigung besonderer 
Interessen. Diese schon jetzt gegebenen Wahlrechte 
könnten noch verstärkt werden etwa durch die Möglich- 
keit einer Verschiebung des Umfangs der Stationen auf 
Wunsch des Referendars, dies freilich nur unter der 
Voraussetzung guter Gesamtleistungen des jungen 
Rechtswahrers. Eine eigentliche Spezialisierung auf Son- 
dergebiete des Rechts dagegen müsse auf die Zeit nach 
dem zweiten Staatsexamen verlegt werden. Es sei ins- 
besondere für die kommende Friedensarbeit von großer 
Bedeutung, daß für die Rechtswahrerberufe des Richters, 
des Staatsanwalts und des Rechtsanwalts ein für alle 
gleicher Grundausbildungsgang erhalten bleibt. Es gelte, 
wie Staatssekretär Dr. Freisler abschließend hervorhob, 
nicht Rechtstechniker zu erziehen, sondern Rechtswahrer, 
die de grundlegende Bedeutung des Rechts 
im Reich auch in der Zukunft erkennten und durch- 
setzten. 


Gau Berlin 


Am 20. März fand im Vortragssaal des Reichsarbeitsmini- 
steriums die 3. Kulturveranstaltung des Gaues Berlin un- 
ter dem Titel „Film und ‚Recht‘ statt. Die Veranstaltung 
wurde eingeleitet durch musikalische Vorträge von Mit- 
gliedern des NS.-Rechtswahrerochesters und des Berliner 
Ärzteorchesters unter Leitung von Dr. JuliusKopsch. 
Nach Begrüßungsworten des Gauführers Dr. Staege 
sprach Regisseur Dr. Fritz-Peter Buch, der als 
Regisseur des Films „Fall Deruga‘“ bahnbrechend für die 
lebenswahre Wiedergabe gerichtlicher Vorgänge gewirkt 
hat. Insbesondere befaßte er sich mit der Darlegung 
des Unterschiedes zwischen der Wirklichkeit und der 
Illusion, wie der Film sie naturnotwendigerweise geben 
muß. Anschließend sprach StA. a.D. Horstmann von 
der Reichsdienststelle über juristische Filmberatung an 


782 


Hand zahlreicher Beispiele aus der Praxis. Er kam zu 
dem Ergebnis, daß das juristisch Richtige auch filmisch 
das Wirksamste sei. Den mit Beifall aufgenommenen 
Vorträgen folgte ein von dem NSRB. und der Ufa-Lehr- 
schau zusammengestellter Sammelfilm, der aus jedem 
Teil des gerichtlichen Verfahrens eine Szene aus einem 
Spielfilm zeigte. 


Auslandsreisen 
(Anweisung 2/42) 


Zur Behebung aufgetretener Zweifel wird darauf hin- 
gewiesen, daß die Anweisung 2/42 = DR. 1942, 423 sich 


Aufsätze 


Für den Rechtswahrer im Kriegseinsatz 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


auf alle Reisen erstreckt, die in irgendeiner Form ein 
Auftreten der Bundeskameraden in der Öffentlichkeit 
(z. B. Vorträge, auch vor geschlossenen Gesellschaften 
usw., Studienreisen u. dgl.) mit sich bringen oder die 
irgendwelchen rechtspolitischen, oder rechtspropagandi- 
stischen Zwecken zu dienen bestimmt sind. Dagegen sind 
von der Anmeldung befreit alle sonstigen Reisen, die 
z. B. im amtlichen Auftrage, zur Erledigung beruflicher 
Dienstgeschäfte oder zu Erholungszwecken erfolgen. 


Berlin, den 11. April 1942. 
Dr. Heuber, 
Reichsgeschäftsführer NSRB. 


Das deutsche Preisrecht im Kriege 


Von Wirtschaftsprüfer Dr. Hubert Post, Berlin 


Teil lI 


Entwicklung der Preisgesetzgebung auf dem 
Gebiete der Industrie 


1. Verschärfung der Preisfrage 


Mit fortschreitender Kriegsdauer machte sich eine Ver- 
schärfung der Preisfrage geltend. Ende 1940 häuften 
sich Preisverstöße, die sich allerdings zumeist formal im 
Rahmen der konkreteren Bestimmungen der alten Preis- 
gesetze der Vorkriegszeit hielten. Es ergab sich die Not- 
wendigkeit, daß die grundsätzliche Verantwortlichkeit zur 
Innehaltung eines angemessenen Kriegspreises für jeden 
Volksgenossen und namentlich den Unternehmer schärfer 
statuiert wurde. Ferner ergab sich das besondere Bedürf- 
nis, konkretere Bestimmungen für die Bildung des ange- 
messenen Kriegspreises zu treffen. 

Infolge der geringeren Bedarfsdeckungsmöglichkeit be- 
treffend Güter des täglichen Privatbedarfes, des steigen- 
den Bedarfes in der Rüstungserzeugung, des so ent- 
stehenden größeren Anreizes zu Verdienstmöglichkeiten, 
gab es doch eine Reihe von Elementen, die diesem An- 
reiz nicht widerstehen konnten. Gegen die mit der 
Kriegsdauer sich so verstärkenden Spannungen und ihren 
Auswirkungsmöglichkeiten mußten Abwchrmaßnahmen 
geschaffen werden. Das Preisniveau für die Güter des 
täglichen Bedarfes mußte gehalten werden. Es bestand 
sonst die Gefahr des Erschlaffens des Leistungswillens 
der Allgemeinheit. Ende 1940 lagen auch greifbare Unter- 
lagen dafür vor, daß die Gewinnentwicklung der meisten 
deutschen Unternehmungen in der Kriegszeit eine über- 
aus günstige geworden war. 

Von Ende 1940 an setzten nun in der Folge gesetz- 
liche bzw. behördliche Maßnahmen in ziemlich rascher 
Aufeinanderfolge ein, durch die zielbewußt diese Ge- 
fahren bekämpft und beseitigt wurden. 


Eingeleitet wurden diese Maßnahmen durch die 
2. DurchfVO. zu Abschnitt IV der KWVO. v. 8. Dez. 
1940. Die VO. ist verhältnismäßig allgemeiner Natur. 
Sie bringt die strengere Anwendung der im § 22 KWVO. 
enthaltenen Grundsätze der kriegswirtschaftlich gerecht- 
fertigten Preisbildung und hebt die Verantwortung des 
Unternehmers für die stattgehabte Preisbildung im Ein- 
zelfall verschärft hervor. Sie statuiert die Anwendung der 
Kriegsbestimmungen auf jeden Fall der Preisbildumg und 
für jeden einzelnen Volksgenossen, der Preise oder Ent- 
ECK irgendwelcher Art fordert, sich gewähren läßt oder 
zahlt. 


2. Die Industrieanweisung 
Für den bedeutendsten Sektor der deutschen Wirt- 
schaft, die Industrie, erließ der Reichskommissar für die 
Preisbildung sodann, einem allgemeinen Bedürfnis fol- 
Bend, konkretere Bestimmungen über das Vorgehen bei 
ildung des angemessenen Kriegspreises, wobei die 
LSO. für die Aufträge von öffentlicher Seite in bisheri- 


gem Umfang (für die nicht im freien Wettbewerb fest- 
stellbaren Marktpreise) daneben in Kraft blieben. 


Am 5.März 1941 erging die Anweisung zur Durch- 
führung der 88 22ff. KWVO. im Bereich der Reichs- 
gruppe Industrie (die sog. Industrieanweisung). 


In dieser Anweisung wird gefordert, daB, sofern die 
Höhe der Preise kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigt 
ist, der Preis der Güter für die Zukunft entsprechend 
gesenkt, für die bislang abgelaufene Kriegszeit der zu 
hoch entstandene Gewinn (Übergewinn) abgeführt wird. 


a) Der Übergewinn ergibt sich durch Ver- 
gleich des angemessenen Gewinnes mit dem 
in der Kriegszeit entstandenen Gewinn. Hier- 
bei kommt als Beurteilungsgrundlage stets nur der Ge- 
samtgewinn des betreffenden Unternehmens in Frage. 


Der angemessene (in Kriegszeiten zuläs- 
sige) Jahresgewinn wird ermittelt entweder nach 
Richtpunkten oder nach Maßgabe des in bestimmten 
Friedensjahren, in welchen die Preise noch unter dem 
Einfluß des freien Wettbewerbes zustande kamen, er- 
zielten Jahresgewinnes. Unter beratender Mitwirkung 
der Wirtschaftsgruppen ist vom Reichskommissar für die 
Preisbildung für die einzelnen Wirtschaftsgruppen, für 
jede nach Maßgabe der besonderen Verhältnisse der in 
ihr erfaßten Unternehmen, die Art der Berechnung des 
angemessenen Gewinnes festgelegt worden. Soweit Richt. 
punkte als Berechnungsgrundlage gewählt wurden, sind 
als angemessener Gewinn Prozente vom betriebnotwen- 
digen Kapital (Verzinsung) und vom Umsatz (Unter- 
nehmerwagnis) festgelegt worden, wobei einer etwaigen 
erheblichen Verschiedenheit der Umsatzhäufigkeit des 
betriebsnotwendigen Kapitals von einem Betrieb zum 
anderen durch eine vorgesehene Staffelung des anzuwen- 
denden Verhältnissatzes Rechnung getragen wurde. Es 
durfte nur das betriebsnotwendige Kapital her- 
angezogen werden, weil sonst ein durch viel nicht be- 
triebsnotwendiges Kapital aufgeblähtes Unternehmen, 
einen höheren zulässigen Gewinn zugebilligt erhalten 
hätte und damit in den Preisen ungerechtfertigt zu sehr 
begünstigt worden wäre. Der Begriff und die Fest- 
stellung des betriebsnotwendigen Kapitals war der irü- 
heren Preisgesetzgebung (LSÖ.) entnommen, ist jedoch 
durch einen späteren Erlaß im Kriege zur vereinfachten 
Errechnung auf Grund der Werte der Steuerbilanz ge- 
bracht worden. 


b) Die Ermittlung des tatsächlich erzielten 
Jahresgewinnes (wie auch des Gewinnes der etwa 
in Betracht kommenden Vergleichsjahre) erfolgt durch 
Heranziehung des einkommen- bzw. körperschaftsteuer- 
lichen Jahresgewinnes. Der steuerliche Jahresgewinn ist 
bei den einzelnen Unternehmen nach einheitlichen Be- 
rechnungsgrundsätzen zustande gekommen. Durch Ab- 
und Zurechnungen wird der steuerliche Gewinn zum 
wirklichen Jahresbetriebsergebnis umgeformt. Es werden 
namentlich alle außerordentlichen Erträgnisse und Ver- 
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luste aus dem steuerlichen Jahresergebnis herausgelöst, 
da sie keine Grundlage für den gerechten, betrieblich 
bedingten Preis abgeben können. Zum Beispiel sind 
abzuziehen vom steuerlichen Gewinn: Außerordentliche 
Erträge, Erträge aus betriebsfremden Beteiligungen, fer- 
ner dürfen abgezogen werden zweckgebundene Rück- 
stellungen für infolge des Krieges unterbliebene Repara- 
turen im betriebsüblichen Umfang. (Investitionsaufwen- 
dungen dürfen grundsätzlich nicht abgezogen werden.) 
Entsprechend sind außergewöhnliche, namentlich be- 
triebsfremde Aufwendungen (Verluste bei dauernd im 
Besitz des Unternehmens befindlichen Wertpapieren) 
dem Gewinn zuzusetzen. Erst die so berichtigten Ge- 
winne der Kriegsjahre bzw. Vergleichsjahre ‚können zur 
Feststellung des Übergewinnes verwendet werden. Der 
so ermittelte berichtigte Gewinn des etwa heranzuziehen- 
den Vergleichsjahres stellt den Gewinn dar, der grund- 
sätzlich auch während der Kriegszeit im Preise nur ab- 
gegolten werden darf. Soweit berjchtigte Gewinne der 
Kriegszeit 1939/40 höher sind, ergibt sich ein Über- 
gewinn. 

c) Der Nationalsozialismus berücksichtigt bewußt den 
Wert der Unternehmerinitiative des einzelnen. Zur Gel- 
tung darf diese jedoch nur dort gelangen, wo sie den 
Zwecken der Allgemeinheit dient. Die vom Unternehmer 
erreichte besondere Rationalisierung seines Betriebes 
wird anerkannt, zumal sie der Allgemeinheit vermöge 
verbilligter Herstellung tiefere Preise beschert. Die 
LSO.-Bestimmungen sahen schon für die Preisbemessung 
bei öffentlichen Aufträgen für besonders gute mit 
dem Auftrag verbundene Leistungen die Zubilligung 
eines zusätzlichen Gewinnes in angemessener 
Höhe vor. In der Industrieanweisung wird dieser 
Grundsatz zwar aufrechterhalten, jedoch mit Rücksicht 
auf den geforderten Kriegsdienst der Wirtschaft etwas 
eingeengt und nur für ganz hervorragende Lei- 
stungen (als im Preis abgeltungsberechtigt) zuerkannt. 


d) In der Zugrundelegung der Selbstkosten 
als Preisgrundlage ergab sich eine Gefahr, die 
von vornherein zu bekämpfen versucht wurde, wie es 
z.B. durch die vorstehende Bestimmung der Belohnung 
exzeptioneller Rationalisierungsleistungen vermittels der 
Zuerkennung eines besonderen Leistungszuschlages zum 
angemessenen Gewinn angestrebt wurde. Es erstand die 
Gefahr gesteigerter Selbstkosten und damit gesteigerter 
Preise, Schon in den LSÖ. wurde ferner für die Güter 
und Leistungen, deren Preis sich (allerdings zu den da- 
maligen Zeiten normaleren Wgttbewerbes) auf dem Markt 
im freien Verkehr bildet, dieser Marktpreis anerkannt 
und verwendet. Soweit ein solcher Normalpreis zu 
eruieren ist, bestand ein Bedürfnis, ihn heranzuziehen; 
denn das schlechtere Unternehmen wird so gezwungen, 
mit diesem Preis auszukommen. 


Im Laufe des Krieges ergab sich vielfach immer mehr 
eine ganz unterschiedliche Höhe der Selbstkosten. So- 
weit inzwischen ausreichende Erfahrungen über die Höhe 
solcher Selbstkosten vorlagen, ergab sich aus diesen Er- 
fahrungen ein Anhalt dafür, was ein mittelguter Betrieb 
an Selbstkosten normalerweise haben müßte. Auf dem 
Gebiet der Rüstungsbetriebe sind neuerlich Be- 
stimmungen in Kraft getreten, die deshalb festlegten, 
daß für Rüstungsaufträge Festpreise auf Grund der 
vorliegenden Erfahrungen vom Auftraggeber (unter Mit- 
wirkung der Preisbehörde) festgelegt werden dürfen, 
und zwar dürfen es Einheitspreise sein oder feste 
Gruppenpreise. Gruppenmäßig gestaffelte Preise sollen 
zur Anwendung gelangen, wenn die kostenmäßige Ver- 
lagerung der einzelnen Unternehmer eine sehr unter- 
schiedliche ist. Wé" 

So ist der Selbstkostenpreis nicht in theoretlsch ein- 
seitig verlagerter Anwendung herangezogen worden, 
sondern es werden die Grenzen wohl geachtet, die 
seiner Anwendungsmöglichkeit in der Praxis gezogen 
sind. 

e) Die Feststellung des erzielten Übergewinnes hat 
nach der Industrieanweisung für die zukünftige 
Zeit zur sofortigen Preisherabsetzung zu 
führen. Für die Zeit ab Kriegsbeginn bis Ende 
1940 ist der Übergewinn (nach Abzug der auf ihn ent- 
fallenden Körperschaft- bzw. Einkommensteuer) an das 
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Reich (Finanzamt) abzuführen. Der Unterneh- 
mer hat bzw. hatte für diese Gewinnabführung sich 
selbst zu veranlagen. Für diese Selbstveranlagung waren 
Formulare herausgegeben worden. 


Der vorgeschriebene Modus der Selbstveranlagung 
war ein ziemlich kompliziertes Verfahren, das durch 
eine nachträgliche Herabsetzung des zulässigen Ge- 
winnes noch modifiziert wurde. 


Für die Zeit ab 1. Januar 1941 wurde für die 
Gewinnabführung durch eine VO. v. 31. März 1942 ein 
neuer und auch vereinfachter Modus eingeschla- 
gen. Es wird das Ergebnis des Jahres 1938 (gewerb- 
liches Einkommen laut Steuerveranlagung) grundsätzlich 
als Vergleichsjahr zugrunde gelegt. Ist das gewerbliche 
Einkommen des Jahres 1941 gegenüber dem des Jahres 
1938 um mehr als 50% gestiegen, so ist 25 bzw. 30% 
des Mehrbetrages an das Finanzamt neben der bis- 
herigen Steuerbelastung abzuführen. Der höhere Satz 
gilt für die Körperschaften, die ferner noch bei einem 
höheren Gewinn als 500000 AM erstmalig für 1942 das 
Eineinhalbfache des Kriegszuschlages zur Körperschaft- 
steuer aufbringen müssen. (Einkommen von weniger 


als 30000 AM sind generell von der Gewinnabführung 


befreit.) Durch die neue Lösung wird die Gewinnabfüh- 
rung nicht allein vereinfacht, sondern auch gemildert. 


' Ein gewisser Gewinnanreiz bleibt also allgemein be- 


stehen. Daneben tritt für solche Rüstungsbe- 
triebe, die zu amtlich festgesetzten Fest- 
preisen (d. h. zu den Einheitspreisen bzw. bei Grup- 
penpreisen zu den tiefsten Preisen, nämlich denen der 
Gruppe I) arbeiten, Befreiung von der Gewinnabfüh- 
rung ein. Auch hier setzt sich wieder der schon vor- 
erwähnte Grundsatz der Belohnung stattgehabter guter 
Rationalisierung durch. 


3. Gebundene Preise (Kartelle) 


Auch die gebundenen Preise (Kartellpreise usw.) 
sind, wie schon erwähnt, ee den Kriegs- 
bestimmungen unterworfen. Nach 825 KWVO. wurde 
jedoch die Zustimmung des Reichskommissars für die 
reisbildung für ihre Senkung gefordert. Die Heran- 
ziehung der Preisverbände (Kartelle und Syndikate) 
wurde am 15. Juli 1941 für die Durchführung bzw. 
Anwendung der Bestimmungen der Industrieanweisung 
auf die gebundenen Preise festgelegt. Die Kartelle usw. 
haben zu begründende Vorschläge zur Preissenkung 
für die von ihnen betreuten Verbände auszuarbeiten und 
über die zuständige Wirtschaftsgruppe an den Reichs- 
kommissar für die Preisbildung einzureichen. Diese be- 
sonderen Bestimmungen gelten nur für die Preis- 
bindungen erster Hand (Preisfestlegung horizon- 
taler Art). Preisbindungen erster Hand betreffen irgend- 
welche Zusammenschlüsse, auch Abreden mit Nichtmit- 
gliedern gleicher oder verwandter Erwerbszweige der 
gleichen Wirtschaftsstufe über Einhaltung gewisser Preise 
oder Preisgrenzen. 


(Preisbindungen zweiter Hand sind solche vertikaler 
Natur. Unternehmer der nachfolgenden Wirtschaftsstufe 
werden verpflichtet, bestimmte Kleinhandelspreise oder 
-grenzen innezuhalten. Hierfür gelten die regulären 
As und Gewinnbestimmungen der Industrieanwei- 
sung. 


4. Konzerne 


Da die Wirtschafts- und Gewinnpolitik bzw. -entwicke- 
lung einer in einem Konzern zusammengefaßten Gruppe 
von Unternehmen eine organisch verbundene ist, so daß 
in der Steuergesetzgebung schon die zusammengefaßte 
Veranlagung vorgesehen ist, wird auch für die Erklärung 
nach $22KWVO. die Möglichkeit einer Gesamterklärung 
der Konzernunternehmungen an den Reichskommissar 
für die Preisbildung vorgesehen. Laut Erlaß des Reichs- 
kommissars für die Preisbildung v. 6. Juni 1941 kann 
auf Antrag der Reichskommissar bestätigen, daß alle 
Konzernunternehmungen dem Konzern X. angehören. 
Dadurch ist dann die Voraussetzung für Abgabe einer 
Gesamterklärung gegeben. 
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Dr. Alfons Waltzog, KriegsGerR. der Lw.: Recht 
der Landkriegsführung, die wichtigsten Ab- 
kommen des Landkriegsrechts mit Erläuterungen. Ber- 
lin 1942. Verlag Franz Vahlen. X, 304 S. Preis geb. 
10 AM. 


Das angezeigte Buch ist eine Schrift des Praktikers fir 
den Praktiker. Im Kriege ist der Kreis der Praktiker des 
Kriegsvölkerrechts außerordentlich weit. Jeder Truppen- 
führer bis zum Befehlshaber kleinster Einheiten kommt 
mit dem Landkriegsrecht unmittelbar in Berührung, sei 
es bei Kampfhandlungen, sei es im Kriegsgefangenen- 
wesen, sei es in den besetzten Gebieten. Über die über- 
all und alltäglich auftauchenden Rechtsfragen müssen die 
Untergebenen belehrt werden. Für sich allein sind die 
sich z. T. überschneidenden und keineswegs übersicht- 
lichen Bestimmungen der „Konventionen“ selbst für den 
Rechtswalirer nicht ohne weiteres klar. Um so mehr 
braucht der rechtsunkundige Praktiker einen Wegweiser, 
wie er bisher leider gefehlt hat. Ihn endlich zu schaffen, 
war Verf. vornehmlich berufen. Schon im Frieden juristi- 
scher Sachbearbeiter für Kriegsrecht im OKW., erlebte 
er im Krieg ein volles Jahr in vorderster Front die wirk- 
liche Handhabung des Kriegsrechts. Seitdem wirkt er 
wieder an der zentralen Behandlung der kriegsrechtlichen 
Probleme mit. Der Versuchung, ein gelehrtes Buch zu 
schreiben, hat er widerstanden. Er will in erster Reihe 
dem juristisch nicht geschulten Praktiker, namentlich 
dem Offizier, dienen und hat deshalb mit Recht zu allen 
Fragen eine eindeutige, in ihrer militärisch-knappen Be- 
gründung überzeugende Lösung unter Weglassung alles 
entbehrlichen Beiwerks gegeben. Der Rechtskundige er- 
sieht auch so, daß Verf. die Völkerrechtswissenschaft 
beherrscht. Das Buch gibt wichtige Aufschlüsse nament- 
lich über das Kriegsgefangenenwesen sowie über die 
staats-, straf- und bürgerlich-rechtliche Rechtslage in den 
besetzten Gebieten, im Generalgouvernement oder im 
früheren Bereich weggefallener Staaten. Gerade weil es 
somit allgemeinen Wert hat, darf für die nächste Auf- 
lage näheres Eingehen auf neuerlich aufgetauchte Pro- 
bleme des Kriegsgefangenenrechts empfohlen werden: 
Befugnis des Nehmestaats, außerhalb des militärischen 
Strafrechts Sonderrecht für Kriegsgefangene zu schaffen, 
freilich unter Wahrung des — ausdehnend auszulegen- 
den? — Art.27 Abs.4. Verpflichtung der Unteroffiziere 
zur Innenarbeit? Verbindlichkeit der Kriegsgefangenen zu 
geistiger Arbeit? Bei tatsächlicher Leistung geistiger Ar- 
beit Erfinderrecht im Nehmestaat? Hier handelt es sich 
aber nicht etwa um Lücken oder gar Mängel des Werks, 
dessen gediegene Gründlichkeit in die Augen springt. Die 
aufgezcigten Fragen sind zumeist erst nach Erscheinen 
des Buchs aufgetaucht. Das mit außerordentlicher Sorg- 
falt gefertigte Sachverzeichnis und die ansprechende 
äußere Ausstattung verdienen besondere Anerkennung. 


Geh. KriegsR. Dr. M. Wagner, 
MinR. im Oberkommando der Wehrmacht. 


Aktiengesetz v.30. Jan. 1937 von Dr. Adolf Baumbach, 
SenPräs. b. KG. a.D. 4., durchgearb. u. verb. Aufl. (Beck’sche 
Kurzkommentare Bd. 23.) München und Berlin 1941. Verlag 
Beck. XVI, 725 S. Preis geb. 11,50 AM. 


Der bekannte und beliebte Baumbachsche Kurzkommentar 
zum AktG. und seine 3 DurchfVO,en, dessen 3. Aufl. schon seit 
einiger Zeit vergriffen ist, ist in seinen früheren Auflagen bereits 
eingehend gewürdigt worden (vgl. JW. 1937, 1695; 1937, 3296). 

Die 4. Aufl. ist weiter durchgearbeitet, vielfach verbessert und 
berücksichtigt das bis Ende Oktober 1941 veröffentlichte Schrift- 
tum, wie die einschlägigen Kriegsvorschriften. Auch die Divi- 
dendenabgabeVO. mit ihrer DurchfVO. werden, und zwar als 
Anhang zu 8126 AktG., abgedruckt. Das UmwandlG. mit seinen 
4 DurchfVO.en ist anschließend an 8287 AktG. erläutert. Bezüg- 
lich der neu dem AktG. unterstellten Gebiete mußte sich der 
Verf. aus Raumgründen, wie bisher, auf die Ostmark und das 
Sudetenland beschränken. 


RA. u. Notar Dr. iur. et rer. pol. Hugo Dietrich, Berlin. 


Wasserverbandverordnung, Wasserverbandgesetz, Erste 
Wasserverbandverordnung und Wasserverbandvorschriften. Er- 
Jäutert von P.A.Tönnesmann, MinDirig. bei dem General- 
inspektor für Wasser und Energie. 2., neubearb. und erheblich 
erw. Aufl. München und Berlin 1941. C. H. Beck’sche Verlags- 
buchhandlung. XXIII, 476 S. Preis geb. 13,50 AM. 


Die letzten großen Kommentare zu den Landeswassergesetzen 
sind alle in der Zeit vor 1933 erschienen. Seitdem fchit es an 
Erläuterungswerken, die unter dem Gesichtspunkt des national- 
sozialistischen Gedankengutes das deutsche Wasserrecht oder Aus- 
schnitte behandelt haben. Für das Recht der Wasser- und Boden- 
verbände (früher Wassergenossenschaftsrecht), das aus der wasser- 
rechtlichen Materie herausgenommen und durch das Wasserver- 
bandG. vom 10. Febr. 1937 und die Erste WasserverbandVO. vom 
3. Sept. 1937 reichsrechtlich geregelt worden ist, ist die 2. Aufl. 
des Standardwerkes von Tönnesmann zu einem rechtlichen 
Handbuch für die Wasser- und Bodenverbände und ihre Auf- 
sichtsbehörden geworden. 

Verf, konnte als Sachbearbeiter beim Generalinspektor für Was- 
ser und Energie (früher im Reichsministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft) an leitender Stelle die rechtliche Praxis nicht nur 
dieses Gebietes weiterverfolgen und unıgestalten, sondern auch 
eine Reihe von Gedanken entwickeln und Erkenntnisse gewinnen, 
die für das gesamte Wasserrecht des Reiches und für das künt- 
tige Reichswassergesetz von ausschlaggebender Bedeutung sein 
werden. Das Werk hat damit über einen Kommentar zum Recht 
der Wasser- und Bodenverbände hinaus für Wasserrecht und 
Wasserwirtschaft maßgebende Bedeutung. Da der Staat cine ziel- 
bewußte und straffe Planung und richtunggebende Lenkung der 
gesamten Wasserwirtschaft in Angriff genommen hat, werden 
unter dem Gesichtspunkt der vermehrten staatlichen Eingriffe in 
Wassernutzungsrechte insbesondere die Ausführungen des Verf. 
zu $30 über den Begriff der angemessenen Entschädigung bei 
enteignungsähnlichen Maßnahmen und die Ausführungen zu SS 81, 
153 und 154 zu der Frage der Auslegung des Begritfs der Vor- 
teile und Nachteile sowie zur Ausgleichung dieser Begriffe bei 
der Berechnung von Entschädigungen und Beitragsfestsetzungen 
eine Bedeutung erhalten, die für das gesamte Wasserrecht rich- 
tungweisend ist. Die Wasser- und Bodenverbände gewinnen in 
der heutigen Entwicklung für ein großes Teilgebiet der plan- 
mäßigen Wasserwirtschaft sehr großen Einfluß, z.B. zeigt dic 
Gründung des Spree-Havel-Verbandes, daß ganze Flußsysteme 
zu Wasserverbänden zusammengeschlossen werden sollen. 


Das gegenüber der 1. Aufl. auf den doppelten Umfang au- 
geschwollene Werk wird daher nicht nur für die Wasser- und 
Bodenverbände selbst, sondern auch für die Unzahl der als Mit- 
glieder herangezogenen Grundstücks- und Anlagenbesitzer unent- 
behrlich sein. Neben einem ausführlichen Kommentar zur Wasser- 
verbandVO. selbst, in dem die neuere Rechtsprechung erschöpfend 
berücksichtigt ist, sind die ersten Ausführungsvorschriften und die 
Satzungsmuster abgedruckt. Der Anhang enthält vollzählig alle 
Ministerialrunderlasse und auszugsweise die einschlägigen Gesetzes- 
vorschriften aus Nachbargebieten, z.B. aus dem Naturschutzgesetz, 
der Umlegungs- und Raumordnung und aus Baugesetzen sowic 
die für die Angestellten des Verbandes in Frage kommenden 
arbeitsrechtlichen Vorschriften. Besonders begrüßt werden wird 
die ausführliche Behandlung des Verbandssteuerrechtes. 


Ein ausführliches Inhaltsverzeichnis erleichtert das Zurechtfinden. 
Das im Mai 1941 abgeschlossene Werk konnte noch nicht be- 
rücksichtigen die Übertragung der Zuständigkeiten auf den General- 
iuspektor für Wasser und Energie und den Übergang der Ober- 
sten Spruchstelle (8138) auf das Reichsverwaltungsgericht. 


RA. Dr, A. Wüsthoff, Berlin. 


E.W.Krüger: Der Britenspiegel. Berlin-Leipzig-Wien 1942, 
Deutscher Rechtsverlag GmbH. VI, 212S. Preis kart. 7,50 zu. 
Der Verf. gibt eine chronologische Übersicht über die englische 

Geschichte von 410 bis 1914. Er will veranschaulichen, wie das 

kleine Inselreich Jahr um Jahr ein Land nach dem anderen mit 

allen Mitteln der Gewalt, Bestechung und Heimtücke an sich 
gebracht hat. Das sorgfältig zusammengestellte Buch gibt eine 

Übersicht über die geschichtliche Entwicklung und den wirtschaft- 

lichen Reichtum der unterdrückten Länder. 

Die Schrift kann zur ersten Unterrichtung und als Arbeits- 
unterlage dienlich sein, Schriftleitung. 


Behandlung des feindlichen Vermögens. Kommentar 
von Karl Krieger, MinR., und Wolfgang Hefermehl, 
LGR. im RJM. (Loseblattausgabe). 4. Erg.-Lief. München und 
Berlin 1941. Verlag Beck. 78 Bl. Preis 3 Au. 
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Nachdruck der Entscheidungen nur auszugsweise und mit genauer Quellenangabe gestattet 
[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. — f Anmerkung] 


Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen: 


aus dem Strafrecht S. 785ff. Nr.2, 6, 9, 10; Bürgerliches Gesetzbuch S. 800: Nr. 21; 
Schuldenbereinigungsgesetz S. 806Jf. Nr. 28—30 


se 1, RG. — §§ 66, 67 StGB. Mit der rechtskräftigen 
Verurteilung wegen einer Tat ist die Strafverfolgung ab- 
geschlossen und der Verfolgungsverjährung nicht mehr 
unterworfen. Von da ab läuft daher keine Verfolgungs- 
verjährung mehr. Eine neue Verfolgungsverjährung kann 
in den Fällen, in denen das Verfahrensrecht einen Ein- 
griff in rechtskräftige Urteile zuläßt (Wiederaufnahme des 
Verfahrens, Nichtigkeitsbeschwerde), erst mit dem Zeit- 
punkt beginnen, in dem das rechtskräftige Erkenntnis be- 
seitigt wird. So beginnt mit dem der Nichtigkeits- 
beschwerde stattgebenden Urteil des RG. eine neue Ver- 
folgungsverjährung. 

Strafverfolgungsverjährung (85 66, 67 StGB.) bedeutet 
die Verjährung des Strafanspruchs vor seiner rechtskräf- 
tigen Feststellung. Mit der rechtskräftigen Verurteilung 
wegen einer Tat ist die Strafverfolgung abgeschlossen 
und dieser Verjährung nicht mehr unterworfen (RGSt. 
60, 8, 10 = JW. 1935, 522°). Von da ab läuft keine Ver- 
folgungsverjährun mehr. Das übersehen die Entschei- 
dungen des BayrÖbLC. v. 18. Juli 1930 (JW. 1930, 3426) 
und des OLG. Dresden v. 11. Jan. 1932 (JW. 1932, 1765), 
die — in Fällen der Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand — zwar zu demselben Ergebnis kommen, daß Ver- 
jährung nicht eingetreten sei, sich aber auf 569 StGB. 
stützen, der hier keine Anwendung finden kann. Eine 
neue Verfoigungsverjährung, kann in den Fällen, in 
denen das Verfahrensrecht einen Eingriff in rechtskräf- 
tige Urteile zuläßt (Wiederaufnahme des Verfahrens, 
Nichtigkeitsbeschwerde), erst mit dem Zeitpunkt begin- 
nen, in dem das rechtskräftigg verurteilende Erkenntnis 
beseitigt wird. So beginnt nunmehr mit diesem der 
Nichtigkeitsbeschwerde stattgebenden Urteil des Senats 
eine neue Verfolgungsverjährung. 

(RO. 5. Str$en. v. 26. Jan. 1942, 5 C 796/41 [5 StS 
33/41].) e 


* 


oe 2, RG. — $ 73 StGB.; $ 34 ÖStG. Droht ein Gesetz 
ohne besondere Voraussetzungen zwei Strafarten wahl- 
weise nebeneinander an, dann sind für alle Fälle beide 
Strafen angedroht. Das Gesetz enthält i. S. des § 34 Öst- 
StG. und des $ 73 StGB. nur e inen Strafrahmen. 

. hat die Angekl. des Verbrechens der Rassen- 
een SE BlutschutzG., 85 ÖstStG. als Mitschul- 
dige, des Verbrechens des Betruges nach §§ 197, 199a 
ÖstStG. und des Verbrechens der Verleumdung nach 
8209 ÖstStG. schuldig erkannt, die Strafe gemäß $34 
OstStG. dem $ 210 ÖstStG. entnommen und die Angekl. 
zur Strafe des schweren Kerkers in der Dauer von neun 

ilt. 

M Die Nichtipkeitsbeschwerde der Staatsanwaltschaft er- 
greift den ganzen Strafausspruch. Es ist daher auch zu 
prüfen, ob das Erstgericht die Strafe mit Recht dem 
S 210 ÖstStG. entnommen hat. i 

Hat ein Verbrecher mehrere Verbrechen begangen, die 
Gegenstand derselben Untersuchung und Aburteilung 
sind, so ist er gemäß $34 ÖstStG. nach jenem, auf das 
die schärfere Strafe gesetzt ist, jedoch mit Bedacht aut 
die übrigen Verbrechen zu bestrafen. Die Angekl. hat 
sich dreier Verbrechen schuldig gemacht. Das Ver- 
brechen der Rassenschande wird gemäß $5 Abs.2 Blut- 
schutzG. mit Gefängnis oder mit Zuchthaus bestraft, so 


daß also hierfür Gefängnis von 1 Tag bis zu 5 Jahreır 
oder Zuchthaus von 1—15 Jahren angedroht ist. Die 
Strafe des Betruges ist gemäß §202 OstStG. insgemein 
Kerker von 6 Monaten bis zu 1 Jahr, bei erschwerenden 
Umständen aber von 1 bis zu 5 Jahren. Das Verbrechen 
der Verleumdung wird nach $210 ÖstStG. in der Regel 
mit schwerem Kerker von 1 bis zu 5 Jahren bestraft. 
Liegen bestimmte, im Gesetz namentlich angeführte Er- 


‚schwerungsumstände vor, ist die Strafe bis auf 10 Jahre 


zu verlängern. Solche erschwerende Umstände hat das 
LG. nicht festgestellt. Da nach 8202 ÖstStG. nur ein- 
facher Kerker angedroht ist, 85 Abs.2 BlutschutzG. 
neben Gefängnis Zuchthaus und $ 210 ÖstStG. schweren 
Kerker vorsehen, kann nur die Frage entstehen, ob auf 
das Verbrechen der Rassenschande oder auf das Ver- 
brechen der Verleumdung die schärfere Strafe gesetzt ist; 
denn für beide Verbrechen sehen die Gesetze eine stren- 
gere Strafe vor als für den nach $202 ÖstStG. zu be- 
strafenden Betrug. 


Das Erstgericht führt aus, Sch., dem die Angcekl. Bei- 
hilfe geleistet habe, sei wegen des Verbrechens der Rassen- 
schande zu Zuchthaus in der Dauer eines Jahres verurteilt 
worden. Die Tätigkeit der Angekl. sei nicht so schwer 
geartet, daß sie mit Zuchthaus in der Dauer eines Jahres 
geahndet werden dürfte. Es wäre daher Gefängnis anzu- 
wenden gewesen, wenn der Angekl. nicht noch weitere 
Straftaten zur Last liegen würden. Das mit der schwer- 
sten Strafe bedrohte Verbrechen sei daher das Ver- 
brechen der Verleumdung. Aus diesem Grunde hat das 
Gericht die Strafe dem 8 210 ÖstStG. entnommen. 


Das LG. hat somit nicht geprüft, auf welches Ver- 
brechen allgemein die schärfere Strafe gesetzt ist 
(§ 34 ÖstStG.), sondern es hat untersucht, welche Strafart 
die Angekl. hier nach dem BlutschutzG. verwirkt 
hätte. Das widerspricht der Bestimmung des $ 34 ÖstStG. 


Das RStGB. enthält in $73 eine dem § 34 ÖstStG. ähn- 
liche Bestimmung. Danach kommt dann, wenn eine und 
dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze verletzt, nur 
dasjenige Gesetz, das die schwerste Strafe, und bei 
ungleichen Strafarten dasjenige Gesetz, das die schwer- 
ste Strafart androht, zur Anwendung. Mit der Auslegung 
dieser Gesetzesstelle hat sich der Große Senat für Strat- 
sachen des RG. in der Entsch. RGSt. 73, 148 = DR. 
1939, 17132 befaßt und darin (S.151) auch ausgesprochen: 
„Für den Fall, daß eines der verletzten Strafresetze 
mehrere Strafrahmen vorsieht, hat das Gericht 
zu prüfen, welcher dieser Strafrahmen nach den Um- 
ständen des Einzelfalls anzuwenden ist“ Hierzu er- 
klären die Entsch. RGSt. 75, 14 = DR. 1941, 12844 und 
RGSt. 75, 19 = DR. 1941, 921: u. 12035, daß das Gesetz, 
das die schwerste Strafe, und bei ungleichen Strafarten das 
Gesetz, das die schwerste Strafart androht, nach den Um- 
ständen des einzelnen Falles — „konkret“ — zu ermitteln 
ist. Der Sinn dieser Entsch. ist der, daß dann, wenn das 
Gesetz beim Vorliegen mildernder Umstände oder in 
besonders schweren Fällen eigene Strafbestinmmungen 
enthält, im Einzelfall zu prüfen ist, ob diese Voraus- 
setzungen gegeben sind. Dies gilt auch dann, wenn eine 
nach reichsrechtlichen Bestimmungen strafbare Hand- 
lung mit einer nach österreichischem Landesrecht straf- 
baren Handlung zusammentrifft (vgl. dazu das Urteil des 
erk. Sen. 6 D 177/41 v. 24. Juni 1941 = DR. 1941, 267115 
= RGSt. 75, 247). Es handelt sich hierbei um die Fest- 
stellung, mit welcher Strafe die strafbare Handlung in 
ihrer besonderen Gestaltung vom Gesetz bedroht ist 
($ 73 RStGB.), welche Strafe auf die Tat gesetzt ist 
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($34 OstStG.), nicht aber um die Frage, welche Strafe 
der Angekl. für die einzelne Handlung im gegebenen 
Falle verwirkt hätte. Droht ein Gesetz, wie das Blut- 
schutzG. in §5 Abs.2 ohne besondere Voraussetzungen 
zwei Strafarten wahlweise nebeneinander an, dann 
sind für alle Fälle beide Strafen angedroht; ein solches 
Gesetz enthält i.S. des $73 RStGB. und 834 ÖstStG. 
nur einen Strafrahmen. Deshalb ist es verfehlt, in 
einem derartigen Falle zu „erörtern“, welche Strafe 
auf die besonders gestaltete Straftat „angedroht‘ ist. 
Die Prüfung, die das Erstgericht vorgenommen hat, geht 
über die Frage hinaus, welche Strafe angedroht ist, sie 
erstreckt sich schon darauf, welche Strafe die Angekl. 
verwirkt hätte. Bei der wahlweisen Androhung ver- 
schiedener Strafen setzt sich die Prüfung, welche Strafe 
verwirkt ist, aus zwei Fragen zusammen: Aus der Frage 
nach der Strafart und aus der Frage nach der Straf- 
dauer. In die Prüfung, welche Strafe verwirkt ist, hat 
sich jedoch das Gericht bei der gemäß des 834 OstStG. 
oder des $73 RStGB. notwendigen Feststellung, welches 
Gesetz die schärfere (schwerere) Strafe androht, nicht 
einzulassen. Das LG. durfte demnach nicht prüfen, ob 
die Angekl., wenn sie sich nur gegen das BiutschutzG. 
vergangen hätte, mit Gefängnis oder mit Zuchthaus zu 
bestrafen wäre. Es war vielmehr davon auszugehen, daß 
die Angekl. nach §5 Abs. 2 BlutschutzG. mit einer Zucht- 
hausstrafe bis zu 15 Jahren bestraft werden könnte. Im 
Vergleich zu der in § 210 ÖstStG. mangels des Vorliegens 
der im Gesetz namentlich angeführten Erschwerungs- 
umstände vorgesehenen Strafe von höchstens 5 Jahren 
schweren Kerkers sieht das BlutschutzG. die schärfere 
Strafe vor. Denn nach $2 Abs.2 StrafanpassungsVO. 
(vgl. auch die Strafvollzugsordnung AV. d. RJM. vom 
22. Juli 1940 Sonderveröffentlichung der DJ. Nr. 21 in der 
Fassung der AV. v. 5. Febr. 1941: DJ. S. 222) ist Zucht- 
haus der Strafe des schweren Kerkers gleichzuhalten. 
Für Rassenschande und Verleumdung sind also Strafen 
gleicher Art angedroht. Für die Frage, welches Gesetz 
die schwerere Strafe enthält, ist daher das angedrohte 
Höchstmaß entscheidend. 


Mit diesen Ausführungen setzt sich der erk. Senat 
nicht in Widerspruch mit seiner Entsch. RGSt. 74, 216 = 
DR. 1940, 1521% und mit seinem Urteil 6 D 374/41 vom 
2. Dez. 1941 == DR. 1942, 446 16. 


In diesen Entscheidungen ist der Senat davon aus- 
gegangen, daß LS des $34 ÖstStG. die Strafe’ nach 
dem strengeren Gesetz „mit Bedacht auf die übrigen 
Verbrechen‘ zu bestimmen ist. Diese Rücksicht führt da- 
zu, daß das Mindestmaß und die Strafart des milderen 
Gesetzes auch dann eingehalten werden müssen, wenn 
nach dem strengeren Gesetz eine kürzere Strafe oder 
eine mildere Strafart zulässig ist. Der Senat hat aus- 
gesprochen, daß das Mindestmaß und die Strafart nach 
dem durch die Bestimmungen über das außerordent- 
liche Milderungs- und Strafumwandlungsrecht (88 54, 
55 ÖstStG., § 265a ÖstStPO., Art. VI StPNov. 1918) er- 
weiterten Strafrahmen zu beurteilen ist, daß dieser so 
erweiterte Strafrahmen jedoch nur in jenen Fällen maß- 
gebend sein kann, in denen er zur Anwendung käme, 
wenn dem Angekl. nur die nach dem milderen Gesetz 
zu ahndende Tat zur Last läge. 


Damit ist den Gerichten bei Anwendung des § 34 
OstStG. aufgetragen, bei Vergleichung der nach den 
verschiedenen Strafgesetzen angedrohten Strafen, soweit 
es sich um solche aus den nur in den Reichsgauen der 
Ostmark geltenden Strafgesetzen handelt, im Einzelfalle 
vor der Festsetzung der Strafe zu prüfen, ob die Voraus- 
setzungen für die Anwendung des außerordentlichen Mil- 
derungs- oder Strafumwandlungsrechts gegeben sind. 
Auch diese „konkrete Betrachtungsweise‘“ geht jedoch 
nicht so weit, daß im Einzelfall geprüft würde, welche 
Strafe verwirkt sei. Sie hat nur die Aufgabe, zu er- 
mitteln, welche Strafrahmen im gegebenen Falle mitein- 
ander zu vergleichen sind, d. h. welche Strafrahmen 
SCH das eine oder das andere Verbrechen angedroht 
sind. 


Es handelt sich auch bei dieser Prüfung nur um die 
Frage, ob die Voraussetzungen der oben angeführten 
Bestimmungen über das außerordentliche Milderungs- 
und Strafumwandlungsrecht im einzelnen Fall gegeben 
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sind oder nicht, ähnlich wie bei der nach einigen Be- 
stimmungen des RStGB. notwendigen Prüfung, ob mil- 
dernde Umstände vorliegen oder nicht. 

Da der Strafausspruch des LG. nach allem mit einer 
Nichtigkeit nach der Ziff. 11 des 8281 ÖstStPO. behaftet 
ist, muß er aufgehoben werden. 

Bei der neuen Straffestsetzung wird das Erstgericht 
die Strafe dem 85 Abs. 2 BlutschutzG. zu entnehmen und 
dabei zu beachten haben, daß die Straffestsetzung nach 
diesem Gesetze durch Bedacht auf die §$ 34 und 210 Öst- 
StG. (in Verbindung mit den oben angegebenen Ent- 
scheidungen des erk. Sen.) nach unten mit 1 Jahr schwe- 
ren Kerkers begrenzt wird, falls bei dem für sich allein 
zu betrachtenden Verbrechen der Verleumdung die Vor- 
aussetzungen für die Anwendung des außerordentlichen 
Milderungs- und Strafumwandlungsrechts verneint wer- 
den. Bei der Bemessung der Strafe aus dem 85 Abs. 2 
BlutschutzG. kommt weder die Anwendung des 854 Öst- 
StG. (§7 Abs.2 StrafanpassungsVO.), noch die des § 3 
des Gesetzes v. 15. Nov. 1867 (RGBI, Nr. 131) in Frage. 


(RG., 6.StrSen. v. 30. Jan. 1942, 6 D 436/41.) 
k 


** 3. RG. — § 74 StGB.; §§ 34, 35 ÖstStG. Werden von 
einem Gericht des Altreichs zugleich Straftaten im Alt- 
reich und mehrere Straftaten in der Ostmark abgeurteilt, 
so sind auch für die nach dem Strafrecht der Ostmark zu 
beurteilenden Straftaten (RGSt. 75, 104; 74, 219) Einzel- 
strafen als Grundlage für die Bildung der Gesamtstrafe 
nach dem $ 74 StGB. auszusetzen. 

In den $$ 34, 35 OstStG. ist der Grundsatz des öster- 
reichischen Strafrechts ausgedrückt, daß im Falle der 
Tatmehrheit — abweichend von 874 StGB. — nur eine 
Strafe festzusetzen ist, und zwar nach dem die schwerste 
Strafe androhenden Gesetz unter „Bedachtnahme‘‘ auf 
die weiteren Straftaten. Wären die in der Ostmark ver- 
übten Straftaten allein in der Ostmark abgeurteilt wor- 
den, so hätte danach für sie nur eine Strafe aus der die 
schwerste Strafe androhenden Bestimmung des OstStG. 
festgesetzt werden dürfen. 

Gleichwohl ist hier zu billigen, daß das LG. für jede 
in der Ostmark begangene Straftat eine besondere Strafe 
ausgeworfen hat. Die Örundsätze des 874 StGB. und der 
SS 34, 35 ÖstStG. kommen in Widerstreit, wenn der 

ichter des Altreiches zugleich über eine Mehrzahl von 
Straftaten in der Ostmark und über eine oder mehrere 
Straftaten im Altreich zu urteilen hat. In diesem Wider- 
streit muß der Richter des Altreichs 874 StGB. anwen- 
den, nach dem er eine Gesamtstrafe zu bilden hat. Die 
Gesamtstrafe besteht in einer Erhöhung der verwirkten 
schwersten Strafe ($74 Abs.1 StGB.). Die Bildung der 
Gesamtstrafe setzt Einzelstrafen voraus; denn das Maß 
der Gesamtstrafe dart den Gesamtbetrag der verwirkten 
Einzelstrafen nicht erreichen ($74 Abs.3 StGB.). Selbst 
bei der nachträglichen Erhöhung der Gesamtstrafe (8 79 
StGB., 8460 StPO.) muß das Gericht wieder auf die 
Einzelstrafen zurückgehen, wenn eines der einzubeziehen- 
Ger Ke eine Gesamtstrafe ausgesprochen hatte (RGSt. 

, 285). 

Diesen Grundsätzen widerspräche es, wenn das Ge- 
richt des Altreichs bei gleichzeitiger Aburteilung von 
Straftaten im Altreich und mehrerer Straftaten in der 
Ostmark für diese eine Einheitsstrafe nach Së 34, 35 Öst- 
StG. festsetzen und aus ihr und den Einzelstrafen für 
die Straftaten im Altreich eine Gesamtstrafe bilden wollte. 

Dem steht nicht entgegen, daß bei nachträglicher 
Bildung einer Gesamtstrafe auch aus einem auf Einheits« 
strafe lautenden Urteil eines ostmärkischen Gerichtes 
Einzelstrafen für die mehreren Straftaten in der Ostmark 
nicht ausgesetzt sind. In einem solchen Falle muß sich 
der die Gesamtstrafe bildende Richter — notgedrungen 
— mit der Einheitsstrafe abfinden. Das berechtigt aber 
nicht dazu, eine solche mit $74 StGB. nicht vereinbare 
Rechtslage erst zu schaffen, wenn sie sich — wie hier — 
vermeiden läßt. 


(RG., 2. StrSen. v, 5. Febr. 1942, 2 D 560/41.) 


Bemerkung: Ebenso RG., 1.StrSen. v. 17. März 1942, 
1 D 54/42. D.S. 


x 
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4. RG. — § 164 StGB.; $ 4 Ges. zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten v. 18. Febr. 1927 (RGBI. l, 61). § 4 
Abs.3 Satz I a.a. O. über die Unbeachtlichkeit anonymer 
Anzeigen engt die Anwendbarkeit des $ 164 StGB. gegen 
die Urheber derartiger Anzeigen nicht ein. 

(RG., 4. StrSen. v. 27. Febr. 1942, 4 D 677/41.) [He.] 

* 


*+ 5, RG. — § 175a Nr.3 StGB, setzt einen besonderen 
Tätertyp nicht voraus. Maßgebend ist nur, daß der Täter 
männlichen Geschlechts und älter als 21 Jahre ist; für das 
letztere Merkmal ist das zifiernmäßige Alter ausschließlich 
maßgebend. Auf Entwicklung und Reife kommt es nicht an; 
diese können nur unter dem Gesichtspunkt des § 51 Abs. 2 
berücksichtigt werden. 
(RG., 5. StrSen., U. v.9. März 1942, 5 D 65/42.) |He.] 
* 


6. RG. — § 230 StGB. Für die Beurteilung, ob eine 
Vernachlässigung der elterlichen Aufsichtspflicht gegeben 
ist, sind die in der Rspr. zu $ 832 BGB. aufgestellten Grund- 
sätze maßgebend: Das Maß der Aufsichtspilicht richtet sich 
in erster Linie nach den Eigenschaften des Kindes. t) 

Das LG. hat den BeschwF. wegen fahrlässiger Körper- 
verletzung in Tateinheit mit fahrlässiger Straßenbahn- 
gefährdung und Übertretung nach $$ 2, 71 StraßVerkZulO. 
verurteilt. Es ist zu dem Ergebnis gekommen, der An- 


gekl. habe seine Pflicht verletzt, seinen vierjährigen Sohn * 


Manfred zu beaufsichtigen und so eine Bedingung für 
die Verletzung der Eheleute D. gesetzt, die mit ihrem 
Kraftwagen plötzlich vor dem Kinde hatten anhalten 
müssen und dann von einem. Straßenbahnwagen erfaßt 
worden waren. 

RG. hob auf. RE 

Für die Anwendung des $832 BGB. ist in der Rspr. 
des RG. anerkannt, daß das Maß der Aufsichtspflicht 
über Minderjährige sich in erster Linie nach den Eigen- 
schaften des Kindes richtet (RGUrt. IV 579/25 v. 1. März 
1926: JW. 1926, 11497; RGZ.98, 246, 248). Für die straf- 
rechtliche Beurteilung, ob eine Vernachlässigung der 
Aufsichtspflicht gegeben ist, kann nichts anderes gelten. 
Das angef. Urteil sagt über den Knaben Manfred nur, er 
sei vierjährig. Diese Feststellung ist unbestimmt; es kann 
von Bedeutung sein, ob das Kind eben erst vier Jahre 
alt war oder ob es schon mehrere Monate: älter war. Im 
übrigen ist den Urteilsgründen über die Eigenschaften 
des Jungen nichts zu entnehmen. Es steht deshalb dahin, 
ob es sich um einen geweckten und verständigen, von 
den Eltern über das Verhalten“äuf der Straße unterrich- 
teten Knaben und namentlich ob es sich um einen folg- 
samen Knaben handelt, oder ob ihm solche Eigenschaften 
fehlen. Die Verurteilung des BeschwF. beruht auf der 
Erwägung, ein vierjähriges Kind sei unter keinen Um- 
ständen als „verkehrssicher“ anzusehen. Das ist richtig, 
wenn damit gesagt sein soll, von einem Kinde dieses 
Alters könne ein einwandfreies Verhalten im großstädti- 
schen Verkehr nicht erwartet werden. Es ist aber min- 
destens zweifelhaft, ob auf diesem Grundsatz allein die 
Entsch. aufgebaut werden durfte. Es ist ein Unterschied, 
ob ein Kind sich im allgemeinen Verkehr der Großstadt 
bewegen soll, der eigene Entschlüsse von ihm erfordert, 
oder ob es einen Weg von etwa 250 m von der elter- 
lichen Wohnung allein gehen soll, den es in Begleitung 
des Vaters und allein schon häufig gemacht hat, den es 
also kennt und auf dem Verkehrsstraßen nicht zu kreuzen 
sind. Die Aufsichtspflicht wird überspannt, wenn auch in 
einem solchen Fall ohne weiteres ein Verschulden des 
Aufsichtspflichtigen angenommen wird, der dem Kind ge- 
stattet hat, allein zu gehen. Es wäre jedenfalls dann der 
Fall, wenn es sich um ein gewecktes und verständiges 
Kind handelt, das bereits bewiesen hat, daß es einen 
solchen Weg unbedenklich allein zurücklegen kann. Es 
kann dem Äufsichtspflichtigen nicht verwehrt sein, ein 
solches Kind etwa zu Besorgungen in der Nähe der elter- 
lichen Wohnung zu verwenden, die es nach dem Stande 
seiner Entwicklung erledigen kann, ohne den Verkelir zu 
gefährden. 


(RG., 2.StrSen. v. 26. Jan. 1942, 2D523/41.) [He] 


Anmerkung: I. Das Ergebnis der vorl. Entsch. ist 
sicher zutreffend. Auch ihre Begründung verdient im 
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wesentlichen Zustimmung. Sie bedarf aber einer Ergän- 
zung. 

Das RG. bestimmt das Maß der Aufsichtspflicht, die 
dem Vater seinem Kinde gegenüber obliegt, nach den 
Eigenschaften, nach der geistigen und sittlichen Reife 
des Kindes, und beruft sich dafür auf die zu § 832 BGB. 
entwickelten "Grundsätze. Dem ist beizupflichten. Denn 
insoweit muß für die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
dasselbe gelten wie für die zivilrechtliche Haftung — 
nicht deshalb, weil etwa 8832 BGB. auch für die straf- 
rechtliche Beurteilung maßgeblich wäre, sondern weil es 
sich in beiden Fällen um dieselbe Sachlage handelt. Wei- 
ter aber reicht die Verwandtschaft des strafrechtlichen 
mit dem bürgerlich-rechtlichen Tatbestand nicht. Ist näm- 
lich — nach Maßgabe der vom RG. angeführten Regeln — 
eine Verletzung der Aufsichtspflicht festzustellen, so tritt 
damit bereits die zivilrechtliche Haftung auf Schadens- 
ersatz ein — nicht aber auch schon die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit (für Körperverletzung, Transportstö- 
rung usw.). Diese setzt weiter voraus, daß der Täter 
den eingetretenen konkreten Erfolg als Folge seiner 
Pflichtverletzung vorausgesehen hat oder doch bei Be- 
obachtung der ihm zuzumutenden Sorgfalt hätte voraus- 
sehen können (vgl. RGSt. 56, 349). Fehlt es daran, so 
liegt trotz pflichtwidriger Vernachlässigung der erforder- 
lichen Aufsicht eine Fahrlässigkeit im strafrechtlichen 
Sinne nicht vor. Für die zivilrechtliche Haftung bedarf 
es dieses Erfordernisses nicht. Hier tritt der Unterschied 
zwischen dem zivilrechtlichen und dem strafrechtlichen 
Fahrlässigkeitsbegriif in aller Schärfe hervor (vgl. darüber 
RGZ. 136, 4 [10]). 

ll. Es fragt sich, ob jener Unterschied nicht bei der 
Anwendung des neuen 84 JugendarrestVO, (Vernachläs- 
sigung der Aufsichtspflicht) bedeutungslos werden muß. 
Diese Vorschrift entspricht dem § 832 BGB. durchaus (ab- 
gesehen davon, daß sie keine „Umkehrung der Beweis- 
last“ enthält). Sie stellt die Verletzung der Aufsichts- 
pflicht als solche unter Strafe, sofern sie eine „strai- 
bare“ (gemeint ist: eine mit Strafe bedrohte, s. SI 
JugendarrestVO.) Handlung der zu beaufsichtigenden 
Person zur Folge hat. Dabei ist — obwohl das Gesetz 
hierüber schweigt — davon auszugehen, daß auch eine fahr- 
lässige Verletzung der Aufsichtspflicht den Tatbestand 
erfüllt (vgl. Rietzsch bei Pfundtner-Neubert und 
bei Freisler-Grau-Krug-Rietzsch, „Deutsches 
Strafrecht“, jeweils I, 4 zu § 4). Wirklich ist anzunehmen, 
daß sich die Fahrlässigkeit des Täters hier nicht auf die 
konkreten Folgen seiner Pilichtverletzung zu erstrecken 
braucht. Die „strafbare Handlung“ der aufsichtsbedürf- 
tigen Person ist bloße objektive Bedingung der Straf- 
barkeit. Für diese Auffassung spricht nicht nur eine ge: 
wisse Verwandtschaft des 84 JugendarrestVO. mit § 330a 
StGB. Sie ist namentlich deshalb geboten, weil $4 nur 
subsidiäre Geltung hat. Ist für die Pflichtverletzung des 
Aufsichtsführers nach „sonstigen Vorschriften“ eine an- 
dere Strafe angedroht, so findet $4 keine Anwendung. 
Überall da aber, wo sich die Fahrlässigkeit des Auf- 
sichtspflichtigen auf die Straftat des zu Beaufsichtigenden 
erstreckt — wie im vorl. Fall —, ist er für diese Tat 
selber als Täter, also nach anderen" Vorschriften verant- 
wortlich. Soll § 4 nicht gegenstandslos werden, dann muß 
er also so ausgelegt werden, daß die Schuld des Auf- 
sichtspflichtigen die Tat der unter 18 Jahren alten Per- 
son nicht zu umfassen braucht. Damit wird in der Tat 
eine dem 8332 BGB. vergleichbare Regelung erreicht, 
wenn auch auf einem anderen rechtlichen Wege. 


Prof. Dr. Bockelmann, Königsberg (Pr.). 
EI 


+*+ 7. RG. — $ 267 StGB. „Handschriften“ (Autogramme) 
sind in der Regel nicht als Privaturkunden im strafrecht- 
lichen Sinn anzusehen. 

Der Angekl. B. malte selbst Bilder, versah sie im Bilde 
mit Namenszeichen berühmter Künstler und beklebte sie 
auf der Rückseite mit Zetteln, die den vollen Namen der 
mit dem Namenszeichen angedeuteten Künstler trugen. 

Außerdem stellte er Handschriften (Autogramme) be- 
rühmter Männer her. 

Diese Bilder und Handschriften umgab er mit alten 
Rahmen und übergab sie dem Mitangekl. K. zum Ver- 
kauf an den Apotheker C.; dabei ermahnte er ihn, C. 
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nicht zu sagen, daß die Bilder von ihm — dem An- 
gekl.B. — stammten. 


K., dem bekannt war, daß B. die Bilder und Hand- 
schriften hergestellt hatte, brachte zunächst einige Bil- 
der zu C. und sagte, sie stammten von einer alten 
Dame, aus einer alten Sammlung; er — K. — verstehe 
nichts von Bildern. Später brachte er weitere Bilder und 
die Handschriften zu C. Er verlangte für die Bilder und 
die Handschriften Beträge von 15—80 RM. Insgesamt 
verkaufte er an C. 48 Stück. Dem B. zahlte er für das 
Stück 10—20 AM. C. glaubte, die Bilder und Handschrif- 
ten stammten aus einer alten Sammlung. 

Ohne Rechtsirrtum hat das LG. in diesem Sachverhail 
den Tatbestand des Betruges gefunden. Es bestehen aber 
auch keine rechtlichen Bedenken gegen die Annahme 
des LG., B. habe damit in Tateinheit eine schwere Ur- 
kundenfälschung nach den Së 267, 268 StGB. begangen. 
Das LG. sagt dazu, die Namenszeichen, mit denen B. die 
Bilder verschen hatte, um dem Käufer „Originale“ vor- 
zutäuschen, hätten die Erklärung enthalten sollen, das 
Bild stamme von der Hand des Namensträgers, der auf 
der Rückseite angeführt worden sei; solche Namens- 
zeichen stellten eine Beurkundung des Urhebers über 
seine rechtliche Beziehung zu dem Werke dar. Mit seiner 
Auffassung, daß die Namenszeichen der Maler auf ihren 
Gemälden Urkunden LS. des $ 267 StGB. seien, befindet 
sich das LG. in Übereinstimmung mit der Rspr. (vgl. 
z.B. RGSt. 34, 53ff.; 56, 357, 358; 3 D 903/28 v. 21. Nov. 
1928). Dort ist ausgesprochen, ebenso wie der Namens- 
zug des schaffenden Künstlers stelle auch das ihn cr- 
setzende Künstlerzeichen auf einem Gemälde eine Pri- 
vaturkunde i.S. des $267 StGB. dar, die die Urheber- 
schaft des Namensträgers und darüber hinaus auch noch 
die Tatsache beweise, der Künstler habe sein Werk für 
vollendet und verkehrsreif erklärt. Entgegen der Mei- 
nung der Verteidigung bedeutet es dabei keinen Unter- 
schied, ob auf dem Bilde der Name eines Malers, der 
wirklich lebt oder gelebt hat, oder ein erdichteter Name 
angebracht ist. Denn auch ein erdichtetes Malerzeichen 
täuscht rechtswidrig vor, daß ein bestimmter schaffender 
Künstler das Gemälde zu seiner eigenen fertiggestellten 
und verkehrsreifen Schöpfung erklärt habe, die er in 
der Öffentlichkeit vertreten wolle (vgl. RGUrt. v. 21. Sept. 
1934, 1 D 229/34: JW.1934, 3204 18). 

Das LG. hat auch die Handschriften als Privat- 
urkunden im strafrechtlichen Sinn angeschen. Es ist der 
Auffassung, die Urkundeneigenschaft ergebe sich daraus, 
daß die Handschriften den Beweis in sich trügen, sie 
stammten von einer bestimmten Person und gäben von 
ihrer Entstehung Kunde. Insoweit vermag der Senat dem 
angef. Urteil nicht zu folgen. Zum Begriffe der Ur- 
kunde gehört, daß sie bestimmt oder wenigstens geeignet 
ist, für Rechte oder kechtsverhältnisse Beweis zu er- 
bringen. Einer Handschrift (einem Autogramm") fehlt 
diese Bestimmung und Eignung in der Regel. Es mag 
sein, daß sie einmal bestimmt oder geeignet gewesen 
ist, im Rechtsverkehr als Beweismittel zu dienen; allein 
die Tatsache, daß sie im Rechtsverkehr als Hand. 
schrift“, d.h. als Gegenstand einer Sammeltätigkeit, be- 
handelt wird, zeigt, daß ihre Beweiserheblichkeit, sofern 
ihr eine solche innegewohnt haben sollte, verloren hat; 
dies zeigt sich in der Regel auch darin, daß sie sich 
nicht mehr in der Verfügungsgewalt dessen befindet, der 
zu dem Recht oder Rechtsverhältnis in Beziehung steht, 
sondern in der Hand eines anderen, der daran kein ir- 
gendwie geartetes Beweisinteresse hat. Die Handschrift 
trägt als solche in sich selbst einen Wert (Sammelwert, 
Liebhaberwert); die Urkunde ist als solche an sich „wert- 
los“ und nur deshalb von Bedeutung, weil sie für die 
rechtliche Beziehung anderer Werte etwas zu beweisen 
vermag. Wer eine Urkunde gebraucht, will damit 
etwas beweisen, was außerhalb ihrer selbst liegt. Wer 
dagegen eine gefälschte Handschrift in den Verkehr 
bringt, täuscht einen in ihr liegenden Wert vor. Das ist 
keine Urkundenfälschung. Es ist zwar nicht schlecht- 
hiu ausgeschlossen, daß dasselbe Schriftstück beide 
Eigenschaften in sich vereinigt, daß es sowohl „Urkunde“ 
als auch „Handschrift“, Sammelgegenstand, ist. Das ist 
uber ein seltener Ausnahmefall, und es bedürfte dafür 
eines besonderen Nachweises. Im vorl. Fall ergibt sich 
aus den Feststellungen kein Anhalt dafür, daß cin 
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solcher Ausnahmefall vorliegen könnte; die festgestell- 
ten Umstände deuten vielmehr zwingend darauf hin, daß 
hier die Schriftstücke lediglich „Handschriften“ und keine 
„Urkunden“ gewesen sind. Die Angekl. haben also die 
schwere Urkundenfälschung in geringerem Umfange be- 
gangen, als das LG. angenommen hat; da nicht ausge- 
schlossen ist, daß der Rechtsfehler die Höhe der Strafe 
beeinflußt hat, ist das angef. Urteil zu diesem Fall im 
Strafausspruch aufzuheben, soweit es den Angekl. B. 
verurteilt. 


(RG., 3. StrSen. v. 8. Jan. 1942, 3 D 573/41.) 
zk 


8. RG. — § 271 StGB. Ein Ortsbauernführer und Bür- 
germeister ist zuständig, in einer öffentlichen Urkunde zu 
bestätigen, daß eine Person nach seiner Kenntnis fähig 
ist, ein land- oder forstwirtschaftliches Gut zu bewirt- 
schaften. Dabei handelt es sich nicht um die „Bauernfähig- 
keit, über deren Voraussetzungen nach den Vorschriften 
des REG ausschließlich das AEG zu entscheiden hat. 


Der Angekl. hat am 15. März 1939 eine Bescheinigung 
über die landwirtschaftlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
des Mitangekl. O., den er gar nicht kannte, ausgestellt, 
weil der Erwerb eines Hofes davon abhing, daß O. den 
Nachweis „seiner Bauernfähigkeit‘“ erbrachte. Dieses 
Zeugnis genügte nicht. Der Angekl. stellte deshalb aın 
21. März 1939 ein neues aus und ließ es durch den 
Ortsbauernführer und Bürgermeister F. in N. bestätigen. 

Er wurde wegen schwerer mittelbarer Falschbeurkun- 
dung nach $§ 271, 272 StGB. verurteilt, weil er das Zeug- 
nis v.21. März 1939, dessen Angaben, wie er wußte, un- 
wahr waren, in Bereicherungsabsicht von F. amtlich be- 
stätigen und beurkunden ließ. Die StrK. hat angenommen, 
daß F. bei der Beurkundung „gutgläubig‘‘ war. Wenn er 
zur Beurkundung zuständig und gutgläubig war, dann ist 
gegen die Verurteilung des Angekl. kein Bedenken zu 
erheben. 

Der Ortsbauernführer ist ebenso wie der Kreisbauern- 
führer und Landesbauernführer (RGSt. 71, 34 = JW. 
1937, 75414; RGUrt. 1 D 816/35 v. 12. Mai 1936: JW. 
1936, 231913; RGUrt. 2 D 527/40 v. 13. Jan. 1941; DJ. 
1936, 1126) als Behörde und Beamter anzusehen, der in sei- 
nem örtlichen Bereich nach Maßgabe der Gesetze und der 
Vorschriften des Reichsminister für Ernährung und Land- 
wirtschaft und des Reichsbauernführers die Geschäfte des 
Reichsnährstandes zu besorgen hat (Gë 2, 11 der 1.VO. 
über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährstandes vom 
8. Dez. 1933 [RGBI. I, 1060]). Der Ortsbauernführer kann 
hiernach im Rahmen seiner Zuständigkeit auch öffent- 
liche Urkunden nach $ 271 StGB. errichten. Er ist kraft 
seiner amtlichen Stellung in der Organisation des Reichs- 
nährstandes für zuständig zu erachten, in einer Öffent- 
lichen Urkunde zu bestätigen, daß die Person, der die 
Bestätigung erteilt wird, nach seiner Kenntnis fähig ist, 
ein land- oder forstwirtschaftliches Gut zu bewirtschai- 
ten. Dabei handelt es sich nicht um die „Bauernfähig- 
keit‘, über deren Voraussetzungen nach $$ 13, 18, 40 
Abs.2 REG v. 29. Sept. 1933 (RGBl. I, 685), $ 57 EHVIO 
v. 21. Dez. 1936 (RGBI. I, 1082) ausschließlich das AEG 
zu entscheiden hat. Im § 18 EHViO ist vorgesehen, dal; 
die Anerbenbehörden die Gemeinde- und Polizeibehörden 
sowie den Kreis- oder Landesbauernführer um gütacht- 
liche Äußerung ersuchen können. Der Kreis- oder Lan- 
desbauernführer wird aber sein Gutachten, z. B. über 
den Zustand eines Hofes oder über die Bauernfähigkeit 
einer Person, häufig nicht erstatten können, olıne daß er 
sich zuvor vom Ortsbauernführer die für das Gutachten 
nötige Kenntnis der Sachlage im einzelnen Falle ver- 
schafft hat. Durch den $18 a.a. ©. ist nicht ausge- 
schlossen, daß der Kreis- und Landesbauernführer außer- 
halb des Erbhoiverfahrens in einer Öffentlichen Urkunde 
die nach ihrer Ansicht vorliegende Fähigkeit einer Per- 
son bestätigen, einen land- oder forstwirtschaftlichen 
Besitz zu bewirtschaften. Die gleiche Befugnis steht denı 
Ortsbauernführer zu. Das Bedürfnis nach einer solchen 
Bestätigung wird sich häufig ergeben. Wenn nicht be- 
sondere Umstände im einzelnen Falle dagegen sprechen, 
wird auch anzunehmen sein, daß solche Bestätigungen 
mit öffentlichem Glauben für und gegen jedermann aus- 
gestellt und zum Beweise von Rechten und Rechtsver- 


[He.] 
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hältnissen erheblich sind. Das wird besonders dann der 
Fall sein, wenn die Urkunde, wie im vorliegenden Falle, 
hergestellt und ausgehändigt wird, damit sie im Rechts- 
verkehr (Erwerb eines Hofes) Verwendung findet. 

Aber nicht nur als Ortsbauernführer, sondern auch als 
Bürgermeister ist F. für befugt zu erachten, so wie über 
den Leumund einer Person auch über ihre Befähigung 
zur Bewirtschaftung eines land- oder forstwirtschaft- 
lichen Besitzes ein amtliches Zeugnis oder Gutachten 
abzugeben. Aus diesem Grunde ist die äußere Form der 
öffentlichen Urkunde bei dem Schriftstück v. 21. März 
1939 schon deshalb als gewahrt anzusehen, weil es von 
F. als „Ortsbauernführer und Bürgermeister‘ unterzeich- 
net und ihm das Siegel der Gemeinde N. beigesetzt war. 

Wäre F. nicht „gutgläubig‘‘ gewesen, dann würde 
8 271 StGB. keine Anwendung finden können (RGSt. 
13, 52, 53; 27, 100, 104; 66, 132, 137; RGUrt. 2 D 
855/37 v. 7. Febr.1938). Das Urteil hat aber die „Gut- 
gläubigkeit““ F.s ausdrücklich festgestellt. 


(RG., 2. StrSen. v. 23. Febr. 1942, 2 D 545/41.) 
* 


** 9, RG. — § 370 Abs. 1 Zif.5 StGB. Das Tatbestands- 
merkmal „zum alsbaldigen Verbrauch“ ist nicht erfüllt, 
wenn der Täter sich durch die Entwendung einen Vor- 
rat für mehrere Mahlzeiten verschaffen will. 7) 

Zur Bejahung der Frage, ob Nahrungsmittel „zum als-- 
baldigen Verbrauch“ entwendet worden sind, ist zwar 
nicht ihr Verzehr an Ort und Stelle nötig, wohl aber die 
Absicht, nur dasjenige Bedürfnis, oder Gelüst zu be- 
friedigen, das den körperlichen Tatanreiz geboten hat. 
Das ist nicht der Fall, wenn so viel entwendet wird, daß 
cs nur bei mehreren Mahlzeiten nach und nach verzehrt 
werden kann, wenn der Täter sich also durch die Ent- 
wendung einen Vorrat für mehrere Mahlzeiten beschaf- 
fen will (vgl. RGSt. 10, 308, 310/312; 13, 371, 374; RGUrt. 
v. 2. Febr. 1939, 5 D 596/38; RGBeschl. v. 30. Okt. 1941, 
5 D 484/41). Zwei Brote und ein Pfund Schmalz bzw. zwei 
Brote sind aber so viel, dal diese Mengen an Nahrungs- 
mitteln nicht in einer Mahlzeit verzehrt werden können, 
sondern nur entwendet worden sein können, um sich 
einen Vorrat von Lebensmitteln für mehrere Mahlzeiten 
zu beschaffen. Es kommt aber hinzu, daß jetzt im Kriege 
infolge der Zwangsbewirtschaftung der Lebensmittel, der 
ehrliche Volksgenosse, der nur von den ihm zugeteilten 
Lebensmitteln lebt und damit auskommen muß, mit einer 
solchen Menge mindestens zwei Wochen auskommen 
muß, diese Lebensmittel also atff mehrere Mahlzeiten ver- 
teilen muß. Auch dies muß für die Frage, ob Lebens- 
mittel „zum alsbaldigen Verbrauch“ entwendet worden 
sind, mit berücksichtigt werden. Würde man demjenigen, 
der in Zeiten der Zwaugsbewirtschaftung seinen Volks- 
venossen Lebensmittel entwendet, zubilligen, daß er ohne 
Rücksicht auf die entwendete Menge soviel „alsbald“ 
verbrauchen darf, so würde man ihn in unbilliger Weise 
gegenüber den ehrlichen Volksgenossen durch Zubilli- 
vung größerer Mengen von Lebensmitteln begünstigen. 
Da demnach die Lebensmittel im vorl. Falle nicht zum 
alsbaldigen Verbrauch cntwendet worden sein können, 
liegt in beiden Fällen kein Mundraub, sondern schwerer 
Diebstahl, begangen mittels Einbruchs und Einsteigens 
bzw. mittels Erbrechens von Behältnissen (8 243 Abs. 1 
Nr. 2 StGB.) vor. 

(RG., 5. StrSen. v. 5. Febr. 1942, 5 D 488/41) [He] 

, Die Aneignung von Verbrauchsmitteln 
($ ns SOB) hat die Rspr. vielfach beschäftigt und 
von jeher zu Auseinandersetzungen im Schrifttum über 
den Deliktscharakter und über die einzelnen Tatbestands- 
merkmale geführt. Das Tatobjekt muß der Menge nach 
gering und dem Werte nach unbedeutend sein, wobei das 
Vorliegen der einen oder der ‚anderen Alternative genügt. 
Die Entsch. liegt im wesentlichen auf tatsächlichem: Ge- 
biete. Die „geringe Menge“ wird im allgemeinen von den 
Geschehnissen der Zeit und der Wirtschaftslage unab- 
hängig scin. Anders ist es mit der Wertfrage. Sie kann 
insbes. in Zeiten der Verknappung und Rationierung von 
Lebensmitteln Schwierigkeiten bereiten. Die Anwendung 
der verschiedenen Werttheorien kann zu abweichenden 
Ergebnissen führen. Der Geldwert kann nicht ohne wei- 


teres entscheidend sein. Die Einflußnahme der Änderung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse in Kriegszeiten auf die 
Wertbestimmung wurde schon im Weltkriege vom RO. 
anerkannt (vgl. RGSt. 51, 318, 418; JW. 1919, 48). Der 
Umstand, daB die entwendeten Sachen aus rationierten 
Gegenständen hergestellt sind, soll die Annahme des „un- 
bedeutenden Wertes‘ nicht ausschließen (vgl. RG.: DR. 
1941, 4945), andererseits ist jedoch auch der wesentlich 
höheren Bedeutung des Verlustes rationierter Waren für 
den Betroffenen entscheidendes Gewicht beigelegt wor- 
den (vgl. SondGer. Celle: HRR. 1940 Nr. 522). Das Urteil 
unterläßt jede Auseinandersetzung mit der Mengen- und 
Wertfrage. Das erscheint bei der Lage des Falles richtig, 
man wird ein Pfund Schmalz und zwei Brote als mög- 
liche Objekte der Aneignung von Verbrauchsmitteln ohne 
weiteres ansehen können. Mit Recht verlegt die Entsch. 
das Schwergewicht auf die Frage des „Entwendens zum 
alsbaldigen Verbrauch“. i 

Der Täter muß durch ein gegenwärtiges, augenblick- 
liches Bedürfnis der hauswirtschaftlichen Verwendung zu 
seiner Handlung bestimmt worden sein (vgl. RGSt. 53, 
230). Ein „sofortiger“ Verbrauch wird nicht gefordert 
(vgl. z.B. Ebermayer, „StGB.“, 8370 Anm.7; Frank, 
Anm. V3a; Dalcke, Anm. 59). Ob der geforderte „als- 
baldige“ Verbrauch vorliegt, der den Zweck der Tat 
bilden muß, ist wiederum im wesentlichen Tatfrage. Je- 
doch bedarf es immer der Feststellung besonderer Um- 
stände, wenn die Entwendung noch als „zum alsbaldigen 
Verbrauch‘ geschehen gelten soll, obwohl die Menge der 
entwendeten Sachen oder das weitere Verhalten des 
Täters zeigen, daß eine Versorgung für längere Zeit, für 
mehrere Mahlzeiten in Frage kommt. Der Grundgedanke 
der Bestimmung trifft dann in der Regel nicht mehr zu. Eine 
Privilegierung der Tat im Verhältnis zu anderen Aneig- 
nungsdelikten zugunsten des Täters ist nur dort gerecht- 
fertigt, wo der Täter dem Tatanreiz aus einem augenblick- 
lich bestehenden Bedürfnis oder Gelüst unterlegen ist. Viel- 
leicht hätte dieser Umstand doch schon bei der Frage 
der „geringen Menge‘ von Bedeutung werden können. 
Durchaus zutreffend erscheint aber, daß das RG. diese 
Erörterungen bei der Prüfung des Tatbestandsmerkmals 
des „alsbaldigen Verbrauchs“ vornimmt und damit eine 
sittliche Wertung verbindet. 

Das vom Gesetzgeber berücksichtigfe Bedürfnis oder 
Gelüst des Täters kann nur dort eine anderweitige, leich- 
tere Unrechtwertung herbeiführen, wo es sich im Rah- 
men der Bedürfnisse bewegt, die auch der gesetzestreue 
Volksgenosse zu befriedigen in der Lage ist. Insoweit 
zieht das Urteil zu Recht die Gestaltung der Verhältnisse 
durch die Rationierungsmaßnahmen zur Begründung der 
Auffassung heran, daß hier kein Mundraub mehr vor- 
liegt. jeder muß sich die notwendigen Einschränkungen 
in der Lebensführung und Lebenshaltung auferlegen, die 
der Krieg bedingt (vgl. Vorspruch zur KWVO.). Unter- 
läßt er dies, so setzt er sich in Widerspruch mit seinen 
Pflichten und kann ein so geartetes Tun niemals in ir- 
gendeiner Form rechtliche Anerkennung erlangen. Das 
wäre der Fall, wenn man hier dem Täter den alsbal- 
digen Verbrauch der entwendeten Lebensmittelmengen 
zubilligte. Ob der Täter diese Mengen alsbald verbrau- 
chen wollte, ja selbst ob er sie alsbald verbraucht hat, 
kann nicht mehr entscheidend sein, wenn ein solcher 
Verbrauch mit Rücksicht auf die allen Volksgenossen in- 
folge des Krieges in der Lebenshaltung auferlegten Be- 
schränkungen nicht mehr offensteht. Mit Recht sagt da- 
her das Urteil, die Lebensmittel „können“ nicht zum 
alsbaldigen Verbrauch entwendet sein. 

Das Urteil ist als ein bekenntnishafter Beitrag zu einer 
ethisch vertieften, auf sittlichen Gründen aufbauenden 
Unrechtwertung zu begrüßen, die zutreffend im Rahmen 
der Auseinandersetzung mit den gesetzlichen Tatbe- 
standsmerkmalen der Bestimmung eriolgt. 


StA. Dr. H. Mittelbach, Berlin. 
$ 


** 10. RG. — § 4 VolksschädI VO. 

1. Die Anwendbarkeit des §4 wird nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß die Strafe innerhalb des ordentlichen 
Strafrahmens der Grundtat liegt. 

2. Das sichere und ungestörte Bestehen der Post- 
verbindung zwischen der Heimat und denjenigen Wehr- 
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machtsangehörigen, die sich noch in Heimatstandorten 
zur Ausbildung oder im Einsatz in den besetzten Ge- 
bieten befinden, ist genau so wichtig, wie die Verbin- 
dung zwischen der kämpfenden Truppe und der Heimat. 


1. Das Sondergericht hat ausgeführt, die Tat erscheine 
besonders verwerflich, „so daß nach gesundem Volks- 
empfinden eine Überschreitung des regelmäßigen Straf- 
rahmens geboten ist“, 

Dies steht zunächst mit der Rspr. des RG. insofern 
nicht im Einklang, als nach dem Beschluß des Großen 
Senats für Strafsachen v. 7. Mai 1941, GSSt 1/41: RGSt. 
75, 210 = DR. 1941, 16605 die Anwendbarkeit des $ 4 
VolksschädIVO. nicht dadurch ausgeschlossen wird, daß 
die Strafe innerhalb des ordentlichen Strafrahmens der 
Grundtat liegt. 

Das Sondergericht hat aber auch nicht etwa nur den 
Wortlaut des Tatbestandes von $ 4 VolksschädlVO,. wie- 
dergegeben. Es hat vielmehr gesagt, daß die Überschrei- 
tung des regelmäßigen Strafrahmens geboten ist. Dies 
begründet die Vermutung, daß das Sondergericht im 
vorl. Fall eine Strafe für erforderlich gehalten hat, die 
über der in $349 StGB. vorgesehenen Höchststrafe liegt. 
Dann aber stellt es einen Widerspruch dar, wenn das 
Sondergericht diese Höchststrafe von 10 Jahren Zucht- 
haus nicht überschritten hat. 

2. Überdies scheint es verfehlt, wenn das Sonder- 
gericht bei der Strafzumessung das Absehen von einer 
Überschreitung des regelmäßigen Strafrahmens u.a. mit 
folgenden Erwägungen begründet. Das Sondergericht ist 
der Ansicht, daß die Straftat des Angekl. insofern weni- 
ger schwer sei als die üblichen Verbrechen gleichen Um- 
fangs anderer Feldpostmarder, als der Angekl. nicht in 
die Verbindung zwischen der kämpfenden Truppe und 
der Heimat eingriff. Denn es habe sich, soweit die Sen- 
dungen an Soldaten gingen, um in der Heimat befind- 
liche Truppenteile gehandelt und, soweit die Sendungen 
von Soldaten an deren Angehörige gingen, um Waren 
gehandelt, die im besetzten Gebiet im Westen aufge- 
kauft worden waren. 

Diesen Erwägungen kann nicht gefolgt werden. Die 
Feldpost als Einrichtung der Kriegsorganisation hat die 
Aufgabe, die Verbindung von den Soldaten zu ihren An- 
gehörigen und umgekehrt herzustellen. Das sichere und 
ungestörte Bestehen dieser Verbindung ist von beson- 
derer Bedeutung für die Erhaltung der Einsatzfreudig- 
keit der Wehrmachtsangehörigen, wie es auf der an- 
deren Seite eine der Voraussetzungen dafür bildet, die 
Heimat der Sorge um ihre Angehörigen zu entheben 
und damit die erfolgreiche Durchführung der wichtigen 
Aufgaben sicherzustellen, die der Zivilbevölkerung im 
Kriege zufallen (RGUrt. v. 19. Dez. 1940, 3 D 738/40). 
Diese Erwägungen treffen nicht nur bezüglich der Trup- 
penteile zu, die gerade im Frontdienst stehen. Sie haben 
vielmehr die gleiche Bedeutung in den Fällen, in denen 
sich die Wehrmachtsangehörigen noch in Heimatstand- 
orten zur Ausbildung oder im Einsatz in den besetzten 
Gebieten befinden. Die innere Haltung auch dieser 
Truppenteile sowie andererseits auch ihrer Angehörigen 
wird mit entscheidend beeinflußt durch das Bewußtsein, 
daß in der Heimat einwandfreie und saubere Verhält- 
nisse bestehen. Es ist daher irrig, wenn das Sonder- 
gericht eine Störung von Feldpostverbindungen der hier 
vorliegenden Art gegenüber der Verbindung zwischen 
der kämpfenden Truppe und der Heimat als einen: Ein- 
griff von geringerer Bedeutung ansieht. Das Sonder- 
gericht hat daher der Zumessung der Strafe auch einen 
unzutreffenden Maßstab zugrunde gelegt. 

(RG., 2.StrSen. w 12, März 1942, 2 C 122/42 [2 StS 
5/42].) [He.] 

* 


11. RG. — § 21 VerbrRegiStrVO. i. d. Fass. v. 26. Nov. 
1941 (RGBI. I, 734). Die nach $ 67 Abs.3 StGB. für Über- 
tretungen geltende kurze Verjährungsfrist findet auf die vor 
dem Inkrafttreten der VO. v. 26. Nov. 1941 ergangenen Zu- 
widerhandlungen gegen $ 2 Abs.3 der VO. v. 6. April 1940 
keine Anwendung. 


(RG., 5. StrSen. v. 12. Febr. 1942, 5 D 584/42.) 


+ 
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** 12. RG. — $ 1 VerbrReglStrafVO. Bezugsbeschränkte 
Waren sind die Waren, die durch Anordnung des zustän- 
digen Reichsministers oder des von ihm Ermächtigten 
öffentlich bewirtschaftet werden und deren Bezug durch 
den letzten Verbraucher nur auf Karte oder Bezugsschein 
erfolgen kann. Dazu gehört nicht Kaffee mit Ausnahme der 
sogenannten Sonderzuteilung. 

Kaffee ist mit Ausnahme einer freigestellten Menge durch 
Anordnungen der Reichsstelle für Kaffee v. 9, Sept. 1939 und 
27. Febr. 1940 beschlagnahmt. t) 


Der Angekl. hat im Dez. 1940 in Osnabrück zwei Pfund 
Kaffee von einem Soldaten gekauft. Dieser hatte den 
Kaffee aus dem besetzten Teil Frankreichs mit in die 
Heimat gebracht. Der Angekl. hat den Kaffee zum Teil 
selbst verbraucht, zum Teil an Verwandte abgegeben, 
Der Angekl. hat weiter am 11. April 1941 von einem 
Eisenbahnangestellten vier Pfund Kaffee gekauft. Der 
Verkäufer hatte ihm angegeben, er habe den Kaffee im 
besetzten Teil Frankreichs erworben und mit nach Hause 
genommen. Der Angekl. hat die vier Pfund Kaffee an 
einen Gastwirt verkauft. Ebenfalls am 11. April 1941 hat 
der Angekl. zwei Pfund Kaffee von der Witwe H. er- 
worben. Der Kaffee war der Verkäuferin von ihrem Sohn 
mitgebracht worden, der als Soldat im besetzten Teil 
Frankreichs stand. Die Freisprechung des Angekl. gründet 
sich darauf, der Kaffee stamme Re E aus dem 
besetzten französischen Gebiet. Er sei deshalb nicht be- 
zugsbeschränkt. 

Die Freisprechung ist von Rechtsirr&ım beeinflußt. 
Durch die VO. v. 22. März 1937 (RAnz’ Nr. 70) ist auf 
Grund der VO. über den Warenverkehr v. 4. Sept. 1934 
(RGBI. I, 816) die Überwachungsstelle für Kaffee errichtet 
worden. Sie führt auf Grund der gemeinsamen Bekannt- 
machung des RWiM., des RMin. für Ernährung und Land- 
wirtschaft und des Reichsforstmeisters v. 18. Aug, 1939 
(RAnz. Nr. 192 v. 21. Aug. 1939) — erlassen auf Grund der 
VO. über den Warenverkehr i.d. Fass. v. 18. Aug. 1939 
(RGBI. I, 1430) — nunmehr die Bezeichnung Reichsstelle 
tür Kaffee. Die Reichsstelle hat durch Anordnung Nr. 8 
v. 9. Sept. 1939 (RAnz. Nr. 210) die gesamten im Gebiete 
des Deutschen Reiches bei Betrieben des Handels und 
Gewerbes vorhandenen Bestände an Rohkaffee zugunsten 
der Reichsstelle für Kaffee beschlagnahmt. Diese An- 
ordnung ist durch die Anordnung Nr. 10 v. 27. Febr. 1940 
{RAnz. Nr. 50 v. 28. Febr. 1940) ergänzt worden. Danach 
ist dem $1 der Anordnung Nr.8 als Abs. 2 hinzugefügt 
worden: „Als beschlagnahmt gelten auch alle übrigen 
Bestände an tnverzolltem Rohkaffee sowie sämtlicher 
Kaffee, der an in das Gebiet des Deutschen Reiches 
(ohne das Gebiet des Protektorates Böhmen-Mähren) ver- 
bracht wird mit Ausnahme der nach $1a freigestellten 
Mengen. $1a lautet: „Roh- oder Röstkaffee darf, soweit 
er bis zu einer Menge von 5kg Reingewicht aus dem 
politischen Ausland im Personenfernverkehr oder nach- 
weislich als Geschenk im Post- oder Frachtverkehr ein- 
geführt wird, im Haushalt des Einführenden oder des 
Empfängers verbraucht werden. Die Reichsstelle für 
Kaffee ist berechtigt, auf Antrag in besonderen Fällen 
dieser Art Mengen über 5kg Reingewicht von der Be- 
schlagnahme freizustellen.“ Die Anordnung Nr. 10, die 
ebenso wie die Anordnung Nr.8 auf Grund der VO. über 
den Warenverkehr und der Bekanntmachung über die 
Reichsstellen zur Überwachung und Regelung des Waren- 
verkehres v. 18. Aug. 1939 erlassen ist, ist mit ihrer Ver- 
kündung am 28. Febr. 1940 in Kraft getreten (Art. II). 
Danach unterlag der sämtliche vom Ängekl. erworbene 
Kaffee mit der Veräußerung an ihn der Beschlagnahme 
nach $1 der Anordnung Nr.8 i.d. Fass. der Anordnung 
Nr. 10. Die Beschlagnahme hatte nach der VO. über die 
Wirkungen der Beschlagnahme zur Regelung des Waren- 
verkehres v. 4. März 1940 (RGBI. I, 551) die Wirkung, 
daß über den zugunsten der Reichsstelle beschlagnahmten 
Kaffee nur nach den Anordnungen und Weisungen der 
Reichsstelle durch Rechtsgeschäft oder durch sonstige 
Handlungen verfügt werden durfte. Der Angekl. hat, wie 
beim Fehlen einer gegenteiligen Feststellung angenom- 
men werden muß, ohne die Genehmigung der Reichs- 
stelle für Kaffee über die erworbenen Mengen verfügt. 
Seine Handlungsweise hätte deshalb nach $8 der Anord- 
nung Nr.8 gewürdigt werden müssen. Nach ihm werden 
Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung nach den 88 10, 
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12—15 VO. über den Warenverkehr bestraft. 812 Abs.1 
Nr.2 VO. über den Warenverkehr bedroht mit Gefängnis 
oder Geldstrafe in unbeschränkter Höhe oder mit einer 
dieser Strafen den, der vorsätzlich oder fahrlässig der 
Anordnung einer Reichsstelle zuwiderhandelt, sofern die 
Anordnung selbst oder eine sie ergänzende Anordnung 
ausdrücklich einen Hinweis auf die Strafbestimmungen 
der VO. über den Warenverkehr enthält. Dieser Hinweis 
ist in 88 der Anordnung Nr. 8 enthalten. Neben der Strafe 
können nach § 12 Abs.3 VO. über den Warenverkehr die 
Gegenstände, auf die sich die Zuwiderhandlung bezieht, 
zugunsten des Reiches eingezogen werden. Ist ‚die Straf- 
veriolgung einer bestimmten Person nicht möglich, so 
kann selbständig auf Einziehung erkannt werden. 


Diese Gesetzesbestimmungen hat das AG. außer acht 
gelassen. Sie waren auch nach Erlassung der Verbrauchs- 
regelungs-StrafVO. in Kraft geblieben. 81 Abs.1 Nr.1 
dieser VO., die im Strafbefehl als das anzuwendende Ge- 
setz bezeichnet war, konnte nicht in Betracht kommen. 
Er bezieht sich nur auf bezugsbeschränkte Erzeug- 
nisse, Unter „bezugsbeschränkt“ könnte an sich auch 
eine Ware mitverstanden werden, die dem Verbraucher 
überhaupt nicht zur Verfügung steht, z.B. weil die ge- 
samten Bestände für die Wehrmacht beschlagnahmt sind. 
Diese Auffassung entspräche aber dem Sinn der VO. 
nicht. Vielmehr ergibt sich aus der Überschrift und dem 
Vorspruch der Verbrauchsregelungs-StrafVO., daß sie den 
Schutz der Versorgungsregelung bezweckt, die durch die 
öffentliche Bewirtschaftung bestimmter lebenswichtiger 
Verbrauchsgüter und die Begrenzung des Anteils getrof- 
fen ist, der jedem Volksgenossen an diesen bewirtschaf- 
teten Waren zukommen soll, daß sie ferner den Vertei- 
lungsgang sichern will, der auf dem Karten- und Bezug- 
scheinsystem beruht. Bezugsbeschränkte Waren im Sinne 
der Verbrauchsregelungs-StrafVO. sind danach die Waren, 
die durch Anordnung des zuständigen RMin. oder des 
von ihm Ermächtigten öffentlich bewirtschaftet werden 
und deren Bezug durch den letzten Verbraucher nur auf 
Karte oder Bezugschein erfolgen kann, Dazu gehört Kat 
fee nicht. Ein Vergleich des $ 1 VO. zur vorläufigen 
Sicherstellung des Viet Bedarfs des deutschen 
Volkes v. 27. Aug. 1939 (RGBI. I, 1498) ($ 1 Nr. 10 des 
Warenverzeichnisses) samt SZ Nr.6 der 1. DurchfVO. da- 
zu v. 27. Aug. 1939 (RGBI. I, 1502) mit §$1 und 3 VO. 
über die öffentliche Bewirtschaftung von Brotgetreide, 
Futtermitteln und sonstigen landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen v. 7. Sept. 1939 (RGBI. I, 1705), die auf Grund der 
endgültigen Regelung durch die VO. über die öffentliche 
Bewirtschaftung von landwirfschaftlichen_ Erzeugnissen 
v. 27. Aug. 1939 (RGBI. I, 1521) vom zuständigen RMin. 
(auf Grund des 836 VO.) erlassen worden ist, läßt dar- 
über keinen Zweifel. $3 führt unter den sonstigen land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen Kaffee nicht mehr auf, 
sondern nur „Reis, Kaifee-Ersatz- und Zusatzmittel, ohne 
Rücksicht auf ihren Ursprungsort, sowie schwarzen und 
grünen Tee“. Dem entspricht die Lebensmittelkarte, die 
nur einen Bezug von Kaffee-Ersatz- und Zusatzmitteln 
und nicht auch Bezug von Kaffee vorsieht. Ein Bezug 
von Kaffee findet danach auf Grund der Verbrauchsrege- 
lung im allgemeinen nicht statt. Kaffee ist nach den oben 
genannten Anordnungen der Reichsstelle für Kaffee be- 
schlagnahmt, er ist aber keine bezugsbeschränkte Ware 
iS. der Verbrauchsregelungs-StrafVO. (Ebenso ist die 
Rechtslage für Rauchwaren [Pelze], die für die Zwecke 
der Reichsverteidigung beschlagnahmt sind, ohne daß 
dem Verbraucher ein Bezug auf Karte oder Bezugschein 
eröffnet worden ist.) Die ausnahmsweise auf Grund einer 
Sonderanordnung für den Einzelfall (z. B. Erlaß des 
RMinErnLandw. v. 6. Dez. 1940 VerkBl. des Reichsnähr- 
standes 1940, 707) gewährte Möglichkeit, für einen be- 
stimmten Zuteilungszeitraum an Stelle von Kaffee-Ersatz- 
mitteln Bohnenkafiee zu beziehen, macht den Kaffee nur 
im Rahmen einer solchen Sonderzuteilung zum bezugs- 
beschränkten Erzeugnis und gestattet, Verstöße nach der 
Verbrauchsregelungs-StrafVO. zu bestrafen, die dabei be- 
gangen worden sind. Mit einer solchen Zuteilung hat aber 
nach den Feststellungen des Urteils der vorl. Fall nichts 
zu tun. Ebensowenig konnte $1 Abs.1 Nr.6 Verbrauchs- 
regelungs-StrafVO. in Betracht kommen, der Zuwider- 
handlungen gegen die Vorschriften des zweiten Abschnit- 
tes der VO. über die öffentliche Bewirtschaftung von 
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landwirtschaftlichen Erzeugnissen v. 27. Aug. 1939 (RGBL 
1, 1521) i.d. Fass. der VO. v. 5. Juni 1940 (RGBI. I, 861) 
betrifft oder Verstöße gegen eine Bestimmung, die auf 
Grund dieser VO. oder einer darauf beruhenden anderen 
Vorschrift erlassen ist. Beides trifft auf die Anordrung 
der Reichsstelle für Kaffee nicht zu. 

Für die notwendige neue Verhandlung ist hinsichtlich 
des inneren Tatbestandes auf folgendes hinzuweisen. Nach 
der Rspr. des RG. (RGUrteil 4 D 607/40 v. 24. April 1941, 
teilweise abgedr. HRR.1941 Nr. 837, und 1 D 631/40 vom 
13. Dez. 1940: HRR. 1941 Nr. 619) finden die Grundsätze, 
die in der Rspr. über den Irrtum 'bei BlankettstrafG. (RG- 
St.57, 15; 68, 225) entwickelt worden sind, bei Kriegs- 
wirtschaftsvergehen Anwendung. Dabei ist aber hier zu be- 
achten, daß Cie Abs. 1 VO. über den Warenverkehr auch 
fahrlässige Zuwiderhandlungen unter Strafe stellt. Der 
Angekl. könnte sich deshalb auf die Unkenntnis der ge- 
setzlichen Regelung mit Erfolg nur berufen, wenn diese 
Unkenntnis nicht auf Fahrlässigkeit beruhte. Die Anfor- 
derungen, die in dieser Beziehung an den Händler ge- 
stellt werden, sind streng. Sie haben nicht nur für den 
zugelassenen Händler zu gelten, sondern auch für den, 
der sich wie ein Händler betätigt, ohne nach den ge- 


"werberechtlichen Vorschriften dazu berechtigt zu sein 


(RGSt. 75, 187, 188). Die für bestimmte Vorschriften des 


. Kriegswirtschaftsrechts des letzten Krieges erlassene sog. 


IrrtumsVO. v. 18. Jan. 1917 (RGBl. I, 58) hat für das 
neue Kriegswirtschaftsrecht keine Gültigkeit (RGUrteil 
1 D 631/40). 

(RG., 2. StrSen. v. 26. Jan. 1942, 2C 875/41 Das 
33/41].) [He] 


Anmerkung: Das auf Nichtigkeitsbeschwerde des Ober- 
reichsanwalts ergangene Urteil bietet eine Zusammenstel- 
lung der Vorschriften, die bei Einführung von Kaffee 
aus dem besetzten Gebiet in Frage kommen können. 
Eine einwandfreie Klärung der Rechtslage liegt sicher im 
Interesse aller an diesen Fragen interessierten Kreise, 
Ob aber der den Straftatbestand bildende Vorfall nach 
Unrechtsgehalt und Umfang hierzu die geeignete Veran- 
lassung bot, wird jedem unbefangenen Beurteiler zweifel- 
haft erscheinen. Die Ausführungen des RG. sind zudem 
nicht in allen Punkten überzeugend. 

Die Strafbestimmungen des $1 Abs.1 Nr. 1 VerbrRegl- 
StrafVO. und des $12 Abs.1 Nr.2 VO. über den Waren- 
verkehr sind nach Höhe und Art der gerichtlichen Stra- 
fen zwar dieselben, jedoch sieht die VerbrReglStrafVO. 
v. 6. April 1940 „leichtere Fälle“ (in der Neufassung vom 
26. Nov. 1941 „leichte Fälle“) vor, deren Übertretungs- 
charakter durch $21 der Neufassung klargestellt ist (vgl. 
dazu Rietzsch: DR.1942, 98, 99). Im Ordnungsstraf- 
verfahren ergeben sich nach Strafhöhe und Rechtsweg 
bei beiden Bestimmungen Verschiedenheiten. Ein Zu- 
sammentreffen von Verstößen gegen die Verbrauchsrege- 
lung und solchen gegen die WarenverkehrsVO. ist mög- 
lich. Für das Ordnungsstrafverfahren ist durch RdErl. 
des RWiM. die Zuständigkeit geregelt 1), im gerichtlichen 
Verfahren wird bei Erfüllung beider VO.-Tatbestände 
durch eine Handlung den Bestimmungen der Verbrauchs- 
regelung der Vorrang einzuräumen sein. Die Vorschriften 
über den Warenverkehr ergreifen die gesamte Verbrauchs- 
regelung, soweit ihr Anordnungen der Reichsstellen oder 
der KMin. zugrunde liegen. Die VerbrRegIStrafVO. hat 
besondere Tatbestände herausgestellt und ist als das 
speziellere Delikt gegenüber der VO. über den Warenver- 
kehr anzusehen. Die Möglichkeit der Idealkonkurrenz will 
offenbar Rietzsch („Dt. Strafrecht“, Komm., S. 376) 
bejahen, Rieger und Gähtgens (Mitt. d. Vereins 
gegen Bestechung 1940, 395) lassen die Konkurrenzfrage 
für das Kriminalverfahren unentschieden (ebs.Schmidt- 
Lenssen bei Kohlrausch, „StGB.“, 37. Aufl., S. 813). 

Das RG. hält die VerbrReglStrafVO. im vorl. Falle für 
unanwendbar. Die Hoffnung, durch die VerbrRegiStraf- 
VO. eine allgemein zutreffende und einheitlich anzuwen- 
dende Strafbestimmung für Zuwiderhandlungen auf dem 
Gebiete der Kriegsbewirtschaftung erhalten zu haben, ist 


allerdings trügerisch. Richtig ist, daß daneben die Straf- 


1) Vgl. RdErl. des RWiM. v. 28. Mai 1940 zu 8 3 Verbr- 
ReglStrafVO., abgedr. bei Kap. „Die VerbrReglStrai- 
VO S: T12 
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bestimmungen der VO. über den Warenverkehr und 
zahlreiche andere Vorschriften in Kraft geblieben sind. 
Sie sind auch unerläßlich, weil die VerbrReglStrafVO. 
sich auf Maßnahmen mit „bezugsbeschräukten Erzeug- 
nissen“ beschränkt. Übereinstimmung herrscht endlich in- 
soweit, daß hierunter Erzeugnisse zu verstehen sind, bei 
denen der Bezug durch den Letztverbraucher beschränkt 
ist (vgl. Rieger-Gähtgens a.a.O. S.388; Rietzsch 
a. a. O. S. 360; Kohlrausch a. a. O. S. 812; ähnlich 
Cunio, „Kriegswirtschaftsstrafrecht‘“, S. 114). Nach Zie! 
und Zweck der VerbrReglStratVO. sind die Erzeugnisse 
nicht hierher zu zählen, die dem Verbraucher überhaupt 
nicht zur Verfügung stehen. 

Wenu wir aber die im Urteil zutreffend hervorgehobe- 
nen Gründe würdigen, die eine Eingruppierung in die 
„bezugsbeschränkten Erzeugnisse‘ rechtfertigen, so ist 
Kaffee hierunter zu zählen. Die Argumentation des RG., 
die sich auf den Wegfall des Kaffees im Katalog der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse stützt, wirkt zunächst 
bestechend. Zweifellos kann aber der Letztverbraucher 
Kaffee im ordnungsmäßigen Wege allgemein nur im 
Rahmen der von Zeit zu Zeit stattfindenden Sonderzutei- 
lungen auf Grund irgendwelcher Kartenabschnitte erwer- 
ben. Wir finden daher auch bei Rietzsch (a.a. O. S. 363) 
unter den z. Z. im Bereich der Ernährungswirtschaft be- 
zugsbeschränkten Erzeugnissen Kaffee aufgeführt. Wenn 
im Rahmen der Bewirtschaftung Kaffeezuteilungen erfol- 
gen, so muß der Kaffee als bewirtschaftet angesehen 
werden. Man kann auch nicht mit dem RG. ihm diese 
Eigenschaft nur jeweils auf Zeit zuerkennen. Eine solche 
Auffassung wird der wirklichen Wirtschaftslage nicht ge- 
recht. Daß der Kaffee in die Wirtschaftsplanung im Ralı- 
ınen der Verteilung an den Letztverbraucher allgemein 
einbegriffen ist, zeigen auch die entsprechenden Anord- 
nungen. Der Erlaß betr. Vereinheitlichung des Bezug- 
scheinwesens v. 20. Juni 1940 i.d. Fass. des Erlasses vom 
22. Juli 19412) spricht von der Ausstellung von Bezug- 
und Großbezugscheinen auf „alle sonstigen Waren, die 
regelmäßig oder unregelmäßig auf Kartenabschnitte ab- 
gegeben werden (z.B. Hülsenfrüchte, Reis, Kakaopulver, 

affee, Tee)“. Ein weiterer Erlaß des RErnM. betr. 
Durchführung des Kartensystems weist darauf hin, daß in 
den Bezugscheinen zwischen Kaffee und Kafiee-Ersatz zu 
unterscheiden ist. Die Nährmittelkarte sieht zudem aus- 
drücklich einen besonderen, mit „K“ gekennzeichneten 
Abschnitt für den Bezug von Kaffee vor. Bezugsbe- 
schränkte Erzeugnisse können mitunter nur auf Zeit Be- 
schränkungen unterliegen. Zu denken ist z. B. an zeit- 
weilige Rationierung von Gemüse u. ähnl., die später wie- 
der in Wegfall kommt. Dieser Sachlage ist aber die 
Kaffeezuteilung nicht gleichzustellen. Man hat den Kaffee 
in die Bewirtschaftung einbezogen und hieraus nie wieder 
freigegeben. Die weitblickende Ernährungspolitik hat es 
ermöglicht, die Zuteilungen von Kaffee auch nach län- 
gerer Kriegsdauer immer wieder vorzunehmen. Es sollte 
nicht der Kaffee schlechthin aus dem Haushaltsetat des 
Volksgenossen gestrichen werden. Die wirkliche Gestal- 
tung der Dinge beweist, daß der Kaffee nach wie vor 
ein „bezugsbeschränktes Erzeugnis‘ ist, dessen Bezug im 
Rationierungssystem verankert ist. Daher kann die Straf- 
bestimmung der WarenverkehrsVO. entgegen der Auf- 
fassung des Urteils auf die Taten des Angekl. keine An- 
wendung finden. 


Ob die VerbrRegiStrafVO. anzuwenden ist, erfordert 
eine Prüfung, ob der in Betracht kommende Kaffee im 
konkreten Falle bezugsbeschränkt oder noch bezugsbe- 
schränkt war. Der Angekl. konnte ihn nur frei erwerben, 
wenn er nicht durch Bewirtschaftungsmaßnahmen er- 
griffen war. Nach den im Urteil eingehend dargelegten 
Bestimmungen der Reichsstelle für Kaffee unterlag der 
Kaffee der Beschlagnahme. Er gehörte also nicht zu den 
für den freien Bezug offenstehenden Kaffeemengen. Die 
Bezugsbeschränkung des Kaffees bleibt für die Beurtei- 
lung des Verhaltens des Täters das Maßgebliche. Die 
angeordnete Beschlagnahme der nicht freigestellten Kaffee- 
ınengen hindert den Erwerb ohne Beachtung: der hierfür 
allgemein geltenden Beschränkungen (Bezugsausweis usw.). 

2) Abgedr. bei Dommaschk, „Das Bezugscheinwesen 
ne a 2. Aufl, S. 43ff., insbes. 
Ss. 69 ff. 


Da der Kaffee im besetzten Gebiet von den Vorgätn- 
gern des Angekl. im Besitz anscheinend rechtmäßig er- 
worben und auch ordnungsgemäß ins Inland verbracht 
worden ist, erscheint eine besonders eingehende Prüfung 
des inneren Tatbestandes geboten. Anzuerkennen ist, dat 
bei der Begehung von Zuwiderhandlungen gegen die 
VerbrReglStrafVO. Fahrlässigkeit genügt (h. L, vgl. die 
bei Rietzsch a.a.O. S.369 Angeführten, und derselbe: 
DR. 1942, 98). In weitem Umfange wird aber bei dieser 
Art von Verstößen der Rechtsirrtum eine Rolle spielen. 
Die große Anzahl der Einzelbestimmungen über die Ver- 
brauchsregelung und die Unmöglichkeit ihrer Kenntnis 
durch jeden Volksgenossen führt immer wieder zu Fällen, 
in denen sich jemand ohne das Bewußtsein, Unrecht zu 
tun, in die Bestimmungen verstrickt sieht und straffällig 
wird. Wir kennen diese Schwierigkeit aus dem Welt- 
kriege, wo eine IrrtumsVO. Abhilfe zu schaffen suchte. 
Daß diese VO. auf das geltende Kriegswirtschaftsrecht 
keine Anwendung findet, ist sicher. Unter Hervorhebung 
der notwendigen ethischen Vertiefuug des Schuldbegrifts 
sucht Rietzsch (a.a.O. S.370tf.) die Schwierigkeiten 
zu meistern, indem er den im Entwurf des StGB. for- 
mulierten Definitionen des Vorsatzes und der Fahrlässig- 
keit Geltung für das heutige Recht beilegt (ebenso 
Hagemann: DJ.1940, 587; Käß a.a.O. S.35). Das 
RG. folgt dieser Auffassung nicht, sondern will die 
Grundsätze über den Irrtum bei BlankettCi. auwenden. 
Ein Irrtum über die das Blankett ausfüllende Norm 
schließt dann den Vorsatz aus (vgl. in diesem Sinne 
schon Schumacher: DR.1940, 1817). Ist der Irrtum 
verschuldet, so bleibt Bestrafung wegen Fahrlässigkeit 
möglich. In aller Regel wird der Irrtum als verschuldet 
anzusehen sein (vgl. in diesem Sinne auch Brombach: 
DJ. 1940, 1818). Immerhin bleibt im vorl. Falle zu be- 
denken, daß unter den bezugsbeschränkten Erzeugnissen 
freier Erwerb mitunter möglich ist (vgl. RG.: DR. 1941, 
218641; RGSt.74, 214; Mittelbach: DR. 1940, 555). 

Die Einzelanordnungen über die Einfuhr aus dem be- 
setzten Gebiet dürften weiten Kreisen des Volkes unbe- 
kannt sein, wobei nicht ohne weiteres fahrlässige Un- 
kenntnis angenommen werden kann. Es handelte sich 
nicht um erhebliche Mengen, auch wird die Beschränkung 
auf den Verbrauch im Haushalte des Einführenden oder 
des Empfängers ($1a der Anordnung Nr. 8) nur für den- 
jenigen verständlich sein, der einen Überblick über Um- 
fang und Art der mit solchem Kaffee getätigten Ge- 
schäfte, ihren Einfluß auf die Gesamtversorgungslage 
und die von ihnen drohenden Gefahren hat. Die Schutz- 
vorschriften der Verbrauchsregelung sollten sich nun 
nicht in der Bekämpfung von Vorgängen auswirken, 
deren Unrechtsgehalt gering ist, deren Strafbarkeit von 
der Mehrzahl der Volksgenossen nicht verstanden wird 
und deren strafrechtliche Erfassung das Gefühl der 
Rechtssicherheit nicht steigert, sondern schwächt. Einem 
Schleichhandel mit Kaffee muß selbstverständlich ener- 
gisch begegnet werden, es wird aber eingehender Aut- 
klärung bedürfen, ob hier ein solches „Schieberge- 
schäft‘“ vorgelegen hat. Den Angekl. im Hinblick auf die 
Abgabe von 4—6 Pfund Kaffee bereits als jemanden zu 
bezeichnen, der sich wie ein Händler betätigt hat, geht 
etwas weit. Man kann sich bei dem Urteil des Eindrucks 
nicht erwehren, daß die rechtliche Beurteilung des Sach- 
verhalts ein zu starkes Übergewicht vor der Würdigung 
des wirklichen Lebensvorganges gewonnen hat. 

StA. Dr. H. Mittelbach, Berlin 


+ 


** 13. RG. — §§ 1, 9 StraBVerkO. Der Fahrzeugführer ist 
nicht in jedem Falle und unter allen Umständen verpflichtet, 
bei Behinderung des Überblicks über die Farbaki seine 
Geschwindigkeit so weit herabzusetzen, daß er innerhalb 
des für ihn zu überblickenden Raumes beim Auftauchen eines 
Hindernisses rechtzeitig anhalten kann. Bei Kraftfahrzeugen 
im Straßenverkehr — auch auf den Reichsautobahnen — 
wird freilich in aller Regel das diesem Grundsatz entspre- 
chende Maß der Geschwindigkeit einzuhalten sein, da der 
Kraftfahrer auf der Straße immer mit plötzlich auftauchen- 
den Hindernissen zu rechnen haben wird. Anders kann es 
aber unter Umständen bei Straßenbahnen liegen, besonders 
bei solchen, die nicht im Stadtinuern, sondern in Außen- 
bezirken — auf eigenem Bahnkörper — verkehren. 


12. Jahrgang 1942 Heft 21/22] 


Der Angekl. S. ist Straßeubahnfahrer in B. Er befuhr 
mit seinem Straßenbahnzug am 15. März 1941 bei Tages- 
licht — morgens etwa um 8 Uhr — eine Vorortstrecke 
auf dem für seine Fahrtrichtung vorgesehenen rechten 
Gleis. Es herrschte starker Nebel, so daß die Sichtweite 
nur etwa 20 bis 25 m betrug und auch auf diese Ent- 
fernung nur die Umrisse erkennbar waren. Der Straßen- 
bahnzug fuhr nach dem Überqueren einer Straßeneinmün- 
dung mit einer Geschwindigkeit von annähernd 20 Stunden- 
kilometern. Aus der entgegengesetzten Richtung kam ihm 
ein von dem Fahrer W. geführter Straßenbahnzug — Zug- 
führer war hier der Mitangekl. O. — auf demselben 
Gleis entgegen, und zwar mit dem Anhänger voraus. 
W. fuhr den Zug von der dem Anhänger zunächst 
liegenden Plattform des Triebwagens aus mit Schritt- 
geschwindigkeit. Dieser Siraßenbahnzug hatte infolge 
einer durch einen Unfall verursachten Verkehrsunter- 
brechung zurückfahren und die Rückfahrt auf demselben 
Gleis antreten müssen, das er für die Hinfahrt benutzt 
hatte, weil erst weiter zurück eine Weiche wieder auf 
das Gleis führte, das für die Richtung der Rückfahrt 
diente. Der von W. geführte Straßenbahnzug, für dessen 
Fahrt O. eine Reihe von Vorsichtsmaßregeln getroffen 
hatte, war schon zum Halten gekommen, als der von 
dem Angekl. S. geführte Zug —- mit einer Geschwindig- 
keit von noch etwa 6 Stundenkilometern — auf ihn auf- 
fuhr. Infolge des Verkehrsunfalls wurden mehrere Per- 
sonen verletzt und Sachschaden verursacht. 2 


Das LG. hat sowohl S. wie den Mitangekl. O. wegen 
fahrlässiger Straßenbahntransportgefährdung (Gs 315, 316 
StGB.) in Tateinheit mit fahrlässiger Körperverletzung 
(8 230 StGB.) und Übertrefung der 88 1, 49 StraßVerkO. 
verurteilt. Den Mitangekl. O. hat es für schuldig erachtet, 
weil die von ihm getroffenen Vorsichtsmaßregeln nach 
Lage der Sache nicht ausreichend gewesen seien; die 
Fahrlässigkeit des Angekl. S, hat es darin gefunden, daß 
die Geschwindigkeit seines Zuges unter den gegebenen 
Sichtverhältnissen zu groß gewesen sei; er hätte nach 
Ansicht des LG. die Geschwindigkeit seines Zuges so 
einrichten müssen, daß er ihn vor einem bei der schlech- 
ten Sicht erst auf eine Entfernung von 20 m wahrnehm- 
baren Hindernis rechtzeitig hätte zum Halten bringen 
können; er hätte hiernach nur mit einer Geschwindig- 
keit von etwa 10 bis 12 Stundenkilometern fahren dürfen. 


Die Rev. des Angekl. S. ist begründet. 

L Die Annahıne des LG., daß die Geschwindigkeit 
des vom Angekl. S. geführten Zuges zu hoch gewesen 
sei, ist nicht frei von Rechtsiertum. 

Nach dem 89 StraßVerkO. hat der Fahrzeugführer die 
Fahrgeschwindigkeit so einzurichten, daß er jederzeit in 
der Lage ist, seinen Verpflichtungen im Verkehr zu ge- 
nügen, und daß er das Fahrzeug nötigenfalls rechtzeitig 
anhalten kann. 


Aus den 85 1, 9 StraßVerkO. ergibt sich der in der 
Rspr. des RG. anerkannte Grundsatz, daß der Fahrzeug- 
führer, wenn der Überblick über die Fahrbahn — z.B. 
durch Dunkelheit, Nebel oder Schneegestöber — behindert 
ist, seine Geschwindigkeit so zu regeln hat, daß er inner- 
halb des für ihn zu überblickenden Raumes beim Auf- 
tauchen eines Hindernisses rechtzeitig anhalten (oder 
ausweichen) kann (vgl. z. B. RGSt. 70, 48, 50 — JW. 1936, 
121911 und RGSt. 74, 73, 74/75 = DR. 1940, 6828). Er hat 
seine Geschwindigkeit so zu bemessen, daß der Brems- 
weg seines Fahrzeugs, d.h. die Entfernung, auf die das 
Fahrzeug zum Stehen gebracht werden kann, nicht größer 
ist als die Strecke der Fahrbahn, die er übersehen kann. 


Der Fahrzeugführer ist aber nicht verpflichtet, in jedem 
Fall und unter allen Umständen die durch seine Sicht- 
weite bedingte Geschwindigkeit einzuhalten. Das LG. 
verkennt insoweit den § 9 StraßVerkO. Diese Vorschrift 
sagt ausdrücklich, die Geschwindigkeit sei so einzurich- 
ten, daß der Fahrer imstande ist, „seinen Verpflichtun- 
gen im Verkehr — diese ergeben sich vor allem aus § 1 
StraßVerkO. — Genüge zu leisten“ und das Fahrzeug 
„nötigenfalls“ rechtzeitig anzuhalten. Daraus folgt, daß 
die Geschwindigkeit nur dann auf das durch die Sicht- 
weite bedingte Maß herabgesetzt werden muß, wenn die 
im einzelnen Fall gegebenen Umstände den Fahrer vor 
die Möglichkeit stellen können, sein Fahrzeug rechtzeitig 
anhalten zu müssen, um seinen Verpflichtungen im Ver- 
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kehr zu genügen. Bei Kraftfahrzeugen im Straßenverkehr 
— und zwar auch auf den Reichsautobahnen (RGSt. 74, 
73, 74/75, RGUrt. v. 14. Dez. 1939, 2 D 624/39: DR. 1940, 
321) — wird freilich in aller Regel die durch die Sicht- 
weite begrenzte Geschwindigkeit einzuhalten sein, da der 
Kraftfahrer auf der Straße immer mit plötzlich auftauchen- 
den Hindernissen aller Art zu rechnen haben wird. Da- 
gegen können bei Straßenbahnen, besonders bei solchen, 
die nicht im Stadtinnern, sondern in Außenbezirken ver- 
kehren, die Verhältnisse so liegen, daß eine Herabsetzung 
der Geschwindigkeit auf das durch den möglichen Über- 
blick über die Fahrbahn begrenzte Maß nicht notwendig 
ist und mit Rücksicht auf die reibungslose Abwicklung 
des großstädtischen Straßenbahnverkehrs auch nicht ge- 
fordert werden kann (vgl. RGUrt. 1 D 307/40 v. 14. Juni 
1940: VAE. 1940, 186 Nr. 295, 4 D 354/40 v. 27. Aug. 1940: 
VAE. 1940, 189 Nr. 300 und 2 D 587/40 v. 16. Jan. 1941: 
DR. 1941, 7756). Ob die Verhältnisse im vorl. Fall so 
lagen, daß für den Anugekl. S. eine Geschwindigkeit zu- 
lässig war, die einen über die Sichtweite hinausgehen- 
den Bremsweg bedingte, läßt sich mangels ausreichender 
Feststellungen durch das LG. nicht abschließend beurteilen. 
Dieses geht zunächst zutreffend davon aus, der Angekl. 


"habe nicht damit rechnen können, daß ihm auf dem von 


ihm benutzten Gleis andere Straßenbahnen entgegenkom- 


‚nen würden. Er war, wie dem Urteil zu entnehmen ist, 


über das Zurückdrücken des von W. geführten Straßen- 
bahnzuges nicht unterrichtet und hätte bei diesem nicht 
gemeldeten Zurückfahren eines Straßenbahnzuges auf 
dem von ihm benutzten Gleis wirksamere Sicherungs- 
maßnahmen erwarten dürfen, als sie O. getroffen hatte. 
Dessen Maßnahmen waren, wie das LG. zutreffend dar- 
gelegt hat, unzureichend. Das LG. meint aber, der 
Angekl. habe jederzeit „mit dem Dazwischentreteu von 
Hindernissen schlechthin“ rechnen müssen, die ein so- 
fortiges Anhalten seines Zuges erforderlich machen wür- 
den. Für diese Annahme fehlen indes ausreichende Fest- 
stellungen über die Verhältnisse an der Unfallstelle und 
die sonstigen näheren Umstände. Von wesentlicher Be- 
deutung hierfür wäre zunächst, ob die Straßenbahn an 
der Unfallstelle auf eigenem Bahnkörper fuhr. Darüber 
sagt das Urteil nichts. War es so, dann brauchte der 
Angekl. normalerweise nicht damit zu rechnen, daß ihm 
auf seiner Fahrbahn andere Verkehrsteilnehmer, denen 
ja der Bahnkörper nicht zur Verfügung stand, entgegen- 
kommen oder daB solche sich in seiner Richtung vor 
ihm befinden würden. Ob von rechts oder links andere 
Verkehrsteilnehner auf den Bahnkörper gelangen konn- 
ten, würde davon abhängen, ob sich an der Unfallstelle, 
worüber im Urteil nichts gesagt ist, ein Übergang über 
den Bahnkörper befand. War das nicht der Fall, so schied 
auch diese Möglichkeit normalerweise aus, und es wäre 
dann weiter zu prüfen gewesen, ob der Angekl. S. unter 
den gegebenen Umständen etwa damit hätte rechnen 
müssen, daß — von dem Zurückfahren des von W. ge- 
führten Zuges abgesehen — im Betrieb der Straßenbahn 
begründete Hindernisse oder Störungen irgendwelcher 
Art ein sofortiges Anhalten des Zuges nötig machen 
konnten. Nach dieser Richtung wäre besonders zu er- 
örtern gewesen, ob er bei seiner Geschwindigkeit etwa 
Gefahr lief, auf einen vor ihm herfahrenden oder vor 
ihm zum Halten gekommenen Zug seiner Fahrtrichtung 
aufzufahren. Dabei wäre beachtlich, welche Mindest- 
abstände hintereinander fahrende Züge nach den Dienst- 
vorschriften einhalten mußten, und wie ein infolge einer 
Störung irgendwelcher Art zum Halten gekommener 
Zug gegen ein Auffahren hinter ihm her fahrender Züge 
zu sichern war. 

Nach diesen Richtungen wird das LG. den Sachverhalt 
bei der neuen Verhandlung zu prüfen haben und erst 
auf Grund dieser weiteren Feststellungen beurteilen kön- 
nen, ob die Geschwindigkeit des Angekl. S. unter den 
obwaltenden Umständen zu hoch war. 

IL Sollte das LG. bei der neuen Verhandlung wieder 
zu der Überzeugung kommen, daß die Geschwindigkeit 
des Angekl. S. zu hoch war, so wird es eingehender als 
bisher zu prüfen haben, ob für S. die Folgen seines Ver- 
haltens voraussehbar waren. (Das wird näher ausgeführt.) 

{RG., 2. StrSen. v. 12, Febr. 1942, 2 D 510/41.) 
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*+ 14. RG. — § 265 Abs. 4 StPO. Es ist unzulässig, einen 
Angekl. durch das Urteil mit der Feststellung eines tat- 
sächlichen Umstandes zu überraschen, auf die der Angekl. 
weder durch den Inhalt der Anklageschrift oder des Er- 
öfinungsbeschlusses noch durch den Gang der Hauptver- 
handlung — mindestens einer früheren Hauptverhand- 
lung — so weit vorbereitet worden ist, daß er Anlaß 
hatte, sich über das Vorhandensein des tatsächlichen Um- 
standes ausreichend zu äußern. 

Diese Unzulässigkeit, auf die in der Rspr. schon hin- 
gewiesen worden ist (RGUrt. v. 27. Sept. 1927, 1 D 641/27 
= JW. 1928, 820%; vgl. auch RGSt. 1, 106), folgt aus 
der allgemeinen Aufklärungspflicht des Gerichts (§ 244 
Abs. 2 StPO.). Denn wenn Feststellungen über Tatum- 
stände, die am besten dem Angekl. selbst bekannt sein 
müssen, getroffen werden, ohne daß der Angekl. Veran- 
lassung hatte, sich dazu zu äußern, so bleibt bei solchen 
Feststellungen eine beachtliche Quelle der Erkenntnis 
des Tatbestandes ungenutzt. Dadurch wird die Gefahr 
vergrößert, daß das Gericht durch irrtümliche Auswer- 
tung der anderen Erkenntnisquellen zu unzutreffenden 
Feststellungen gelangt. Das Gericht muß zur Erfüllung 
seiner Aufklärungspflicht diese Gefahr mit allen zu Ge- 
bote stehenden Hilfsmitteln — nötigenfalls mit Hilfe 
einer Vertagung nach dem ġ 265 Abs. 4 StPO. — mög- 
lichst vermeiden. 


(RG., 1. StrSen. v. 10. März 1942, 1 D 442/41.) 
* 


15. OLG. — §§ 362 ff., 211 StPO.; Gnadenerlaß für die 
Wehrmacht v. 1. Sept. 1939. Das Verfahren kann auch ohne 
die Voraussetzungen der $$ 362 fi. StPO. entsprechend dem 
8211 StPO. wieder aufgenommen werden, wenn sich 
nachträglich ergibt, daß der Einstellungsbeschluß auf 
einem tatsächlichen Irrtum beruht. Diese Wirkung 
kanu aber nicht eintreten, wenn die Einstellung nur 
aus einem rechtlichen Irrtum zu Unrecht verfügt 
worden ist. t) 

Das LG. hat am 9. Aug. 1940 das Verfahren auf Grund 
von 85 Abs. 1 Ziff. 3 des Gnadenerlasses des Führers und 
Reichskanzlers für die Wehrmacht v. 1. Sept. 1939 einge- 
stellt. Der OStA. bei dem LG.D. hat am 20. Aug. 1941 
mit dem Antrag, diesen Beschluß aufzuheben, Anklage 
gegen den Beschuldigten wegen Verbrechens nach § 174 
Abs. 1 Ziff. 1 StGB. erhoben. Die StrK. hat am 29. Aug. 
1941 die Aufhebung des Einstellungsbeschlusses und eine 
Entsch. auf die Anklage abgelehnt. Die sofortige Be- 
schwerde des OStA. gegen diese Entschließung wurde 
auf Kosten der Reichskasse als unbegründet verworfen. 

Die Niederschlagung eines Verfahrens durch Amnestie 
tritt kraft Gesetzes ein. Der Gerichtsbeschluß, der die 
Einstellung des Verfahrens verfügt, hat nur feststellende 
Wirkung. Soweit er feststellt, daß die tatsächlichen 
Voraussetzungen für die Anwendung des StraffreihG. 
vorliegen, hat er keine sachrechtlich wirksame Rechts- 
kraft. Daher kann das Verfahren auch ohne ‚die Voraus- 
setzungen der 88 362ff. StPO. entsprechend dem $ 211 
StPO. wieder aufgenommen werden, wenn sich nachträg- 
lich ergibt, daß der Einstellungsbeschluß auf einem tat- 
sächlichen Irrtum beruht. Diese Wirkung kann aber 
nicht eintreten, wenn die Einstellung nur aus einem 
rechtlichen Irrtum zu Unrecht verfügt worden ist. 
Denn ein Rechtsirrtum vermag ja auch nicht die Wieder- 
aufnahme der Klage nach 8211 StPO. oder die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens gegen ein rechtskräftiges Ur- 
teil zu rechtfertigen (Schäfer, „StraffreihG.‘“ vom 
30. April 1938 S.66). An dieser Rechtsauffassung, die der 
Senat im Anschluß an die Rspr. des RG. (zit. bei Schä - 
fer aa ©.) bereits in seinem Urteil 21 159/36 vom 
29. Jan. 1937 (JW. 1937, 1835) und in seinem Beschluß 21 
Ws 32/40 v. 29. März 1940 vertreten hat, hält er fest. Daß 
RGSt. 54, 18 dieser Ansicht nicht entgegensteht, ist schon 
im genannten Senatsurteil dargelegt worden. Auch RGSt. 
69, 125 steht offenbar auf dem vom Senat vertretenen 
Standpunkt, wenn in diesem Urteil auch schlechthin ge- 
sagt wird, daß die Einstellung abgeändert werden kann, 
wenn sich nachträglich herausstellt, daß sie auf un- 
richtigen Voraussetzungen beruht. Denn dieser 
Satz wird ausdrücklich auf RGSt.67, 385 gestützt, wo 
ausgeführt ist, daß die Strafverfolgung wieder aufge- 


[He.] 


Rechtsprechung 


|Deutsches Recht, Wocheuausgabe 


nommen werden kann, wenn das Gericht die Nieder- 
schlagung infolge eines tatsächlichen Irrtums ange- 
nommen hatte. 


Mit Recht hat: daher die StrK. die Wiederaufnahme der 
Strafverfolgung abgelehnt, da die neuen Ermittelungen 
nicht ergeben haben, daß der Einstellungsbeschluß auf 
unrichtigen tatsächlichen Voraussetzungen beruht. 
Die Beschwerde macht geltend, der Einstellungsrichter 
habe angenommen, daß der Angeschuldigte von der zu 
Beginn der Tat erst 17jährigen P. „zum Geschlechtsver- 
kehr gedrängt worden sei“, und diese Annahme wider- 
spräche jeder Lebenserfahrung. Die angegriffene Beweis- 
annahme, von wem die Initiative zu dem Geschlechts- 
verkehr ausgegangen sei, ist seinerzeit vom StA. dem 
Gericht gegenüber vertreten worden mit der Erklärung, 
er beabsichtige deshalb nur die Mindeststrafe von sechs 
Monaten Gefängnis zu beantragen. Daß sich das LG. 
diese Beweisannahme zu eigen gemacht habe, ist aus 
dem Einstellungsbeschluß nicht zu entnehmen. Die Fas- 
sung der Begründung spricht eher für das Gegenteil. 
Die Mitteilung des StA. wird in den Gründen wiederge- 
geben und im Anschluß daran wird ausgeführt: „Auch 
nach Ansicht des LG. ist keine höhere Strafe als sechs 
Monate Gefängnis zu erwarten, da der Beschuldigte ein- 
schlägig noch nicht bestraft ist und da die Aussagen von 
14 Schulkindern nichts Belastendes gegen R. ergeben 
haben.“ Aber selbst wenn die angegriffene Beweisan- 
nahme mitbestimmend für die Anwendung des Straf- 
freihG. gewesen wäre, würde der Einstellungsbeschluß 
nicht auf einem tatsächlichen Irrtum beruhen, d.h. 
auf der Annahme von Tatsachen, die sich nachträglich 
als unrichtig herausgestellt haben, sondern höchstens auf 
einer der Lebenserfakrung widersprechenden Bewertung 
von nicht erschütterten Tatsachen. Ein solcher Verstoß 
gegen allgemeine Erfahrungssätze bei der Beweiswürdi- 
gung ist aber nicht tatsächlicher, sondern rechtlicher 

atur. 


Zusammenfassend ist also festzustellen, daB die neuen 
Ermittelungen keine ausreichende Handhabe dazu bieten, 
den Einstellungsbeschluß v. 9. Aug. 1940 zu beseitigen, 
wiewohl auch nach Meinung des Senats die Einstellung 
des Straiverfahrens im Ergebnis unbefriedigend ist. Dies 
wäre vermieden worden, wenn seinerzeit der StA. gegen 
den Einstellungsbeschluß v. 9. Aug. 1940 das Rechtsmittel 
der sofortigen Beschwerde eingelegt hätte. 


(OLG. Dresden, 2. StrSen., Besch v. 24. Sept. 1941, 
21 Ws 73/41.) [He.] 


Anmerkung: Der Entsch. ist im Ergebnis zuzustimmen. 

Der Einstellungsbeschluß des LG. v. 9. Aug. 1940 grün- 
dete sich auf $5 Abs. I des Gnadenerlasses ‚des Führers 
und Reichskanzlers für die Wehrmacht v. 1. Sept. 1939. 
Weder dieser Piaf noch die AusfBest. dazu v. 1. Sept. 
1939 (RGBi. I, 1551) enthalten eine ausdrückliche Vor- 
schrift darüber, welche Stelle zu entscheiden hat, ob 
die Voraussetzungen der Einstellung des Verfahrens vor- 
liegen, wenn gegen einen in den aktiven Wehrdienst 
endgültig eingestellten Wehrpflichtigen des Beurlaubten- 
standes ein Verfahren bei den allgemeinen Strafverfol- 
gungsbehörden geschwebt hat. In der im Einvernehmen 
mit dem Chef des OKW. ergangenen RV. v. 24. Okt. 
1939, 4250 II a 2 1263/39, hat der RJM. den Standpunkt ver- 
treten, daß die allgemeinen Behörden zuständig seien, 
wenn sie die Anwendbarkeit des Gnadenerlasses bejah- 
ten. Zwar sei ein solches Verfahren nach $ 120 Abs. 1 
KStVO. (i.d. Fass. der VO. v. 26. Aug. 1939 [RGBI. 1, 
1482]) seit dem 26. Aug. 1939 (dem Tag des Inkrafttretens 
der KStVO.) kraft Gesetzes ausgesetzt und verfahrens- 
rechtliche Maßnahmen demgemäß unzulässig; die Entsch. 
über die Anwendbarkeit des Gnadenerlasses sei jedoch 
keine verfahrensrechtliche Maßnahme, sondern lediglich 
eine Feststellung über die bereits eingetretene Straffrei- 
heit. Nur wenn die allgemeinen Behörden die Anwendbar- 
keit des Gnadenerlasses verneinten, sei die Sache nach 
$120 Abs.1 KStVO. dem zuständigen Gerichtsherrn zur 
Übernahme vorzulegen. 

Entsprechend dieser Stellungnahme hat die StrK. über 
die Anwendbarkeit des Gnadenerlasses befunden und sie 
bejaht. Die Möglichkeit einer Anfechtung des Beschlusses 
sieht zwar der Gnadenerlaß v. 1. Sept. 1939 nicht vor. 
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Dagegen ist in 83 der unter dem 13. Sept. 1939 (RGBl. 
I, 1760) erlassenen AusfBest. zum Gnadenerlaß des Füh- 
rers und Reichskanzlers für die Zivilbevölkerung 
v. 9. Sept. 1939 (RGBi. I, 1753) bestimmt, daß gegen ‚den 
über die Einstellung des Verfahrens entscheidenden Ge- 
richtsbeschluß sofortige Beschwerde stattfindet. Eine ent- 
sprechende Vorschrift findet sich durchweg in den Amne- 
stiegesetzen der neueren Zeit (vgl. z.B. $ 10 StraffreihG. 
v. 7. Aug. 1934 [RGBi. I, 769]; 86 DurchfVO. v. 23. April 
1936 zum StraffreihG. v. 23. April 1936 [RGBI. 1I, 378]; 
$6 der 1. DurchfVO. zum StraffreihG. v. 30. April 1938 
[RGBI. I, 433]); es ist daher als ein allgemeiner Grund- 
satz des Amnestieverfahrensrechtes anzusehen, daß in 
allen Fällen, in denen gegen das Urteil ein Rechtsmittel 
zulässig wäre, gegen die in Beschlußform ergehende ge- 
richtliche Entsch. über das Vorliegen der Amnestievor- 
aussetzungen die sofortige Beschwerde statthaft ist. Dies 
muß daher auch gelten, soweit ein Zivilgericht berufen 
ist, über die Anwendbarkeit des Gnadenerlasses für die 
Wehrmacht zu entscheiden. Mit Recht hat deshalb das 
OLG. im letzten Absatz des vorl. Beschl. darauf hinge- 
wiesen, daß der StA. gegen den Einstellungsbeschluß 
sofortige Beschwerde hätte einlegen können. 

Die Zulassung eines kurz befristeten Rechtsmittels 
zeigt aber, daß der Gesetzgeber dem Beschluß eine ge- 
wisse Rechtskraftwirkung beilegen wollte. Denn es wäre 
nicht zu verstehen, warum der StA., wenn er gegen der 
Einstellungsbeschluß tatsächliche oder rechtliche Bedenken 
hat, nur binnen einer Frist von einer Woche (vgl. 8311 
StPO.) berechtigt ist, diese Bedenken geltend zu machen 
und eine Nachprüfung der Entsch. im Rechtsmittelwege 
herbeizuführen, wenn er auf der anderen Seite auch spä* 
ter noch jederzeit in der Lage wäre, gestützt auf die 
gleichen Bedenken, bei dem Gericht, das den Einstellungs- 
beschluß erlassen hat, dessen Aufhebung und den Fort- 
gang des Verfahrens zu beantragen. Die Möglichkeit, den 
Einstellingsbeschluß ohne jegliche Beschränkung beiseite 
tun zu können, wäre auch unvereinbar mit den berech- 
tigten Belangen des Beschuldigten, der ständig unter 
dem Druck eines jederzeit freien Widerrufs der Einstel- 
lung stehen würde, und mit dem öffentlichen Interesse 
an Rechtsgewißheit. 

Einen Verbrauch der Strafklage kann der Einstellungs- 
beschluß allerdings, wie ausnahmslos anerkannt wird, 
nicht bewirken; die summarische Aufklärung des Sach- 
verhalts, auf der er im allgemeinen beruht, macht es 
unmöglich, ihm eine solch weitgehende Wirkung beizu- 
legen. Ob etwa dem Einsteffingsurteil diese Bedeu- 
tung zukommt — im Gegensatz zur h.M., die dies ver- 
neint (vgl. Schäfer, „StraffreihG.“, 1938, S.70), will 
neuestens Färber, „Die prozessualen Auswirkungen der 
Amnestie“, Heft 91 der „Rechtswissenschaftlichen Stu- 
dien‘ (1941) S.68f. das. Einstellungurteil dem freispre- 
chenden Urteil een —, kann hier unerörtert blei- 
ben; daß der Einstellungsbeschluß die Strafklage nicht 
verbraucht, gibt auch Färber a. a. ©. S pop zu. Da- 
gegen rechtiertigt es die Gleichartigkeit der Rechtslage, 
den 8211 StPO. entsprechend anzuwenden, der die 
Rechtskraftwirkung eines die Eröffnung des Hauptver- 
fahrens ablehnenden, nicht mehr anfechtbaren Beschlus- 
ses regelt. Auch in diesem Falle hat das Gericht die 
Verfolgungsmöglichkeit ohne vorausgegangene endgültige 
Aufklärung des Sachverhalts, wie sie in der Regel nur 
von einer nach den Vorschriften der StPO. durchgeführ- 
ten Hauptverhandlung zu erwarten ist, verneint. Dem 
StA. steht auch hier dagegen die sofortige Beschwerde 
zu (§ 210 Abs. 2). Macht er davon keinen Gebrauch 
oder bleibt die Beschwerde erfolglos, so bestimmt 8 211 
(ebenso $ 174 Abs. 2 bei Verwerfung des Antrags im 
Klagerzwingungsverfahren) im Interesse der Rechtsge- 
wißheit, daß bei gleichbleibender Sachlage eine Vertol- 
gung nicht mehr zulässig ist; nur wenn die tatsächliche 
Grundlage, auf der der ablehnende Beschluß beruht, 
durch Beibringung neuer Tatsachen oder Beweismittel 
erschüttert wird, kann die Verfolgung wieder aufgenom- 
men werden. Ebenso ist der Fall zu beurteilen, daß das 
Gericht gem. 8370 Abs.1 StPO. ohne mündliche Ver- 
handlung einen Antrag auf Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens (zuungunsten des Verurteilten) verwirft, weil die 
darin aufgestellten Behauptungen keine genügende Be- 
stätigung gefunden haben. Ist dieser mit der sofortigen 
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Beschwerde (8372) anfechtbare Beschluß rechtskräftig 
geworden, so erfordert es die Rechtssicherheit, daß auf 
dieselben Tatsachen und Beweismittel ein neuer Antrag: 
nicht gestützt werden kann; nur wenn dem Beschluß 
durch neues Tatsachenmaterial die Grundlage entzogen 
wird, kann das Wiederaufnahmeverfahren weiterbetrieben 
werden (vgl. Gündel-Hartung-Lingemann-Niet- 
hammer, „StPO.“ [19], Anm. 5 zu $ 372). In gleicher 
Weise ist die Frage nach der Rechtskraftwirkung eines 
das Verfahren wegen Geringfügigkeit einstellenden ge- 
richtlichen Beschlusses gem. 8153 Abs.3 StPO. zu be- 
antworten (s. unten). 

Man wird annehmen können, daß diese Auffassung 
auch der Rspr. des RG. zugrunde liegt. In dem in RGSt. 
67, 383 — JW.1934, 23619 entschiedenen Falle war das 
Strafverfahren auf Grund des StraffreihG. eingestellt 
worden. Später ergaben anderweite Ermittlungen neuen 
dringenden Tatverdacht. Das RG. spricht aus, die Wie- 
deraufnahme der Strafverfolgung sei auch ohne ein Ver- 
fahren nach Se 362 ff. StPO. zulässig, wenn das Gericht 
die Niederschlagung „infolge eines tatsächlichen 
Irrtums“ angenommen habe. Es verweist dabei auf das 


"Urteil RGSt. 54, 17, 18 zur militärischen Amnestie vom 


7. Dez. 1918; dort wird die Wiederingangsetzung des Ver- 


‚ fahrens trotz vorangegangener Einstellung gebilligt, weil 


die Annahme des Gerichts bei Einstellung des Verfahrens, 
es liege nur einfacher Diebstahl vor, sich nachträglich 
als irrig erwies und neue Tatsachen: die Verübung eines 
schweren, der Amnestie nicht unterliegenden Diebstahls 
ergaben. 

Wenn RGSt. 67, 385 sich weiterhin auf RGSt. 67, 
315/316 = JW. 1933, 234118 beruft, so könnte daraus frei- 
lich gefolgert werden, daß das Urteil dem: Einstellungs- 
beschluß auch eine beschränkte bindende Wirkung nicht 
zuerkennen will. Denn dort ist ausgeführt, eine Einstel- 
lungsverfügung der Staatsanwaltschaft nach 
$153 Abs.2 StPO. hindere diese nicht, später doch An- 
klage zu erheben, weil die Verfügung trotz der Zustim- 
mung des Amtsrichters eine Verfügung der StA. bleibe, 
der keine Rechtskraftwirkung zukomme. Anders liege es, 
fährt das Urteil fort, bei einer Einstellung nach erhobener 
Anklage durch das Gericht gem. 8153 Abs.3; hier führe 
das Gericht durch seine Entsch. die Einstellung herbei. 
Der auf Grund einer Niederschlagung ergehende Ein- 
stellungsbeschluß aber entspricht nicht der Einstellungs- 
verfügung der StA., sondern dem: Gerichtsbeschluß gem. 
$153 Abs.3. Dieser aber steht, wenn sich das Gericht 
im Rahmen seiner auf Vergehen beschränkten Zu- 
ständigkeit gehalten hat, einer späteren Aburteilung des 
Sachverhalts auch nach der Rspr. des RG. (vgl. RGSt. 
65, 291 [294] und RG.: DJ. 1941, 529) so lange entgegen, 
als die Rechtsgrundlage des Beschlusses unverändert 
bleibt, also — so muß RGSt. 65, 204 doch wohl ver- 
standen werden — so lange, als nicht durch neue Tat- 
sachen und Beweismittel dargetan ist, daß die Schuld 
des Täters in Wirklichkeit nicht gering und die Tatfolgen 
nicht unbedeutend waren. Dann aber ist, wie dies auch 
im Schrifttum angenommen wird (vgl. Gündel usw., 
Anm.7a zu $ 153), die Wirkung des Beschlusses nach 
S 153 Abs.3 keine andere als die einer die Eröffnung 
des Hauptverfahrens ablehnenden Entsch. gem. $ 211 — 
RGSt. 69, 125 führt aus, die die Niederschlagung be- 
jahende Einstellungsentsch. könne abgeändert werden, 
wenn sich nachträglich herausstelle, daß sie auf „unrich- 
tigen Voraussetzungen beruhe“ und bewirke deshalb 
auch nicht den Verbrauch der Strafklage. Zur Begrün- 
dung wird auf RGSt. 67, 385 verwiesen, und daraus fol- 
gert das OLG. in der vorl. Entsch. wohl mit Recht, daß 
eine Abweichung von der angef. Entsch. in dem Sinne, 
daß auch eine Einstellung auf Grund unrichtiger recht- 
licher Würdigung des Sachverhalts die Wiederauf- 
nahme der Verfolgung ermögliche, nicht beabsichtigt ist. 
Immerhin ist die Stellungnahme des RG. nicht ganz ein- 
deutig, zumal in RGSt. 54, 18, worauf sich RGSt. 67, 
385 bezieht, die Änderung des Einstellungsbeschlusses 
auch für zulässig erklärt wird, wenn das Gericht infolge 
rechtlichen Irrtums die Niederschlagungsvorausset- 
zungen bejaht habe. Jedoch rechtfertigen jedenfalls die 
Urteile RGSt. 67, 385; 69, 124 = JW. 1935, 1633 14 schwer- 
lich die Auffassung von Brettle (DJ. 1941, 566), der 
unter Berufung auf sie den Standpunkt des RG. dahin 
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wiedergibt, daß „die Strafverfolgung ohne weiteres wie- 
der aufgenommen werden kann, wenn das Gericht die 
a ie der Amnestie zır Unrecht angenommen 
rat“. 

Freilich läßt sich nicht verkennen, daß die theoretische 
Fundierung, die das RG. seiner Rspr. gegeben hat, zu 
dieser Auffassung verleiten kann. Seit jeher findet sich 
in den Entsch. des RG. der Satz, der Einstellungsbe- 
schluß des Gerichts beende das Verfahren nicht, dieses 
habe vielmehr mit der Niederschlagung kraft Gesetzes 
sein Ende gefunden; der Beschluß stelle nur — akten- 
mäßig — test, daß die Amnestievoraussetzungen vor- 
lägen und das Verfahren beendet sei. Wegen dieses nur 
feststellenden Charakters habe der Beschluß keine Rechts- 
kraftwirkung und stehe deshalb einer Wiederaufrollung 
nicht entgegen, wenn in Wahrheit die Voraussetzungen 
der Niederschlagung nicht vorlägen (so insbes. RGSt. 
69, 125). 

Eine solche Betrachtung der Dinge war zulässig, so- 
lange die Amnestiegesetzgebung eine selbständige 
gerichtliche Entsch. über das Vorliegen der Amnestie- 
voraussetzungen nicht kannte. Solange die Amnestien 
einer Bestimmung ermangelten, daß — auch außerhalb 
eines schon gerichtlich anhängigen Strafverfahrens — bei 
Zweifeln über die Anwendbarkeit der Amnestie das Ge- 
richt zur Entsch. berufen sei, war ‚die Auffassung vertret- 
bar, daß der gerichtliche Beschluß — nicht anders als 
die Einstellungsverfügung der StA. — nur die Bedeu- 
tung einer justizverwaltungsmäßigen Aktennotiz über die 
außerhalb der Akten kraft Niederschlagung eingetre- 
tenen Verfahrensbeendigung habe. Mit dem Augenblick 
aber, in dem der Gesetzgeber die Feststellung der Amne- 
stievoraussetzungen in jeder Verfahrenslage den Gerich- 
ten als Gegenstand richterlicher Entsch. zuwies und 
gar einen Rechtsmittelzug zur Verfügung stellte, war 
dieser Auffassung die Grundlage entzogen. Eine solche 
Entsch. ist deklaratorisch in dem gleichen Sinn wie jede 
andere gerichtliche Entsch., die im Einzelfall feststellt, 
ob die Voraussetzungen einer generellen Anordnung des 
Gesetzgebers (hier also des Verbotes, die Strafverfolgung 
fortzusetzen) vorliegen, sie ist aber auch wie diese kon- 
stitutiv, indem erst dadurch, daß das Vorliegen der Vor- 
aussetzungen in einer Zweifel ausschließenden Form fest- 
gestellt wird, im: Einzelfall die Folgerungen gezogen wer- 
den können, die sich aus dem Gresetzgebungsakt ergeben. 
Aus der „feststellenden‘ Natur des Einstellungsbeschlus- 
ses lassen sich daher keine Schlüsse auf seine Wirkun- 
gen ziehen (so mit Recht Fächer a.a. O.S. 61 ff.). 

Die Antwort auf die Frage nach der Rechtskraftwir- 
kung kann vielmehr nur aus allgemeinen verfahrensrecht- 
lichen Grundsätzen gewonnen werden. Volle Rechts- 
kraftwirkung knüpft das geltende Verfahrensrecht regel- 
mäßig der Natur der Sache entsprechend nur an solche 
Entsch., die nach prozeßordnungsmäßig durchgeführter 
Hlauptverhandlung, also — der Idee nach — auf Grund 
vollständiger Aufklärung des Sachverhalts, unter Benut- 
zung aller vorhandenen Erkenntnismöglichkeiten über das 
Vorliegen oder Nichtvorliegen eines staatlichen Strafan- 
spruchs (um bei der herkömmlichen Wendung zu bleiben) 
befinden. Entsch. dagegen, die ohne mündliche Verhand- 
lung nach mehr oder weniger summarischer Aufklärung 
auf — wieder der Idee nach — wesentlich schwächerer 
Beweisgrundlage aufbauen, müssen ohne die Voraus- 
setzungen der 8$ 362ff. StPO. beseitigt werden können, 
wenn diese Beweisgrundlagen erschüttert sind. Solchen 
Entsch. aber jede Rechtskraftwirkung abzusprechen, 
wäre mit ihrem Zweck, Rechtsgewißheit zu schaffen, un- 
vereinbar. Auf solchen Erwägungen beruht $ 211 StPO.; 
diese Vorschrift enthält deshalb, wie schon ausgeführt, einen 
Grundgedanken, der auf gleichartige Entscheidungen ent- 
sprechend anwendbar sein muß. 

läßt man so die Wiederaufnahme des Verfahrens nur 
zu, wenn neuc Tatsachen oder Beweismittel ergeben, 
daß die Amnestievoraussetzungen entgegen der Annahme 
des Gerichts nicht vorlagen, so entsteht eine Lücke, 
wenn eine offensichtlich falsche rechtliche Beurteilung 
das Gericht zum Einstellungsbeschluß veranlaßt hat (Bei- 
spiel: eine Amnestie schließt Verbrechen von der Nieder- 
schlagung aus; das Gericht hat eingestellt, weil es die 
Tat rechtsirrig als Vergehen bewertete). Diese Lücke 
wird geschlossen durch die $$ 34, 37 VO. v. 21. Febr. 
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1940 (RGBI. I, 405), wo die Nichtigkeitsbeschwerde auch 
gegen rechtskräftige, das Verfahren abschließende Be- 
schlüsse zugelassen ist. Zu den der Nichtigkeitsbeschwerde 
unterliegenden Beschlüssen gehört neben dem die Fr- 
öffnung des Hauptverfahrens ablehnenden Beschluß (vgl. 
Fränkel: DR.1942, 2306 und den dort Anm.9 ange- 
führten Beschluß des RG. v. 9. Nov. 1940) auch der 
rechtskräftige Einstellungsbeschluß (a.M. Brettle: D). 
1941, 566 mit der oben zurückgewiesenen Begründung, 
daß es hier der Nichtigkeitsbeschwerde nicht bedürfe, 
weil der Einstellungsbeschluß, der auf unrichtigen Vor- 
aussetzungen beruhe, die Wiederingangsetzung des Ver- 
fahrens nicht hindere). 

Im vorl. Fall hat sich die StA. gegen die Einstellung 
gewendet, weil die Annahme des Einstellungsbeschlusses, 
der Beschuldigte sei von einem 17jährigen Mädchen zum 
Geschlechtsverkehr gedrängt worden, jeder Lebenserfah- 
rung widerspräche. Das OLG. meint, hierin liege höch- 
stens ein Verstoß gegen einen allgemeinen Erfahrungs- 
satz, der nicht als tatsächlicher, sondern als rechtlicher 
Irrtum zu bewerten sei. Der Begriff des die Nichtig- 
keitsbeschwerde rechtfertigenden „Fehlers bei Anwen- 
dung des Rechts auf die festgestellten Tatsachen‘ ist 
der gleiche wie in 8337 StPO. (Revision wegen Gesetzes- 
verletzung) (Hartung-Niethammer, 2. Nachtrag 
S.327, Anm.4 zu $ 34; Fränkel S. 2308). Ein solcher 
materiellrechtlicher Verstoß liegt auch vor, wenn die 
Entsch. auf einer Schlußfolgerung beruht, die mit der 
allgemeinen Lebeuserfahrung schlechterdings unvereinbar 
ist (vgl. Gündel-Hartung-Lingemann-Niet- 
hammer, Anm.3c zu 8337). Davon wird hier nicht 


gesprochen werden können; es handelt sich vielmehr nur 
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um einen Angriff auf die Beweiswürdigung, der nach 
Rechtskraft des Einstellungsbeschlusses grundsätzlich (von 
der Möglichkeit des außerordentlichen Finspruchs gem. § 7 
des Ges. v. 16. Sept. 1939 [RGB]. I, 1841] abgesehen) nicht 
mehr beachtet werden kann. 
OLGR. Dr. K. Schäfer, Berlin, 
z. Z. Oberkriegsgerichtsrat. 


zg 16. RG. — § 3 des Gnadenerlasses für die Zivilbevöl- 
kerung v. 9.Sept. 1939 (RGBl. I, 1753). Wenn in einer 
Strafsache die Einstellung nach dem Gnadenerlaß in Frage 
kommt, ist im Geltungsbereich des österreichischen Straf- 
rechts auf gleichzeitig anhängige weitere Strafverfahren 
Bedacht zu nehmen, die vor dem 14. Sept. 1939 begangene 
Straftaten zum Gegenstand haben. 

In solchen Fällen ist das Verfahren, sobald das Gericht 
zu der Erkenntnis kommt, daß das behandelte Strafverfah- 
ren — für sich allein betrachtet — gemäß dem Gnaden- 
erlaß einzustellen wäre, mit den anderen gegen denselben 
Beschuldigten noch anhängigen Verfahren zu verbinden. 


Wäre nur das mit de angefochtenen Urteil erledigte 
Verfahren anhängig gewesen, so könnte cs keinem Zwei- 
fcl unterliegen, daß dieses Verfahren einzustellen ge- 
wesen wäre, weil durch das verhängte Strafnaß dar- 
getan ist, daß keine höhere Strafe als Arrest von nicht 
mehr als drei Monaten zu erwarten war. 

Die Entscheidung der Frage, ob der Einstellung das 
gleichzeitig anhängige weitere Verfahren entgegenstand, 
hängt von der Bedeutung ab, die dem im 83 des 
Gnadenerlasses enthaltenen Hinweis auf das Maß der 
zu erwartenden Gesamtstrafe für das Geltungsgebiet des 
österreichischen Strafrechts beizumessen ist. 

Weder das ÖstStG. noch die ÖstStPO. Kennen den in 
den $874ff. RStGB. und im § 460 RStPO. aufgestellten 
Begrift der Gesamtstrafe. Auch die der Bestinunung des 
$79 RStGB. verwandte Bestimmung des § 265 ÖstStPO. 
hat nicht die Bildung einer Gesamtstrafe im Auge. 

Der Gedanke des im § 3 des Gnadenerlasses enthalte- 
nen Hinweises auf das Maß der zu erwartenden Gesamt- 
strafe ist aber doch der, die Täter von dem Gnaden- 
erweis auszuschließen, die für alle Straftaten, die vor 
dem 14. Sept. 1939 begangen sind, noch Bestrafung in 
einem die Grenze des $3 des Gnadenerlasses überschrei- 
tenden Ausmaß zu erwarten haben. 

Sinngemäße Anwendung des §3 des Gnadenerlasscs 
führt zu dem Ergebnis, daß auch im Geltungsgebicte des 
österreichischen Strafrechts das Gericht, wenn in einer 
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Strafsache die Einstellung nach dem Gnadenerlasse in 
Frage kommt, auf gleichzeitig anhängige weitere Straf- 
verfahren Bedacht zu nehmen hat, die vor dem 14. Sept. 
1939 begangene Straftaten zum Gegenstande haben. 

Das Erstgericht konnte bei Fällung seines Urteils nicht 
vorausschen, ob das weitere anhängige Verfahren über- 
haupt mit einem Schuldspruch enden werde, noch we- 
niger, ob es zu einer Strafe führen werde, durch deren 
Hinzurechnung zu der von ihm verhängten Strafe das 
Maß von drei Monaten überschritten werden würde. Es 
durfte daher, wenn es eine Strafe von einem Monat für 
die abgeurteilten Fälle für angemessen fand, nicht ein 
Urteil fällen, das die Verurteilte von der Gewährung des 
Gnadenerweises nach § 3 des Gnadenerlasses ausschloß. 

Das Erstgericht durfte aber auch nicht das Verfahren 
wegen der in seinem Urteil behandelten Straftaten ein- 
stellen, es wäre denn klargestellt, daB die in diesem Ver- 
fahren und in dem weiter anhängigen Verfahren zu 
erwartenden Strafen zusammen die im §3 des Gnaden- 
erlasses bezeichnete Grenze nicht überschreiten. Wäre 
aber diese Voraussetzung gegeben gewesen, dann wäre 
nicht nur das Strafverfahren wegen der im Urteil be- 
handelten Fälle, sondern auch das andere Straiverfahren 
einzustellen gewesen. 

Um diese Lage zu vermeiden, mußte das Erstgericht, 
sobald es zu der Erkenntnis gelangt war, daß für die 
behandelten Fälle nur eine einmonatige strenge Arrest- 
strafe angemessen sei, das Verfahren wegen dieser Straf- 
taten mit dem weiter anhängigen Verfahren verbinden. 


(RG., 6. StrSen. v. 27. Febr. 1942, 6 D 13/42.) 
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17. RG. — 8 242 BGB. Wenn auch im allgemeinen der 
privatrechtlich zur Genehmigung einer Verfügung Ver- 
pflichtete diese Genehmigung nicht wegen wirtschaftlicher 
Zweckmäßigkeitsgesichtspunkte oder der Stellungnahme 
einer Verwaltungsbehörde versagen darf, so darf er eine 
solche Genehmigung in Hinsicht auf die behördliche Stel- 
lungnahme doch verweigern, soweit die Pflicht dazu nur 
aus dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben herzuleiten 
und die Genehmigung unter diesem Gesichtspunkt dem 
Verpflichteten nicht zuzumuten ist, bis der Berechtigte die 
Bedenken der Verwaltungsbehörde beseitigt hat. 


Auf Grund der Ausführungen des ersten RevUrt. geht 
des BG. mit Recht nunmehr ohne weiteres davon aus, 
daß nach §4 der Satzung der H.-GmbH. jede Abtretung 
von Geschäftsanteilen und demzufolge auch die hier in 
Frage stehende Abtretung von Treugeberrechten, die der 
Bekl. zu 1 als Treugeberin wirtschaftlich die Stellung 
eines Anteilsinhabers gewähren, der Genehmigung aller 
übrigen Gesellschafter bedarf und daß deshalb diese am 
11. Febr. 1936 erfolgte Abtretung, weil die beiden Kl. die 
Erteilung der Genehmigung verweigert haben, unwirksam 
ist. Allerdings stellt das BG. in der Urteilsformel nicht 
die „Unwirksamkeit“, sondern die „Nichtigkeit der Ab- 
tretung fest, von der man im allgemeinen, insbes. auch 
nach dem Sprachgebrauch des BGB., nur dann spricht, 
wenn einer Willenserklärung oder einem Vertrage wegen 
eines den Erklärungen selbst anhaftenden Mangels die 
Wirkung versagt ist, während es sich hjer um das Fehlen 
einer weiteren Wirksamkeitsvoraussetzung handelt; jedoch 
ist dies ohne praktische Bedeutung. Es genügt, daß der 
Sinn der Urteilsformel hiermit klargestellt ist. 

Entsprechend der Weisung des ersten RevUit. ist der 
Feststellungsklage trotz ihrer sachlichen Berechtigung 
dann nicht stattzugeben, wenn die KL, wie die Bekl. gel- 
tend gemacht hatten, zur Erteilung der Genehmigung 
schuldrechtlich verpflichtet sind; denn in diesem Falle 
fehlt das nach 8256 ZPO. erforderliche Feststellungs- 
interesse oder Rechtsschutzbedürfnis. Deshalb sowie auch 
mit Rücksicht auf die von den Bekl. — auf Anregung 
des RG. — erhobene Widerklage, mit der die Bekl. die 
Verurteilung der KI. zur Zustimmung verlangt haben, 
hängt die Entsch. nur noch von der Frage ab, ob die Kl. 
zur Erteilung der Genehmigung verpflichtet sind. Diese 
Frage war u.a. zu prüfen unter dem Gesichts- 
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punkte einer vertraglichen Verpflichtung 
nach den Grundsätzen von Treu und Glauben, insbes. mit 
Rücksicht auf die bei den Sanierungsverhandlungen und 
bei der Übernahme der Geschäftsanteile durch die Bekl. 
zu 1 verfolgten Ziele. 

In dem ersten RevUrt. hatte der Senat darauf hinge- 
wiesen, daß die Weigerung der KI., insbes. des klagen- 
den Ehemannes, die Abtretung der Treugeberrechte 
durch die beklagte Bank an Sch. zu genehmigen, mög- 
licherweise einer sich aus den Sanierungsverhandlungen 
ergebenden Treupflicht der Kl. gegenüber der beklagten 
Bank widersprechen könne. Eine solche Treupflicht des 
KI. Z. hat er jedenfalls für den Fall bejaht, daß — wie 
die Bekl. behauptet hatten und mangels entgegenstehen- 
der Feststellung für die RevInst. zu unterstellen war — 
die beklagte Bank den Geschäftsanteil (für den Kl. er- 
kennbar) in der Absicht erworben hatte, ihn baldmög- 
lichst zu Gelde zu machen, und nicht etwa, um ihn als 
Gesellschafterin für sich zu verwerten. Für diesen Fall 
war eine Treupflicht des KI. Z. in dem Sinne angenom- 
men worden, daß er der Weiterveräußerung des Ge- 
schäftsanteils durch die beklagte Bank grundsätzlich 


‚keine Schwierigkeiten in den Weg stellen darf. Von einer 


solchen Treupflicht ausgehend, hatte der Senat dann dem 
BG. weiter aufgetragen, gründlicher zu prüfen, ob die 
Kl. im vorl. Falle wirklich einen wichtigen Grund 
haben, ihre Genehmigung zu versagen. 

Das BG. ist nunmehr ohne weitere Erörterung der tat- 
sächlichen Voraussetzungen davon ausgegangen, daß die 
Sanierungsverhandlungen und der Abschluß des Sanie- 
rungsvertrages zu einer Treupflicht jedenfalls des Ehe- 
mannes Z. in dem Sinne geführt hätten, daß er der Wei- 
terveräußerung des Geschäftsanteils (und auch der Treu- 
geberrechte) grundsätzlich keine Schwierigkeiten in den 
Weg legen dürfe; bei Vorliegen wichtiger Gründe er- 
achtet es die Kl. jedoch trotzdem für berechtigt, ihre 
Genehmigung zur Abtretung der Treugeberrechte an Sch. 
zu versagen. Solche wichtigen Gründe für die Versagung 
der Genehmigung sind nach seiner Meinung u. a. ge- 
geben mit Rücksicht auf ein Öffentliches Interesse, das 
einer Erweiterung des Unternehmens der Firma Sch. 
entgegenstehe. 


Zu dem Gesichtspunkt des öffentlichen In- 
teresses führt das BG. folgendes aus: Die gesetzlich 
mit der Durchführung der Marktordnung auf dem Gebiet 
der Teigwarenwirtschaft beauftragte Behörde, nämlich 
die Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und Fut- 
termittelwirtschaft, habe in mehreren Gutachten (vom 
1. April 1940 und v. 18. Nov. 1940) mit aller Deutlichkeit 
zum Ausdruck gebracht, daß das von Sch. beabsichtigte 
Eindringen in die H.-GmbH. vom Standpunkt des all- 
gemeinen Interesses aus betrachtet in hohem Maße mib- 
billigt werden müsse, weil die damit gegebene weitere 
Zusammenballung von Großbetrieben der Teigwaren- 
industrie mit den Grundsätzen heutiger Wirtschaftsauf- 
fassung nicht vereinbar sei. Die Hauptvereinigung habe 
ihre Mißbilligung sowohl der Firma Sch. als auch der 
D.B. gegenüber zum Ausdruck gebracht, und sie habe 
in ihrem Gutachten betont, daß ihre Auffassung sowohl 
vom Reichsbauernführer als auch vom Beauftragten für 
Wirtschaftsfragen in der Reichskanzlei gebilligt werde. 
Schon die Stellungnahme der für die Bewirtschaftung 
der Teigwaren maßgebenden Behörde müsse, auch ohne 
daß diese Behörde bisher gegen den Ubergang der An- 
teile an Sch. eingeschritten sei, als genügend dafür an- 
gesehen werden, daß die Kl. ihre Zustimmung zur Ab- 
tretung versagen. Es könne ihnen nicht zugemutet wer- 
den, eine dem allgemeinen Interesse zuwiderlaufende 
Rechtsabtretung zu genehmigen. Dabei bedürfe es nicht 
der Stellungnahme zu der von der Hauptvereinigung zu 
entscheidenden Frage, ob der Erwerb der Anteilsmehr- 
heit durch Sch. unter die in den Marktordnungsbestim- 
mungen vorgesehene Genehmigungspflicht für Betriebs- 
erweiterungen falle. Ebensowenig könne im vorl. Ver- 
fahren geprüft werden, ob die Firma Sch. die Entsch. 
der Hauptvereinigung etwa mit Erfolg anfechten könne. 
Jedenfalls habe die Hauptvereinigung wiederholt mit 
aller Entschiedenheit erklärt, daß die beabsichtigte Zu- 
sammenballung der beiden Unternehmen (H. und Sch.) 
vom Standpunkt der allgemeinen Interessen aus höchst 
unerwünscht sei. 
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Die Rev. vertritt demgegenüber in erster Linie die 
Auffassung, die Berufung der KI. auf ein öftentliches 
Interesse sei unzulässig oder mindestens verfrüht; bei 
dem angeblichen öffentlichen Interesse handele es sich nur 
um ein nationalökonomisches Programm, dessen Verwirk- 
lichung ausschließlich Sache der zuständigen Behörden 
sei, und nicht etwa um einen. allgemeinen Rechtssatz 
(8134 BGB.), der dem Erwerb der Geschäftsanteile oder 
der Treugeberrechte durch Sch. entgegenstehe; die Frage, 
ob die Kl. zur Genehmigung der Rechtsübertragung ver- 
pflichtet seien, müsse daher zunächst jedenfalls ohne 
Rücksicht auf die Stellungnahme der Hauptvereinigung 
vom rein zivilrechtlichen Standpunkt aus entschieden wer- 
den; die Flauptvereinigung habe sich überdies in ihrem 
zweiten Gutachten auch selbst dahin geäußert, daß sie 
die Frage erst endgültig entscheiden könne, wenn ein 
gültiger Vertrag vorliege. 


Dieser Revisionsangriff ist nicht begründet. Aus den 
Auskünften der Hauptvereinigung geht jedenfalls so viel 
hervor, daß der Erwerb der Anteilsmehrheit durch Sch. 
und die wirtschaftliche Beherrschung des Unternehmens 
der A.-GmbH. durch ihn vom Standpunkte nationalsozia- 
listischer Wirtschaftslenkung erheblichen Bedenken unter- 
liegt. Die Hauptvereinigung hat deshalb, wie das: BG. 
feststellt, sowohl gegenüber der Firma Sch. als auch 
gegenüber der beklagten Bank ihre Mißbilligung zum 
Ausdruck gebracht, weil die mit dem Erwerb der An- 
teilsmehrheit gegebene weitere Zusammenballung von 
Großbetrieben der Teigwarenindustrie in höchstem Maße 
unerwünscht sei und den Grundsätzen nationalsozialisti- 
scher Wirtschaftsauffassung zuwiderlaufe. Sie vertritt 
sogar die Ansicht, daß der Erwerb der Anteilsmehrheit 
durch die Firma Sch. sich als „Erweiterung der Leistungs- 
fähigkeit“ des Betriebes dieser Firma im Sinne der An- 
ordnung 10 der Hauptvereinigung v. 22. Juli 1935 und der 
entsprechenden späteren Anordnungen (vgl. z.B. Anord- 
nung der HV. v. 1. Juli 1940 für das Getreidewirtschatts- 
jahr 1940/41, 2. Teil, Abschn. VI Ziff. 8: RNVBI. 291) dar- 
stelle und deshalb nach diesen Anordnungen von ihrer 
Genehmigung abhängig sei; außerdem hat sie noch durch 
besondere, an die Firma Sch. gerichtete Anordnung vom 
24. Juli 1936 „die Beteiligung sowie die Interessennahme 
an anderen Teigwaren herstellenden Betrieben, durch die 
eine unmittelbare oder mittelbare Verbindung mit der 
N. Nudel- und Stärkefabrik Sch. hergestellt wird, ohne 
Rücksicht darauf, in welcher Form sie erfolgt, mit sofor- 
tiger Wirkung‘ von ihrer „ausdrücklichen vorherigen 
Zustimmung abhängig gemacht“. Es. braucht hier die 
auch vom BG. offengelassene Frage, ob die Anordnung 10 
der Hauptvereinigung v. 22. Juli 1935 wirklich auf den 
Erwerb der Anteilsmehrheit an der H.-GmbH. durch die 
Firma Sch. Anwendung zu finden hat, nicht entschieden 
zu werden; ebenso kann auch dahingestellt bleiben, ob 
die etwaige Genehmigungsbedürftigkeit des Erwerbs der 
Anteilsmehrheit zur Folge hat, daB vor dieser Genehmi- 
gung der Erwerb nicht rechtswirksam wird, oder nur 
bewirkt, daß die Firma Sch. vor der Genehmigung nicht 
befugt ist, ihre Einflußnahme auf die H.-GmbH. tatsäch- 
lich auszuüben, sowie ob die besondere Anordnung vom 
24. Juli 1936 noch den hier in Rede stehenden Erwerbs- 
fall als der Vergangenheit angehörig treffen konnte. 
Jedenfalls kann es den KI., nachdem die erwähnten öffent- 
lich-rechtlichen Bedenken der maßgebenden Wirtschafts- 
behörden gegen den Erwerb der Anteilsmehrheit durch 
die Firma Sch. und gegen deren beherrschende Einfluß- 
nahme auf den Betrieb der H.-GmbH. durch die amt- 
lichen Äußerungen dieser Behörden aufgedeckt worden 
sind, nicht verwehrt werden, wenn sie mit ihrer Genehmi- 
gung einstweilen zurückhalten, bis die Sachlage durch 
endgültige Stellungnahme dieser Behörden geklärt ist. 
Mag es auch nicht ohne weiteres gerechtfertigt sein, daß 
jemand, der privatrechtlich zur Genehmigung einer Ver- 
fügung verpflichtet ist, diese Genehmigung unter Hin- 
weis auf wirtschaftliche Zweckmäßigkeitsfragen und auf 
die Stellungnahme von Verwaltungsbehörden versagen 
dürfte, so handelt es sich doch hier nur um eine ledig- 
lich aus $ 242 BGB. hergeleitete Genehmigungspflicht, 
die nur in dem Umfange besteht, als die Genehmigung 
den Kl. nach Treu und Glauben zugemutet werden kann. 
Nachdem die Bedenken der zuständigen Behörden gegen 
den Erwerb der Anteilsmehrheit und auch der Treu- 
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geberrechte aufgedeckt sind, können die Bekl. jedoch deu 
Kl. die Erteilung ihrer Genehmigung nicht mehr zumuten, 
ehe sie nicht selbst diese Bedenken durch entsprechende 
Maßnahmen, sei es durch Herbeiführung einer behörd- 
lichen Genehmigung des Erwerbs, sei es durch Herbei- 
führung einer endgültigen Entsch., daß es einer solchen 
Genehmigung nicht bedarf, ausgeräumt haben. Bis dahin 
läßt sich nicht sagen, daß die KI. mit einer Weigerung 
ihre Treupflicht gegenüber der beklagten Bank verletzen. 
Sie brauchen nicht ein Geschäft zu genehmigen und da- 
durch zur Vollendung zu bringen, dessen wirtschaftlicher 
Auswertung behördlicherseits Schwierigkeiten entgegen- 
gestellt werden. Hierbei ist es ohne Bedeutung, ob die 
KI., solange die Hauptvereinigung noch nicht gegen das 
iragliche Geschäft Stellung genommen hatte, keinen be- 
gründeten Anlaß hatten, ihre Genehmigung zu ver- 
weigern, und ob sie mit dieser Genehmigung sogar be- 
reits in Verzug geraten waren. Insbes. handelt es sich 
in solchem Falle nicht, wie die Rev. meint, um eine 
nach Eintritt des Verzuges durch Zufall eintretende Un- 
möglichkeit, für die — sei es auch nur unter entsprechen- 
der Anwendung des $ 287 BGB. — die Kl. als Schuldner 
verantwortlich wären, Vielmehr ist die Frage, ob die KI. 
nach Treu und Glauben zur Genehmigung ver- 
pflichtet sind, lediglich nach der gegenwärtigen Lage, 
wenn auch unter Berücksichtigung aller Umstände, zu 
beurteilen. Es ist auch nicht richtig, daß die Haupt- 
vereinigung, wie die Rev. meint, erst entscheiden könne, 
wenn ein zivilrechtlich gültiger Vertrag vorliege. Die 
Hauptvereinigung hat vielmehr in ihrer Auskunft vom 
18. Nov. 1940 S.5 lediglich erklärt, daß über die Frage 
der Genehmigung oder, wie es in dem unmittelbar fol- 
genden Satze heißl, über die „Zustimmung zu einer be- 
absichtigten Änderung‘ erst entschieden werde, wenn 
„ein genehmigungspflichtiger Tatbestand“ vorliegt, d.h. 
wenn ein entsprechender Antrag gestellt ist. Es liegt 
also in der Hand der Bekl., vorerst die Frage der Ge- 
nehmigungsbedürftigkeit und der etwaigen Genehmigung 
klären zu lassen. Das Gericht hat im gegenwärtigen Ver- 
fahren keine Veranlassung, die Frage der Genehmigungs- 
bedürftigkeit von sich aus zu entscheiden; es würde da- 
mit lediglich der Entsch. der tatsächlich maßgebenden 
Behörden, die auf dem in Rede stehenden Gebiet bin- 
dende Anordnungen zu treffen befugt sind, vorgreifen. 


(RG., II. ZivSen., U. v. 15. Dez. 1941, 1153/41.) 
* 


18. RG. — 58 249, 276 BGB.; AVB. für die Kraftiahrzeug- 
versicherung. Ein Verschulden bei Vertragsschluß begrün- 
det in aller Regel nur die Verpflichtung zum Ersatz des so- 
genannten negativen Interesses. Das Erfüllungsinteresse 
kann gefordert werden, wenn anzunehmen ist, daß der Be- 
rechtigte ohne das schuldhafte Verhalten des Gegners einen 
entsprechenden Vertrag hätte schließen können. Ein Kraft- 
wagen wird nur dann i.S. der AllgVersBed. als Privat- 
wagen benutzt, wenn die Benutzung im Einzelfalle den 
persönlichen Bedürfnissen des „Privatwagen“-Besitzers 
dient. 7) 

(RG., VII. ZivSen., U. v. 21. Nov. 1941, VII 59/41.) 

Abgedr. DR. 1942, 575 11, 


Anmerkung: Dem Urteil ist hinsichtlich der Entsch. 
über die Rev. der beiden Versicherungsgesellschaften 
beizustimmen. Zur Frage der vorläufigen Deckung "be- 
schränkt der Senat sich darauf, die Auswirkungen des 
unterstellten Verschuldens des Versicherungsvertreters 
auf die Schadensersatzansprüche zu erörtern. Hier folgt 
das Urteil der einhelligen Rechtsprechung, wonach regel- 
mäßig nur der Ersatz des negativen Interesses gefordert 
werden kann; dies entspricht dem Grundsatz jedes Scha- 
densausgleichs; denn wenn man sich vorstellt, was bei 
Wegdenken der schädigenden Handlung eingetreten wäre, 
so ergibt sich hier, daß der Kl. keinen Versicherungs- 
schutz gehabt haben würde. Bezüglich der Möglichkeit, 
bei einer anderen Gesellschaft noch rechtzeitig vorläu- 
fige Deckung zu erhalten, erblickt das RG, in den tat- 
sächlichen Feststellungen des BG. eine bindende Grund- 
lage zuungunsten des Kl. Danach war es folgerichtig, 
wenn der Senat diese Frage nicht weiter prüfte. 

Das vorliegende Urteil ist in diesem Punkte in einem 
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Aufsatz von Prölß „Zur Haftung des Versicherers für 
den Agenten‘; Deutscher Versicherungs-Dienst 1942, 33 
angegriffen worden. Prölß ist der Änsicht, der Sach- 
verhalt habe hier in erster Linie auf Grund der Haftung 
der Gesellschaft aus der Vertrauensstellung des Agenten 
beurteilt werden müssen, insoferı komme es aber nicht 
auf Verschulden des Vertreters an (RGZ. 111, 313; 147, 
186 u.a. = JW. 1935, 19324). Wenn Prölß damit Recht 
hätte, so würde es allerdings ein ganz auffälliger Man- 
gel des vorliegenden Urteils sein, wenn das RG. eine 
maßgebliche Rechtsgrundlage der Haftung überhaupt 
übersehen hätte. Dies kann nicht angenommen werden; 
es erscheint vielmehr wahrscheinlich, daß das Ge- 
richt Fälle der vorliegenden Art absichtlich nicht unter 
die Haftung aus der Vertrauensstellung des Agenten 
unterordnen will. Dies erscheint auch insofern berech- 
tigt, als es sich hier nicht darum handelt, daß der Ver- 
treter Aufklärung über die allgemeinen Versicherungs- 
bedingungen gibt, ihren Inhalt erläutert oder ähnliches. 
Vielmehr war es ohne weiteres klar, daß die allgemeinen 
Versicherungsbedingungen den vom Kl. jetzt in An- 
spruch genommenen antizipierten Versicherungsschutz 
nicht enthielten. Es wurde somit von dem Vertreter nicht 
darüber Aufklärung verlangt, zu welchem Zeitpunkt nach 
den Bedingungen der Versicherungsschutz beginnt, son- 
dern der Kl. bat offenbar bewußt um eine Vergünstigung 


außerhalb der allgemeinen Versicherungsbedingungen., 


Die Zubilligung von Sonderrechten solcher Art fällt aber 
nicht mehr unter die Belehrungspflicht des Vertreters bei 
Auslegung der Vertragsbedingungen. Man wird nach 
dem Urteil annehmen müssen, daß das RG. in solchen 
Fällen eine Haftung aus der Vertrauensstellung des 
Agenten, welche auf eine Abänderung des Vertrags- 
inhaltes im Sinne der vom Agenten gegebenen Erläute- 
rungen hinausläuft, grundsätzlich nicht für angängig 
ansieht. Diese Unterscheidung ist der wichtigste Punkt 
der Entscheidung. . 

Hinsichtlich der Auslegung des Begriffs des Privat- 
wagens kann vom Standpunkt des Versicherungsrechtes 
aus dem RG. nur gefolgt werden. Für den hier festzu- 
stellenden Umfang des zu gewährenden Versicherungs- 
schutzes kommt es nicht auf das Äußere des Wagens 
oder seine fabrikationsmäßige Bestimmung, sondern aut 
das mit dem tatsächlichen Betrieb verbundene Risiko an. 
Dafür entscheidet aber nicht die Entgeltlichkeit der ein- 
zelnen Fahrt. Vielmehr war es nach den Beziehungen 
des Kl. zu den Benutzern des Wagens auf der Unfallfahrt 
ganz ersichtlich so, daß von eigem privaten Interesse des 
KI. — im Gegensatz zu dem gewerblichen Vermieter- 
interesse — gar keine Rede sein konnte. 

RA. Dr. Werner Wussow, Berlin. 


* 


19. RG. — §§ 249, 823 BGB. Es wird an der Rspr. fest- 
gehalten, gemäß der zwischen einem bloß äußerlichen (nicht 
adäquat ursächlichen) und einem adäquat ursächlichen 
inneren Zusammenhang zwischen einem Unfall und einem 
Schaden zu unterscheiden ist. Ein Fall nur äußeren, nicht 
ursächlichen Zusammenhangs liegt vor, wenn der Verletzte 
auf Grund seiner Veranlagung in der irrigen Vorstellung 
lebt, er sei krank und arbeitsunfähig. 

Für eine Anwendung des $ 254 BGB. ist erst Raum, wenn 
der ursächliche Zusammenhang zwischen Unfall und Scha- 
den feststeht. 

Am 30. Mai 1937 überholte der Bet mit seinem Kraft- 
` wagen den auf einem Rade fahrenden KI. und warf ihn 
dabei zu Boden. Für die Verletzungen, die der KI. dabei 
erlitt, und ihre Folgen hat ihm der Bekl., wie er an- 
erkennt, aufzukommen. Der Bekl. hat freiwillig 1246,90. RM 
gezahlt. Der KL verlangt aber 6537,12 RM, eine monat- 
liche Rente von 200 #4 und die Feststellung, daß der 
Bekl. verpflichtet sei, ihm allen weiteren Schaden aus 
dem Unfall zu ersetzen. Außer einer Schulterverletzung, 
behauptet er, hätten sich als Folge des Unfalls veitstanz- 
ähnliche Zuckungen eingestellt, die ihn unfähig machten, 
seinen Beruf als Schneider weiter auszuüben. Der Bekl. 
bestreitet, daß überhaupt noch Unfallfolgen gegeben seien. 

Das LG. Berlin hat dem Kl. durch Urteil v. 2. Aug. 
1940 an Heilungskosten, Schmerzensgeld und entgan- 
genem Gewinn 1540 AM zugebilligt, im übrigen aber die 
Klage abgewiesen. Das KG. hat am 7. Aug. 1941 dic Be- 
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rufung des KI. mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß 
der Bekl. an den KI. noch weitere 30 24 zu zahlen habe. 

Die Rev. blieb erfolglos. 

Zu den Krankheitserscheinungen, durch die der KI. 
dauernd an der Ausübung seines Berufes gehindert sein 
will, insbes. zu den einige Zeit nach dem Unfall auf- 
getretenen veitstanzähnlichen Zuckungen, nimmt das BG. 
auf Grund des Obergutachtens des gerichtsärztlichen 
Ausschusses der Stadt B. dahin Stellung, daß sie neuro- 
tisch bedingt seien und mit dem Unfall nur in einem 
äußerlichen Zusammenhange ständen, sich also rechtlich 
nicht als Unfallfolge ansehen ließen. Diese Unterschei- 
dung zwischen bloß äußerem und (adäquat ursächlichen) 
innerem Zusammenhange mit dem Unfall entspricht der 
Rspr. des RG. und ist ersichtlich keineswegs, wie die 
Rev. glaubt darlegen zu können, durch einen angeblich 
falschen medizinischen (im Gegensatz zum juristischen) 
Begriff des ursächlichen Zusammenhangs beeinflußt wor- 
den. Zu Unrecht meint die Rev., der gerichtsärztliche 
Ausschuß werde von seinem Standpunkte aus niemals 
einen inneren Zusammenhang mit dem Unfall zugeben 
können, und umgekehrt sei danach ein bloß äußerer Zu- 
sammenhang nur im Falle der Simulation — die das BG. 
beim KI. nicht festgestellt hat — denkbar. Der Ausschuß 
wie der BerR. würden einen inneren Zusammenhang 
sicherlich anerkannt haben, wenn sie sich der Auffassung 
Dr.R.s, es sei eine traumatische Chorea gegeben, ange- 
schlossen haben würden. Diese abzulehnen und die 
Krankheitserscheinungen des KI. als neurotisch bedingt 
anzusehen, stand dem BG. auf Grund der ihm obliegen- 
den tatsächlichen Würdigung der Beweisaufnahme frei. 
Dabei ist der Rev. entgegenzuhalten, daß eine nicht sehr 
starke Schockwirkung, von der das Gutachten des ge- 
richtsärztlichen Ausschusses spricht, nicht etwa notwen- 
digerweise eine gesundheitliche Schädigung nach sich zu 
ziehen brauchte, Das BG. war deshalb auch in der Lage 
festzustellen, daß die Krankheitszustände des Kl. nicht 
durch einen Schock ausgelöst wordem seien. Zu dieser 
Auffassung ist es ohne ersichtlichen Rechtsirrtum ge- 
langt. Daran ändert auch der allgemeine ‘Hinweis der 
Rev. nichts, der KI. sei doch vor dem Unfall ganz ge- 
sund gewesen, während er jetzt krank sei. Es gibt eben 
heben der Simulation — der bewußten Vortäuschung 
nicht vorhandener Beschwerden — auch noch andere 
Fälle des bloß äußeren Zusammenhanges zwischen Krank- 
heit und Unfall, so den Fall, daß der Verletzte auf 
Grund seiner Veranlagung in der irrigen Vorstellung lebt, 
er sei krank und arbeitsunfähig. Hier ist ein solcher 
Fall nach der Feststellung des BG. gegeben. Nicht der 
Unfall hat, wie dies an sich denkbar wäre und auch von 
Ärzten nicht geleugnet wird, durch äußerliche oder inner- 
liche Verletzungen die neurotischen Erscheinungen herbei- 
geführt. Vielmehr haben sich beim KI. im Anschluß an 
den Unfall bei seiner von diesem völlig unabhängigen 
Veranlagung neurotische Erscheinungen entwickelt, die 
ebensowohl wie an den Unfall auch an ein beliebiges 
anderes äußeres Ereignis hätten anknüpfen können. Dann 
aber konnte der BerR. ohne Rechtsirrtum den ursäch- 
lichen Zusammenhang im Rechtssinne verneinen. 

Eine gewisse Unklarheit findet sich, wie der Rev. zu- 
zugeben ist, in der Begründung des BU. insofern, als 
darin weiter gesagt wird, das Rentenbegehren habe sich 
nachträglich durch einen im wesentlichen aus $ 254 BGB. 
zu betrachtenden Mangel an Widerstandskraft des Kl. 
gegen die Begehrungsvorstellungen entfaltet, seine Wider- 
standskraft sei aber durch den Unfall nicht beeinträchtigt 
worden; er hötte den Krankheitserscheinungen entgegen- 
wirken können und habe dadurch, daß er dies unterließ, 
in einem Maße schuldhaft i. S. des 8254 BGB. gehandelt, 
daß der Unfall überhaupt nicht mehr ursächlich 
für die veitstanzähnlichen Erscheinungen angesehen wer- 
den könne. Die Vorfrage ist, wie demgegenüber betont 
werden muß, die Frage nach dem ursächlichen Zusam- 
menhange. Erst wenn sie bejaht wird, ist für eine An- 
wendung des 8254 BGB., für ein bei der Entstehung des 
Schadens mitwirkendes Verschulden des Beschädigten 
Raum. Wie groß dies auch sein mag, so kann es doch 
niemals den ursächlichen Zusammenhang zwischen dem 
schädigenden Ereignis und dem Schaden beseitigen, son- 
dern nur dahin führen, daß der Schaden als vorwiegend 
von dem Beschädigten verursacht anzusehen ist. Nur 


800 


Rechtsprechung 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


wenn also ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dent 
Unfall und den Krankheitserscheinungen des Kl. vorhan- 
den wäre, könnte der Umstand von Bedeutung sein, daß 
der KI. ihnen den ihm möglichen Widerstand nicht ent- 
gegengesetzt hätte. Diese Unklarheit des BU. vermag je- 
doch der Rev. nicht zum Erfolge zu verhelfen. Denn 
seine Begründung ergibt auch nach Ausschaltung des 
$254 BGB. in ihrem Zusammenhange einwandfrei, daß 
der Unfall im dargelegten Sinne nur der äußere Anlaß 
für die neurotischen Erscheinungen gewesen ist, daß 
also der KI. diese zu Unrecht als durch den Unfall bc- 
dingt angesehen wissen will. 


(RG., VI. ZivSen., U. v. 13. Jan. 1942, VI 100/41.) 
* 


20. OLG. — §§ 631 ff., 179, 951 BGB. 

1. Der Architekt muß bei der Bestellung von Bauarbeiten 
deutlich zum Ausdruck bringen, ob er im eigenen Namen 
oder im Namen des Bauherrn handelt. 

2. Nimmt der Bauhandwerker ersichtlich an, der Archi- 
tekt habe für den Bauherrn bestellt, so haftet der Architekt 
dem Bauhandwerker als Vertreter ohne Vertretungsmacht, 
wenn er den Bauhandwerker im Ungewissen darüber läßt, 
daß er den Auftrag im eigenen Namen erteilen wollte, und 
wein der Bauherr später die Vergütung der Arbeiten ab- 
ehnt. 

3. Neben der Verpflichtung des Architekten gemäß § 179 
BGB. besteht die gesamtschuldnerische Haftung des Bau- 
herrn gegenüber dem Bauhandwerker nach $ 951 BGB. 


Der KI. hat auf Bestellung des Beki. zu 3 (Architekt) 
Schreinerarbeiten für den Umbau eines Hauses ausgeführt, 
das der Bekl. zu 1 gehört. Er hat behauptet, der Bekl 
zu 3 habe für die Beki zu 1 bestellt, aber auch seine 
eigene Haftung immer wieder anerkannt. Er hat deshalb 
von beiden Bekl. die Zahlung des Rechnungsbetrages von 
2095,40 RAM nebst 4% Zinsen seit Klagerhebung begehrt. 

Die Bekl. haben beantragt, die Klage abzuweisen, weil 
lediglich der Bekl. zu 3 aus der Bestellung hafte. 

Das LG. hat die Bekl. zu 1 und 3 im wesentlichen nach 
dem Klageantrage verurteilt. 

Die Bekl. sind mit der Berufung nicht durchgedrungen. 
In Ergebnisse ist das Urteil des LG. nicht zu beanstanden. 

Die Haftung der Bekl. zu 1 ergibt sich aus 8 951 Abs. 1 
BGB. Der KI. hat die Schreinerarbeiten an dem Hause 
der Bekl. ausgeführt und die von ihm gemäß der Rech- 
nung v.10. Dez. 1939 gelieferten Sachen mit dem Grund- 
stücke der Bekl. zu 1 verbunden, so daß sie dessen wesent- 
liche Bestandteile wurden. Durch diesen Vorgang hat die 
Bekl. zu 1 das Eigentum an den vom KI. eingesetzten 
Sachen gem. § 946 BGB. erworben. Diese zu Lasten des 
KI. eingetretene Rechtsverschiebung ist nach $ 951 Abs. 1 
BGB. auszugleichen. Danach hat die Bekl. zu 1 als die- 
jenige, die durch die eingetretene Rechtsänderung be- 
günstigt worden ist, den Geldwert des erlangten Vorteils 
zu vergüten. Dieser ist in Höhe des Klagebetrages an- 
zusetzen, da nichts für die Annahme spricht, daß die 
vom Kl. für die Verbindung seiner Sachen mit dem 
Grundstücke der Bekl. zu 1 angesetzten Preise die ver- 
kehrsübliche angemessene Höhe überschreiten. 

Eine Zahlungspflicht der Bekl. zu 1 würde allerdings 
dann nicht zu rechtfertigen sein, wenn die Verbindung 
der Sachen des KI. mit dem Hause der Beki. zu 1 vor- 
genommen worden wäre auf Grund eines gültigen Ver- 
trages, den der Bekl. zu3 im eigenen Namen mit dem 
KI. ‚abgeschlossen hätte. Ein solcher Sachverhalt kann 
indessen nicht festgestellt werden. Es ist unstreitig, daß 
der Bekl. zu 3 bei der Bestellung nicht zum Ausdruck 
gebracht hat, für wessen Rechnung er den Auftrag er- 
teile. Der KL befand sich daher über die Person seines 
Auftraggebers im unklaren. Er wußte nach der Über- 
zeugung des Senats bei der Bestellung, daß das Grund- 
stück nicht dem Bekl. zu 3 gehörte. Er durfte daher 
davon ausgehen, daß dieser nicht schlechthin im eigenen 
Namen den Auftrag erteile. Bauherrin war, wie aus dem 
auf der Baustelle angebrachten Schild auch für den KI. 
ersichtlich war, die Beki. zu 1. Der Ki. nahm daher 
augenscheinlich an, daß der Bekl. zu 3 für die Bekl. 
zu 1 bestellt habe. Dies läßt sich insbes. aus seinem 
Schreiben v.8. Okt. 1939 entnehmen. In ihm bittet er den 
Bekl. zu 3 ausdrücklich um Angabe, für welche Rechnung 
die Arbeiten ausgeführt werden. Der Bekl. zu 3 hat zwar 


behauptet, daß er dem KI. die gewünschte genaue Be- 
zeichnung der Person des Auftraggebers gegeben habe. 
Dies kann aber bei dem Bestreiten des KI. nicht für ge- 
nügend nachgewiesen erachtet werden. Es läßt sich daher 
nicht sicher feststellen, daß der Bekl. zu 3 deutlich zum 
Ausdruck gebracht hat, er bestelle die Arbeiten im eige- 
nen Namen, und daß der KI. dieses Angebot angenon- 
men hat. Der Bekl. zu 3 muß sich daher als Vertreter der 
Bekl. zu 1 behandeln lassen, und zwar, da diese eine 
rechtsgeschäftliche Haftung für die Lieferung des KI. ab- 
lehnt, als Vertreter ohne Vertretungsmacht. Als solcher 
ist er dem KI. nach § 179 Abs. 1 BGB. verpflichtet. Durch 
diesen Tatbestand wird die Haftung der Bekl. zu I auf 
Grund des $ 951 Abs.1 BGB. nicht ausgeschlossen. Die 
gesetzliche Haftung des vollmachtlosen Vertreters kann 
vielmehr neben der Haftung des Vertretenen aus § 951 
bestehen; denn der Rechtsverlust, den § 951 ausgleichen 
will, tritt auch in diesem Falle infolge der Vorschrift 
des S 946 ein und nicht infolge der gesetzlichen Haftung 
des Vertreters (vgl. RGRKomm. zu $951 BGB. Anm. 3). 

Hieraus ergibt sich, daß die Bekl. zu 1 und 3 dem Kl. 
gesamtschuldnerisch zur Zahlung der Urteilssumme ver- 
pflichtet sind. 

(OLG. Düsseldorf, Urt. v. 19. Febr. 1942, 4U 169 a/41.) 
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** 21. RG. — § 839 BGB. Der öffentliche Dienstherr haftet 
für eine Dienstverfehlung, die ein Soldat mit der eigenmäch- 
tigen Besitzergreifung und Handhabung einer Dienstwaffe 
begeht, nur dann, wenn diese Dienstverfehlung mit den 
hoheitlichen Aufgaben, die ihm zufolge seiner Dienststel- 
lung obliegen oder besonders übertragen sind, irgendwie 
in innerem Zusammenhang steht. 

Im Juni 1940 leitete der Feldwebel M. ein Kleinkaliber- 
schießen. Da das Schießen am nächsten Tage fortgesetzt 
werden sollte, nahm er das benutzte Kleinkalibergewehr 
und die übriggebliebenen fünf Patronen mit auf seine 
Stube in der Kaserne, lehnte das Gewehr dort an die 
Wand und legte die Patronen in einer offenen Schachtel 
daneben auf den Tisch. Dann verließ er die Stube und 
schloß sie mit einem Einheitsschlüssel hinter sich ab. 

Nach Dienstschluß zwischen 19 und 20 Uhr ging dar- 
auf der ebenfalls mit einem Einheitsschlüssel versehene 
Fourierunteroffizier H. in Abwesenheit, aber mit Erlaub- 
nis des M. auf dessen Stube, um sich dessen Bratpfanne 
zu holen. Auf dem Wege dorthin sah er vom Flurtenstcr 
aus eine Reihe Spatzen auf der etwa 80m von der Ka- 
serne entfernten Feldscheune sitzen. Als er nun nach 
Öffnung der Stube darin das Gewehr und die Patronen 
bemerkte, nahm er beides an sich, ging an das Flur- 
fenster zurück und schoß von dort die fünf Patronen auf 
die Spatzen ab. Etwa 100 m hinter der Scheune führt ein 
vom Flurfenster nicht sichtbarer Weg vorbei. Eines der 
Geschosse ging über die Scheune hinweg, senkte sich 
dann zur Erde und traf die auf dem Wege gehende KI. 
durch den Hals. 

H. wurde vom Kriegsgericht wegen Vergehens gegen 
$ 148 MilStGB. zu sechs Wochen geschärftem Arrest ver- 
urteilt. M. wurde von seinem Kompanieführer mit einem 
strengen Verweis bestraft, weil er die übriggebliebene 
Munition nach dem Schießen nicht sofort an den Schiet. 
unteroffizier zurückgegeben hatte. 

Die KI. macht das verklagte Reich für den Unfall haft- 
bar. Mit der Klage hat sie wegen des ihr bereits ent- 
standenen Schadens die Zahlung von 544,80 AH nebst 
Prozeßzinsen und eines vom Gericht festzusetzenden 
Schmerzensgeldes gefordert und ferner die Feststellung 
der Verpflichtung des Bekl. verlangt, ihr auch den künt- 
tig infolge der Schußverletzung etwa noch erwachsenden 
Schaden zu erstatten. 

Das LG. hat den Zahlungsanspruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt und dem Feststellungsanspruch 
stattgegeben. 

Berufung und Rev. waren erfolglos. 

Das LG. hat eine in Ausübung anverfrauter öffent- 
licher Gewalt gegenüber der Kl. begangene schuldhafte 
Amtspflichtverletzung, für deren Schadensfolgen das ver- 
klagte Reich haftet, nur in der ungetrennten offenen Auf- 
bewahrung der Kleinkaliberwaffe und der zugehörigen 
Munition seitens des Feldwebels M. gesehen. Nach An- 
sicht des BG. ist dagegen cine solche Amtspflichtver- 
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letzung auch darin zu finden, daß der Unteroffizier H. 
Gewehr und Munition an sich nahm und den gefährlichen 
Schuß abfeuerte. 

Zutreffend hat das BG. den adäquaten ursächlichen 
Zusammenhang zwischen der Schußabgabe des H. und 
der Verletzung der Kl. angenommen und zugleich die 
Verschuldensfrage bejaht. Daß das Geschoß über die 
Feldscheune hinwegging und auf dem absteigenden Ast 
seiner Bahn eine hinter der Scheune befindliche Person 
traf und verletzte, lag keineswegs außerhalb jedes Er- 
fahrungsbereichs. Ebenso konnte dem zufolge seiner mili- 
tärischen Ausbildung mit der Waffenwirkung allgemein 
vertrauten Unteroffizier die Gefährlichkeit auch eines 
Schusses aus einem Kleinkalibergewehr nach den ört- 
lichen Umständen bei Beobachtung verkehrserforderlicher 
Sorgfalt nicht entgehen. Weder 8249 noch 8276 BGB. 
sind demnach verletzt worden. 


Mit Recht rügt die Rev. jedoch die Bejahung einer von 


H. in Ausübung anvertrauter öffentlicher Gewalt be- 
gangenen Amtspflichtverletzung, die zur Herbeiführung 
der Amtshaftung des öffentlichen Dienstherrn erforder- 
lich ist. Der Umstand allein, daß H. sich zur Zeit der 
Schußabgabe nicht im Dienste befand, schließt allerdings 
das Vorliegen einer solchen Amtspflichtverletzung nicht 
aus. Stets muß aber. zwischen der Handlung oder Unter- 
lassung des Beamten (Soldaten) und seinen hoheitlichen 
Aufgaben oder Befugnissen in irgendeiner Weise ein in- 
nerer Zusammenhang bestehen (RGZ.104, 286; 105, 230; 
155, 362 == JW.1937, 291625; Iw: 1932, 4673). 

Zwischen der Abgabe des Schusses und den Aufgaben 
oder Befugnissen des H. fehlt indes jede innere Be- 
ziehung. Ihm waren anders als dem Feldwebel M. das 
Kleinkalibergewehr und die zugehörige Munition zu kei- 
nem Dienst übergeben worden, noch lag ihm in seiner 
Eigenschaft als Fourierunteroffizier eine allgemeine Be- 
treumg von Waffen und Munition dienstlich ob. 

Das BG. verkennt selbst nicht, daß im Sinne der Rspr. 
des RG. eine Obhutspflicht des H. für die benutzte Waffe 
und ihre Munition aus seinen eigenen dienstlichen Ob- 
liegenheiten nicht folgt. Es glaubt aber, über die Rspr. 
einen Schritt hinausgehen zu müssen, und leitet die not- 
wendige innere Beziehung zu den Dienstpflichten des H. 
schon aus dessen Vorgesetzteneigenschaft her. Als Vor- 
gesetzter habe er, so führt es aus, öffentliche Gewalt 
gegenüber den Mannschaften und zugleich die allgemeine 
Verpflichtung, auch außerhalb seines persönlichen Auf- 
gabenkreises die militärischen Einrichtungen und Vor- 
schriften zu beachten. Ebenso ice er jeden Untergebenen 
im Kasernenbetriebe vom unbefugten Gebrauch militäri- 
scher Waffen habe abhalten und auf diese Weise insbes. 
auch Dritte gegen einen derartigen Waifengebrauch 
schützen müssen, habe ihm solche dienstliche Verpilich- 
tung gegenüber sich selbst obgelegen. Er sei mithin 
dienstlich verpflichtet gewesen, die unbefugte Benutzung 
der Kleinkaliberwaffe in der Kaserne auch selbst zu un- 
terlassen. ; i 

Diese Erwägungen sind jedoch nicht geeignet, die ge- 
setzliche Haftung des öffentlichen Dienstherrn für die 
Folgen einer Amtspflichtverletzung eines Beamten zu be- 
gründen. Die Amtshaftung ist ausdrücklich auf die Folgen 
solcher Amtspflichtverletzungen beschränkt worden, die 
in Ausübung anvertrauter öffentlicher Gewalt begangen 
werden, und erscheint auch nur insoweit gerechtfertigt, 
als die mißbrauchte Öffentliche Gewalt von dem öffent- 
lichen Dienstherrn herrührt. Die Verpflichtung eines mili- 
tärischen Vorgesetzten, seine Untergebenen vom unbe- 
fugten Gebrauch militärischer Machtmittei abzuhalten und 
damit Dritte vor den gefährlichen Folgen solchen Ge- 
brauches zu schützen, fließt allerdings aus der öffent- 
lichen Gewalt, die ihm mit der Bestellung zum Vorge- 
setzten gegenüber den Untergebenen vom öffentlichen 
Dienstherrn übertragen worden ist. Das trifft jedoch 
nicht ohne weiteres auf jede Dienstverfehlung zu, die 
ein Soldat, gleichgültig ob er eine Vorgesetztenstellung 
einnimmt oder nicht, mit der eigenmächtigen Besitzergrei- 
fung und Handhabung einer Dienstwaffe selbst begeht, 
sondern nur dann, wenn sie mit den hoheitlichen Aul- 
gaben, die ihm zufolge seiner Dienststellung obliegen 
oder besonders übertragen sind, irgendwie in innerem 
Zusammenhange steht. Diese innere Beziehung zwischen 
der pflichtwidrigen Benutzung der Kleinkaliberwaffe uad 
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der Dienststellung oder den besonderen dienstlichen 
Aufgaben des H. ist aber nicht vorhanden. 

Anders liegt die Sache bei der dienstlichen Verfenlung 
des Feldwebels M. Ihm waren die Kleinkaliberwaffe und 
die zugehörige Munition zum Zwecke der Schießausbil- 
dung der Kompanie übergeben worden. Die ihm damit 
anvertraute Öffentliche Gewalt schloß die Verpflichtung 
zur Obhut über Waffe und Munition in sich ein, die mit 
Beencigung des Schießdienstes nicht gleichzeitig endete. 
Waffe und Munition durften nicht offen und ungetrennt 
nebeneinander aufbewahrt werden. Nach der von Kom- 
panieführer in der Strafsache gegen H: bezeugten all- 
gemeinen Anordnung oder Übung war die übriggeblie- 
bene Munition nach Beendigung des Schießdienstes an 
den Schießunteroffizier zurückzugeben. Von dieser Ab- 
lieferungspflicht wurde M. nicht dadurch befreit, daß das 
Kleinkaliberübungsschießen am nächsten Tage fortgesetzt 
werden sollte. Durch die vorgeschriebene Ablieferung und 
getrennte sichere Aufbewahrung der Munition soll ein 
auch Dritte gefährdender außerdienstlicher Gebrauch der 
Schußwaffe verhindert werden. Die Dienstpflicht der Ab- 
lieferung lag dem M. deshalb auch der Kl. gegenüber ob. 


Durch Verletzung der Ablieferungspflicht hat M. die 


eigenmächtige unbefugte Benutzung von Schußwaffe und 


‚Munition durch H. erst ermöglicht und dadurch die Ver- 


letzung der Kl. mitverursacht. 

Bei Beobachtung verkehrserforderlicher Sorgfalt mußte 
M. ferner mit der Schießlust junger ausgebildeter Sol- 
daten rechnen. Er konnte die ihm bekannten Gefahren 
einer außerdienstlichen unbefugten Benutzung der Klein- 
kaliberwaife auch nicht dadurch als beseitigt ansehen, 
daß er die Stube, in der er Waffe und Munition offen 
niedergelegt hatte, hinter sich abschloß. Denn außer ihm 
besaßen, wie er wußte, andere, zu mindestens H., eben- 
falls den zur Öffnung der Tür geeigneten Einheitsschlüs- 
sel. Dem H. hat er sogar das Betreten der Stube in sei- 
ner Abwesenheit zur Abholung einer Bratpfanne erlaubt. 

Bei dieser Sachlage ist die vom BG. getroffene Fest- 
stellung, daß die Amtspflichtverletzung des M. eine fahr- 
lässige ist und demgemäß auch mit der Verletzung der 
Kl. in einem adäquaten ursächlichen Zusammenhang steht, 
rechtlich nicht zu beanstanden (8$ 249, 276 BGB.). 

Daß der durch die fahrlässige Handlungsweise des M. 
geförderte und erst ermöglichte unbefugte Waffenge- 
brauch des H. der inneren Beziehung zu hoheitlichen 
Dienstpflichten des H. entbehrt, ist entgegen der Auf- 
fassung der Rev., die dies zu Unrecht der Entsch. RGZ. 
155, 362 (366—368) entnehmen zu können glaubt, für die 
Frage der Haftbarkeit des Bekl. aus Amtspflichtverlet- 
zung des M. belanglos. Voraussetzung dieser Haftbarkeit 
ist nur ein innerer Zusammenhang der Handlungsweise 
des M. mit den ihm selbst übertragenen hoheitlichen 
Dienstpflichten, und dieser Zusammenhang ist, wie dar- 
gelegt, gegeben. e 

Nun haftet freilich der öffentliche Dienstherr für die 
Folgen einer fahrlässigen und nicht vorsätzlichen Amts- 
pflichtverletzung nur hilfsweise, nämlich nach 8 839 Abs. I 
Satz 2 BGB. nur dann, wenn der Verletzte nicht auf an- 
dere Weise Ersatz zu erlangen vermag. Die Amtshaftung 
des Bekl. entfällt mithin, wenn und soweit der der Kl. 
nach § 823 BGB. schadensersatzpflichtige H. zur Erstat- 
tung des eingeklagten Schadens imstande ist. H. hat auch 
unstreitig einen kleineren Betrag zu den der KI. entstan- 
denen Unfallkosten beigetragen. Daß er zu mehr im- 
stande ist, hat jedoch keine der Parteien im Rechtsstreit 
behauptet und ist nach der Sachlage offensichtlich nicht 
anzunehmen. 


(RG. HI. ZivSen., U. v. 23. Dez. 1941, II 81/41.) 
* 


22. KG. — § 1915, § 1809, § 1814 BGB. und AbwPäVO. 
v. 11. Okt. 1939 (RGBI. I, 2026) $ 7. Auch bei einer auf 
Grund der VO. über die Abwesenheitspilegschaft v. 11. Okt. 
1939 angeordneten Pilegschaft ist Geld gemäß $ 1809 BGB. 
anzulegen und sind Inhaberpapiere gemäß $ 1814 BGB. zu 
hinterlegen. 

Auf Antrag des Polizeipräsidenten in B. hat das AG. 
gemäß der VO. über die Abwesenheitspflegschaft vom 
11. Okt. 1939 (AbwpflVO.) den RA. D. zum Pfleger für 
eine englische, in London ansässige Firma bestellt. Dem- 
nächst hat es u.a. angeordnet, daß das Fffekten- und 
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das Barkonto dieser Firma bei der Reichskreditgesellschaft 
AG. in Berlin, letzieres soweit es sich nicht um laufende 
Ausgaben handelt, mit dem Sperrvermerk dahin zu ver- 
sehen ist, daß zur Herausgabe der Wertpapiere und zur 
Abhebung von Geld vom Barkonto, abgesehen von Zin- 
sen, die Genehmigung des VormGer. erforderlich sei. Der 
Pfleger erstrebt die Aufhebung dieser Anordnung und 
hat deshalb Beschwerde eingelegt. Das LG. hat das 
Rechtsmittel zurückgewiesen. 


Auch die weitere Beschwerde des Pilegers, — dessen 
Beschwerderecht auf Grund des 8 20 RFGG. zu bejahen 
ist, weil er in der Anordnung eine unzulässige Beschrän- 
kung seiner Befugnisse als Pileger erblickt, — hat keinen 
Erfolg. 


Richtig ist, daß es sich nicht um eine reguläre, nach 
S 1911 BGB. angeordnete Abwesenheitspflegschaft han- 
delt, sondern um eine besondere gemäß der vor- 
genannten AbwpflVO. mit Durchführungsverordnungen 
v. 18. Okt. 1939 (RGBI. I, 2056) und v. 22. Jan. 1940 (RG- 
BI. I, 232). Diese Abwesenheitspflegschaft hat eine Reihe 
von Besonderheiten; so kann sie nur auf Antrag der 
höheren Verwaltungsbehörde, nicht von Amts wegen an- 
geordnet werden, und zwar auch für juristische Personen 
und sonstige Unternehmen. Die Anordnung ist auch dann 
zulässig, wenn der Abwesende einen Bevollmächtigten 
bestellt hat. Diese Besonderheiten ändern aber nichts 
daran, daß es sich doch nur um eine Sonderart der Ab- 
wesenheitspflegschaft handelt, also immer noch um die 
Pflegschaft für einen Abwesenden, wie sie für den Regel- 
fall in $ 1911 BGB. vorgesehen ist. Die Bestimmungen 
des BGB. treten daher als allgemeine Vorschrift er- 
gänzend hinzu, soweit nicht die AbwpflVO. und ihre 
Durchführungsvorschriften Sonderbestimmungen enthalten 
(vgl. auch Pfundtner-Neubert, „Das neue Deutsche 
Reichsrecht‘“, Bd. H, RV.8 S.1 oben und SA Fußnote 
zu § 7 der VO. am Schluß; ferner Boschan: DR. 1939, 
2033 und Hefermehl, „Die Behandlung des feindlichen 
Vermögens“ in DJ.1940, 165f., Bem. VI S.169f. sowie 
Oskar Möhring in DJ. 1940, 724). Der Senat hat die- 
sen Standpunkt bereits bisher vertreten. 

Daraus ergibt sich ohne weiteres, daß mangels ab- 
weichender Sonderbestinnmungen auch die vormund- 
schaftsgerichtliche Mitwirkung, wie bei sonstigen Pfleg- 
schaften entsprechend den Vorschriften über Vormund- 
schaften, auch bei dieser Abwesenheitspflegschaft erfor- 
derlich ist. Dies muß also auch von dem Vorbehalt der 
vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung zur Erhebung 
von Bargeld ($ 1809 BGB.) wie auch zur Herausgabe der 
Wertpapiere ($ 1814 BGB.) gelten. Man kann dieser An- 
nahme nicht mit dem Einwand begegnen, daß ein feind- 
liches Unternehmen nicht eine solche Fürsorge verdiene. 
An dem Feindvermögen im Inlande besteht auch ein er- 
hebliches Reichsinteresse. Dem anders gearteten Charak- 
ter der Abwesenheitspflegschaft gemäß der AbwpflVO. 
kann das VormGer. im Einzelfalle dadurch Rechnung 
tragen, daß es auf Grund der in § 1811 BGB. gewährten: 
Möglichkeit eine andere Anlegung der Gelder gestattet 
oder gem. § 1817 BGB. den Pfleger, wenn besondere 
Gründe vorliegen, von der Verpflichtung aus § 1814 BGB. 
befreit (vgl. auch Krieger-Hefermehl zu $7 
AbwpflVO. [DI S.24 Bem.4]). Grundsätzlich jedenfalls 
ist die Anwendbarkeit der Vorschriften in $ 1809 und 
$.1814 BGB. nicht ausgeschlossen. 

Diese Rechtslage ist auch durch die VO. über die Be- 
handlung feindlichen Vermögens v. 15. Jan. 1940 (RGBI. I, 
= — FeindVermVO. — nicht geändert worden. Zu Un- 
recht glaubt der BeschwF. in dem gem. § 12 dieser VO. 
vorgesehenen Verwalter für das Feindvermögen eine 
Parallele zu dem Abwesenheitspfleger der AbwpflVO. zu 
finden. Das Gegenteil ergibt sich aus der FeindVermVO. 
selbst; deren 89 verbietet grundsätzlich jede Verfügung 
über das im Inland befindliche feindliche Vermögen. Davon 
macht 8 10 Abs.2 Nr.3 eine Ausnahme, indem er be- 
stimmt, daß das Verfügungsverbot nicht für Verfügungen 
gilt, die im Inland von dem nach § 12 bestellten Ver- 
walter vorgenommen werden. Diese Bestimmung ist je- 
doch nicht auf den Abwesenheitspfleger auszudehnen; 
denn in Abs.2 Nr.2 derselben Vorschrift heißt es, daß, 
das Verfügungsverbot des 89 auch nicht für Verfügun- 
gen gilt, die im Inland durch einen von einem deutschen 


Gericht bestellten Vormund, Pfleger oder sonstigen Ver- 
walter mit Genehmigung des Gerichts vorge- 
nommen werden. Soweit also bereits nach anderen Vor- 
schriften eine gerichtliche Genehmigung nötig ist, wird 
sie nicht überflüssig. Sie ist im Gegenteil sogar nötig, 
um der Verfügung des Vormundes (Pflegers) die Kraft 
zu verleihen, das Verfügungsverbot der FeindVermVO. 
zu beseitigen (vgl. auch Krieger-Hefermehl zu 
§ 10 FeindVermVO. [AIS.513u.* Bem.9 Abs. 2]). Dem- 
nach läßt die FeindVermVO. insbesondere die Vorschrif- 
ten über das Erfordernis vormundschaftsgerichtlicher Ge- 
nehmigung (§ 1821f. BGB.) unberührt. Es ist dann aber 
nicht ersichtlich, aus welchem Grunde die allgemeine 
Verfügungsbeschränkung des 81809 oder des 8 1814 
BGB. für den Abwesenheitspfleger der VO. v. 11. Okt. 
1939 durch Einführung der FeindVermVO. v 15. Jan. 1940 
aufgehoben sein soll. So führt denn auch Krieger- 
Hefermehl zu § 7 AbwpflVO. (DIS.24 Bem.4) aus, 
daß von dem Abwesenheitspfleger namentlich die sich 
aus den $$ 1806, 1807, 1809 ... 1821, 1822... BGB. er- 
gebenden Verpflichtungen zu beachten seien. Der 
BeschwF. will oun dem Umstande maßgebende Bedeu- 
tung beimessen, daß‘ in dieser Aufzählung der $ 1814 
BGB. fehlt. Es ist aber nicht ersichtlich, weshalb zwar 
unter anderem die Beschränkung des § 1809 BGB. durch 
die FeindVermVO. nicht berührt sein soll, wohl aber die 
Beschränkung des § 1814 BGB. Auch Krieger-Hefer- 
mehl nimmt das nicht an; denn anschließend an die 
fragliche Aufzählung der vom Abwesenheitspfleger zu 
beachtenden Vorschriften folgt die Ausführung, daß da- 
nach zwar für den Abwesenheitspfleger die Vorschriften 
über dic Anlegung von Mündelgeld und über die 
Verwaltung von Inhaberpapieren des Mündels 
gelten, daß aber das Gericht dem anders gearteten Cha- 
rakter der Abwesenheitspflegschaft für Angehörige feind- 
licher Staaten durch Anwendung der 88 1811 und 1817 
BGB. Rechnung tragen könne. 

Die Darlegungen der weiteren Beschwerde, die darin 
gipfeln, daß durch das Verfügungsverbot des § 9 Feind- 
VermVO. die Anwendung des $ 1814 BGB. ausgeschlos- 
sen worden sei, gehen demnach fehl. Es ist vielmehr da- 
von auszugehen, daß an der für Abwesenheitspfleger be- 
stehenden Regelung durch die neue FeindVermVO. vom 
15. Jan. 1940 nichts geändert ist. 

Demnach unterliegt die weitere Beschwerde der Zu- 
rückweisung. 

(KG., ZivSen. 1a, Beschl. v. 5. Dez. 1941, 1a Wx 1011/41.) 


Miet- und Pachtrecht. 
Landbewirtschaftung 


23. RG. — $ 3 MietSchG. Ob eine Leistung des Päch- 
ters Pachtzins (Mietzins) i. S. von $3 MietSchG. ist, rich- 
tet sich nicht danach, ob sie Pachtzins i.S. des BGB. ist, 
sondern es kommt allein darauf an, ob sie in gleichblei- 
bende regelmäßige Einzelbeträge gegliedert ist. 

Maßgeblich für den Rechtsstreit ist, ob unständige, un- 
regelmäßige, nur in Fällen der Notwendigkeit auftretende 
Leistungen bei der Errechnung des „Mietzinses“ im Be- 
reiche des §3 Miet SchG. zu berücksichtigen sind. 
Dies Gesetz unterscheidet, ob der Mietzins in kürzeren 
oder in längeren als vierteljährigen Zeitabschnitten zu 
entrichten ist. Der Vermieter kann im ersten Fall auf 
Aufhebung des Mietverhältnisses klagen. wenn der Mie- 
ter mit einem Betrag im Verzug ist, der den „für die 
Dauer eines Monats zu entrichtenden Mietzins 
übersteigt“. Die Pflicht des Bekl., das Inventar zu ersetzen, 
wird erst bei Beendigung der Pacht wirksam und schei- 
det hier schon deshalb aus. Aber auch die Instandhal- 
tungspflicht bzgl. des Gebäudes und des Grundstücks ist 
nicht nach Zeitabschnitten zu entrichten und in gleich- 
bleibende regelmäßige Einzelbeträge zu gliedern. Es ist 
deshalb dem BG. darin beizustimmen, daß die Leistungen 
nach $ 5 des Vertrags (Inventarerhaltungspflicht) bei der 
Errechnung des monatlichen Pachtzinses gemäß 83 
MietSchG. nicht heranzuziehen sind. Darauf, ob sie ım 
Sinne des BGB. zum eigentlichen Pachtzins gehören, 
braucht nicht eingegangen zu werden. 


(RG., V. ZivSen., U. v. 5. Jan. 1942, V824.) [N] 
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24. LG. — § 5a MietSchG. Die nach $ 5a MietSchG. 
zu bewilligende Räumungsfrist kann nicht durch Abzah- 
lung des Rückstandes oder Zahlung der laufenden Miete 
bedingt werden. 


Das AG. hat in dem Urteil v. 7. Juli 1941 den bekl. 
Mietern eine Räumungsfrist bis zum 30. Sept. 1941 be- 
willigt. Der KI. hat gegen die Entsch. über die Räu- 
mungsfrist sofortige Beschwerde eingelegt und beantragt, 
„die Entsch. zu 2 dahin einzuschränken, daß die Räu- 
mungsfrist zu laufen aufhört, wenn die Beki. auf den 
Rückstand von 53,10 AM nicht wenigstens eine vom Ge- 
richt zu bestimmende Teilzahlung leisten und die am 
1.Aug. und 1.Sept.1941 fälligen je 22,70. %# laufender 
Miete pünktlich entrichten“. Das LG. hat die sofortige 
Beschwerde zurückgewiesen. 

Nach 85a MietSchG. hat das AG. bei Aufhebung des 
Mietverhältnisses wegen Zahlungsverzuges grundsätzlich 
eine Räumungsfrist zu bewilligen. Diese Räumungsfrist 
kann nicht durch Abzahlung des Rückstandes oder Zah- 
lung der laufenden Miete bedingt werden. Sie kann nur 
unbedingt erteilt werden. Eine Regelung, wie sie der Kl. 
mit seiner sofortigen Beschwerde anstrebt, ist nur im 
Wege eines Vergleichs möglich. Wenn Mieter während 
der Räumungsfrist in einem solchen Umfang die neu 
fällig werdenden Mieten nicht zahlen, daß erneut die 
Voraussetzungen der Aufhebung des Mietverhältnisses 
auf Grund des $3 MietSchG. eintreten, steht dem Ver- 
mieter nur das Nachverfahren aus 86 Abs.2 MietSchG. 
zur Verfügung. Eine durch Zahlung bedingte Räumungs- 
frist ist jedoch unzulässig. 


(LG. Berlin, 82. ZK., Beschl. v. 14. Aug. 1941, 2322 T 
4134/41.) 
* 


25. LG. — Rechtscharakter der Benutzungsentschädigung, 
insbes. deren Bemessung im Verhältnis zum Mietzins, der 
für eine zu räumende Wohnung bezahlt wurde. — Über die 
Kosten in einem Verfahren nach Art.6 Zu. 3 KriegsVO. 
v. 1. Sept. 1939 ist nach $$ 91 ff. ZPO. zu enischeiden. F) 


Das AG. hat in dem angef. Beschluß die Zwangs- 
räumung aus dem Urteil des AG. v. 12. Aug. 1940 in Ver- 
bindung mit dem Urteil des OLG. v. 31. Dez. 940 bis zum 
31. März 1942 ausgesetzt, jedoch dem Schuldner u. a. auf- 
gegeben, die monatliche Benutzungsentschädigung in 
Höhe von 160 AM bis spätestens zum 5. eines jeden 
Monats für den laufenden Monat in ungeteilter Summe 
an die Gläubigerin abzuführen.“In Ziff. 3 des angef. Be- 
schlusses hat das AG. verfügt, daß, wenn der Schuldner 
mit der Zahlung der Benutzungsentschädigung ganz oder 
teilweise in Verzug komme, die Gläubigerin berechtigt 
sein solle, die Zwangsvolistreckung fortzusetzen, ohne 
daß es einer besonderen Aufhebung dieses Beschlusses 
bedürfe. Die Kosten des Verfahrens hat das AG. unter 
Bezugnahme auf 8788 ZPO. dem Schuldner auferlegt, 
wobei es jedoch nach $1 GKG. Gebührenfreiheit (mit 
Ausnahme der Auslagen) anordnete. 


Die Beschwerde ist in der Sache selbst nicht begründet. 


In dem Rechtsstreit, der zwischen den Parteien schwebte, 
hat das AG. die Mietzinsklage der Gläubigerin zum Teil 
abgewiesen, weil der Schuldner in Höhe von 500 21 zur 
Minderung des Mietzinses berechtigt sei. Das AG. war 
der Meinung, daß die von dem Sachverständigen festge- 
stellten Mängel der Wohnung, die größtenteils als Schön- 
heitsfehler zu bezeichnen seien, den Schuldner zu einem 
monatlichen Abzug von 10 AK berechtigten. Ferner könne 
der Schuldner wegen Schäden an der Zentralheizung in- 
folge Mehrverbrauchs von Heizungsmaterial den Mietzins 
um monatlich 10.24 mindern. Dieses: Urteil des AG. 
ist am 21. Nov. 1940 verkündet und die dagegen von der 
Gläubigerin eingelegte Berufung am 16. Jan. 1941 als un- 
zulässig verworfen worden. 

Wenn der Schuldner nach diesem Sachverhalt anneh- 
men zu können glaubt, daß die Benutzungsentschädigung 
keinesfalls höher sein dürfe, als der angemessene Miet- 
zins, also nur 140 2M, und daß „der Vollstreckungsrichter 
eine Benutzungsentschädigung nicht über die zahlbar ge- 
wesene Miete hinaus aussprechen dürfe“, sondern im 
vorl. Fall an das erwähnte Urteil gebunden sei, so ver- 
kennt er damit das Wesen der derzeitigen rechtlicheu 
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Beziehungen zwischen den Parteien. Die Aufhebung des 
Mietverhältnisses nach $ 3 MietSchG. beendet an sich 
schon ohne weiteres das Mietverhältnis. Wenn in §5a 
Abs.4 a.a.O. bestimmt ist, daß während einer nach $5a 
2.2.0. at WEBER Räumungsfrist die Vertragsteile die 
bisherigen Rechte und Pflichten haben, jedoch nicht über 
den Zeitpunkt der tatsächlichen Räumung hinaus, so be- 
deutet das allerdings, daß für die Zeit der Räumungsirist 
ein neues, durch Richterspruch begründetes Mietverhält- 
nis vorliegt, das den gleichen Inhalt hat, wie das durch Ur- 
teil aufgehobene. Danach hat also der Mieter den Miet- 
zins wie bisher zu zahlen, während der Vermieter für 
Instandhaltung und Instandsetzung Sorge tragen muß. 
Mieter und Vermieter sind aber auch berechtigt, die 
Rechtsbehelfe geltend zu machen, die bei Verletzung der 
Leistungspflichten ihnen zustehen. 


Die Rechtslage ist aber eine andere, wenn nach $ 721 
ZPO. oder nach dem Gesetz zur Verhütung mißbräuch- 
licher Ausnutzung von Vollstreckungsmöglichkeiten vom 
13. Dez. 1934 oder, wie im vorl. Fall, nach der KriegsVO. 
v. 1. Sept. 1939 Art.6 Ziff.3 eine Räumungsfrist bewilligt 
ist. In allen diesen Fällen handelt es sich um reine Voll- 
streckungsschutzmaßnahmen, die keinen Einfluß mehr auf 
die Gestaltung des materiellen Rechtsverhältnisses aus- 
üben. Mit Recht kennzeichnet Roquette auf S.320 
seines „Mietrechts‘“ die Befugnis des Mieters zum Ge- 
brauch der Wohnung während dieser Frist als eine solche 
verfahrensrechtlicher Natur. Das Mietverhältnis 
ist und bleibt beendigt. Seine stillschweigende Verlänge- 
rung über den Ablauf der Micetzeit hinaus ($ 568 BGB.) 
kommt in diesem Falle nicht in Frage, da die tatsäch- 
lichen Verhältnisse im Vollstreckungsschutzstadium 
man denke z.B. an ein zum zweiten- oder drittenmal 
angebrachtes Vollstreckungsschutzgesuch — dazu nötigen, 
mindestens einen stillschweigend erklärten „entgegen- 
stehenden Willen“ i. S. von &568 BGB. auf seiten des 
Vermieters anzunehmen. Danach stellen die Rechtsbe- 
ziehungen zwischen den Parteien nicht ein „mietähn- 
liches Verhältnis“, wie der Schuldner meint, dar, sondern 
einen vertragslosen Zustand, wie er in $ 557 
BGB. geregelt ist. Die weitere Innehaltung der Wohnung 
durch den Mieter bedeutet eine Vorenthaltung im 
Sinne dieser Gesetzesbestimmung, wobei es nicht darauf 
ankommt, ob der Mieter durch Richterspruch hierzu er- 
mächtigt worden ist, ob er also schuldhaft handelt oder 
nicht (vgl. JW.1934, 47). Für die Dauer der Vorenthal- 
tung hat nach $557 BGB. der Mieter als Entschädigung 
für die Benutzung der Wohnung den vereinbarten 
Mietzins zu zahlen. Das AG. hat also mit Recht die 
Zahlung des unstreitig 160 AM monatlich betragenden 
Mietzinses als Benutzungsentschädigung auferlegt. Wenn 
daher der Schuldner meint, daß dessen ungeachtet die 
Gläubigerin aus irgendwelchem Rechtsgrunde eine Ver- 
pflichtung treffe, die Wohnung instand zu setzen, und daß 
er, wenn dies nicht geschehe, Gegenansprüche gegen die 
Vermieterin auch jetzt noch geltend machen könne, so 
muß es ihm überlassen werden, diese Frage in einem 
besonderen Rechtsstreit zu klären. Inı Vollstreckungs- 
schutzverfahren ist das Gericht zunächst an die positive 
Bestimmung des 8557 BGB. gebunden (vgl. zu alledem 
Roquette a. a. O. S. 321; Staudinger, 10. Aufl, 
Anm.5 zu §557 und Vorbem.33 vor § 535 BGB. sowie 
JW. 1939, 404). 

Die BeschwK. hat in ständiger Rspr. Auflagen der hier 
erörterten Art und die Regelung der Folge ihrer Nicht- 
erfüllung gebilligt. Wenn das AG. einen Verzug in 
der Zahlung der Benutzungsentschädigung zur Voraus- 
setzung macht und nicht ohne weiteres die Tatsache der 
Nichtzahlung genügen läßt, so ist dadurch der Schuldner 
in keiner Weise beschwert. Daß im Falle der schuldhaften 
Nichterfüllung der Auflage nicht erst der Bewilligungs- 
beschluß besonders aufgehoben werden (vgl. Art. 6 Zift. 3 
Satz 2 KriegsVO. v. 1. Sept. 1939), sondern die Zwangs- 
vollstreckung ohne weiteres ihren Fortgang nehmen soll, 
ist verfahrensrechtlich nicht zu beanstanden. Eine solche 
Anordnung rechtfertigt sich schon aus dem Wesen der 
Auflage als einer der Bedingung verwandter Rechtsein- 
richtung (vgl. auch 8158 Abs.2 BGB., und zur Frage, 
ob im Falle eines Zahlungsrückstandes des Schuldners 
im Verfahren nach dem VollstrMißbrG. die Schutzmaß- 
nahme ohne besondere Anordnung entiallen kann: 
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Anm. IH a. E. zum VollstrMißbrG. im Komm. von Böhle- 
Stamschräder). 

Das Rechtsmittel des Schuldners muß jedoch hinsicht- 
lich der Kostenentscheidung Erfolg haben. Bei 
dem Vollstreckungsschutzverfahren handelt es sich sach- 
lich um ein Erinnerungsverfahren nach 8766 ZPO. Das 
AG. hätte daher, ungeachtet der Gebührenfreiheit hin- 
sichtlich der Gebühren und Auslagen, die sich aus 
&1 i. Verb. m. $ 34 GKG. ergibt, im Hinblick auf § 23 
Ziff. 18 und §31 RAGebO. nach s$91ff. ZPO. über die 
Kosten entscheiden müssen; denn das Verfahren nach 
$ 706 ZPO. ist ein derart selbständiges, daß der Beschluß 
als Endentsch. i.S. des 891 ZPO. zu gelten hat (vgl. 
hierzu Anm. VC zu 8128 ZPO. und Anm.IV5 zu 891 
ZPO. im Komm. von Jonas sowie Sächs: JMinVO. vom 
5. Jan. 1901: JMBI.1). Die Bezugnahme im angef. Be- 
schluß auf § 788 ZPO. vermag daher die Kostenentsch. 
nicht zu tragen (vgl. Jonas-Pohle, „Zwangsvoll- 
streckungsnotrecht“, 13. Aufl., Anm. B3 zur Kriegsgesetz- 
gebung, Anm.5 u. 10 zum VollstrMißbrG. und Anm. 2bß 
zu $21 ZwVollstrVO.). Der Mangel des angef. Beschlus- 
ses im Kostenpunkt kann nach Ansicht der BeschwK. 
auch noch im zweiten Rechtszug beseitigt werden; denn 
ohne daß es einer Anfechtung der Kostenentsch. bedarf, 
hat das mit der Hauptsache befaßte BeschwG. von 
Amts wegen den Kostenpunkt zu regeln (8308 Abs. 2 
ZPO.; vgl. Jonas, Anm.Il zu 8308 ZPO. und OLG. 25, 
217). Der von Jonas in Anm. ÍI zu 8321 ZPO. vertre- 
tenen Ansicht, daß der Mangel im Kostenpunkt vom 
Rechtsmittelrichter nur dann beseitigt werden könne, 
wenn das Rechtsmittel in der Sache Erfolg labe, weil 
dann über die Kosten des ganzen Rechtsstreits zu er- 
kennen sei, kann sich die BeschwK. nicht anschließen; 
denn diese Meinung wird schon der Bestimmung des 8 99 
Abs.1 ZPO. nicht gerecht, wonach die Kostenentsch. nur 
zusammen mit der Entsch. in der Hauptsache ange- 
fochten werden kann, also auch in jedem Falle dann, 
wenn eine Nachprüfung der Hauptsache im zweiten 
Deus stattgefunden hat, die Kostenfrage aufzurol- 
en ist. 

Hinsichtlich des ziffernmäßigen Erfolges des Rechts- 
mittels ist zu sagen: Der Schuldner hat sich von seiner 
Beschwerde einen Erfolg hinsichtlich des Minderungs- 
anspruchs in Höhe von 120 Rt vorgestellt, nämlich 20.2.4 
für sechs Monate, von Erlaß des angef. Beschlusses an 
bis zum Ende des Vollstreckungsschutzes. Insoweit ist er 
unterlegen. Hinsichtlich der Kosten des ersten Rechts- 
zuges war es nach den obigen Ausführungen unzulässig, 
dem Schuldner die gesamten Kosten des Erinnerungs- 
verfahrens aufzuerlegen, da er zum Teil obgesiegt hat. 
Es erscheint unter Berücksichtigung der unbestimmten 
Dauer des Krieges, für die der Vollstreckungsschutz läng- 
stens zu gelten hat, angemessen, die Kosten des ersten 
Rechtszuges nach 892 Abs.1 ZPO. gegeneinander aufzu- 
heben. Insoweit ist der Erfolg des Rechtsmittels des 
Schuldners jedoch unbedeutend; denn bei einem Streit- 
wert von 480. RM (dreimal 160 AA) betragen die Kosten, 
da nur Ain Anwaltsgebühr zu berechnen ist, 4,50 AM, 
wovon auf den Schuldner nur 2,25 AM entfallen. Nach 
§92 Abs.2 i. Verb.m. 897 ZPO. und $38 Abs.2 GKG. 
sind dem Schuldner daher die gesamten Kosten seines 
Rechtsmittels aufzuerlegen. 


(LG. Dresden, Beschl. v. 12. Dez. 1941, 18 T 805/41.) 


Anmerkung: Die Entsch. halte ich nicht für zutreffend. 
Zwei Rechtssätze daraus bedürfen einer Erörterung. 

1. Zu Unrecht stützt sich das LG. Dresden auf die 
gesetzliche Vorschrift des 8557 BGB. Nach dieser Vor- 
schrift ist als Entschädigung für die Benutzung der Woh- 
nung der vereinbarte Mietzins zu zahlen. Allerdings ist 
im vorl. Falle ein Mietzins vereinbart gewesen. Indessen 
galt dieser vereinbarte Mietzins bei Beendigung des 
Mietverhältnisses nicht mehr, vielmehr war er auf Grund 
der Minderung herabgesetzt. Der Vermieter durfte sich 
also bei Beendigung des Mietverhältnisses infolge der 
Minderung nicht mehr auf die Vereinbarung berufen. Es 
ist nun nicht angängig, daB er nach Beendigung des 
Mietverhältnisses auf dem Umweg über 8557 sich doch 
noch auf die ursprüngliche Vereinbarung sollte berufen 
können. Es ist kein Grund ersichtlich, weshalb denn die 
ursprüngliche Vereinbarung wieder aufleben sollte. Als 


Räumungsentschädigung ist deshalb in diesen und in allen 
sonstigen Fällen der im Zeitpunkt der Beendi- 
gung des Mietverhältnisses geltende Miet- 
zins zu entrichten. Die Richtigkeit dieses Satzes ergibt 
sich daraus, daß der geltende Mietzins auch dann zu 
zahlen ist, wenn eine Vereinbarung über die Höhe der 
Miete gar nicht vorliegt. Dann ist der angemessene Miet- 
zins zu zahlen, und dieser berechnet sich entweder nach 
dem RMietG. oder nach den Preisbildungsvorschriften. 
Es ist keineswegs so, daß beim Fehlen einer Mietver- 
SW die Vorschrift des 8 557 BGB. nicht gelten 
sollte. 

Als Räumungsentschädigung mußte also der gemin- 
derte Mietzins eingesetzt werden. 

2. In verfahrensrechtlicher Hinsicht halte ich die Be- 
stimmung, daß die Zwangsvollstreckung fortgesetzt wer- 
den dürfe, wenn der Schuldner mit der Zahlung der Be- 
nutzungsentschädigung ganz oder teilweise- in Verzug 
komme, mindestens für inzweckmäßig. Die Frage, ob ein 
Verzug mit der Zahlung vorliegt, kann der Gerichtsvoll- 
zieher, der den Auftrag zur Räumung erhält, nicht ent- 
scheiden. Er ist dann also auf die Angaben des Gläu- 
bigers angewiesen. Soll der Gerichtsvollzieher auf bloße 
Parteibehauptungen hin trotz des Räumungsfristbeschlus- 
ses die Vollstreckung durchführen dürfen? Es müßte 
dann doch wohl verlangt werden, daß dem Gerichtsvoll- 
zieher der Beweis erbracht wird, andererseits ist aber 
der Gerichtsvollzieher nicht diejenige Stelle, die zur Emp- 
fangnalune und Nachprüfung von Beweisen befugt wäre. 
Der Nachweis durch öffentliche Urkunden ist ja auch 
nicht möglich. Praktisch kommt es also darauf hinaus, 
daß der gerichtliche Einstellungsbeschluß mit Räumungs- 
frist, also eine Öffentliche Urkunde, durch eine bloße 
Parteierklärung außer Wirksamkeit gesetzt werden könnte. 
Das bedeutet eine große Gefahr für den Schuldner. 
Denn dieser wird, wenn die Fortsetzung der Voll- 
streckung zu Unrecht erfolgt, in das Vollstreckungs- 
schutzverfahren verwiesen, muß also wiederum um Ein- 
stellung der Zwangsvollstreckung nachsuchen und dann 
die Behauptung des Verzuges widerlegen. Dieses ist für 
ihn deshalb eine besondere Schwierigkeit, weil er ja gar 
nicht weiß, welche Behauptungen über den Mieterück- 
stand der Gläubiger dem Gerichtsvollzieher gegenüber 
bei der neuen Auftragserteilung aufgestellt hat. 

Ich halte es für richtig, daf im Falle des Verzuges 
eine neue Entscheidung des Vollstreckungs- 
gerichts nachgesucht werden muß. Das Vollstreckungs- 
gericht muß darüber entscheiden, ob die Voraussetzun- 
gen für den Wegfall der Räumungsfrist gegeben sind. 

RA. Dr. Roquette, Königsberg (Pr.) 


* 


26. RG. — RPachtschO. v. 23. Juli 1925 (RGBI. I, 152); 
RPachtschO. v. 30. Juli 1949 (RGBl. 1, 1065). Der Geltungs- 
bereich der RPachtschO. v. 30. Juli 1940 erstreckt sich, 
ebenso wie der der RPachtschO. v. 23. Juli 1925 nicht auf 
u bé Sé von Grundstücken zur Gewinnung von 

orf. 


(RO. I. ZivSen., U. v. 17. Okt. 1941, IH 32/41.) [N] 
* 


27. LG. — VO. zur Sicherung der Landbewirtschaftung 
v. 23. März 1937; § 37 DurchfVO. hierzu v. 22. April 1937. 
Die Beschw. gegen die Genehmigung von Verfügungen des 
Treuhänders bedarf der Begründung, die, soweit sie nicht 
bereits in der Beschwerdeschrift enthalten ist, an die Be- 
schwerdefrist gebunden ist, d. h. also vor Ablauf der Zwei- 
wochenfrist erfolgt sein muß. 3) 

Der Landwirt und Maurer G. ist eingetragener Eigen- 
tümer eines Grundstücks in der Größe von rund 64 Mor- 
gen. Durch Beschluß des AG. v. 7. Nov. 1938 ist für die- 
sen Grundbesitz auf Grund der VO. zur Sicherung der 
Landbewirtschaftung v. 23. März 1937 und der DurchfVO. 
v. 22. April 1937 (RGBl. I, 422 u. 535) die Wirtschafts- 
führung und Verwaltung durch einen Treuhänder, den 
Bauer W., angeordnet worden. Die treuhänderische Wirt- 
schaftsführung besteht auch jetzt noch. Der Treuhänder 
W. hat am 6. und 10. Sept. 1940 mit drei verschiedenen 
Interessenten notarielle Kaufverträge über Grundstücks- 
teile des G.schen Grundbesitzes abgeschlossen, durch dje 
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der gesamte Grundbesitz des G. veräußert wird. In dem 
Beschl. v. 14. Nov. 1940 hat das AG. die zwischen dem 
Treuhänder W. und den drei Interessenten geschlossenen 
Kaufverträge genehmigt. Dieser Beschluß ist dem Eigen- 
tümer G. am 25. Nov. 1940 zugestellt worden. Mit Schrei- 
ben vom gleichen Tage noch hat G. gegen den Be- 
schluß Beschwerde eingelegt. Dieses Schreiben hat fol- 
genden Wortlaut: 
„An das Amisgericht in N. 
Gegen den Beschluß des Amtsgerichts in N. reiche 
ich Beschwerde ein. Begründung folgt. 
gez. G. 
P., den 25. Nov. 1940.“ 


Die Beschwerdebegründung ist am 5. April 1941 ein- 
gegangen. 

Gemäß 837 der DurchfVO. zur VO. zur Sicherung der 
Landbewirtschaftung v. 22. April 1937 (RGBI. I, 422) ist 
gegen die Anordnungen des AG., hier die Genehmigung 
von Verfügungen des Treuhänders (8 15 Abs. 1), die so- 
fortige Beschwerde zulässig, die im vorl. Fall auch form- 
und fristgerecht eingelegt ist. Es handelt sich bei diesem 
Rechtsmittel um die sofortige Beschwerde des § 22 FGG., 
da sich das Verfahren des AG. und auch das Beschwerde- 
verfahren Kraft ausdrücklicher Bestimmung des $31 der 
vorerwähnten DurchfVO. nach den Vorschriften des 
RFGG. richtet, soweit die DurchfVO. nicht etwas an- 
deres bestimmt. Über den wesentlichen Inhalt der Be- 
schwerdeschrift enthalten die maßgeblichen Bestimmun- 
gen des RFGG. (88 21—24) keine Vorschrift. Es genügt 
danach die Anmeldung des Rechtsmittels, also die hin- 
reichende Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung 
und die Erklärung, daß dagegen Beschwerde eingelegt 
werde. Auch eine Begründung gehört nicht zum wesent- 
lichen Inhalt der Beschwerdeerklärung gem. 822 FGG. 
(KG.: OLG. 12, 204). Da sonach die Beschwerde des 
FGG. der Begründung nicht bedarf, können die neuen 
Tatsachen und Beweise (§ 23 FGG.) auch nach Einlegung 
der Beschwerde bis zur Beendigung der Beschwerde- 
instanz geltend gemacht werden, insbes. ist die Bei- 
bringung dieser neuen tatsächlichen Unterlagen bei der 
sofortigen Beschwerde (§ 22 FGG.) an die Beschwerde- 
frist nicht gebunden (Schlegelberger 823 Anm. I3). 
Diese für die sofortige Beschwerde (§ 22) des FGG. all- 
gemein anerkannten und gültigen Grundsätze haben aber 
in § 37 Abs. 1 Satz 3 der DurchfVO. zur Sicherung der 
l.andbewirtschaftung insofern eine bedeutsame Einschrän- 
kung bzw. Erweiterung erfahren, als dort ausdrücklich 
und zwingend bestimmt ist, daß die Beschwerde zu bce- 
gründen ist. Diese von den Bestimmungen des FGG. ab- 
weichende Regelung hat also die Bedeutung, daß, wic 
Pfundtner-Neubert (837 Anm.3) kommentiert, die 
Einleguug durch Einreichung einer begründeten Bce- 
schwerdeschrift oder, wie es in dem Kommentar 
von Pritsch-Mitzschke (837 Anm. II) heißt, durch 
eine mit Antrag und Begründung versehene Bce- 
schwerdeschrift zu erfolgen hat. In 837 der DurchfVO. 
ist nun zwar weiter nicht bestimmt worden, innerhalb 
welcher Frist die Begründung der eingelegten Beschwerde 
zu erfolgen hat, ob dies innerhalb der Zweiwochenfrist 
der sofortigen Beschwerde gem. 822 FGG. geschehen 
muß oder ob dies etwa auch noch nach Ablauf der Be- 
schwerdefrist bis zur Beendigung der Beschwerdeinstanz 
für zulässig erachtet werden kann. Letzteres ist zu ver- 
neinen. Da die Beschwerde im Verfahren zur Sicherung 
der Landbewirtschaftung kraft ausdrücklicher Bestim- 
mung der Begründung bedarf und vom Gesetzgeber, wie 
es z.B. bei der Berufungs- oder Revisionsbegründung im 
Zivilprozeßverfahren oder bei der Revision im Strat- 
prozeß der Fall ist, keine besondere Nachfrist zur Be- 
schwerdebegründung verordnet worden ist, muß davon 
ausgegangen werden, daß die Beibringung der Be- 
schwerdebegründung, soweit sie nicht bereits gleich in 
der Beschwerdeschrift enthalten ist, an die Beschwerde- 
frist gebunden ist, d.h. also vor Ablauf der Zeiwochen- 
frist erfolgt sein muß. Diese Rechtsauffassung geht auch 
aus den bereits zitierten Anführungen von Pfundtner- 
Neubert und Pritsch-Mitzschke hervor, wenn 
sie betonen, daß die Einlegung der Beschwerde durch 
Einreichung einer begründeten ‚Beschwerdeschrift zu er- 
folgen hat. Zu der gleichen Auffassung kommt man 
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auch im Wege eines Umkehrschlusses auf Grund der 
ebenfalls bereits angeführten Ausführungen von Schle- 
gelberger, wenn er ausführt, daß die Beibringung der 
neuen Tatsachen und Beweise bei der sofortigen Be- 
schwerde (8 22 FGG.) an die Beschwerdefrist nicht ge- 
bunden ist, da jene Beschwerde der Begründung nicht 
bedarf. 

Schließlich führt noch ein anderer Gesichtspunkt zu 
der vertretenen Ansicht. Wenn nämlich die als zwingend 
vorgeschriebene Beschwerdebegründung nicht fristgebun- 
den wäre, es vielmehr im Belieben des Beschwerde- 
führers stände, die Begründung der Beschwerde nach- 
zureichen, könnte er ein auf Grund der VO. zur Siche- 
rung der Landbewirtschaftung eingeleitetes Verfahren, 
dem sich im übrigen wohl jeder Nutzungsberechtigte 
nur ungern und unter Zwang beugt, in einer nicht zu 
billigenden Weise in die Länge ziehen. Dem wird aber 
dadurch Einhalt geboten, daß die Beschwerdebegrün- 
dung innerhalb der Beschwerdefrist zu erfolgen hat. Es 
darf hierbei auch nicht außer acht gelassen werden, daß 
die zur Sicherung der Landwirtschaft eingeleiteten Ver- 
fahren mit größter Beschleunigung durchzuführen sind, 
um nämlich ihren Zweck, die ordnungsmäßige Bewirt- 
schaftung, Bestellung und Aberntung des vernachlässig- 
ten Grund und Bodens zu erreichen und damit die Er- 
nährung des deutschen Volkes aus den Erzeugnissen der 
heimischen Scholle zu sichern. Da der Beschof. die Be- 
schwerde zwar fristgerecht erhoben, sie aber innerhalb 
der Beschwerdefrist, die am 9. Dez. 1940 ablief, nicht be- 
gründet hat — die Beschwerdebegründung ist erst am 
5. April 1941 eingereicht worden —, war die Beschwerde 
gem. § 38 Abs. 1 Satz 2, und zwar ohne Mitwirkung von 
Beisitzern aus dem Kreise der Nutzungsberechtigten 
oder sonst fachkundigen Personen, als unzulässig zu 
verwerfen. 


(LG. Stargard, Besch! v. 9. Dez. 1941, 41 F TE , 
© 


Anmerkung: Der Entsch. ist zuzustimmen. 

In 837 Abs.1 Satz 3 der VO. zur Durchführung der 
VO. zur Sicherung der Landbewirtschaftung ist der Ge- 
setzgeber bewußt von den für die Beschwerdeeinlegung 
geltenden Grundsätzen des FGG. abgewichen, indem er 
bestimmt, daß die nach Satz 1 a.a.O. zulässige sofortige 
Beschwerde zu begründen ist. Der Grund hierfür 
liegt, wie der Beschluß zutreffend ausführt, darin, daß 
Verfahren zur Sicherung der Landbewirtschaftung be- 
schleunigt durchgeführt werden sollen; dem würde es 
widersprechen, wenn der BeschwF. es in der Hand hätte, 
nach fristgemäßer Einreichung einer formellen Be- 
schwerdeschrift dadurch, daß er sich im übrigen nicht 
weiter ausläßt, das Verfahren beliebig in die Länge zu 
ziehen und so die im Interesse der Volksernährung not- 
wendigen Maßnahmen zu sabotieren. Der BeschwF. muß 
also das, was er zur Begründung seiner Beschwerde zu 
sagen hat, sofort vorbringen — entweder in der Be- 
schwerdeschrift selbst oder in einem Nachtrag, der eben- 
falls innerhalb der Beschwerdefrist einzureichen ist (vgl. 
auch LG. Potsdam, Beschl. v. 16. Mai 1940: BORN. 1940, 
653). Geschicht das nicht, so fehlt es der Beschwerde an 
einem gesetzlichen Erfordernis; sie ist daher nicht zu- 
lässig 

Auf die materielle Rechtslage konnte das LG. infolge 
Unzulässigkeit der Beschwerde nicht eingeken. Es han- 
delt sich hier um die Frage, ob der gem. $12 der VO. 
zur Durchführung der VO. zur Sicherung der Land- 
bewirtschaftung bestellte Treuhänder nach $ 15 befugt 
ist, die seiner Verwaltung unterliegenden Grundstücke 
zu veräußern. Diese Frage ist außerordentlich umstritten. 
Verneint wird sie von Hense (DJ. 1938, 1559) und 
Dialer OR, Ausg. C, 1941, 136), sowie LG. Krems (ebd. 
1942, EvBl. Nr.6), bejaht von Pritsch-Mitzschke 
(VO. zur Sicherung der Landbewirtschaftung, Bem. Ila 1 
zu § 15 DVO.) und Meyeri.d.Stroth (DR., Ausg. C, 
1941, 157) sowie in der Rspr. vom AG. Schönau (RdRN. 
1939, 128) und von den LG. Salzburg (DR., Ausg.C, 1941, 
EvBi. Nr. 287), Linz (ebd. Nr. 288) und Wiener-Neustadt 
(ebd. Nr. 346). 

MinR. Dr. Pritsch, Berlin. 
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28. KG. — 88 1 Abs. 2, 9 SchuldBereinG. 

1. Bei der Feststellung der Überschuldung eines Grund- 
stücks sind außer den durch Grundpfandrechte gesicher- 
ten Verbindlichkeiten auch solche mitzuberücksichtigen, 
die durch andere Grundstücksrechte, insbes. einen Nieß- 
brauch, gesichert sind. 

2. Derartige Sicherungsrechte können in entsprechender 
Anwendung des $9 in die Schuldenbereinigung mitein- 
bezogen werden. 

3, Die Bereinigung eines dinglichen Rechtes gemäß 89 
kann vom Gläubiger nicht dadurch verhindert werden, 
daß er erklärt, er werde sich nur an das Grundstück 
halten. 

4. Eine Bereinigung des dinglichen Rechtes ist u. U. 
auch dann möglich, wenn das Grundstück nicht zur 
Grundlage einer vom Schuldner aufgebauten neuen Le- 
bensstellung gehört. 

Der Ehemann F. ist Eigentümer eines Hausgrund- 
stückes im Einheitswerte von 78000 74. Dieses ist zur 
Zeit im wesentlichen mit zwei Sparkassenliypotheken von 
40000 und 10000 AA, im Regelfall verzinslich mit 5%, 
sowie mit einer auf den Eigentümer übergegangenen 
Grundschuld von 60000 2.4, die an die H.-Brauerei Akt- 
Ges. zur Sicherung von Forderungen aus Darlehn und 
Bierlieferungen i. J. 1926 verpfändet und i. J. 1930 ab- 
getreten worden ist, belastet. Der Schuldner ist bereits 
im Jahre 1929 in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten 
und hat angeblich mehrere Zwangsvollstreckungen über 
sich ergehen lassen. Die H.-Brauerei hatte im Nov. 1930 
Forderungen in Höhe von 40000 2.4 und gab damals zur 
Abdeckung sonstiger kleinerer Verbindlichkeiten ein wei- 
teres Darlehn von 10000 %4 her. Zur Sicherung ihrer 
Forderungen wurde ihr von dem Schuldner bei dieser 
Gelegenheit außer der Abtretung der Grundschuld ein 
Nießbrauch an dem Grundstücke bestellt. Der Schuldner 
räumte nunmehr, am 15. Nov. 1930, das Grundstück, 
während die H.-Brauerei es auf Grund des Nießbratch- 
rechtes anderweit verpachtete. Die Forderung der H.- 
Brauerei soll sich gegenwärtig auf rund 50000 #4 be- 
laufen. 

Der Schuldner betreibt seit dem Frühjahr 1938 wieder 
eine gepachtete Kantine und hat hierbei in den ersten 
drei Jahren Ersparnisse von insgesamt 8300 £.# gemacht. 
Er ist aber bereits über 65 Jahre alt und befürchtet, 
wegen seines Gesundheitszustandes das neue Unter- 
nehmen nicht mehr lange führen zu können, in welchen 
Falle er zu seinem Lebensunterhalt auf seine Ersparnisse 
angewiesen sein würde. Die Eheleute haben deshalb, 
um ihre Lebenshaltung für die Zukunft zu sichern, die 
Bereinigung ihrer Schuld gegenüber der H.-Brauerei be- 
antragt, wobei sie das Ziel verfolgen, durch Herab- 
setzung der Schuld und Beseitigung des Nießbrauchs 
wieder eigene Einkünfte aus dem Grundstück erzielen zu 
können. 

Das AG. lehnte den Antrag ab, nachdem die Gläubi- 
gerin erklärt hatte, daß sie sich wegen ihrer Forderun- 
gen gegen den Schuldner nur an das Grundstück halten 
werde. Es meint, daß unter diesen Umständen für eine 
Schuldenbereinigung kein Raum sei, da der Ehemann 
F. bereits eine neue durch die Gläubigerin nicht ge-* 
fährdete Lebensstellung erlangt habe und bei den in 
dieser Stellung möglichen Rücklagen für die Zukunft 
hinreichend gesichert sei. Eine sofortige Beschwerde 
des Schuldners wurde vom LG. zurückgewiesen. Seine 
weitere Beschwerde führte zur Zurückverweisung der 
Sache an das LG. 

Unterstellt man für diesen Rechtszug mit den Vor- 
instanzen, daß der Schuldner in Ausübung eines selb- 
ständigen, unter Einsatz erheblicher Mittel ausgeübten 
Berufes wirtschaftlich zusaımmengebrochen ist, so kommt 
es nach $1 Abs. 1 SchuldBereinG. weiter darauf an, ob 
er auch die wirtschaftliche Grundlage seiner selbstän- 
digen Lebenshaltung den Gläubigern hingegeben hat. 
Das ist, wie das LG. zutreffend ausführt, zu verneinen, 
wenn das dem Schuldner verbliebene Grundstück nicht 
über seinen Wert hinaus belastet ist (§1 Abs.2). Hier- 
bei kommen als Belastung diejenigen Forderungen in 
Betracht, welche an dem Grundstück durch die bestehen- 
den Grundpfandrechte roder durch den Nießbrauch ge- 


sichert sind. Denn nur von der Höhe dieser Forderungen 
und nicht von den dinglichen Rechten selbst hängt es 
ab, ob der Grundbesitz LS des $1 Abs. 2 des Gesetzes 
„überschuldet‘“ ist. Die Annahme der weiteren Beschwerde, 
daß ein Grundbesitz dann überschuldet sei, wenn er für 
den Eigentümer keine Einnahme abwerfe, ist unrichtig- 
Das LO. glaubt nun, die Frage, ob die gesicherten 
Schulden den Grundstückswert übersteigen, dahingestellt 
lassen zu können, weil nach der Erklärung der H.- 
Brauerei, sie wolle sich zu ihrer Befriedigung lediglich 
an das Grundstück halten, dieses nur als bis zu seinem 
wirklichen Werte belastet anzusehen sei, der Schuldner 
aber in einem solchen Falle nur die Bereinigung der- 
jenigen Schulden verlangen könne, die ihn über den wirt- 
schaftlichen Verlust des Grundstückes hinaus noch be- 
lasteten. Das entspricht nicht dem Gesetz. Unterstellt 
man mit dem LG. die Anwendbarkeit des $1 Abs. 2 des 
Gesetzes, dann ist eine Schuldenbereinigung — ganz 
abgesehen von 87 Abs. 4 — im Rahmen des $9 (unter 
der Voraussetzung des Abs.5) in gewissem Umiange 
auch bezüglich derjenigen Rechte möglich, deren Siche- 
rung innerhalb des Grundstückswertes liegt (89 Abs. 2 
Ziff.1 bis 3) und sind die darüber hinausgehenden Be- 
träge ebenso wie ungesicherte zu behandeln ($9 Abs. 3). 
Hieran können einseitige Erklärungen des Gläubigers 
nichts ändern. Er würde an diese Erklärungen, solange 
sie nicht vom Schuldner angenommen sind, nicht einmal 
gebunden sein. Es liegt aber auch nicht im Sinne des 
Gesetzes, daß es dem Gläubiger freistehen sollte, nach 
seinem Belieben durch irgendwelche freiwillige Selbst- 
beschränkungen die im 89 für den Schuldner vorge- 
sehenen Erleichterungen auszuschließen. 


Gegen die Stellungnahme des LG. besteht hinsiclıt- 
lich des Nießbrauches noch ein weiteres Bedenken. Nach 
Lage der Sache muß mit der naheliegenden Möglichkeit 
gerechnet werden, daß der Nießbrauch erst nach dem 
etwaigen wirtschaftlichen Zusammenbruche des Schuld- 
ners begründet worden ist. Für diesen Fall ergibt sich 
die Zulässigkeit eines Eingriffes in seinen Bestand schon 
aus $7 Abs.4 SchuldBereinG. Denn dann würde die Be- 
sründung des Nießbrauchs sich als eine Vereinbarung 
über die nachträglich, d. h. nach dem Zusammenbruche 
vorgenommene Sicherung einer alten Schuld darstellen; 
sie könnte also vom Richter geändert werden, soweit es 
notwendig ist, um eine den Grundsätzen des Gesetzes 
entsprechende Schuldenbereinigung zu ermöglichen (vgl. 
Senat in 1 Wx 213/41: DR. 1941, 2251). 

Aber auch wenn die Bestellung des Nießbrauchs noch 
vor dem Zusammenbruche des Schuldners gelegen haben 
sollte, wäre seine Einbeziehung in eine Schuldenbereini- 
gung nicht unter allen Umständen ausgeschlossen. Wie 
schon im Rahmen des &1 Abs.2 SchuldBereinG. ein 
Nießbrauch, der lediglich zur Sicherung einer alten 
Forderung dient, in deren Höhe bei der Feststellung 
der Überschuldung des Grundstückes mitzuberücksich- 
tigen ist, muß ein solcher bloßer Sicherungsnießbrauch 
auch den im § 9 vorgesehenen Eingriffen zugänglich sein. 
Denn der Sinn des $9 ist der, daß Forderungen, die an 
dem Grundstück dinglich gesichert sind, in gewissem 
Umfange gleichwohl mit Rückwirkung auf das Siche- 
rungsrecht sollen bereinigt werden können. Von diesem 
Gesichtspunkte aus besteht aber kein wesentlicher Unter- 
schied zwischen einem Grundpfandrechte und einem zur 
Sicherung einer Forderung bestellten sonstigen Grund- 
stücksrechte, etwa einer auf wiederkehrende Geldleistun- 
gen gerichteten Reallast oder dem hier in Betracht kom- 
menden Nießbrauch. Damit rechtfertigt sich eine ent- 
sprechende Anwendung der im 89 für Grundpfandrechte 
gegebenen Vorschriften auf andere Rechte der bezeich- 
neten Art, wobei davon ausgegangen werden kann, daß 
der Gesetzgeber entweder an diese selteneren Fälle nicht 
gedacht oder eine ausdrückliche Regelung eben wegen 
der Seltenheit der Fälle nicht für erforderlich gehalten 
hat, jedenfalls aber die Anwendung der Grundsätze des 
8 9 auf solche Rechte nicht hat ausschließen wollen. Die 
Wirkung der Bereinigung auf das Sicherungsrecht äußert 
sich gegebenenfalls darin, daß es nur noch wegen und in 
Höhe der durch die Bereinigung meugestalteten Forde- 
rung ausgeübt werden kann. A 

Das LG. gründet seine ablehnende Entsch. ferner auf 
$6 des Gesetzes und führt dazu aus: Der Gläubiger solle 
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danach dem Schuldner die Möglichkeit iassen, sich eine 
neue Lebensstellung aufzubauen und wieder zu einer 
angemessenen Lebenshaltung zu gelangen. Soweit nun 
der Gläubiger die neue Lebensstellung des Schuldners 
überhaupt nicht antaste, sondern sich — wie hier — 
zu seiner Befriedigung nur an den alten Grundbesitz 
halten wolle, habe er diese Forderung des Gesetzes 
ohne weiteres erfüllt. Es sei nämlich nicht richtig, dab 
dem Schuldner in jedem Falle eine angemessene Lebens- 
haltung ermöglicht werden müsse, und zwar notfalls auch 
aus dem ihm verbliebenen Grundbesitz. Dies ergebe sich 
schon daraus, daß der Gesetzgeber den tatsächlichen 
oder mindestens wirtschaftlichen Verlust der Lebens- 
haltungsgrundlage zur unumgänglichen Voraussetzung 
tür eine Schuldenbereinigung nach $1 SchuldBereinG,., 
die hier allein in Frage kommen könnte, gemacht habe. 
Es würde aber diesen Grundsatz in sein Gegenteil verkehren, 
wenn man dem Schuldner durch eine Herabsetzung seiner 
Verpflichtungen die Möglichkeit geben wollte, sich wieder 
Einnahmen aus seinem alten Grundbesitz verschaffen. — 
Auch diese Ausführungen sind rechtlich nicht zu billigen. 
Daß der Gläubiger die neue Lebensstellung des Schuldners 
nicht antastet (und nicht antasten kann), würde die Ab- 
lehuung der Schuldenbereiniguns nur dann rechttertigen, 
wenn diese Lebensstellung dem Schuldner auf die Dauer 
eine angemessene Lebensbaltung gewährleistete.. Da 
aber das Gesetz es als sein Ziel bezeichnet, den Schuld- 
ner nach @Möglichkeit wieder zu einer angemessenen 
Lebenshaltung gelangen zu lassen, müssen hierzu nöti- 
genfalls alle vom Gesetz zugelassenen Bereinigungs- 
maßnahmen, soweit es der Billigkeit entspricht, angewen- 
det werden, also auch diejenigen des $7 Abs.4 und des 
39 des Gesetzes. Der Hinweis des LG. darauf, daß der 
Gesetzgeber den Verlust der Lebenshaltungsgrundlage 
zur Voraussetzung der Schuldenbereinigung gemacht 
habe, greift für den Fall des $i Abs.2 des Gesetzes 
nicht durch. Denn nach dieser Vorschrift in Verbindung 
mit $9 sollen eben auch Vermögensstücke, die zur frü- 
heren Wirtschafisgrundlage des Schuldners gehört haben 
und deren Hingabe an die Gläubiger lediglich unter- 
stellt wird, für den Schuldner in gewissem Umfange 
wieder nutzbar gemacht werden können. 

Hiernach kann der angefochtene Beschluß mit der da- 
für gegebenen Begründung nicht aufrechterhalten wer- 
den. Sollte als einziges Hindernis für die grundsätzliche 
Anwendung des 81 des Gesetzes das fortbestehende 
Eigentum des Ehemanus F. an dem zu seiner früheren 
Wirtschaitsgrundlage gehörigen „Srundstück in Betracht 
kommen, so wird es zunächst Von Bedeutung sein, ob 
die noch bestehenden dinglich gesicherten: Schulden den 
nötigenfalls festzustellenden Grundstückswert überstei- 
gen. In diesem Falle könnten die Grundpfandrechte nach 
$9 und könnte der Nießbrauch, je nachdem er vor oder 
nach dem Zusammenbruche-des Schuldners bestellt wor- 
den ist, entweder ebenfalls nach $9 oder nach 87 
Abs. 4 SchuldBereinG. in die Bereinigung einbezogen 
werden. Eine Bereinigung über die von der Gläubigerin 
selbst angebotene Beschränkung ihrer Befriedigungsmög- 
lichkeiten hinaus — nämlich auf das haftende Grundstück 
— ist allerdings abzulehnen, wenn, wie das AG. ange- 
nommen hat, die Lebenshaltung des Schuldners auch für 
die Zukunft ohnehin ausreichend gesichert erscheint. Das 
wird aber von ihm bestritten und bedarf noch näherer 
Erörterung. Sollte sich die dafür maßgebende weitere 
Entwickelung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Schuldners zur Zeit nicht übersehen lassen, so wäre es 
nach 815 Abs.3 SchuldBereinG. möglich, die jetzt er- 
gehende Entsch. auf eine bestimmte Zeit zu beschränken, 
damit nach Ablauf dieser Zeit auf Grund neuer Prüfung 
eine weitere Entsch. getroffen werden kann. 


(KO. 1. ZivSen., Besch, v. 26. März 1942, 1 Wx 437/41.) 


* 
29. KG. — 8 3 SchuldBereinG. Als Angehörige eines 
unselbständigen Berufes können auch Wartestands- und 
Ruhestandsbeamte eine Schuldenbereinigung erhalten. 
Der Schuldner ist im Jahre 1930 als Stadtsekretär 
im Wartestande in Schuldennot geraten und später in 
den Ruhestand versetzt worden. Einen im März 1941 
gestellten Antrag auf Schuldenbereinigung erklärte das 
LG. in Übereinstimmung mit dem AG. in der irrigen 
Annahme, daß der Schuldner im Jahre 1930 bereits im 


Ruhestande gewesen sei, für unbegründet, weil ein Ruhe- 
standsbeamter nicht unter $3 SchuldBereinG. falle. Der 
Schuldner versäumte es, die zugelassene weitere Be- 
schwerde einzulegen. Statt dessen stellte er einen neuen 
Antrag bei dem AG. mit der Begründung, daB er seiner- 
zeit Wartestanudsbeamter gewesen, in dem früheren Ver- 
fahren aber hiernach nicht gefragt worden sei. Das AG. 
lehnte den Antrag wegen der Rechtskraft der früheren 
Entsch. erneut ab. Eine. Beschwerde des Antragstellers 
wurde vom LG. zurückgewiesen, weil ein früherer Warte- 
standsbeamter ebensowenig die Voraussetzungen des 83 
SchuldBereinG. erfülle wie ein früherer Ruhestands- 
beamter. Das KG. hat diese Stellungnahme nicht ge- 
billigt, der weiteren Beschwerde aber im Ergebnis deu 
Eriolg versagt. 

Auch wenn es, was der Senat bisher dahingestellt 
gelassen hat (JFG. 21, 229 = DJ. 1940, 965 = DR. 
1940, 1204), rechtlich zulässig sein sollte, einen rechts- 
kräftig zurückgewiesenen Schuldenbereinigungsantrag auf 
Grund einer ohne Verschulden nicht früher vorgetra- 
genen Behauptung zu erneuern, muß doch, wovon das 
LG. zutreffend ausgeht, der neu geltend gemachte Um- 
stand derart wesentlich sein, daß er in dem früheren 
Verfahren zu einer anderen Entsch. hätte führen können. 
Das trifft jedoch für die Behauptung des Schuldners, daß 
er nicht im Ruhestande, sondern zunächst nur auf Warte- 
geld gesetzt gewesen sei, nicht zu. Rein beamtenrecht- 

“lich besteht zwar zwischen einem Wartestands- und 
einem Ruhestandsbeamten insofern ein Unterschied, als 
bei dem Wartestandsbeamten, wenn er auch einen Dienst 
nicht mehr ausübt, das Beamtenverhältnis noch in vollem 
Umfange aufrechterhalten bleibt, während beim Ruhe- 
standsbeamten dieses Verhältnis mit der Versetzung in 
den Ruhestand endet (vgl. Nadler-Wittland, Deut- 
sches Beamtenrecht Bd. 2 S.801 A.2, 3; S.802 und A.4; 
ferner DBG. v. 26. Jan. 1937: RGBI. I, 39, Së 43it., 50, 
67, 77). Dieser Unterschied ist jedoch‘ von den für die 
Schuldenbereinigung maßgebenden Gesichtspunkten aus 
unerheblich. Der Grundgedanke des $3 SchuldBereinG. 
ist der, daß ein Volksgenosse, der seine Arbeitskraft zum 
Erwerbe des Lebensunterhaltes eingesetzt hat, dafür aber 
infolge der Wirtschaftsnot nur knapp entlohnt worden und 
infolgedessen in Schuldennot geraten ist, als „Angehöriger 
eines unselbständigen Berufes‘‘ den Schutz des Gesetzes 
genießen soil. Von diesem Gesichtspunkte aus unterscheiden. 
sich der Wartestands- und der Ruhestandsbeamte überhaupt 
nicht und beide von dem im Dienst befindlichen Beamten 
nur dadurch, daß sie ihr Gehalt mit Rücksicht auf eine 
schon früher geleistete Arbeit beziehen. Hierauf kann es 
aber für die grundsätzliche Zulässigkeit einer Schulden- 
bereinigung nicht ankommen. Denn diese wird dem Be- 
amten nicht deshalb ermöglicht, weil er zur Zeit der 
Entstehung der Schuldennot als solcher tätig gewesen 
ist, sonderu deshalb, weil ihm die für eine — gegen- 
wärtige oder frühere — Amtstätigkeit gewährte Entloh- 
nung so bemessen war, dal sie für außergewöhnliche 
Fälle, längere Krankheit in der Familie und dergleichen, 
nicht immer ausreichte. Das letztere gilt nun für den 
Wartestands- und für den Ruhestandsbeamten sogar in 
erhöhtem Maße, so daß gerade sie vornehmlich der Ge- 
fahr einer Schuldennot ausgesetzt waren. Es kann des- 
halb nicht im Sinne des Gesetzes gelegen haben, den 
Wartestandsbeamten oder auch nur den Ruhestands- 
beamten von der im $3 des Gesetzes für Angehörige 
eines unselbstiändigen Berufes vorgesehenen Schulden- 
bereinigung auszuschließen. 

Macht es aber demgemäß für die Anwendbarkeit des 
83 keinen Unterschied, ob der Schuldner seinerzeit Ruhe- 
stands- oder ob er Wartestandsbeamter gewesen ist, 
dann liegt in seinem Hinweise darauf, daß das LG. in 
dieser Beziehung bei der früheren Entsch. von einer un- 
richtigen tatsächlichen Annahme ausgegangen ist, nicht 
die Geltendmachung eines neuen wesentlichen Umstan- 
des, die allein die Erneuerung des rechtskräftig geschlos- 
senen Verfahrens rechtfertigen könnte. Es muß daher 
bei der ursprünglichen Zurückweisung des Bereinigungs- 
antrages verbleiben. Die BeschwF. haben sich dieses 
Ergebnis insofern selbst zuzuschreiben, als sie es ver- 
säumt haben, gegen den ersten LGBeschluß die damals 
ausdrücklich zugelassene weitere Beschwerde einzulegen. 


(KG., 1. ZivSen., Beschl, v. 20, März 1942, 1 Wx 440/41.) 
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30. KG. — 88 7 Abs. 1, 9 Abs. 2, 3, 5 SchuldBereinG. 


1. Kann ein überbelastetes Grundstück dem Schuldner 
auch durch eine Bereinigung der dinglichen Schulden 
nicht erhalten werden, so ist eine soiche Bereinigung hin- 
sichtlich der Grundstückshaftung unzulässig. 

2. Der Bereinigungsrichter ist nicht belugt, zwangs- 
weise Vermögenswerte des Schuldners, insbes. Grund- 
stücke, zwecks Schaffung einer Teilungsmasse zu ver- 
äußern oder veräußern zu lassen. 


Die Frau K. betrieb seit dem Jahre 1918 ein Geschäft, 
mußte es aber infolge ungünstiger Entwicklung im 
Jahre 1928 aufgeben, wobei sie mit Verbindlichkeiten in 
Höhe von rund 10 000 AAM belastet blieb. Ein Grundstück, 
in welchem das Geschäft betrieben worden war, wurde 
vermietet, erbrachte aber infolge des späteren Rückgan- 
ges des Mietzinses nicht mehr den zur Deckuug der Hypo- 
thekenzinsen und der Unkosten erforderlichen Ertrag und 
kam infolgedessen unter Zwangsverwaltung. Seit dem 
Jahre 1940 schwebt auch ein Zwangsversteigerungsver- 
jahren. 

Die Eigentümerin beantragte nunmehr, ihr eine Schul- 
denbereinigung zu bewilligen und diese auf die Grund- 
stückslasten zu erstrecken. Das AG. lehnte den Antrag in 
vollem Umfange schon deshalb ab, weil die Voraussetzun- 
gen des $1 SchuldBereinG. nicht dargetan seien. Das mit 
der Beschw. angerufene LG. hob den Beschluß wegen der 
dinglich nicht gesicherten Forderungen auf und verwies 
die Sache insoweit zur Anstellung weiterer Ermittelungen 
über das Eingreifen des 81 SchuldBereinG. an das AG. 
zurück, trat diesem aber in der Ablehnung der Bereini- 
gung der dinglich gesicherten Forderungen bei. Eine le- 
diglich in der letzteren Beziehung eingelegte weitere Be- 
le der Antragstellerin hat nur teilweise Erfolg ge- 
1abt. 

Wird, wie es hier bei der Verlahrenslage im dritten 
Rechtszuge geschehen muß, einstweilen unterstellt, daß 
die allgemeinen Voraussetzungen des $1 SchuldBereinG. 
zugunsten der Schuldnerin gegeben sind, so ist der $9 des 
Gesetzes über die Behandlung der Grundpfandrechte eines 
dem Schuldner verbliebenen überschuldeten Grundstückes 
grundsätzlich anwendbar, da das Grundstück der Schuld- 
nerin nach den Feststellungen des LG. unzweifelhaft über 
seinen Wert hinaus belastet ist. In einem solchen Falle 
kann der Richter die dinglich gesicherten Forderungen, so- 
weit sie durch den Grundstückswert gedeckt sind, nur 
nach Abs.2 beschränken, insbes. bei der hier in erster 
Linie in Betracht kommenden, mit 5% verzinslichen 
Hypothek der X.-Hypothekenbank von 120000 GM., die 
nach den Feststellungen des LG. unter Abs. 4 fällt, ohne 
Zustimmung der Gläubigerin lediglich die Fälligkeit durch 
Stundung oder Umwandlung in eine Abzahlungsiorderung 
regeln, die nicht gedeckten Forderungen dagegen nach den 
allgemeinen Vorschriften des $ 7 SchuldBereinG. behandeln. 

Das LG. geht mit rechtlich einwandfreier Begründung 
davon aus, daß der Antragstellerin mit einer bloßen Stun- 
dung der ersten Hypothek nicht gedient sein würde, hält 
vielmehr eine Bereinigung, bei der die Antragstellerin in 
der Lage wäre, in Zukunft ihren Verpflichtungen nachzu- 
kommen, und mit der für die Dauer gesunde Verhältnisse 
geschaffen werden könnten, nicht für möglich. Es zieht hier- 
aus in Anwendung des 89 Abs.5 SchuldBereinG. den 
Schluß, daß die Bereinigung der dinglichen Schulden un- 
terbleiben, das Grundstück also der Zwangsversteigerung 
überlassen werden müsse. Damit tritt es in Gegensatz zu 
dem Beschlusse des AG. in Hamburg v. 16. Mai 1941 (DR. 
1941, 2617), der von Klemm (daselbst S. 2594) gebilligt 
wird. Dem LG. ist jedoch in der Auslegung des §9 Abs. 5 
des Gesetzes unbedenklich beizutreten. 

89 regelt in Abs. 2 und 3, auf welche Weise die Lasten 
eines überschuldeten Grundstückes für den Schuldner er- 
leichtert werden können, und bestimmt im Anschluß hieran 
in Abs.5: „Dem Schuldner soll ein Grundstück durch eine 
Bereinigung der Hypotheken gemäß Abs. 2 und 3 nur er- 
halten werden, wenn nach Lage des Falles und nach der 
Persönlichkeit des Schuldners zu erwarten ist, daß dieser 
in Zukunit seinen Verpflichtungen nachkommen wird und 
daß durch die Bereinigung für die Dauer gesunde Verhält- 
nisse geschaffen werden.“ Das kann bei unbefangener Be- 
{rachtung nur dahin verstanden werden: Die in den Abs. 2 
und 3 vorgesehenen Maßnahmen haben den Zweck, dem 
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Schuldner das Grundstück nach Möglichkeit zu erhalten. 
Würde aber durch eine solche Erhaltung keine Gewähr für 
eine durchgreifende Gesundung der Verhältnisse geschat: 
fen werden, so soll die Bereinigung unterbleiben. Das Ge- 
setz hätte im Abs.5 ohne Änderung seines Sinnes auch 
lauten können: „Eine Bereinigung der Hypotheken soll ge- 
mäß Abs. 2 und 3 zwecks Erhaltung des Grundstückes für 
den Schuldner nur dann stattfinden, wenn usw.“ (ebenso 
die Erläuterer des SchuldBereinG. §9: Vogels Anm. 13; 
Gerken-Vogel Anm.32 und Holtkamp Anm.5). 
Das AG. in Hamburg meint demgegenüber unter Zu- 
stimmung von Klemm, es bestehe ein Bedürinis, die Be- 
reinigung der dinglichen Schulden auch dann, wenu das 
Grundstück dem Schuldner nicht erhalten werden könne, 
zu gewähren, wobei der Schuldenbereinigungsrichter die 
Möglichkeit haben müsse, das Grundstück außerhalb eines 
Zwangsversteigerungsveriahrens zum gemeinsamen Nutzen 
des Schuldners sowie der — gesicherten und ungesicher- 
ten — Gläubiger zwangsweise zu verwerten, und hält eine 
solche Auffassung mit den Bestimmungen des Schuld- 
BereinG., insbes. mit dem SO Abs. 5, für vereinbar. Indes- 
sen kann, ganz abgesehen von den sonstigen schwerwie- 
genden Bedenken hiergegen, nicht einmal anerkannt wer- 
den, daß praktische Gründe für die Zulassung einer sol- 
chen Bereinigungsmöglichkeit sprächen, geschweige denn, 
daß die Zulässigkeit i.S. des geltenden Gesetzes läge. 
Liegen die Verhältnisse so, daß das Grundstück dem 
Schuldner auch durch eine Bereinigung nicht erhalten wer- 
den kann, so hat er selbst kein schutzwürdiges Interesse 
daran, daß die Rechte der Gläubiger in dinglicher Bezie- 
hung irgendwie beschränkt werden. Denn wie die Gläu- 
biger sich aus dem Grundstücke befriedigen, das ihm auf 
keinen Fall erhaltenbleibt, ist für ihn ohne Bedeutung. Der 
Schuldner kann nur darauf Wert legen, daß die dinglich 
gesicherten Gläubiger wegen ihrer Forderungen sein son- 
stiges Vermögen und sein Einkommen nicht über Gebühr 
in Anspruch nehmen, sowie allenfalls darauf, daß durch 
eine freihändige Veräußerung des Grundstückes ein bes- 
serer Preis erzielt wird, als er in der Zwangsversteigerung 
zu erwarten ist. Dem ersteren Interesse trägt die Rspr. des 
Senats nun schon dadurch Rechnung, daß sie auch für die 
Gläubiger von dinglich gesicherten Forderungen eine Be- 
schränkung der Möglichkeit zuläßt, in das außer dem haf- 
tenden Grundstück vorhandene Vermögen des Schuldners 
zu vollstrecken (1 Wx 213/41: DR. 1941, 2251). Damit er- 
ledigt sich die vom AG. in Hamburg und von Klemm in 
den Vordergrund gestellte Erwägung, daß es unzweck- 
mäßig und unbillig sei, die Bereinigung gegenüber Jen 
dinglichen Gläubigern auf die künftigen Ausiallsforderun- 
gen zu beschränken und demgemäß diese Bereinigung von 
einer vorgängigen Zwangsversteigerung des Grundstük- 
kes abhängig zu machen. Der vom Senat gewiesene Weg 
mag bei dem Wortlaut des Gesetzes (§ 9 Abs. 6 Satz) eben- 
falls nicht ganz unbedenklich sein, ist aber mit dem Sinne 
der gesetzlichen Regelung des SO im Ganzen und mit dem 
mutmaßlichen Willen des Gesetzgebers noch eher zu ver- 
einbaren als die viel weitergehende Gesetzesauslegung des 
AG. in Hamburg. Er hat überdies den Vorzug, daß er auch 
in den Fällen gangbar ist, in denen die Voraussetzungen 
des $1 Abs.2 und damit des 89 SchuldBereinG. nicht ge- 
geben sind, vor allem in den Fällen des § 3. Auch das Inter- 
esse des Schuldners daran, daß ihm durch eine Bereinigung 
der dinglichen Schulden eine günstigere Veräußerung er- 
möglicht werde, kann die Anwendung des $9 Abs. 2 und 3 
in den Fällen des Abs.5 nicht rechtfertigen. Wenn das 
Grundstück wegen seiner Überbelastung zugunsten der 
Gläubiger nun einmal zwangsweise verwertet werden muß, 
so soll diese Verwertung auch in dem vom Gesetz vorgese- 
henen Verfahren der Zwangsversteigerung geschehen. Das 
Interesse des Bereinigungsschuldners wird hierbei ausrei- 
chend durch die Möglichkeit gewahrt, sein sonstiges Ver- 
mögen und seinen künftigen Erwerb gegen eine Inanspruch- 
nahme wegen der alten Schulden (auch der dinglich ge- 
sicherten oder gesichert gewesenen) zu schützen. Ähnliches 
gilt von dem Interesse der dinglich gesicherten und erst 
recht der dinglich nicht gesicherten Gläubiger. Auch sie 
sind auf die gesetzlichen Möglichkeiten der Vollstreckung 
in ein Grundstück zu verweisen. Das AG. in Hambur 
meint zwar, daß die bei Ablehnung der dinglichen Berei- 
nigung notwendig werdende Zwangsversteigerung eine 
„im höchsten Maße unbillige und nicht gerechtiertigte Be- 
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nachteiligung sowohl der ausfallenden Hypothekengläubi- 
ger als auch der nicht eingetragenen Gläubiger“ bedeuten 
würde. Diese Betrachtungsweise ist jedoch unrichtig. Nach 
der geltenden Rechtsordnung besteht das Wesen der Grund- 
pfandrechte und ihrer Rangordnung gerade darin, daß die 
im Range vorgehenden vor den nachgehenden und diese 
wiederum vor den überhaupt nicht gesicherten ihre Befrie- 
digung aus dem Grundstücke suchen dürfen (§ 10 Abs. 1 
Nr.4, 5 ZwVerstG.). Wer infolgedessen bei der Zwangs- 
versteigerung ausfällt, kann sich — mindestens vom Stand- 
punkte des Gesetzgebers aus — nicht über eine Unbillig- 
keit dieses Ergebnisses beklagen, muß seinen Verlust viel- 
mehr der Tatsache zuschreiben, daß er selbst sich nicht 
rechtzeitig gesichert hat. Es liegt auch kein Anlaß vor, von 
diesen Grundsätzen, deren allgemeine Geltung außer Zwei- 
iel steht, zugunsten eines Gläubigers deshalb eine Aus- 
nahme zu machen, weil in der Person seines Schuldners 
zulällig die Voraussetzungen der Schuldenbereinigung er- 
füllt sind. Es ist gewiß richtig, daß bei einer Schulden- 
bereinigung auch die Interessen der Gläubiger (in ihrem 
Verhältnis zueinander und in ihrem Verhältnis zu dem 
Schuldner) zu berücksichtigen sind. Ob aber, was hier in 
Frage steht, überhaupt eine Bereinigung der dinglichen 
Rechte stattfinden kann, ist nach dem Gesetz ausschließ- 
lich im Hinblick auf die bei dem Schuldner bestehenden 
Verhältnisse (38 1, 5, 9 SchuldBereinG.) zu entscheiden. Die 
Gläubiger haben darauf, daß eine solche Schuldenbereini- 
gung stattlinde, keinen Anspruch. Der hier vertretenen An- 
sicht läßt sich auch nicht entgegenhalten, daß die Bereini- 
ung der dinglichen Schulden nur ein Teil der ganzen 
Schuldenbereinigung sei und deshalb gemäß 886 Abs. 2, 
* 7 Abs. 1 SchuldBereinG. mittels eines Ausgleichs zwischen 
den einzelnen Gläubigern, den gesicherten sowohl wie den 
ungesicherten, durchgeführt werden müsse. Es ist nicht der 
Zweck des Gesetzes, insbes. nicht der des $ 9, daß einem 
Gläubiger, der ohne die Bereinigung nicht darauf rechnen 
konnte, aus dem Grundstücke eine Befriedigung zu erlan- 
gen, auf Kosten von Besserberechtigten eine solche Beirie- 
digung ermöglicht wird. Eine Ausnahme gilt nur für solche 
dinglichen Rechte, die zur Sicherung von alten Forderun- 
sen nach dem Zusammenbruche des Schuldners begründet 
worden sind (1 Wx 213/41: DR. 1941, 2251). 

Vollends unvereinbar mit dem Gesetz ist der Gedanke, 
daß der Bereinigungsrichter befugt sei, das Grundstück so- 
gar gegen den Willen des Schuldners und gegen den Wil- 
len der dinglich gesicherten Gläubiger, also zwangsweise, 
aber außerhalb des Zwangsversteigerungsverfahrens zu 
veräußern, um den Erlös unter Ausnutzung der Bereini- 
gungsmöglichkeiten des $9 Abs.2 und 3 SchuldBereinG. 
unter die gesicherten und die ungesicherten Gläubiger ver- 
teilen zu können. Daß das nicht im Wege einer einstweili- 
gen Anordnung geschehen kann, hat der Senat schon in 
1 Wx 900/39 (JFG. 21, 70 = DR. 1940, 458) ausgesprochen. 
Die Maßnahme ist aber auch im Rahmen des endgültigen 
Bereinigungsplanes, insbes. bei Grundstücken, nicht zuläs- 
sig. Es erscheint nämlich ausgeschlossen, daß der Gesetz- 
geber neben der bisher einzigen Form der Zwangsverwer- 
tung eines Grundstückes zugunsten der Gläubiger, wie sie 
in einem besonderen Gesetz unter sorglältiger Wahrung 
aller schutzwürdigen Interessen der verschiedenen Beteilig- 
ten eingehend geregelt worden ist, im SchuldBereinG. still- 
schweigend eine ganz neue Form einer solchen Verwer- 
tung ee jede nähere Ausgestaltung, lediglich nach dem 
Ermessen des Richters hat zulassen wollen. Die Zweifels- 
fragen und Schwierigkeiten, welche sich dabei ergeben 
würden, sind unabsehbar. Für eine derartig weitgehende 
Befugnis des Bereinigungsrichters fehlt jede gesetzliche 
Grundlage. Im Schuldenbereinigungsverfahren soll nicht 
etwa, wie im Konkurse oder in der Zwangsversteigerung, 
unter Ausschaltung des Schuldners durch Veräußerung 
seines Vermögens eine Teilungsmasse geschaffen werden, 
aus der die Forderungen der Gläubiger zu befriedigen sind. 
Die Schuldenbereinigung hat vielmehr nach §6 Abs. 1 le- 
diglich den Zweck, die Gesamtheit der alten Schulden, die 
den Schuldner noch belasten, seiner Leistungsfähigkeit der- 
art anzupassen, daß der Schuldner in die Lage versetzt 
wird, seine Verpflichtungen nunmehr mit Hilfe der ihm zur 
Verfügung stehenden Mittel freiwillig zu erfüllen. Der Be- 
reinigungsrtichter kann den Gläubigeru zwangsweise nur 
dadurch zu ihrer Befriedigung verhelfen, daß er — unter 
den Voraussetzungen des g 15 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Ge- 


setzes — seine Entscheidung für vollstreckbar erklärt. Er 
hat aber nicht die Möglichkeit, durch eine zwangsweise 
durchgeführte Verwertung vou Vermögensstücken des 
Schuldners und damit durch eine eigene Zwangsvollstrek- 
kung die Mittel zur Befriedigung der Gläubiger bereitzu- 
stellen. Das kommt auch im $7 Abs.1 des Gesetzes zum 
Ausdruck. Danach hat nämlich der Richter durch seine Ent- 
scheidung die Rechtsbeziehungen der Beteiligten zu gestal- 
ten; er kann aber nicht eigene Verpilichtungs- und Ver- 
fügungsgeschäfte hinsichtlich des Vermögens des Schuld- 
ners als dessen Vertreter (insbes. beim Verkauf und bei der 
Auflassung eines Grundstückes) vornehmen oder den 
Schuldner zur Abgabe von Willenserklärungen gegenüber 
einem Dritten (dem Erwerber) verurteilen. Möglich ist 
allein, daß er zur Vorbereitung der Entsch. dem Schuldner 
die Auflage macht, das Grundstück zu bestimmten Ver- 
tragsbedingungen zu veräußern und den Erlös für die Gläu- 
biger zur Verfügung zu stellen, mit der Folge, daß eine 
unberechtigte Weigerung dazu führen kann, die Schulden- 
bereinigung ganz oder teilweise zu versagen. Eine solche 
freihändige Veräußerung des Grundstückes durch den 
Schuldner würde aber die bestehenden Grundpfandrechte 
unberührt lassen. 

Ist hiernach die Rechtsansicht des jetzt angefochteuen 
Beschlusses in der bisher erörterten Frage dem Ergebnis 
nach zu billigen, so muß der Beschluß doch insoweit abge- 


„andert werden, als er der bereits erwähnten Rspr. des Se- 


nats über die Möglichkeit, die an dem Grundstücke ding- 
lich gesicherten Gläubiger in der Vollstreckung gegenüber 
dem sonstigen Vermögen des Schuldners zu beschränken, 
keine Rechnung trägt. Im übrigen ist jedoch die weitere 
Beschw. zurückzuweisen. 


(KG., 1. ZivSen., Besch, v. 28. Febr. 1942, 1 Wx 357/41.) 


Enteignungsrecht 


** 31. RG. — § 8 PrEnteigG. v. 11. Juni 1874. Enteignet die 
Reichsbahn Gebäude für eine Strecke, für die vorher Bau- 
iluchtlinien festgesetzt worden waren, zwar im eigenen Na- 
men, aber für Rechnung der Stadtgemeinde, welche die Bau- 
iluchtlinien festgesetzt hat, so ist die Entschädigung auch in 
diesem Fall so zu bemessen, als ob die Baufluchtlinienfest- 
setzung nicht erfolgt wäre. 

Die Bekf. (Reichsbahn) betreibt zum Zwecke der An- 
legung einer Zufahrtstraße zum Bahnhof D. im Wege 
des vereinfachten Verfahrens die Enteignung einer den 
Kl. als Miterben gehörenden, senkrecht zur Windscheid- 
straße in D. liegenden Grundfläche, die später M.-Straße 
genannt wurde. Durch Bescht v. 10. Juni 1937 wurde die 
Bekl. zum 1. Juli 1937 in den Besitz eingewiesen, und 
es wurde eine vorläufige Entschädigung von 32000 At 
für die KI. festgesetzt. Die Bekl. bezahlte diese Summe. 
Durch Beschl. v. 22. März 1938, berichtigt am 4. und 
25. Juli 1938, wurde die von der Bekl. zu zahlende Ent- 
schädigung anderweit auf 18467 AM festgesetzt. Der Be- 
schluß geht davon aus, daß die Grundfläche als Park- 
land zu bewerten sei. Die von den KI. beantragte Über- 
nahme eines Grundstücks an der Ecke der neuen Straße 
und der Windscheidstraße durch die Bekl. wurde ab- 
gelehnt. 

Die Kl. meinen, die Grundstücke seien als Baustellen- 
land zu bewerten, auch müsse die Bekl. das Eckgrund- 
stück übernehmen. Sie haben deshalb auf Verurteilung 
der Bekl. zur Zahlung eines weiteren Betrags, der dem 
nötigenfalls durch Sachverständige zu ermittelnden Werte 
der Grundstücke entspreche, mindestens aber zur Zah- 
lung weiterer 10000 #4 nebst Zinsen, ferner auf Ver- 
urteilung zur Übernahme des Eckgrundstücks gegen 
Zahlung des zu ermittelnden Preises, mindestens aber 
11628 A. nebst Zinsen, geklagt. Die Bekl. meint, die 
Grundstücke seien nur als Straßenland zu bewerten, und 
hat neben der Abweisung der Klage im Wege der 
Widerklage Verurteilung der Kl. zur Rückzahlung von 
20481 Ri begehrt. 

Das LG. hat der Klage, die jetzt nur noch auf Ver- 
urteilung zur Zahlung weiterer 8575 AM ging, statt- 
gegeben und die Widerklage abgewiesen. Berufung und 
Revision waren erfolglos. 

Das OLG. führt aus, es sei für die Bemessung der 
Enteignungsentschädigung unerheblich, daß im Jahre 1906 
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und im Jahre 1924 Fluchtlinien auch für die Buscher- 
mühlenstraße festgesetzt worden seien, denn bei der Ent- 
eignung von Grundstücken, die nach einem veröffent- 
lichten Baufluchtlinienplan zu Straßenland bestimmt seien, 
also nicht mehr bebaut werden dürften, sei die Ent- 
schädigung so zu bemessen, als habe eine Fluchtlinien- 
festsetzung überhaupt nicht stattgefunden. Danach müsse 
das zu enteignende Land, ebenso wie die anderen Grund- 
stücke an der Windscheidstraße, als Baustellenland be- 
wertet werden. Entsprechend der Schätzung der Sach- 
verständigen des Enteignungsverfahrens sei für das Land 
bis zu einer Tiefe von 40 m ein Wert von 24 RK für 
den qm, für das dahinter liegende Land bis zu einer 
Tiefe von 80m ein solcher von 8%4 für den qm, und 
für das noch weiter zurückliegende Land ein solcher 
von 4 AM für den qm anzusetzen. So kommt das OLG. 
zu einem Gesamtwert von 40575 RA und billigt den KI. 
nach Abzug der 32000 2.4, die sie auf Grund der vor- 
läufigen Festsetzung von der Bekl.schon erhalten haben, 
noch 8575 RAM zu. 

Die Rev. führt aus, die Rspr., die dem Unternehmer 
einer Enteignung nach vorausgegangener Festsetzung eines 
Baufluchtlinienplanes die Verpflichtung zur Entschädi- 
gung ohne Rücksicht auf die Festsetzung der Flucht- 
linien auferlege, beziehe sich nur auf den hier nicht ge- 
gebenen Fall, daß die Enteignung durch die Gemeinde auf 
Grund der Fluchtlinienfestsetzung nach $14 PrFluchtlG. 
v. 2. Juli 1875 (PrGS. 561) erfolge. Das vorliegende Ent- 
eignungsverfahren habe mit der Festsetzung der Bau- 
fluchtlinien in den Jahren 1906 und 1924 überhaupt nichts 
zu tun. Diese Festsetzung habe die Stadt D. vorgenom- 
men, die Enteignung betreibe aber die Reichsbahn. Zu- 
dem widerspreche es nationalsozialistischer Rechtsauffas- 
sung, der Beurteilung eines Rechtsstreits eine Fiktion, 
d. h. die Annahme, die Baufluchtlinienfestsetzung, die 
tatsächlich erfolgt sei, sei nicht geschehen, zugrunde zu 
legen. 

Diese Ausführungen können der Rev. nicht zum Siege 
verhelfen. Welche Bedeutung es hat, daß sich die neue 
Straße nicht mit der Buschermühlenstraße deckt, mag 
dahingestellt bleiben; denn der Tatsache, daß die Reichs- 
bahn die Enteignung betreibt, während die Festsetzung 
der Fluchtlinien in den Jahren 1906 und 1924 von der 
Stadt D. vorgenommen worden ist, kann keine Bedeutung 
beigemessen werden. Die Enteignung erfolgt nämlich nur 
unter dem Namen der Reichsbahn. Sie geschieht für die 
Stadtgemeinde D., und diese hat der Reichsbahn die fest- 
gesetzte Entschädigung zu erstatten. Es kann der Stadt- 
gemeinde aber nicht zum Vorteil gereichen, daß nicht 
sie, sondern ein anderer für sie die Enteignung betreibt, 
vielmehr muß sich dieser andere nach Recht und Billig- 
keit gefallen lassen, daß die Entschädigung so bemessen 
wird, als betreibe die Stadtgemeinde selbst die Enteig- 
nung. Dieser Satz ist auch früher schon vom RG. aus- 
gesprochen worden (RGUrt. v. 18. Jan. 1898, H 299/97: 
JW. 1898, 14932). Wenn die Rev. weiter meint, es wider- 
spreche neuerlicher Rechtsauffassung, wenn die „Fik- 
tion“ der Nichtfestsetzung von Baufluchtlinien der Be- 
messung einer Enteignungsentschädigung zugrunde ge- 
legt werde, so kann dem nicht zugestimmt werden; denn 
diese „Fiktion“ bringt nur den einfachen Rechtsgedanken 
zum Ausdruck, daß es im Falle einer Enteignung nach 
vorhergehender Festsetzung von Baufluchtlinien billig 
ist, dem Unternehmer auch die durch diese Festsetzung 
hervorgerufene Entwertung des Grundstücks zur Last zu 
legen. Die durch die Festlegung der Fluchtlinien ver- 
ursachte Hemmung der Entwicklung wird allein nicht 
entschädigt, deshalb muß auf alle Fälle dann, wenn die 
Gemeinde, welche die Fluchtlinien festgesetzt, also die 
Hemmung der Entwicklung verursacht hat, später selbst 
die durch ihr Vorgehen vorbereitete Enteignung vor- 
nimmt oder ein anderer für sie enteignet, nach Billig- 
keit auch die in der Festsetzung der Fluchtlinien lie- 
gende Entwertung bei der Bemessung der Entschädigung 
in Ansatz gebracht werden. Dieser Satz widerspricht 
keineswegs der nationalsozialistischen Rechtsauffassung. 


(RG., VII. ZivSen., U. v. 6. Jan. 1942, VII 92/41.) [He] 
* 


32. RG. — § 24 PrEnteignG. v. 11. Juni 1874. Von dem 
durch die Rspr. des RG. festgelegten Grundsatz, daß der 
Enteignungsbetrofene den Euteigner im ordentlichen 


Rechtsprechung 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


Rechtsweg auf Antragstellung nach § 18 bzw. 824 verkla- 
gen kann, ausgehend besteht kein Bedenken gegen die An- 
nahme, daß sich der Enteigner mit einer Partei, die — un- 
ter Widerspruch des Enteigners — behauptet, vom Enteig- 
nungsverfahren betroffen und daher daran beteiligt zu sein, 
dahin einigt, daß der Enteigner Antrag nach § 24 zu stel- 
len hat, so daß die Frage der Beteiligung (zunächst) im 
Verfahren nach §§ 248. zu klären sei. Aus einer solchen 
Einigung kann auf Antragstellung geklagt werden. 


(RG., VII. ZivSen., U. v. 13. Jan. 1942, VI 71/41.) [He.] 
* 


33. RG. — § 45 Abs. 4 BadEnteignungsG.; §§ 287, 549 
ZPO. Der für Ansprüche nach dem preußischen Enteig- 
nungsgesetz aufgestellte Grundsatz, daß Enteignungsan- 
sprüche nie Schadensersatzansprüche sind, gilt für andere 
landesrechtliche Enteignungsgesetze nicht ohne weiteres. 

Der Nachprüfung durch das RevG. sind nicht nur die 
Rechtssätze des irrevisiblen Rechts entzogen, sondern auch 
die Erfahrungssätze, die bei der Auslegung und Anwendung 
des irrevisiblen Rechts von Bedeutung sind. 


Der KI. war Eigentümer des Grundstücks P.straße 4/6 
in W. Auf dem Grundstück steht ein Wohnhaus mit 
Garageräumen und eine Werkstatt. Der KI. betreibt darin 
eine Kraftwagenreparaturwerkstätte und -vermietung. 
Außerdem ist er Verwalter eines Diesel-Ölbunkers und 
zweier Tankstellen, die sich in nächster Nähe seines An- 
wesens befinden. 

Die Bekl. führte eine Verbreiterung der P.straße durch 
und beantragte zu diesem Zweck u.a. die Enteignung des 
Anwesens des KI. Durch Bescheid des Landeskommissärs 
in M. v. 1. Juni 1939 wurde das Grundstück des Kl. ent- 
eignet. Durch Feststellungsbescheid v. 10. Aug. 1939 wur- 
den als Enteignungsentschädigung festgesetzt für das 
Grundstück 1800024, für „den weiteren Schaden‘ 5000.24, 
zusammen 23000 RM. 

Gegen diesen Bescheid hat der KI. innerhalb der in 
dem BadEnteignungsG. (v. 26. Juni 1899 i. d. Fass. vom 
24. Dez. 1908 [GVBI. 703] nebst Änderungen v. 12. Mai 
1921 [GVBI. 127] und v. 13. Aug. 1934 [GVBI. 239]) vorge- 
sehenen Frist Klage mit dem Antrag erhoben, die Ent- 
schädigung auf insgesamt 40000 RA festzusetzen. Der 
Verkehrswert des Grundstücks betrage mindestens 
35000 RA, sein weiterer Schaden mindestens 22000 AA, 
er verlange aber insgesamt nur 40000 2M#. Hinsichtlich 
seines „weiteren Schadens‘ trug er vor, er müsse seine 
Werkstätte, die Kraftwagenvermietung, die Garage und 
den Verkauf von Ersatzteilen aufgeben und gehe der 
Einnahmen aus dem Betriebe der Tankstellen und des 
Pegeldienstes verlustig. 

Durch Entsch. des Bad. Finanz- und Wirtschafts- 
ministers (als Preisüberwachungsstelle) v. 7. Okt. 1940 
wurde als zulässiger Höchstbetrag für die Enteignungs- 
entschädigung des Grundstücks der Betrag von 18000. 2 
bestimmt. 7 

Das LG. hat den Feststellungsbescheid dahin abge- 
ändert, daß es die Entschädigung auf 25000 AM festsetzte; 
im übrigen hat es die Klage abgewiesen. 

Das OLG. hat mit dem angel, Urteil die Berufung zu- 
rückgewiesen. Das RG. bestätigte. 

Was die Frage der Zulässigkeit der Rev. be- 
trifft, so ist der Vorderrichter der Meinung, die Rev. 
finde trotz Erreichung der Revisionssumme nicht statt 
auf Grund des 845 Abs.4 des BadEnteignungsG. Diese 
erst durch die Nov. v. 5. Okt. bzw. 24. Dez. 1908 (Bad. 
GVBl. Nr.48 S.625 und Nr.57 S.703) eingeführte Be- 
stimmung des genannten Gesetzes, die auf § 15 Nr. 2 EG- 
ZPO. beruhte, ist aber, worauf die Rev. mit Recht hin- 
weist, durch Art.I Nr.10 des bad. Ges. v. 13. Aug. 1934 
über die Änderung des EnteignungsG. (Bad. GVBl. 1934 
Nr. 50 S. 239) aufgehoben worden. Es fragt sich nur, ob 
dieser Irrtum des BerR., der die erwähnte Gesetzesände- 
rung offenbar übersehen hat, als Nichtanwendung irre- 
visiblen Landesrechts der Nachprüfung in der Revinst. 
dergestalt entzogen ist, daß er die Zulässigkeit der Rev. 
ausschließt (8549 Abs.1 ZPO.); denn zweifellos handelt 
es sich weder bei der Anwendung des vorgenannten 845 
Abs. 4 noch überhaupt in dieser Sache um die Anwendung 
(bzw. Nichtanwendung) einer revisiblen Bestimmung des 
Badischen Landrechts oder eines „Zusatzes dieses Rechts“, 
sondern um die eines davon unabhängigen Landesge- 
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setzes, dessen Geltungsbereich sich nicht über den Be- 
zirk des BG. hinaus erstreckt. — Die gestellte Frage ist 
indessen zu verneinen. Das RG. hat grundsätzlich die 
Frage der Zulässigkeit der Rev. von sich aus selbständig 
zu prüfen und in diesem Rahmen das in Frage kommende 
Landesrecht selbst anzuwenden; es ist dabei an die 
Auffassung des Vorderrichters jedenfalls insoweit nicht 
gebunden, als dessen Entsch. nicht auf der irrigen Rechts- 
anwendung beruht; im vorl. Fall ist aber nur die Ent- 
scheidung des BG. über den Antrag des KI. nach $ 713 
Abs.2 ZPO., nämlich die Anwendung des 8713a ZPO., 
von diesem Rechtsirrtum beeinflußt. Dieser Teil der Ent- 
scheidung ist aber nicht Gegenstand der Nachprüfung in 
der RevlInst., so daß dahingestellt bleiben kann, ob das 
RevG. insoweit an die irrige Nichtanwendung bad. 
Landesrechts gebunden wäre. Die Rev. ist also, da die 
übrigen Voraussetzungen, insbes. die Revisionssumme, 
gegeben sind, zulässig. 

Sie muß aber um deswillen ohne Erfolg bleiben, weil 
das angef. Urteil ausschließlich auf der Anwendung irre- 
visiblen Landesrechts beruht. Das gilt zunächst für die 
Rechtsauffassung des BerR., daß die Bestimmungen des 
8287 Abs.1 ZPO. Platz griffen. Auch wenn seine Aus- 
tührungen dahin zu verstehen sein sollten, daß er die An- 
wendbarkeit des $287 Abs. 1 ZPO. auf Erwägungen über 
die Rechtsnatur von Enteignungsansprüchen im allge- 
meinen stützen will, so dienen ihm diese (in solcher All- 
gemeinheit allerdings unzutreffenden) Betrachtungen im 
vorl. Falle doch nur dazu, die Rechtsnatur des Entschä- 
digungsanspruchs nach bad. Landesrecht, und zwar ins- 
bes. diejenige des Anspruchs auf Entschädigung für den 
„etwaigen weiteren Schaden“ i.S. des $7 BadEnteigG. 
zu bestimmen, also irrevisibles Landesrecht auszulegen; 
solche Erwägungen sind aber der Nachprüfung durch das 
RevG. entzogen. Es mag übrigens bemerkt werden, daß 
die Rev. ihrerseits ebenso unberechtigt annimmt, Enteig- 
nungsansprüche könnten nie Schadensersatzansprüche 
sein. Das von ihr angeführte Urteil (wie eine große An- 
zahl weiterer Entsch.) des RG. hat dies allerdings für den 
Entschädigungsanspruch aus dem preuß. EnteignungsG. 
ausgesprochen. Aber für andere landesrechtliche Enteig- 
nungsG. gilt das nicht ohne weiteres, für den Bereich des 
bay. Enteignungsrechts z. B. hat der erk. Senat in seinem 
Urteil v. 4. Mai 1937, V114/37 (HRR. 1937 Nr. 1418) in 
Übereinstimmung mit der Rspr. des ehemaligen BayObLG. 
ausgesprochen, daß auf die Entschädigungsansprüche die 
Bestimmungen des § 287 Abs.1 ZPO. anzuwenden seien. 

Kann so die Anwendung der Vorschriften des $ 237 
Abs.1 ZPO. in der RevInst. nicht beanstandet werden, so 
sind auch die Angriffe der Rev. unbeachtlich, mit denen 
sie die Begründung des angef. Urteils auch bei Zugrunde- 
legung des $287 Abs.1 ZPO. als rechtsirrtümlich be- 
zeichnet. Denn der Rechtsirrtum, wenn ein solcher vor- 
läge, könnte sich immer nur auf die Anwendung des 
irrevisiblen Landesrechts beziehen; ein solcher Irrtum 
wäre aber in dieser Instanz unbeachtlich. Es kann auch, 
wie in ständiger Rspr. des RG. feststeht, die Rüge der 
Verletzung irrevisiblen Landesrechts nicht auf die Ver- 
letzung der Bestimmungen des 8286 ZPO. gestützt wer- 
den (vgl. u.a. RGZ. 95, 146/47; WarnRspr. 1933 Nr. 31; 
Urteil des erk. Senats v. 18. Juli 1939, VII 43/39 [DR. 
1940, 12632 und HRR. 1939 Nr. 1411] und noch kürzlich 
v. 18. Nov. 1941, VH 58/41). 

Was die Rev. weiter über die Bedeutung des durch- 
gehenden Kraftwagenverkehrs für den Geschäftsverdienst 
des KI. ausführt, würde selbst bei Anwendung revisiblen 
Rechts wegen der Vorschrift des 8237 Abs.1 ZPO. in 
der RevInst. unbeachtlich sein; hier, wo es sich um die 
Anwendung irrevisiblen Rechts handelt, können die Aus- 
führungen, mit denen die Rev. die Beurteilung des Scha- 
densumfangs durch den BerR. bekämpft, selbst abgesehen 
von der Unanwendbarkeit des § 286 ZPO., keine Beach- 
tung finden. Daran ändert sich auch nichts um deswillen, 
weil die Rev. meint, hier auch die Verletzung von Er- 
fahrungssätzen rügen zu können. Auch Erfahrungssätze 
sind nicht erhaben über die Einschränkungen, welche die 
Irrevisibilität der Nachprüfung in der RevInst. zieht; sie 
bilden einen Teil der Auslegung und Anwendung irre- 
visiblen Rechts; ihre Verletzung kann deshalb nicht zum 
Gegenstand einer Rüge gemacht werden. 


(RG., VII. ZivSen., U. v. 16. Dez. 1941, VII 93/41.) [N] 


Rechtsprechung 


811 


Bergrecht 


Zë 34. RG. — § 148 PrAllgBergG. Die Haftung für Berg- 
schaden nach § 148 AllgBergG. umfaßt bei Rohrbrüchen 
an im Boden, verlegten Leitungen auch den Verlust an 
Leitungsgut (Wasser, Gas usw.). 

Die klagende Stadtgemeinde bezieht ihr Wasser von 
der Wasserwerk Oberschlesien GmbH. durch ein (mit 
wenigen Ausnahmen) in ihren Straßen verlegtes, ihr ge- 
höriges Rohrleitungsnetz, mit dem sie das Wasser aus 
den Leitungen des Wasserwerks abnimmt und den ein- 
zelnen Abnehmergrundstücken zuführt. Unstreitig sind als 
Folge von Bergbau der Bekl. Rohrbrüche und Wasser- 
verluste eingetreten. Während die Bekl. die Kosten der 
Wiederherstellung des Rohrnetzes getragen hat, weigert 
sie sich, der Kl. auch für den Wasserverlust Ersatz zu 
leisten, indem sie bestreitet, daß es sich dabei um einen 
dem Grundeigentum der Kl. oder dessen Zubehörungen 
zugefügten Schaden i.S. des 8148 PrAllgBergG. handle, 
für das hilisweise geltend gemachte Verschulden aber 
(8823. BGB.) die Begründung vermißt. 

‚Unter Berechnung ihres Wasserverlustes auf 380 cbm 
zu 0,15 %4 hat die Kl. mit der Klage 57,00 AA nebst 
Zinsen gefordert. Die Bekl. hat um Abweisung der Klage 
gebeten und mit Widerklage die Feststellung beantragt, 
daß sie auch bei zukünftigen Wasserverlusten, die infolge 
ihres Bergbaus durch Brüche in den Rohrleitungen der 
Kl. entstehen, zur Entschädigung der Kl. bergrechtlich 
nicht verpflichtet sei. Das LG. hat den Klagansprüch für 
dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt und die: Wider- 
klage abgewiesen. Die Sprungrevision wurde zurück- 
gewiesen. 

Die Rev. stellt lediglich die Frage zur Nachprüfung, ob 
auch der Schade, welcher der Kl. durch Wasserverlust 
infolge von Rohrbrüchen entstanden ist, als ein dem 
Grundeigentum oder dessen Zubehörungen durch den 
Bergwerksbetrieb der Bekl. zugefügter Schaden i. S. des 
$148 PrAllgBergG. anzuerkennen ist. Dies war mit dem 
LG. zu bejahen. 

Von dem Sachverhalt, der Gegenstand der Entsch. des 
erk. Sen. v. 24. Juni 1885 war (Ztschr. f. Bergrecht 27, 100, 
vgl. dazu Westhoff, „Bergbau und Grundbesitz“, Bd. Í 
S. 77t. [1904]; Weis: „Glückauf“: 1940 Nr. 31 S. 426), unter- 
scheidet sich der vorl. Streitfall insofern, als dort die durch 
den Bergbau beschädigten Leitungsrohre des klagenden 
Gaswerks mindestens als Zubehör ihres Gasanstaltsgrund- 
stücks in Betracht kamen und damit das Grundeigentum 
der dortigen Kl. sowohl in seinem Substanz- wie auch in 
seinem Gebrauchs- oder Nutzungswert als durch Ver- 
teuerung der Erzeugung entwertet angesprochen werden 
konnte. Im hier gegebenen Streitfall sind dagegen das 
Wasserwerk und der Entschädigung fordernde Grund- 
eigentümer verschiedene Personen, so daß zunächst die 
Frage entsteht, ob auch die Eigentümerin des beschädig- 
ten Rohrleitungsnetzes als in ihrem Grundeigentum oder 
dessen Zubehörungen geschädigt angesehen werden kann, 
eine Frage, in deren Bejahung allerdings die Parteien 
offenbar einig sind. Es handelt sich hier um ein der KI. 
gehöriges, mit wenigen Ausnahmen in ihren Straßen 
verlegtes Wasserrohrleitungsnetz, mittels dessen sie das 
Wasser von dem Wasserwerk bezieht. Das Rohrnetz ist, 
soweit in ihr gehörigen Grundstücken, insbes. den städti- 
schen Straßen verlegt, deren wesentlicher Bestandteil, so- 
wohl nach $93 BGB., weil jedenfalls die Leitungsrohre 
nicht ohne Zerstörung des einheitlichen Netzes oder min- 
destens Veränderung in ihrem Wesen von den Grund- 
stücken getrennt werden können, wie auch nach den 
$994 Abs. 1, 95 Abs. 1 das., weil die Rohrleitungen mit 
dem Grund und Boden fest verbunden sind, olıne daß 
dies nur zu einem vorübergehenden Zwecke geschehen 
wäre. Aus dieser Bestandteilseigenschaft des Rohrleitungs- 
netzes, soweit es in stadteigenen Grundstücken verlegt 
ist, folgt, daß in ihm städtisches Grundeigentum beschä- 
digt ist, Was aber die geringen Ausnahmen anderer Ge- 
staltung betrifft, nämlich soweit zur Verlegung des Netzes 
fremde Grundstücke benutzt sind, so haben die städti- 
schen Rohrleitungen insoweit die rechtliche Eigenschaft 
beweglichen Zubehörs des städtischen Grundeigentums, 
indem sie nicht zu (wesentlichen) Bestandteilen des frem- 
den Grundeigentums geworden sind, weil sie sich ent- 
weder als ein in Ausübung von Rechten der Kl. an den 
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fremden Grundstücken mit diesen verbundenes Werk dar- 
stellen oder, soweit die Benutzung der fremden Grund- 
stücke nur, sei es vermöge schuldrechtlicher Befugnisse, 
insbes. kraft Mietvertrags, oder gestattungsweise erfolgt, 
als lediglich zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem 
Grund und Boden verbunden zu gelten haben würden 
(vgl. RGZ. 87,43). 

Von dieser Grundlage aus ergibt sich für die entschei- 
dende Frage, ob als Bergschade i.S. des 8148 AllgBergG. 
auch der durch Rohrbrüche im städtischen Leitungsnetz 
verursachte Wasserverlust anzuerkennen ist, das Fol- 
gende. Nach der Eigenart des vorl. Falles kann die Haf- 
tung der Bekl. mit einer Entwertung des Wasserwerks- 
grundstücks nicht begründet werden. Andrerseits kommt 
auch das durch das Leitungsnetz geführte Wasser nicht 
selbst als Bestandteil oder Zubehör des städtischen Grund- 
eigentums in Betracht, da es auch in den Leitungsrohren 
bewegliche Sache ohne Zubehöreigenschaft bleibt. Die 
Frage verengt sich deshalb dahin, ob als ein dem Grund- 
eigentum (oder dessen Zubehörungen) zugefügter Schade 
mit der Auffassung, wie sie offenbar Westhoff aa CO. 
vertritt, ausschließlich solcher Schade angesehen werden 
kann, der an dem Grundeigentum selbst (oder dessen 
Zubehörungen) entsteht, oder ob darunter auch sonstiger 
Schade, der in engster Verbindung mit der Beschädigung 
des Grundeigentums selbst eintritt, nicht auch wenigstens 
dann zu begreifen ist, wenn es sich um Schaden handelt, 
der durch Untauglichwerden des Grundeigentums zu der 
ihm gerade gegebenen besonderen Zweckbestimmung (wie 
bei Wasserverlust durch Rohrbruch) entsteht. Letzteres ist 
aber zu bejahen aus doppeltem Grunde. Es kann zweifel- 
haft erscheinen, ob es sich in einem Fall der vorl. Art 
um unmittelbaren oder mittelbaren Schaden im Sinne der 
Unterscheidung des PrALR. handelt. Wollte man nur 
mittelbaren Schaden annehmen, so war jedenfalls in der 
unter der zeitlichen Geltung des PrALR. zu 8148 Allg- 
BergG. ergangenen Rspr. (vgl. Ztschr. f. Bergrecht 24, 500; 
25, 396 und sonst) anerkannt, daß die Entschädigungs- 
pflicht nach 8148 auch den mittelbaren Schaden umfaßt. 
Das BGB. aber (8249) regelt die Schadensersatzpflicht 
allgemein dahin, daß der Zustand herzustellen ist, der 
bestehen würde, wenn der zum Ersatze verpflichtende 
Umstand nicht eingetreten wäre. Daß danach auch der 
Wasserverlust in den Schadensbereich fällt, kann nicht 
zweifelhaft sein. Auch der natürlichen Betrachtung er- 
scheint der Schade, der bei Rohrbrüchen, teils an der Lei- 
tung selbst, teils durch Entweichen von Leitungsgut ent- 
steht, als ein so zusammenhängender und einheitlich zu 
beurteilender, daß eine verschiedene rechtliche Behand- 
lung, je nachdem, ob Sachschade oder Vermögensschade 
durch Einbuße an Leitungsgut, dem Rechtsgefühl wider- 
sprechen würde. Dazu kommt nun aber weiter, daß der 
ausdrückliche Wille des Gesetzes dahin geht, dem Grund- 
eigentümer für den Schaden, den er infolge Beschädi- 
gung seines Grundeigentums durch den Bergbau erleidet, 
vollen Ersatz zukommen zu lassen, wie aus der zwei- 
fachen Betonung: „für allen Schaden vollständige 
Entschädigung zu leisten“ deutlich hervorgeht. Eine Be- 
schränkung auf den bloßen Sachschaden am Grundeigen- 
tum (oder dessen Zubehörungen) läßt sich hiernach nicht 
rechtfertigen. Vielmehr muß der Bergbau für verpflichtet 
erachtet werden, bei von ihm herbeigeführter Beschädi- 
gung von Grundeigentum durch Brüche in Leitungsnetzen 
auch für das entweichende Leitungsgut Ersatz zu leisten. 


(RG., V. ZivSen., U. v. 2. Febr. 1942, V 92/41) [He] 


Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht 


35. RG. — §§ 78, 198, 514 ZPO. 

Die Erklärung eines Rechtsmittelverzichts i. S. des 8514 
ZPO. ist eine Prozeßhandlung und unterliegt als solche 
im Anwaltsprozeß dem Anwaltszwang. 

Eine Zustellung eines Urteils von einem Anwalt, der 
Prozeßvertreter der einen Partei und bestellter Vertreter 
des Anwalts der anderen Partei ist, an sich selbst ist nicht 
wirksam möglich. 

Das BG. neigt zu der Annalıme, daß das Urteil des 
LG. am 9. Dez. 1940 zugestellt und die Berufung daher 
verspätet eingelegt worden sei, läßt diese Frage aber 
dahingestellt und stützt seine Entsch. auf einen Rechts- 
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mittelverzicht des Bekl. Und zwar nimmt es eine ein- 
seitige, unwiderrufliche, keiner Annahme und keiner vor- 
mundschaftsgerichtlichen Genehmigung bedürftige Pro- 
zeBhandlung, also einen Verzicht LS des 8514 ZPO., 
an. Den Verzicht findet es darin, daß der Amtsvormund 
(Vertreter des Bekl.), nachdem er von seinem Anwalt 
über die Aussichtslosigkeit einer Berufungseinlegung 
durch Schreiben v. 3. Dez. 1940 belehrt worden sei, die 
Folgerungen daraus gezogen habe. So habe er zunächst 
von den nach seiner Meinung zu Unrecht vom Kl. in den 
letzten drei Jahren beigetriebenen Unterhaltsgeldern 
78,37 AM Anwaltskosten, die dieser dem RA. Dr. D. ge- 
schuldet habe, an Dr. D abgeführt; sodann habe cr auf 
die Rechte aus einem gegen den KI. ergangenen Pfän- 
dungs- und Überweisungsbeschluß mit Schreiben an die 
Drittschuldnerin verzichtet, worin er den Beschluß als 
endgültig erledigt erklärt habe; und schließlich habe er 
auf Grund einer Verhandlung mit dem KI. v. 11. Jan. 1941 
diesem den Rest der in den letzten drei Jahren beige- 
triebenen Unterhaltsgelder im Betrage von 324,83 AM 
im Jan. 1941 zurückgezahlt. In alledem sieht das BG. die 
denkbar deutlichste Erklärung des Amtsvormunds, daß 
er das Urteil des LG. anerkenne und auf die Berufung 
verzichte. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob diese Auslegung der 
Handlungen des Amtsvormunds zutrifft. Denn das BG. 
hat dabei übersehen, daß der Amtsvormund eine Prozeß- 
handlung wirksam überhaupt nur durch seinen Prozeß- 
bevollmächtigter vornehmen konnte (878 ZPO.). Die Er- 
klärung eines Rechtsmittelverzichts i.S. des 8514 ZPO. 
ist aber eine Prozeßhandlung und unterliegt als solche 
im Anwaltsprozeß dem Anwaltszwange (Jonas, § 78 
ZPO. Anm. II). 

Danach kann es sich nur darum handeln, ob zwischen 
den Parteien ein wirksamer bürgerlich-rechtlicher Ver- 
trag geschlossen worden ist, durch den der Amtsvor- 
mund des Bekl. auf das Recht der Berufung verzichtet 
hat. Allein auch das ist zu verneinen. Zwar mag der KL 
in der Unterredung mit dem Amtsvormund v. 11. Jan. 
1941 sein Einverständnis erklärt haben. Aber ein Vertrag, 
durch den der Amtsvormund auf die Berufung gegen das 
Urteil des LG. und damit auf die Geltendmachung der 
Rechte aus den Unterhaltsurteilen verzichtete, hätte, wenn 
er überhaupt mit 81714 Abs.2 BGB. vereinbar war, in 
jedem Fall der Genehmigung des VormGer. bedurft. 
Denn entweder war er dann ein reiner Erlaßvertrag und 
damit eine nach $ 1812 BGB. genehmigungsbedürftige 
Verfügung über die Unterhaltsforderung, oder er war ein 
nach 81822 Nr.12 BGB. genehmigungsbedürftiger Ver- 
gleich. Daß es sich um einen Vergleich gehandelt habe, 
hat der KI. selbst geltend gemacht, indem er laut Schrift- 
satz v. 19. Juni 1941 vorgetragen hat, er habe sich seiner- 
seits damit begnügt, daß ihm nur ein Teil des Unter- 
haltsgeldes zurückgezahlt worden sei. Eine Genehmigung 
des VormGer. liegt aber nicht vor. 

Das BU. kann daher mit der bisherigen Begründung 
nicht aufrechterhalten werden. Das BG. wird vielmehr 
festzustellen haben, ob und wann das Urteil des LG. 
zugestellt und ob danach die Berufung verspätet cin- 
gelegt worden ist. Zutreffend weist die Rev. zu dieser 
Frage darauf hin, daß es, wenn der.Anwalt des KI. das 
Urteil dem des Bekl. zugestellt haben soll, darauf an- 
kommt, ob von diesem ein Empfangsbekenntnis in der 
durch 8198 Abs.2 ZPO. vorgeschriebenen Form ausge- 
stellt worden ist. Damit hat sich das BG., soweit ersicht- 
lich, bisher nicht befaßt. Wenn übrigens RA. Dr. L. in 
seiner doppelten Eigenschaft als Prozeßbevollmächigter 
des Kl. und als amtlich bestellter Vertreter des RA. Dr. D., 
des Prozeßbevollmächtigten des Bekl., das Urteil sich 
selbst zugestellt haben sollte, so wäre das keine wirk- 
same Zustellung gewesen. 

(RG., VI. ZivSen., U. v. 20. jan. 1942, VI 110/41.) [N] 


* 
36. KG. — 88 91, 104 Abs. 3 ZPO.; § 8 VereinfVO. vom 
1. Sept. 1939. Die Prüfung der Frage, ob Kosten als Rechts- 
streitskosten sich darstellen, betrifft den Kostenansatz. Ab- 
lehnung der Festsetzung wegen Verneinung der Eigen- 
schaft als Rechtsstreitskosten stellt sich mithin als Fest- 
setzungsbeschluß dar. Die Beschwerde ist daher die von 
der Erreichung der Beschwerdesumme (z. Zt. 200 .R.#) 
abhängige sofortige Beschwerde. 
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Die Beschwerde des Bekl. wendet sich gegen die Ab- 
lehnung seines Antrages, den von ihm seiner Ehefrau 
zur Durchführung ihres Scheidungsprozesses gezahlten 
Kostenvorschuß von 160 Æ zugunsten des Bekl. fest- 
zusetzen, nachdem die Ehe aus beiderseitiger Schuld 
geschieden worden ist und die Kosten des Rechtsstreits 
gegeneinander aufgehoben worden sind. Kl. hatte dieser 
Festsetzung widersprochen, da ein derartiger Ausgleich 
im Kostenfestsetzungsverfahren nicht erfolgen könne, im 
übrigen sie auch bereits mit einer Darlehnsforderung 
aufigerechnet habe. Der Kostenbeamte hat die beantragte 
Festsetzung abgelehnt, da es sich nicht um Prozeß- 
kosten handele. LG. ist dieser Auffassung beigetreten, da 
der Anspruch auf Rückerstattung des Vorschusses allen- 
falls in einem besonderen Auseinandersetzungsverfahren 
durchgeführt werden könne. 

Die dagegen erhobene Beschwerde ist unzulässig. 
Zwar widerspricht der Rechtsstandpunkt der Vorinstan- 
zen der Rechtsprechung des Senats, wonach derartige 
Kostenvorschüsse zur Finanzierung des Prozesses der 
Ehefrau unzweifelhaft Rechtsstreitskosten darstellen, so 
daß der erforderliche Ausgleich zugunsten des Eheman- 
nes, auch wenn die Kosten gegeneinander aufgehoben 
worden sind, schon aus prozeßökonomischen Gründen 
im Kostenfestsetzungsverfahren erfolgen kanı (zu vgl. 
Entsch. v. 6. März 1935: JW. 1935, 1252, bei Gaedeke, 
KostRspr. 1938 Nr.419; ferner Entsch. v. 31. Mai 1939: 
DR.1939, 1587). 

Doch handelt es sich hier um das Rechtsmittel der 
sofortigen Beschwerde im Kostenfestsetzungsverfah- 
ren, dessen Zulässigkeit nach $S VereinfVO. v. 1. Sept. 
1939 von einer 200 54 übersteigenden Beschwerdesumme 
abhängig ist. Diese Beschwerdesumme kommt nur in 
denjenigen Fällen nicht in Frage, in denen nicht die so- 
fortige, sondern die einfache Beschwerde das gegebene 
Rechtsmittel ist (Entsch. v. 2. Dez. 1940: DR. 1941, 726). 
Das ist aber nur der Fall, wenn die Entsch. des Kosten- 
beamten sich nicht als Festsetzungsbeschluß i.S. des 
8104 Abs.3 ZPO. darstellt. Nach dieser Bestimmung 
findet gegen „Festsetzungsbeschlüsse‘‘ die befristete 
Erinnerung und befristete (sofortige) Beschwerde statt. 
Darunter fallen nach der vorgenannten Entsch. des 
Senats aber nur solche Entsch. des Kostenbeamten, die 
nach sachlicher Prüfung der Ansätze auf ihre Begründet- 
heit hin ergehen. Diese sachliche Prüfung umfaßt indes 
auch und sogar in erster Reihe die Frage, ob die geltend 
gemachten Kosten überhaupt als Rechtsstreitsko- 
sten 1.5. des §91 ZPO. anzusehen sind und ob danach 
ihre Geltendmachung im Kosfenfestsetzungsverfahren 
überhaupt zulässig ist. Diese Prüfung betrifft also be- 
reits die Berechtigung des Kostenansatzes und nicht 
etwa nur eine Frage lediglich formaler Art. 

Damit stellt sich der Beschluß des Kostenbeamten, 
der den hier vom Bekl. erstattet verlangten Kosten den 
Charakter als Rechtsstreitskosten abspricht, als Fest- 
setzungsbeschluß i.S. des $104 Abs.3 ZPO. dar, so 
daß das zulässige Rechtsmittel die befristete Erinnerung 
und demgemäß die sofortige Beschwerde ist. Die Be- 
schwerdesumme hätte daher 200 24 übersteigen müssen, 
beträgt indessen nur 163,30 AM. 


(KG., 20. ZivSen., Besch, v.9. Febr. 1942, 20 W 229/42.) 
* 


** 37. RG. — Së 578f. ZPO. Ist ein Klageanspruch — 
hier eine Grundschuld — nach Erhebung der Klage an 
einen anderen abgetreten worden, dieser aber nicht in den 
Rechtsstreit eingetreten, so ist die Wiederaufnahmeklage 
gegen das vom abtretenden Gläubiger erwirkte Urteil nur 
gegen diesen zu richten, nicht aber gegen denjenigen, der 
bei Erhebung der Wiederauinahmeklage der Gläubiger 
ist. Dem Urteil RGZ. 57, 285 wird insoweit widerspro- 
chen. 


Das RGUrteil: RGZ. 57, 285 stellt in der Überschrift 
die Frage, ob der 8265 Abs.2 ZPO. für die Wiederauf- 
aufnahme des Verfahrens mit der Maßgabe Anwendung 
finde, daß die Nichtigkeitsklage des Urteilsschuldners 
auch dann gegen den ursprünglichen Urteilsgläubiger zu 
richten sei, wenn der Urteilsanspruch vor Erhebung der 
Nichtigkeitsklage an einen Dritten abgetreten worden sei. 
Dieser Fall liegt also anders als der jetzt streitige, es ist 
nicht während der Rechtshängigkeit des Vorsireits der 


Klageanspruch, sondern nach rechtskräftiger Beendigung 
des Vorstreits der Urteilsanspruck abgetreten worden. 
Das RG. hat in Bd.57 dahin entschieden, daß nur der In- 
haber der an ihn abgetretenen Urteilsforderung der rich- 
tige Bekl. sei. Zur Begründung hat es u.a. ausgeführt: 
Nach 8325 ZPO. bestimme sich die Rechtskraftwirkung 
in betreff des Rechtsnachfolgers nach dem Zeitpunkt der 
Rechtshängigkeit. Bereits vor der Rechtshängigkeit der 
Nichtigkeitsklage sei der mit ihr verklagte Abtretungs- 
empfänger aber der Inhaber der Urteilsforderung ge- 
wesen. Eine gegen den Abtretenden gerichtete Nichtig- 
keitsklage würde daher keine Rechtskraft gegenüber dem 
Abtretungsempfänger schaffen. Zu einem anderen Ergeb- 
nis würde man nur kommen, wenn man das Wiederauf- 
nahmeverfahren als unselbständiges Zubehör des Vor- 
streits auffasse und demgemäß auch den 8265 Abs. 2 ZPO., 
wonach die Abtretung des geltend gemachten Anspruchs 
auf den Rechtsstreit keinen Einfluß habe, anwende. Diese 
Auffassung sei möglich und stehe nicht mit dem Ge- 
setzeswortlaut in Widerspruch. Zu ihren Gunsten ließen 
sich $590 Abs. 1 und Abs. 2 sowie § 584 ZPO. verwerten, 
der Gesetzgeber sei bestrebt gewesen, den Zusammenhalt 
mit dem früheren Rechtsstreit tunlichst aufrechtzuerhalten. 
Anderseits sei aber zu bedenken, daß das Wiederauf- 
nahmeverfahren ein durch rechtskräftiges Urteil ge- 
schlossenes Verfahren voraussetze und durch Rechtsbe- 
helfe erfolge, die als Klage bezeichnet würden; die Nicht- 


"anwendung des $265 Abs.2 ZPO. liege daher näher. 


Entscheidend spreche die ratio legis gegen die Anwen- 
dung. Wer sich im Laufe des Rechtsstreits den Klage- 
anspruch abtreten lasse, sei, wenn er nicht getäuscht 
werde, davon unterrichtet, daB der Anspruch im Prozeß 
befangen sei, seine Durchführung vom Verhalten des 
Abtretenden abhänge, und könne als Nebenintervenient 
eintreten. Anders liege es bei Abtretung eines durch 
rechtskräftiges Urteil festgestellten Anspruchs. Hier werde 
dem Abitretungsempfänger regelmäßig das Bewußtsein 
fehlen, daß sich der Anspruch in gewisser Beziehung, in- 
sofern nämlich mit der Möglichkeit eines Wiederauf- 
nahmeverfahrens zu rechnen sei, noch im Streit sei, und 
daß der Streit ohne sein Zutum zwischen dem Schuldner 
und dem früheren Gläubiger entschieden werden könne. 
Schwerlich werde der Abtretungsempfänger auf den Ge- 
danken kommen, daß er für diesen Fall besondere Maß- 
nahmen zur Sicherung seiner Rechte zu treffen habe; 
auch würde er, wenn die Wiederaufnahmeklage gegen 
den früheren Gläubiger zu richten wäre, in vielen Fällen 
von der Anhängigkeit der Klage ohne Kenntnis bleiben 
und in seinen Interessen schwer geschädigt werden. Diese 
praktischen Erwägungen müßten dazu führen, die An- 
wendung des § 265 Abs. 2 ZPO. auf das Wiederaufnahme- 
verfahren, wenn die Abtretung des streitigen Anspruchs 
vor Anhängigmachung des letzteren erfolgt sei, nach 
dem Sinne des Gesetzes für ausgeschlossen zu erachten. 


Aus der Begründung geht hervor, daß nur die „prak- 
tischen Erwägungen“ ausschlaggebend gewesen sind. 
Das RG. hat nicht verkannt, daß manche Gesetzesbestim- 
mung für die gegenteilige Ansicht herangezogen werden 
könnte. Das ergeben auch die Ausführungen von 
Schoetensack („Über Rechtsmittel und Wiederauf- 
nahmeklage‘“ in der Würzburger Festschrift für Hugo 
von Burckhard 1910, 249 ff.), der allerdings dem RG. 
beitritt und Nachdruck darauf legt, daß die Wiederauf- 
nahme ein abgeschlossenes Verfahren veraussetze und 
durch eine selbständige Klage geltend gemacht werde. 
Aber diese Klage hat einen Inhalt, der von den son- 
stigen Klagen abweicht und eher den Rechtsmitteln ent- 
spricht. Der § 20 EGZPO. spricht von einem außerordent- 
lichen Rechtsmittel, und die Së 81 und 178 ZPO. deuten 
auf den Zusammenhang beider Verfahren hin. In späteren 
Entsch. (RGZ. 91, 195 [197]) wird hervorgehoben, daß es 
sich nicht um eine gewöhnliche Klage, sondern um einen 
außerordentlichen, rechtsmittelähnlichen Rechtsbehelf han- 
delt. Die praktischen Erwägungen aber, die das RG. in 
Bd. 57 für den dortigen Fall als entscheidend angesehen 
hat, sind für den hier streitigen Fall einer Abtretung 
während der Rechtshängigkeit des Vorstreits nicht von 
Bedeutung. Denn hier kommen die 88 265, 325 ZPO. in 
Anwendung. Das Gesetz hat beide Möglichkeiten — Kennt- 
nis des Abtrefungsempfängers von der Rechtshängigkeit 
des Anspruchs und Nichtkenutnis — ausreichend geregelt. 
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Und dazu kommt, daß sehr erhebliche Gründe dagegen 
sprechen, den Abtretungsempfänger, der sich an dem 
Vorstreit überhaupt nicht beteiligt hat, als den richtigen 
Bekl. im Wiederaufnahmeverfahren anzusehen. Wer die 
Partei im Vorstreit war, ist stets bekannt. Der Schuldner 
weiß aber durchaus nicht immer sogleich und sicher, 
wer der augenblickliche Inhaber der streitigen Forderung 
ist. Diese ist möglicherweise in Teilbeträgen an ver- 
schiedene Gläubiger abgetreten. Der frühere Gläubiger 
hat vielfach den Wunsch, eine Abtretung nicht bekannt 
werden zu lassen. Zweifel können bestehen, ob eine Ab- 
tretung wirksam gewesen und, trotz Anfechtung etwa, 
wirksam geblieben ist, ob eine bloße Sicherungsabtretung 
usw. vorliegt. Es wäre unbillig, dem Schuldner, der die 
Wiederaufnahme betreiben will, zuzumuten, diese tat- 
sächlichen und rechtlichen Zweifel zu klären. Das kann 
das Gesetz, das eine Frist für die Erhebung der Wieder- 
aufnahmeklage gesetzt hat, nicht gewollt haben. Das 
zwingt dazu, jedenfalls in dem jetzt zu entscheidenden 
Fall nur die Bank, die den Klageanspruch — hier die 
Grundschuld —- abgetreten hat, als die richtige klage- 
verpflichtete Bekl. anzusehen. 

(RG., V. ZivSen., U. v. 22. Dez. 1941, V 55/41.) 
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38. KG.—§ 1 ArmAnwG.; $115 ZPO. Bei Abweichung 
der Ausfertigung des Beiordnungsbeschlusses von der Ur- 
schrift ist im Verhältnis des ArmAnw. zur Reichskasse die 
Ausfertigung maßgebend. Demgemäß haftet die Reichs- 
kasse für die im Vertrauen auf die Ausfertigung bis zu einer 
etwaigen Berichtigung entwickelte Tätigkeit des ArmAnw. 

Dem Bekl. ist das Armenrecht zu 2/, bewilligt und in- 
soweit auch RA.H. als ArmAnw. beigeordnet worden. 
Die diesem zugestellte Ausfertigung dieses Beschlusses 
enthält jedoch infolge eines Versehens die Beschränkung 
auf 2/; nicht. RA D hat infolgedessen aus der Reichs- 
kasse die volle Erstattung seiner Gebühren und Aus- 
lagen verlangt, die ihm von den Vorinstanzen versagt 
worden ist. Die hiergegen erhobene, vom LG. zugelas- 
sene Beschwerde mußte Erfolg haben. 

Zwar hat auch der Senat in seiner bisherigen Rspr. 
bei einer Abweichung zwischen der dem ArmAnw. zu- 
gestellten Ausfertigung des Armenrechtsbeschlusses von 
der Urschrift letztere für allein maßgeblich erklärt (Entsch. 
v. 22. März 1928: JW. 1929, 1680; ebenso OLG. Kiel vom 
22. März 1930: HRR. 1930, 1282, das von einem fehler- 
haften und nichtigen Staatsakt spricht und die Urschrift 
für maßgebend hält), während OLG. Darmstadt (Entsch. 
v. 16. Jan. 1940: DR. 1940, 469) im Anschluß an LG. Berlin 
v. 16. März 1934 (227 T 4233/34: DRZ. 1934, Rspr. 
Nr.593) die Auffassung vertritt, daß es dem gesunden 
Rechtsempfinden widerspreche, wenn das Gericht die von 
dem zuständigen Beamten gefertigte Ausfertigung, so- 
fern diese von der Urschrift abweicht, nicht gegen sich 
gelten lassen wolle. 

Der Senat hat sich bei der durch die vorl. Beschwerde 
bedingten nochmaligen eingehenden Nachprüfung der 
Rechtslage der Berechtigung dieser Ausführungen nicht 
verschließen können. 

Zwar sprechen gewichtige Erwägungen dafür, aus- 
schließlich die Urschrift maßgebend sein zu lassen. Nur 
sie enthält die erforderliche richterliche Willensbildung, 
welche für Umfang und Tragweite jeder gerichtlichen 
Entsch. die Grundlage und Maßgabe bildet (so auch 
Gaedeke, „ArmAnwG.“, S. 45). Andererseits dient im 
Rechtsleben die Ausfertigung dem Zweck, die bei den 
Akten verbleibende Urschrift nach außen zu vertreten 
gerep H1 zu §170 ZPO.). Nur sie kündet daher ihrer 

estimmung gemäß nach außen hin den Beteiligten den 
Willen des Gerichts und bildet somit im Rechtsverkehr 
die Grundlage für die von den Betroffenen vorzunehmen- 
den Maßnahmen und zu fassenden Entschließungen. So 
hat auch RGZ. 82, 425 und 142, 197 die Berechtigung der 
Parteien anerkannt, nur nach Maßgabe der Ausfertigung 
eines gerichtlichen Urteils ihre Rechte zu wahren, d.h. 
auf die Zustellung einer solchen Ausfertigung hin ein 
Rechtsmittel einzulegen, wenn sich eine Partei durch die 
ihr so bekannt gewordene Entsch. beschwert fühlt, mag 
auch die Urschrift der Entsch. Mängel aufweisen, die sie 
noch nicht zu einer wirksamen Entsch. machen, die in der 
Ausfertigung jedoch nicht in die Erscheinung treten. Fer- 
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ner hat RG. v. 20. März 1934: DRZ. 1934, Rspr. Nr. 271 für 
die Frage der Wirksamkeit einer Verfügung betr. die 
Fristsetzung aus § 519 Abs. 6 ZPO. ausgesprochen, bei Ab- 
weichungen zwischen der Urschrift und der Ausfertigung 
sei der Partei gegenüber allein der Inhalt der ihr zuge- 
stellten Ausfertigung maßgebend, außer wenn die Partei 
nach den Umständen des Falles darüber im klaren sei, 
wie die Ausfertigung zu verstehen sei. 

Der Senat glaubt indes, die Frage, wieweit allge- 
mein die die gerichtliche Entsch. der Partei kundgebende 
Ausfertigung maßgebend zu sein hat, wenn infolge eines 
— meist rein büromäßigen — Versehens diese Aus- 
fertigung von der Urschrift abweicht, insbes. also Ein- 
schränkungen, weiche die Urschrift enthält, nicht mit 
aufführt, offenlassen zu können. Denn die besondere 
Sach- und Rechtslage für den Fall der Beiordnung des 
ArmAnw. erfordert, die diesem zugegangene Ausferti- 
gung des Armenrechts- und Beiordnungsbeschlusses jeden- 
falls so lange als allein maßgeblich gelten zu lassen, als 
nicht durch eine Richtigstellung das Versehen dem An- 
walt bekannt und er von der Entsch. so, wie sie tatsäch- 
lich vom Gericht beschlossen ist, unterrichtet wird. Denn 
der Anwalt kann seine Partei als Wahlanwalt oder als 
im Armenrecht beigeordneter Anwalt vertreten, er kann 
für sie auch zum Teil als ArmAnw., zum Teil als Wahl- 
anwalt tätig sein, je nachdem, ob das Armenrecht nur zu 
einem Bruchteil oder nur zu einem Teil des geltend ge- 
machten Anspruchs oder ob es in vollem Umfange be- 
willigt wird. Soweit Armenrecht und Beiordnung reichen, 
treten die Beziehungen zur Partei zurück und treten da- 
für die durch die Beiordnung geschaffenen Beziehungen 
zur Reichskasse, als der an Stelle der Partei haftenden 
Kostenschuldnerin, ein. Im übrigen dagegen bewendet es 
bei der Rechtsstellung des Anwalts seiner Partei gegen- 
über als Wahlanwalt. 

Wenn es aber bei dieser Rechtsstellung verblieben ist, 
so ergibt sich daraus die Berechtigung für den Anwalt, 
insoweit auch als Wahlanwalt zu verfahren, so vor allem 
von dem zu seiner gebührenrechtlichen Sicherung ihm 
zugestandenen Recht der Vorschußeinforderung (8 84 
RAGebO.) Gebrauch zu machen und von der zuvorigen 
Zahlung des vom Armenrecht nicht gedeckten Betrages 
seiner Gebühren seine Tätigkeit überhaupt abhängig zu 
machen. Wird nun der beigeordnete ArmAnw., obwohl 
die Beiordnung in der Urschrift nur für einen Teil 
(Bruchteil) ausgesprochen ist, durch eine diese Beschrän- 
kung nicht enthaltende Ausfertigung des Beiordnungs- 
beschlusses zu der Annahme seiner Beiordnung als Arm- 
Anw. in vollem Umfange veranlaßt, so wird er der Mög- 
lichkeit, von der seiner Sicherung dienenden Vorschuß- 
einforderung seiner Partei gegenüber Gebrauch zu 
machen beraubt und geht — da es sich ja um eine arme 
Partei handelt — damit in aller Regel insoweit praktisch 
jedes Gebührenanspruchs verlustig. 

Dieser Erwägung hat der Senat bisher entgegengehal- 
ten, daß der so dem ArmAnw. etwa entstehende Scha- 
den im Wege eines Regreßanspruchs gegen den Fiskus 
ausgetragen werden könne und müsse, nicht dagegen 
auf dem Wege des $4 ArmAnwG. gegen die Reichskasse 
geltend zu machen sei. Sicherlich ist eine solche Ver- 
weisung des Anwalts auf den Weg besonderen Prozesses 
gegen die Reichskasse rechtlich an sich einwandfrei. 
Allein es ist die Frage, ob in der Tat der Anwalt auf 
diesen Umweg verwiesen werden muß. 

Dagegen spricht zunächst einmal schon der Gesichts- 
punkt der Prozeßökonomie, die — ganz abgesehen 
von den besonderen Erfordernissen der jetzigen Kriegs- 
verhältnisse — heute in erhöhtem Maße im Vordergrund 
steht und unser gesamtes Verfahren beherrscht. Wenn 
aber schon ein Regreß nicht zu vermeiden ist, mag dessen 
Geltendmachung demjenigen Teil überlassen bleiben, der 
nach außen hin das Versehen zu vertreten hat. Anstatt 
daß der ArmAnw. beim Fiskus (durch besonderen Pro- 
zeß) und dieser wieder bei dem schuldigen Beamten 
(wiederum im besonderen Verfahren) Regreß nimmt, 
mag nur der letztere Weg gewählt werden, indem die 
Reichskasse den Anwalt so entschädigt, wie er auf Grund 
der ihm bekannt gewordenen Beiordnung zu entschä- 
digen ist, und ihrerseits dann sich an den schuldigen 
Beamten hält. f ; 

Schließlich aber entspricht diese Anerkennung der 
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Wirkung der zugestellten Ausfertigung gerade für den 
ArmAnw., welche ihn veranlaßt, nunmehr in dieser seiner 
Eigenschaft im Vertrauen auf die Richtigkeit des amt- 
lichen Schriftstücks für seine Partei tätig zu werden und 
von einer entsprechend begründeten Haftung der Reichs- 
kasse für seine Kosten auszugehen, erheblich stärker 
dem heutigen gesunden Rechtsempfinden als die Nicht- 
anerkennung der Ausfertigung des Beiordnungsbeschlus- 
ses und demzufolge die Verweisung des Anwalts auf den 
-— umständlichen — Weg eines Regresses an das Reich. 

Wieweit Erwägungen auch aus der Person der armen 
Partei selbst heraus für diese Lösung sprechen, kann an 
sich dahingestellt bleiben. Immerhin mag nur erwähnt 
werden, daB auch weitgehend in die Rechtsposition der 
armen Partei eingegrifien wird. Auch sie kann natur- 
gemäß für ihre Entschließung nur von der ihr durch die 
Ausfertigung und gemäß der Ausfertigung bekannt ge- 
wordenen Armenrechtsbewilligung ausgehen. Enthält 
diese -- richtig — eine vom Gericht angeordnete Ein- 
schränkung des Armenrechts, so kann die Partei sich 
immer noch schlüssig machen, ob sie mit dieser Ein- 
schränkung den Prozeß — unter entsprechender Inan- 
spruchnahme des Anwalts als Wahlanwalt — durch- 
führen, zum Teil also ohne Stundung die Kosten aus 
eigenen Mitteln aufbringen will oder ob sie wirtschaftlich 
zu dieser Entschließung nicht in der Lage ist und des- 
halb von einer Durchführung des Prozesses absehen will. 

Der Senat verkennt keineswegs die Bedenken, die 
rechtlich dieser weitgehenden Anerkennung der Maß- 
geblichkeit der Ausfertigung einer gerichtlichen Entsch. 
an Stelle der Urschrift entgegenstehen und die sich ins- 
bes. auf die an sich jederzeit mögliche und zulässige 
Berichtigung eines Versehens gründen. Eine derartige 
Berichtigung wirkt, wo sie überhaupt möglich und zu- 
lässig ist, stets rückwirkend und beseitigt damit das Ver- 
sehen so, als wenn es von Anfang an nicht vorgekom- 
men wäre. Andererseits kann eine derartige Berichtigung 
nicht die im Vertrauen auf die noch unberichtigte Aus- 
fertigung des Armenrechts- und Beiordnungsbeschlusses 
vom ArmAnw. für seine Partei im Interesse der Förde- 
rung des Prozesses entwickelte Tätigkeit und ihre recht- 
lichen Auswirkungen rückgängig machen und beseitigen. 
Die Wirkung, diese Tätigkeit unter anderen rechtlichen 
Gesichtspunkten und Voraussetzungen geschehen und 
entwickelt sein zu lassen, kann selbst eine solche Be- 
richtigung nicht haben. Es muß daher eine vom Arm- 
Anw. im Vertrauen auf die Richtigkeit der Ausfertigung 
des Beiordnungsabschlusses entwickelte Tätigkeit als von 
der Ausfertigung in ihrer Eigenschaft zur Vertretung der 
Urschrift bestimmt gedeckt angesehen werden auch dann, 
wenn später eine Berichtigung der Ausfertigung erfolgt, 
für diejenige Tätigkeit, die bis zum Zeitpunkt der Berich- 
tigung vorgenommen worden ist. Für diese Tätigkeit gilt 
der ArmAnw. der unberichtigten Ausfertigung gemäß als 
heigeordnet und hat den entsprechenden Ersatzanspruch 
an die Reichskasse erworben. Ist somit die Instanz be- 
endet und erfolgt danach erst eine Berichtigung, so kann 
diese den Erstattungsanspruch des ArmAnw. an die 
Reichskasse nicht mehr beeinträchtigen. Der Senat gibt 
infolgedessen seine frühere gegenteilige Auffassung auf 
und erkennt nunmehr grundsätzlich die Ausfertigung des 
dem ArmAnw. zugegangenen Armenrechts- und Beiord- 
nungsbeschlusses als maßgeblich an. 

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 12. Jan. 1942, 20 W 5/42.) 
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39. OLG. — § 5 ArmAnwG.; § 125 ZPO. Zur Frage, ob 
bei einer Nachzahlungsanordnung der dem ArınAnw. ge- 
mäß $ 5 ArmAnwG. wegen seines noch ungedeckten Ge- 
bührenanspruchs zustehende Vorrang zu berücksichtigen 
ist und dem ArmAnw. insoweit ein Beschwerderecht zu- 
steht. 


I. Diese Frage wird verneint von LG. und OLG. 
Hamburg in nachstehenden Entsch.: 

A. LG. Hamburg, 12 R 03/41 v, 11. Sept. 1941: 

Der Kl. wird verpflichtet, die aus der Reichskasse er- 
statteten Kosten von 68,55 AM nachzuzahlen, da er dazu 
imstande erscheint. 

B. LG. Hamburg, 12 R 93/41 v. 6. Nov. 1941: 

Der Antrag des klägerischen Prtozeßbevollmächtigten, 
den KI. zur Nachzahlung der aus der Vertretung des KI. 


entstandenen, im Rahmen des gewährten Armenrechts 
bisher gestundeten 71,18 Z zu verpflichten, wird ab- 
gelehnt. 

Bei seinem Einkommen ist KI. zur Zeit nicht in der 
Lage, weitere Nachzahlungen als in Höhe von 68,55 RM 
zu bewirken. Ob der KL, wenn er diesen Verpflichtungen 
genügt hat, zu weiteren Nachzahlungen in der Lage ist, 
ist eine Frage, die auf Antrag des klägerischen Prozeß- 
bevollmächtigten unter Berücksichtigung der dann maß- 
gebenden Verhältnisse geprüft werden wird. 

Auch der Hinweis auf die reichsgerichtliche Rspr. 
rechtfertigt keine andere Entsch. Selbst wenn man die 
Rechtsgrundsätze des 8426 BGB. in analoger Anwen- 
dung für anwendbar erachtet, so besteht für das Ge- 
richt kein gesetzlicher Grund, einen von ihm erlassenen 
Nachzahlungsbeschluß wieder aufzuheben, nur um da- 
durch einem später gestellten Nachzahlungsverlangen 
des klägerischen Prozeßbevollmächtigten Geltung zu ver- 
schaffen. Dieser muß es sich vielmehr gefallen lassen, 
daß, bevor seinem Antrag Rechnung getragen wird, zu- 
nächst der früher ergangene Nachzahlungsbeschluß des 
Gerichts durchgeführt wird. 

C. Dagegen Beschwerde des Anwalts mit der Be- 
gründung: 

Der Beschluß des LG. läßt nicht erkennen, wie dem 
Rechtsgrundsatz, daß die Gerichtskasse den auf sie über- 
gegangenen Teilanspruch nicht zum Nachteil des ur- 
sprünglichen Gläubigers geltend machen darf (RGZ.126, 
178), Genüge geschehen soll. Auf den Zeitpunkt der An- 
tragstellung kann es um deswillen nicht ankommen, weil 
das zufällige spätere Stellen des Antrages dem ursprüng- 
lichen Gläubiger keine schlechtere Stellung bringen dart, 
als sie ihm nach dem Gesetz zusteht. 

D. OLG. Hamburg, 3 W 118/41 v. 9. Dez, 1941: 

Die Beschwerde wird als unbegründet zurückgewiesen. 

Die Grundsätze der Entsch. im RGZ. 126, 178 finden 
auf den vorl. Fall keine Anwendung. Denu dort handelt 
es sich um die Nichtberücksichtigung der Zahlung eines 
bereits bestehenden Anspruchs des Anwalts gegen die 
Gegenpartei. Im vorl. Falle dagegen handelt es sich um 
die Ansprüche gegen die eigene Partei, die mangels Er- 
lasses eines entsprechenden Nachzahlungsbeschlusses ge- 
mäß $125 ZPO. dem Anwalt noch gar nicht zustehen. 
Infolgedessen fehlt es hier an einer durch den angefoch- 
tenen Beschluß herbeigeführten Beeinträchtigung erwor- 
bener Rechte. Der Beschluß will vielmehr aus sachlichen 
Erwägungen solche Rechte vorerst nicht zur Entstehung 
gelangen lassen. Daß grundsätzlich ein Beschluß nach 
$125 ZPO. zur Nachzahlung der von der Staatskasse er- 
statteten Anwaltsgebühren nicht vor Befriedigung des 
Anwalts hinsichtlich des schragenmäßigen Mehrbetrages 
ergehen dürfte, sagt die angeführte Entsch. nicht und ist 
auch nicht dem Gesetze zu entnehmen. 

II. Im Gegensatz zu diesen Entsch. ist diese Frage zu 
bejahen. 

Die zur Entsch. gestellte Rechtsfrage harrt noch ıhrer 
Lösung. Sie geht dahin: Kann eine Nachzahlungsanord- 
nung lediglich wegen der Ansprüche der Reichskasse er- 
gehen, wenn und solange der ArmAnw. noch nicht wegen 
seiner vollen Gebührenansprüche befriedigt ist? 

§$ 125, 126 ZPO. ergeben darüber nichts. Aus dem 
ArmAnwG. ergibt sich aber folgendes: Der ArmAnw. 
genießt wegen des noch nicht befriedigten Teils seiner 
gesamten gesetzlichen Gebührenforderung das Vorrecht 
vor dem Erstattungsanspruch der Reichskasse, den diese 
auf dem Wege über $5 ArmAnwG. sowohl gegen die 
Gegenpartei als auch gegen die eigene Partei des Arm- 
Anw. erworben hat (Gaedeke, „ArmAnwG.“, S.247 
unter 5). Denn diesem Erwerb liegt der allgemeine Grund- 
gedanke des bürgerlichen Rechts zugrunde, daß in der- 
artigen Fällen abgeleiteten Erwerbs dieser nicht zum 
Nachteil des bisherigen Gläubigers geltend gemacht wer- 
den darf (85263 Abs.3, 426 Abs.2, 774 Abs.1 BGB.). 
Das ist auch auf §5 ArmAnwG. zu übertragen, obwohl 
dort eine ausdrückliche dahingchende Bestimmung 
fehlt (so auch RGZ. 126, 180). Folglich rangiert die 
Reichskasse bis zur vollen Befriedigung des ArmAnw. 
hinter diesem (Gaedeke a. a. O. S. 247/48). Sie hat sich 
demgemäß jeder Handlung zu enthalten, die dieses Recht 
beeinträchtigen könnte. 

Gegenüber der Gegenpartei ist das verhältnis- 
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mäßig einfach. Der gegen diese etwa festzusetzende Be- 
trag steht zunächst ausschließlich dem die Festsetzung 
aus 8124 ZPO. betreibenden ArmAnw. zur Verfügung, 
insbes. ist ein bei einer Kostenausgleichung sich ergeben: 
der Saldo bis zur Höhe der aus der Reichskasse nicht 
gedeckten Gebühren nur zugunsten des Anwalts und nur 
erst der überschießende Restbetrag zugunsten der Reichs- 
kasse festzusetzen. 

Gegenüber der eigenen Partei dagegen fehlt dieses 
Verfahren, das zugleich das Sicherheitsventil zugunsten 
des ArmAnw. enthält. Daher die Frage: Kann es auf 
dem Wege über die Nachzahlung, nämlich durch Ver- 
sagung der Nachzahlung für die Reichskasse, solange der 
ArmAnw. noch nicht voll befriedigt ist, geschaffen wer- 
den? Das würde die Notwendigkeit der Innehaltung einer 
bestimmten Reihenfolge, mindestens aber einer Nach- 
zahlungsanordnung gleichzeitig zugunsten des Arm- 
Anw. und der Reichskasse bedeuten. 

Man kommt in dieser Frage schneller zum Ziel, wenn 
man ausnahmsweise bei den Konsequenzen beginnt, 
die sich bei Verneinung für den ArmAnw. ergeben 
müßten. Da sein materielles Vorrangrecht außer Zweifel 
steht, muß er es der Reichskasse gegenüber auch durch- 
setzen können. Hierfür würde nur der Klageweg zur 
Verfügung stehen. Die Klage wäre als Bereicherungs- 
klage durchzuführen, gestützt darauf, daß die Reichskasse 
auf Kosten des ArmAnw. eine Befriedigung aus dem- 
jenigen Vermögensstück erhalten hat, das zunächst allein 
zur Befriedigung des Anwalts zur Verfügung zu stehen 
hatte. Die Schwierigkeit der Konstruktion, von der be- 
weismäßigen Schwierigkeit ganz abgesehen, liegt auf der 
Hand. Sie wird kaum geringer, wenn man versucht, die 
Klage allein aus 85 ArmAnwG. und den Vorrang und 
die danach primäre Befriedigungsberechtigung des An- 
walts zu stützen. Denn in jedem Falle müßte sie — als 
Zahlungsklage — daran scheitern, daß es gerade an einer 
fälligen Forderung des Anwalts fehlt, weil ihm die 
Nachzahlung und damit die Fälligmachung seimer For- 
derung verweigert worden ist. Also hätte noch gar keine 
Befriedigungsmöglichkeit für ihn bestanden, wohl aber 
für die Reichskasse. £ 

Von dem umständlichen und komplizierten Verfahren 
abgesehen weisen diese Erwägungen wieder auf den Aus- 
gangspunkt zurück und damit zugleich auf die Fehler- 
quelle als den Grund allen Übels: nämlich auf die Hand- 
habung der Nachzahlungsanordnung, die unter Nicht- 
beachtung der Vorrangsstellung des ArmAnw. der Reichs- 
kasse eine vorzugsweise Befriedigungsmöglichkeit 
verschafft. 

Folglich muß der Hebel schon hier angesetzt, muß 
schon die Fehlerquelle vermieden und darf der An- 
walt nicht darauf verwiesen werden, zur Wahrung seines 
Rechts sich gegen die Auswirkungen der Fehler- 
quelle zu wehren. 

So steht man vor der Frage, ob im Rahmen der Entsch. 
über eine Nachzahlung für die Innehaltung einer be- 
stimmten Reihenfolge überhaupt Raum ist. Das scheint 
nicht so. Die Nachzahlungsanordnung bedeutet rechtlich 
nichts anderes als die Aufhebung der durch die Armen- 
rechtsbewilligung gewährten gesetzlichen Stundung, den 
„contrarius actus“ (Gaedeke: JW. 1936, 1634) zur Ar- 
menrechtsbewilligung und damit die Fälligmachung 
der gestundeten Beträge. Sie schafft also für die Kosten- 
gläubiger, zu deren Gunsten sie ergeht, die Befriedi- 
gungsmöglichkeit. So ändert sich durch die bloße Nach- 
zahlungsanordnung an dem Vorrang des ArmAnw. an sich 
nichts. Und doch gefährdet diese Anordnung unter 
Umständen durch die Art ihrer Handhabung schon 
den Vorrang, wenn sie nämlich nur einseitig zugunsten 
der Reichskasse wegen der von ihr an den ArmAnw. er- 
statteten Beträge ergeht, den Anspruch des ArmAnw. 
dagegen unberücksichtigt läßt. Dem muß entgegenge- 
treten werden können. 

Würde §5 ArmAnwG. Bestandteil der ZPO, sein oder 


bei §§ 125, 126 ZPO. eine den obengenannten SS 268, 
426, 774 BGB. entsprechende Vorschrift eingefügt sein, 
dann wäre materiellrechtlich keine Schwierigkeit. 
Aber §5 ArmAnwG. stammt erst aus der Zeit, wo dem 
ArmAnw. Ersatz aus der Reichskasse gewährt worden 
ist. Doch kann dies kein Hindernis für seine Hineininter- 
pretierung in die ZPO. sein, wenn nur so die dem Arm- 
Anw. gewährte Rechtsstellung gesichert werden kann. 
Und das ist der Fall. Folglich hat die gesamte zahl- 
reiche, zu §§ 125, 126 ZPO. ergangene Rspr. über die 
Befugnis des Gerichts, nach freiem Ermessen die Nach- 
zahlung anzuordnen und sie nach Belieben und Leistungs- 
vermögen der armen Partei auf die Gerichts- oder die 
Armenanwaltskosten, auf einen Teil davon oder auf ein- 
zelne Gebühren oder auch auf die von der Reichskasse 
verauslagten Armenanwaltskosten (unser Fall) zu be- 
schränken, nur mit der Einschränkung Anspruch auf 
Gültigkeit, daß die Vorrangsstellung des ArmAnw. da- 
durch nicht beeinträchtigt werden darf. Solche Beein- 
trächtigung liegt auch schon in einer Gefährdung 
dieses Vorrangs, wie sie durch Fälligmachung nur der 
Ansprüche der Reichskasse aus 85 ArmAnwG. und nicht 
auch des ArmAnw. herbeigeführt wird. 

Daß es nicht anders sein kann, zeigt gerade der (hier 
zur Erörterung stehende) Fall, daß nur die Nachzahlung 
der von der Reichskasse verauslagten Armenanwalts- 
kosten angeordnet wird. Denn gerade dieser Ersatz- 
anspruch ist es, den §5 ArmAnwQ. (in richtiger Aus- 
legung) hinter den Anspruch des ArmAnw. gegen seine 
Partei (wie auch die Gegenpartei) rangieren läßt. Es 
kann daher unmöglich rechtens sein, daß auf dem Wege 
über die Nachzahlungsanordnung, welche ja in jeden 
Falle zunächst passiert werden muß, dieses Recht illuso- 
risch gemacht wird und von den rivalisierenden Gläubigern 
derjenige schwächeren Rechts vor dem anderen rangiert. 

So bleibt nur noch die verfahrensrechtliche 
Frage zu prüfen, ob denn formell in diesem Verfahren 
der Anwalt die Möglichkeit hat, seiner Beeinträchtigung 
entgegenzutreten. Es wäre natürlich fast absurd, wenn 
daran sein materielles Recht scheitern müßte. Nun ist 
allerdings allgemein anerkannt, daß weder der Anwalt 
noch die Reichskasse das Recht haben, das Nachzah- 
lungsverfahren förmlich zu betreiben, als Antragsteller 
aufzutreten und gegen eine Ablehnung ihres Antrags Be- 
schwerde einzulegen (vgl. Gaedeke, „Die Nachzah- 
lungsanordnung“: JW. 1936, 1678). Dem steht auch $127 
ZPO. entgegen, der gegen die Ablehnung der Nach- 
zahlung ein Beschwerderecht nicht gewährt. Damit ist 
aber nicht ausgeschlossen eine Beschwerde gegen die 
Modalitäten einer Nachzahlungsanordnung, for- 
meli also eine Beschwerde gegen die Anordnung, die zu- 
lässig ist. In diesem Rahmen kann die beschwerte Partei, 
d. h. jeder, der dadurch in seinen Rechten unmittelbar he- 
einträchtigt wird, sich auch formell in das Verfahren ein- 
schalten und gegen die Anordnung Beschwerde einlegen 
mit dem Ziele, einen anderen Anordnungsmodus zu er- 
reichen. So gelangt man auch verfahrensrechtlich dazu, 
dem Anwalt, dessen Vorrang durch eine Nachzahlungs- 
anordnung allein zugunsten der Reichskasse gefährdet 
wird, das Recht der Beschwerde mit dem Ziel der Be- 
seitigung dieser Gefährdung einzuräumen. Dies kann ge- 
schehen entweder dadurch, daß die Nachzahlung auch 
zugunsten des ArmAnw. angeordnet wird oder daß, 
wenn damit die Leistungsfähigkeit der Partei überstiegen 
würde, die Nachzahlung allein zugunsten der Reichskasse, 
und zwar gerade wegen der aus 85 ArmAnwG. auf sie 
übergegangenen Beträge wieder aufgehoben wird. (Gegen- 
über anderen Ansprüchen der Reichskasse, z. B. wegen 
Gerichtsgebühren, besteht der Vorrang nicht!) 

Das ist allein das Ergebnis, das in jeder Hinsicht be- 
friedigt. Es setzt allerdings doch ein tieferes Eindringen 
in die Rechtsfragen voraus, wofür immerhin die Rechts- 
ausführungen des Anwalts geeignete Wegweiser waren. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
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Das Fern-Repetitorium 


Priv. Jur. Fernunterricht 


Vorbereitung auf Jur. Staats- und 
Universitätsexamen. 


Rechtsanwalt Foth, 
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Briefmarken, 
Altdeutsche und Koloniale 
kauft und verkauft 


Hans Sinn, 
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massieren Sie schnell forı mit „Aheume- 
wag”. frogen Sie Ihren Arzt, ar wird 
Rheumaweg gern verordnen, weil es bf. 
Erhältlich in Apolheken, wo auch das be. 
wöhrte Fußkroftmittel „Bewal‘“ gegen 
Ermüdung, kolte Füße und alle Fußubei 
erhältlich ist. Achten Sie darauf, dañ jede 
Flasche den Namen Schmittner trägt. 


Gemälde An- und Verkauf 
Bad Bramstedt, Holstein, | Leipziger Straße 103, Ruf 112417 
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Seit 1848 
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STEINIGER-VERLAGE BERLIN SW68 


KRIEGER-HEFERMEHL 


Kommentar zur Verordnung über die 


Behandlung 
des feindlichen Vermögens 


zur VO. über die Abwesenheitspflegschaft und ihren 
Durchführungsverordnungen nebst dem Wortlaut 
aller ergänzenden Gesetze, Verordnungen, 
Erlasse und Entscheidungen 


Loseblattausgabe 


Mit 4 Ergänzungslieferungen, Stand Februar 1942 
XH, 635 Seiten Taschenjormat. In Leinenordner RM 14.— 


Eine vollständige und ausführliche Darstellung des Feind- 
` vermögenrechts von maßgebender Seite. Das Werk enthält 
nicht nur die für das Gebiet des Großdeutschen Reichs 
einschl: der eingegliederten Ostgebiete, Elsaß, Lothringen, 
Luxemburg, Protektorat und für das Generalgouvernement 
ergangenen Vorschriften nebst Erläuterungen, sondern auch 
die Bestimmungen für die besetzten Gebiete Norwegens, 
der Niederlande, Belgiens, Frankreichs und Jugoslawiens. 
Hervorzuheben ist, daß diese Vorschriften, nachdem die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika einschließlich ihrer 
Besitzungen zu feindlichen Staaten erklärt worden sind, 
auch für die Behandlung des amerikanischen Vermögens 
im Inland und in den besetzten Gebieten maßgebend sind. 


VERLAG CH BECK MUNCHEN - BERLIN 


DEXTRO-ENERGEN 


Zivilrecht 
Bürgerliches Gesetzbuch 


§ 242 BGB. Wenn auch im allgemeinen der 
privatrechtlich zur Genehmigung einer Ver- 
tügung Verpflichtete diese Gnehmigung nicht 
wegen wirtschaftlicher Zweckmäßigkeitsge- 
sichtspunkte oder der Stellungnahme einer 
Verwaltungsbehörde versagen darf, so darf 
er eine solche Genehmigung in Hinsicht auf 
die behördliche Stellungnahme doch verwei- 
gern, soweit die Pflicht dazu nur aus dem 
Gesichtspunkt von Treu und Glauben herzu- 
leiten und die Genehmigung unter diesem 
Gesichtspunkt dem Verpilichteten nicht zu- 
zumuten ist, bis der Berechtigte die Beden- 
ken der Verwaltungsbehörde beseitigt hat. 
RG.: DR. 1942, 797 Nr. 17 

88 249, 276 BGB.; AVB. für die Kraftfahr- 
zeugversicherung. Ein Verschulden bei Ver- 
tragsschluß begründet in aller Regel nur die 


Verpflichtung zum Ersatz des sogenannten | 


negativen Interesses. Das Erfüllungsinter- 
esse kann gefordert werden, wenn anzuneh- 
men ist, daß der Berechtigte ohne das schuld- 
hatte Verhalten des Gegners einen entspre- 
chenden Vertrag hätte schließen können. Ein 
Kraftwagen wird nur dann i.S. der Allg- 
VersBed. als Privatwagen benutzt, wenn die 
Benutzung im Einzelialle den persönlich-n 
Bedürfnissen des „Privatwagen“-Besitzers 
dient. RG.: DR. 1942, 798 Nr. 18 (Wussow) 


SS 249, 823 BGB. Es wird an der Rspr. fest- | 


gehalten, gemäß der zwischen einem bloß 
äußerlichen (nicht adäquat ursächlichen) und 
einem adäquat ursächlichen inneren Zusam- 
menhang zwischen einem Unfall und einem 
Schaden zu unterscheiden ist. Ein Fall nur 
äußeren, nicht ursächlichen Zusammenhangs 
liegt vor, wenn der Verletzte auf Grund sei- 
ner Veranlagung in der irrigen Vorstellung 
lebt, er sei krank und arbeitsunfähig. 

Für eine Anwendung des § 254 BGB. ist 
erst Raum, wenn der ursächliche Zusammen- 
hang zwischen Unfall und Schaden feststeht. 
RG.: DR. 1942, 799 Nr. 19 

BS 631 f., 179, 951 BGB. 

Der Architekt muß bei der Bestellung von 
Bauarbeiten deutlich zum Ausdruck bringen, 
ob er im eigenen Namen oder im Namen des 
Bauherrn handelt. 

Nimmt der Bauhandwerker ersichtlich an, 
der Architekt habe für den Bauherrn bestellt, 
so haftet der Architekt dem Bauhandwerker 
als Vertreter ohne Vertretungsmacht, wenn 
er den Bauhandwerker im Ungewissen dar- 
über läßt, daß er den Auftrag im eigenen Na- 
men erteilen wollte, und wenn der Bauherr 
später die Vergütung der Arbeiten ablehnt. 
OLG. Düsseldorf: DR. 1942, 800 Nr. 20 


8 839 BGB. Der öffentliche Dienstherr haf- 
tet für eine Dienstverfehlung. die ein Soldat 
mit der eigenmächtigen Besitzergreifung und 
Handhabung einer Dienstwaffe begeht, nur 
dann, wenn diese Dienstverfehlung mit den 
hoheitlichen Aufgaben, die ihm zufolge sei- 
ner Dienststellung obliegen oder besonders 
übertragen sind, irgendwie in innerem Zu- 
sammenhang steht. RG.: DR. 1942, 800 Nr. 21 

$ 1915, § 1809, 8 1814 BGB. Auch bei einer 
auf Grund der VO. über die Abwesenheits- 
pflegschaft v. 11. Okt. 1939 angeordneten 
Pilegschait ist Geld gemäß § 1809 BGB. an- 
zulegen und sind Inhaberpapiere gemäß 
§ 1814 BGB. zu hinterlegen. KG.: DR. 1942, 
801 Nr. 22 


Miet- und Pachtrecht. Landbewirtschaftung 


§ 3 MietSchG. Ob eine Leistung des Päch- 
ters Pachtzins (Mietzins) i. S. von § 3 Miet- 


SchG. ist, richtet sich nicht danach, ob sie 
Pachtzins i. S. des BGB. ist, sondern es 
kommt allein darauf an, ob sie in gleichblei- 
bende regelmäßige Einzelbeträge gegliedert 
ist. KG.: DR. 1942, 802 Nr. 23 


§ 5a MietSchG. Die nach § 5a MietSchG. 
zu bewilligende Räumungsfrist kann nicht 
durch Abzahlung des Rückstandes oder Zah- 
lung der laufenden Miete bedingt werden. 
LG. Berlin: DR. 1942, 803 Nr. 24 


Rechtscharakter der Benutzungsentschädi- 
gung, insbes. deren Bemessung im Verhält- 
nis zum Mietzins, der für eine zu räumende 
Wohnung bezahlt wurde. — Über die Kosten 
in einem Verfahren nach Art. 6 Ziff. 3 Kriegs- 
VO. v. 1. Sept. 1939 ist nach §§ 91 f. ZPO. 
zu entscheiden. LG. Dresden: DR. 1942, 803 
Nr. 25 (Roquette) 

RPachtschO. Der Geltungsbereich der 
RPachtschO. v. 30. Juli 1940 erstreckt sich, 
ebenso wie der der RPachtschO. v. 23. Juli 
1925 nicht auf die Verpachtung von Grund- 
stücken zur Gewinnung von Torf. RG.: DR. 
1942, 804 Nr. 26 


VO. zur Sicherung der Landbewirtschaf- 
tung v. 23. März 1937; § 37 DurchiVO. hier- 
zu v. 22. April 1937. Die Beschwerde gegen 
die Genehmigung von Verfügungen des Treu- 
händers bedarf der Begründung, die, soweit 
sie nicht bereits in der Beschwerdeschriit 
enthalten ist, an die Beschwerdefrist gebun- 
den ist, d.h. also vor Ablauf der Zweiwo- 
chenfrist erfolgt sein muß. LG. Stargard: 
DR. 1942, 804 Nr. 27 (Pritsch) 


Schuldenbereinigungsgesetz 


88 1 Abs. 2,9 SchuldBereinG. Bei der Fest- 
stellung der Überschuldung eines Grund- 
stücks sind außer den durch Grundpiand- 
rechte gesicherten Verbindlichkeiten auch 
solche mitzuberücksichtigen, die durch an- 
dere Grundstücksrechte, insbes. einen Nieß- 
SC gesichert sind. KG.: DR. 1942, 806 
Nr. 2 


$ 3 SchuldBereinG. Als Angehörige eines 
unselbständigen Berufes können auch Warte- 
stands- und Ruhestandsbeamte eine Schulden- 
bereinigung erhalten. KG.: DR. 1942, 807 
Nr. 29 

$$ 7 Abs. 1, 9 Abs. 2, 3, 5 SchuldBereinG. 

ann ein überbelastetes Grundstück dem 
Schuldner auch durch eine Bereinigung der 
dinglichen Schulden nicht erhalten werden, 
so ist eine solche Bereinigung hinsichtlich 
der Grundstückshaftung unzulässig. 

Der Bereinigungsrichter ist nicht befugt, 
zwangsweise Vermögenswerte des Schuld- 
ners, insbes. Grundstücke, zwecks Schaffung 
einer Teilungsmasse zu veräußern oder ver- 
äußern zu lassen. KG.: DR. 1942, 808 Nr. 30 


Enteignungsrecht 


$ 8 PrEnteigG. v. 11. Juni 1874. Enteignet 
die Reichsbahn Gebäude für eine Strecke, 
für die vorher Baufluchtlinien festgesetzt 
worden waren, zwar im eigenen Namen, aber 
für Rechnung der Stadtgemeinde, welche die 
Baufluchtlinien festgesetzt hat, so ist die Ent- 
schädigung auch in diesem Fall so zu bemes- 
sen, als ob die Bauiluchtlinienfestsetzung 
nicht erfolgt wäre. RG.: DR. 1942, 809 Nr. 31 

§ 24 PrEnteignG. v. 11. Juni 1874. Von dem 
durch die Rspr. des RG. festgelegten Grund- 
satz, daß der Enteignungsbetroffene den Ent- 
eigner im ordentlichen Rechtsweg auf An- 
tragstellung nach $ 18 bzw. $ 24 verklagen 
kann, ausgehend besteht kein Bedenken ge- 
gen die Annahme, daß sich der Enteigner mit 
einer Partei, die — unter Widerspruch des 


Enteigners — behauptet, vom Enteignungs- 
verfahren betroffen und daher daran beteiligt 
zu sein, dahin einigt, daß der Enteigner An- 
trag nach $ 24 zu stellen hat, so daß die Frage 
der Di an im Verfahren 
nach §§ 24 fi. zu klären sei. Aus einer solchen 
Einigung kann auf Antragstellung geklagt 
werden. RG.: DR. 1942, 810 Nr. 32 


$ 45 Abs.4 BadEnteignungsG.; 88 237, 
549 ZPO. Der für Ansprüche nach dem preu- 
Bischen Enteignungsgesetz aufgestellte 
Grundsatz, daß Enteignungsansprüche nie 
Schadensersatzansprüche sind, gilt für an- 
dere landesrechtliche Enteignungsgesetze 
nicht ohne weiteres. 


Der Nachprüfung durch das RevG. sind 
nicht nur die Rechtssätze des irrevisiblen 
Rechts entzogen, sondern auch die Erfah- 
rungssätze, die bei der Auslegung und An- 
wendung des irrevisiblen Rechts von Bedeu- 
tung sind. RG.: DR. 1942, 810 Nr. 33 


Bergrecht 


$ 148 PrAllgBergG. Die Haitung für Berg- 
schaden nach $ 148 AllgBergG. umfaßt bei 
Rohrbrüchen an im Boden verlegten Leitun- 
gen auch den Verlust an Leitungsgut (Was- 
ser, Gas usw.). RG.: DR. 1942, 811 Nr. 34 


Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht 
88 78, 198, 514 ZPO. 


Die Erklärung eines Rechtsmittelverzichts 
i. S. des § 514 ZPO. ist eine Prozeßhandlung 
und unterliegt als solche im Anwaltsprozeß 
dem Anwaltszwang. 

Eine Zustellung eines Urteils von einem 
Anwalt, der Prozeßvertreter der einen Par- 
tei und bestellter Vertreter des Anwalts der 
anderen Partei ist, an sich selbst ist nicht 
wirksam möglich. RG.: DR. 1942, 812 Nr. 35 


§§ 91, 104 Abs.3 ZPO.; § 8 VereiniVO. 
v. 1. Sept. 1939. Die Prüfung der Frage, ob 
Kosten als Rechtsstreitskosten sich darstel- 
len, betrifit den Kostenansatz. Ablehnung der 
Festsetzung wegen Verneinung der Eigen- 
schait als Rechtsstreitskosten stellt sich mit- 
hin als Festsetzungsbeschluß dar. Die Be- 
schwerde ist daher die von der Erreichung 
der Beschwerdesumme (z. Zt. 200 A) ab- 
hängige sofortige Beschwerde. KG.: DR. 
1942, 812 Nr. 36 


Së 578 f. ZPO. Ist ein Klageanspruch — 
hier eine Grundschuld— nach Erhebung der 
Klage an einen anderen abgetreten worden, 
dieser aber nicht in den Rechtsstreit einge- 
treten, so et die Wiederaufnahmeklage ge- 
gen das vom abtretenden Gläubiger erwirkte 
Urteil nur gegen diesen zu richten, nicht aber 
gegen denjenigen, der bei Erhebung der Wie- 
deraufnahmeklage der Gläubiger ist. RG.: 
DR. 1942, 813 Nr. 37 


$ 1 ArmAnwG.; $ 115 ZPO. Bei Abwei- 
chung der Ausfertigung des Beiordnungsbe- 
schlusses von der Urschrift ist im Verhältnis 
des ArmAnw. zur Reichskasse die Ausferti- 
gung maßgebend. Demgemäß haftet die 
Reichskasse für die im Vertrauen auf die 
Ausfertigung bis zu einer etwaigen Berich- 
tigung entwickelte Tätigkeit des ArmAnw. 
KG.: DR. 1942, 814 Nr. 38 


85 ArmAnwG.; § 125 ZPO. Zur Frage, ob 
bei einer Nachzahlungsanordnung der dem 
ArmAnw. gemäß § 5 ArmAnwG. wegen sei- 
nes noch ungedeckten Gebiührenanspruchs 
zustehende Vorrang zu berücksichtigen ist 
und dem ArmAnw. insoweit ein Beschwerde- 
recht zusteht. OLG. Hamburg: DR. 1942, 
815 Nr. 39 (Gaedeke) - 


Der Nachlaßrichter und seine Abteilung 


Von Amtsgericttsrat Dr. Boschan / Umfang: 268 Seiten / 2. verbesserte Auflage / Preis: RM 7.50 
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Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: Deutscher Rechtsverlag G. m.b. H., Wien I, Riemergasse1 


Kriegsvertreter, evti. auch für 


kürzere Zeit, sofort gesucht. Rechts- 
anwalt und Notar Lucas, Elster- 
werda (Prov. Sachsen). Fernruf 300. 


Kriegsvertreter fir Anwalts- und 
Notariatspraxis in einer größeren 
Kreisstadt des Weserberglandes ge- 
sucht. Erfahrener Bürovorsteher vor- 
handen. Angebote unter A. 1981 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Vertreter(in) bzw. juristischer Hilis- 
arbeiter(in) für Anwalts- und Notar- 
praxis in der Nähe von Berlin zum 
sofortigen Antritt gesucht. Auch ält. 
Anwat od. Kriegsbeschädigter kommt 
in Frage. Angebote unter A. 2004 an 
Anzeigen-Abieilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Vertreter für Anfang Juni au? 5Wochen 
gesucht für mittlere Amts- und Land- 
gerichtspraxis im Hessischen Oden- 
wald. Rechtsanwalt Wolf, Michel- 
stadt im Odenwald. 


Vertreter für Juni-Juli mit Aussicht 
auf dauernde Mitarbeiterschaft und 
Assoziation von erkranktem R.-A. und 
Notar in Vorort von Berlin gesucht. 
Angebote unter A. 2001 an Anzeigen- 
Abfeilg. Deutscher Rechtsverlag, Ber- 
lin W 35, Lützowufer 18. 


Ferienvertreter für Juni gesucht. 
Rechtsanwalt Pfeiffer, Hirsch- 
berg (Riesengebirge). 


Urlaubsvertretung für landge- 
richtliche Praxis vom 15. Juli bis 
15 August gesucht. Sekretärin vor- 
handen. Für Unterkomm., auf Wunsch 
mit Gattin, wird gesorgt. Rechtsanw. 
Holzhauser, Memmingen (bayr. 
Allgäu). 


Vertreter gesucht, ab 3. August ds. 
Js. Dr. Eckels, Rechtsanwalt u. No- 
tar, Göttingen. 


Anwaltsvertreter für August ge- 
sucht. Rechtsanwalt Dr. Hertel, 
Oppeln. 


Vertreter für etwa 4 Wochen ge- 
sucht. Dr. E. Silomon, Rechtsanw. 
u. Notar, Wesermünde-G 


Vertreter(in) für Kriegsdauer mit 
Aussicht auf spätere Assoziation von 
Rechtsanwalt und Notar in Nord- 
deutscher Universitätsstadt gesucht. 
Angebote unter A. 2006 an Änzeigen- 
Abt. Deutsch. Rechtsverlag, BerlinW 35, 
Lützowufer 18. 


Sozius wegen Krankheit und zu- 
nehmendem Alter mit Aussicht auf 
spätere Übernahme der ausgezeich- 
neten Praxis von Rechtsanwalt und 
Notar in Berliner Vorort gesucht. 
Ausführliche Angebote unter A. 2000 
an Anzeigen- Abteilung Deutscher 


Rechtsverlag,BerlinW35,Lützowuferl8. 


Großes Bergbauunternehmen sucht 
Volljuristen zur Leitung seiner 
Rechtsabteilung. Keine Kriegs-, son- 
dern Dauerstellung. Angebote mit 
Bewerbungsunterlagen (Lebenslauf, 
Lichtbild, Zeugnissen, Gehaltsanspr.) 
unter 8542AD.HAUSSMANNK.-G., 
Berlin SW68, Kochstr. 67, erbeten. 


Volljurist von großer Bergbau- 
gesellschaft für ihre Hauptverwaltung 
in Berlin als Vertreter für den ab 
1. Juli d. J. zum Heeresdienst einbe- 
rutenen Syndikus, voraussichtlich auf 
Kriegsdauer, gesucht. Neben gründ- 
lichen Kenntnissen auf allen Rechts- 
gebieten wird insbesondere die Be- 
herrschung des Preußischen und Säch- 
sischen Bergrechts verlangt. Angebote 
mit Gehaltsansprüchen erbeten unter 
A.2002 an Anzeigen- Abteilung Deut- 
scher Rechtsverlag, Berlin 35, 
Lützowufer 18. 


Jurist mit zweiter Staatsprüfung, auf 
dem Gebiete des Wirtschafts- und 
Sozialrechts erfahren, für eine Ober- 
bergratsstelle (Bes.Gr. A 2 c 1) ge- 
sucht: Spätere Aufrückung nach 
Gr A 2b nicht ausgeschlossen. Be- 
werbungsgesuche mit Lichtbild, selbst- 
geschriebenem Lebenslauf, Zeugnis- 
abschriften, Nachweis der deutsch- 
blütigen Abstammung, ggfs. auch der 
Ehefrau, umgehend einzureichen. 
Oberbergamt Freiberg. 


Gerichtsassessor zum sofortigen 


Eintritt bei der Stadtverwaltung Düs- 


seldorf gesucht. Planmäßige An- 
stellung erfolgt bei Vorliegen der ge- 
setzlichen Voraussetzungen in Reichs- 
besoldungsgruppe A2 c2, Es bestehen 
günstige Aufrückungsmöglichkeiten. 
Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisab- 
schriften, Lichtbild und Angabe des 
frühesten Eintrittstermins an den Ober- 
bürgermeister der Stadt Düsseldorf. 


Erfahrener und zuverlässiger 


Sachbearbeiter für Liegenschafts- 
recht, Grundbuch- und Nachlaßsachen 
wird für- unsere Rechtsabteilung zu 
baldmöglichsten: Antritt gesucht. Be- 
werbungen mit Lebenslauf, Lichtbild, 
Zeugnissen und Gehaltsansprüchen 
werden an die Reichsumsiedlungsge- 
sellschaft m. b. H., Berlin W 8, Behren- 
straße 51/52 erbeten. 


Referendar in Anwaltsstation oder 
als Hilfsarbeiter für Berliner Kriminal- 
praxis gesucht. Angebote u. A. 1998 
an Anzeigen-Abteil. Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18 


Bürovorsteher oder Bürovor- 
steherin für beide Fächer, erfahren 
und zuverlässig, möglichst bald ge- 
sucht. Angebote unter A. 2012 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18, 


Jüng. Bürovorst. für Leipziger 
Anwalts- und Notarkanzlei gesucht. 
Angeb. unt A. 2005 an Anzeigen-Abilg. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18 


BürovorsteherfürKriegsvertretung 


und Bürogehilfe gesucht. Justizrat 
Dr. Kuhlmey, Rechtsanwalt u. Notar, 
Heinz Schultze, Rechtsanwalt, 
Magdeburg, Breiter Weg 232a. 


Bürovorsteher oder Bürogehilfe 
für Anwalts- und Notariatsbüro ab 
sofort gesucht. Gehalt nach Über- 

. einkunft. Vorstellung gegen Erstattung 
der Reisekosten erwilnscht. Angebote 
unter A. 2013 an Anzeigen-Abt. Deut- 
scher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Liltzowufer 18. 


Bürovorsteher(in) auch älterer, 
für Rechtsanwalts- und Notarpraxis 
zum sofortigen Antritt für eine Stadt 
in der Nähe Berlins gesucht. Offerten 
mit Gehaltsänsprüchen unter A. 2003 
an Anzeigen-Abtlg. Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Æürovorsteher oder tüchtiger Ge- 
hilfe für Rechtsanwalts- und Notariats- 
büro gesucht. Persönl. Vorstellung 
ist erwünscht. Reisegeld wird erstattet. 
Gehalt nach Vereinbarung. Rechtsan- 
walt Dr. Martens, Eberswalde, 
Gerichtsstraße 1. 


Bürogehilfin oder Stenotypistin 
gesucht. RA. Dr. Pfeiffer, Hirsch- 
berg /Riesengebirge. 


Wer übernimmt nebenberuflich Füh- 
rung meiner Buchhaltung evtl. haupt- 
beruflich in Verbindung mit Registra- 
tur? Rechtsanwalt u. Notar Dr. Gün- 
ther, Berlin, Taubenstr.21 (16.3808). 


Erstklassige Stenotypistin in 
Dauerstellung gesucht. Rechtsanwalt 
u. Notar Dr. Hans Günther, Berlin, 
Taubenstraße 21 (Fernsprech. 163808) 


Perfekte Stenosekretärin von 
Berliner Anwaltsbüro gesucht. Ange- 
bote unter A. 2015 an Anzeigen-Abt. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18. 


Volljurist, a Jahre, über 5 Jahre in 
leitender Wirtschaftsstellung, sucht 
größeren Wirkungskreis, event Betei- 
ligung, in solldem Unternehmen von 
Industrie oder Reichsnährstand. Ange- 
bote unter A.1982 an Anzeigen-Abt. 
Deutscher Rechtsvering, Berlin W 35, 
Liützowufer 18 


Jurist, ‚früher Richter und Anwalt, 
dann in der Organisation der gewerbl. 
Wirtsch. tätig, z. Z. bei e. Reichsbeh. 
in Berlin, mit großen Erf., lit. tätig, 
sucht Nebenbeschäftigung. Angebote 
unter A. 2014 an Anzeigen-Abt. Deut- 
RR eci ree Bernas Lito wa 
ufer 18. 


Urlaubsvertretung von Anwil- 
ten übernimmt pensionierter höherer 
Beamter (Volljurist, Steuerfachmann). 
Bev orzugt süddeutsce Landstädte. 
Angebote unter A. 2011 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Rechtspfleger, z. Z. stellv. Leiter 
der Rechtsabt. einer öffentl. rechtl. 
Körperschaft, sucht andere Position, 
mögl. Berlin. Angebote unter A. 2010 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Anwaltsassessor, unmittelbar vor 
der Zulassung stehend, besondere 
Kenntnisse im Wirtschaftsrecht, sucht 
Assoziation oder Praxisübernahnie, 
auch im Ostgebiet. Angebote unter 
A. 2017 an Anzeigen-Abt. Deutscher 
Rechtsverlag, BerlinW35,Lützowufer18. 


Anwaltsassessor, Dr. jur., mit 
gutem Examen und besten Referenzen, 
gute Erscheinung, sucht Praxisüber- 
nahme (A.0.-L.G.) oder Büroge- 
meinschaft in Düsseldorf. Angebote 
unter A. 2016 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18. 
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Bekanntmachungen 
verschiedener Art 


0000000: 00U0000000 0000000 


Anwaltspraxis, gutgehend, in erst. 
Lage in Nürnberg, schöne Räume, in- 
folge Ableben sofort abzugeben. 
Eilangebote an Dorn, Nürnberg. 
Königstraße 14 Il. 


Steuerberater sucht anderweitige 
Bürogemeinschaft in Berlin. Angebote 
u A.2007 an Anzeigen-Abt. Deutscher 
Rechtsverlag,Berlin W35,Lützowufer 18. 


Ich habe mich ats Rechtsanwalt 


in Weimar niedergelassen und bin 
am Amtsgericht und Landgericht zu- 
elassen. Ich habe das Büro des ge- 
allenen Rechtsanwalts Dr. Dr. Erich 
Schein, Weimar, Sophienstraße 14 über- 
nommen. Dr. jur. Horst Schmitt, 
Rechtsanwalt. 


Möbl. Anwaltspraxisräume 
im Westen Berlins zu günstigen Be- 
dingungen zu vermieten. Angebote 
unter A. 2009 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechisverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18. 


Anwaltspraxis in kleinerer Stadt 
mit Wohnung (mindestens 4 Räume) 
aus Gesundheitsrücksichten zu über- 
nehmen oder gegen Großstadtpraxis 
zu tauschen gesucht; Nord-. West-, 
oder Süddeutschland bevorzugt. Ange- 
bote unter A.2008 an Änzeigen-Abtg. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18. 


Konferenztisch, sehr gut erhalten, 
Linoleum ausgelegt, Größe 1,25 >< 2,50 
für 250,— RM. zu verkaufen. Anfragen 
Telefon Berlin 241470 oder 247424. 

Juristische Wochenschrift 

— Deutsches Recht — Jahrg. 1931 bis 

1940, geb., gut erh., für 250.— RM zu 

verkaufen. H. Ruppert, Mark- 

neukirchen/Sa., Bismarckstraße 3. 


Aus aufgelöster Anwaltspraxis zu ver- 
kaufen: Soergel. BGB. Teil I und 
il, 5. Auflage, Jaeger, Reichszivil- 
esetze, 9. Auflage, Pfundtner-Neu- 
Bart, Das neue deutsche Reichsrecht, 
vollständig bis Lieferung 124, Quandt, 
Entscheidungsmagazin, 2 Bde., Reichs- 
gesetzblätter, 1932—1941, gebunden, 
Pr. Gesetzsammlung, 1933—1941, ge- 
bunden, und anderes, sämtlich gut er- 
halten. Frau Gerda Heinisch, 
Leobschtitz O/S., Graf-Haeseler-Str. 4. 


Wir kaufen zurück: 


Deutsches Recht, 


Ausgabe A, 


g 
Hefte 3, 6, 7, 8, 40, 43, 44 und 51/52 von 1940; Hefte 4, 5, 7, 9, 44, 
45/46, 49,50 u. 51/52 von 1941; Hefte 4 u. 9 von 1942, 5/6 von 1939 
der alten Ausgabe (im roten Umschlage). Preis je Heft 75 Pig. 
Zusendungen erbeten an: 


Deutscher Rechtsverlag G. m.b. H. 
Zweigniederlassung Leipzig C I. 


Das Neue Deutfche Reichsrecht 


Lieferung 94, 110, 113 
zu kaufen gesucht. 


Industrieverlag Spaeth & Linde, Berlin W 35 
Woyrschstraße 5 


Antiguariiches Angebot: 


Soergel, Kommentar zum BGB., 4 Bde. u. Erg.-Bb., 1937/33 geb, RM 60.— 
Reichsfinanzhofenticyeidungen Bd. 1—40 


Gelegfammiung, Preußifche, 1900/38 


Zultizminifterialblatt, Breuß., 1900-1932/33, geb., und Yortjehiung z 


Deutfhe Juftiz, 1933-1939 


geb. RM 150.— 
M 250.— 


Rehtiprehung der Oberlandesgerichte. 46 Bde. (1900—1928) geb. NM 180.— 


Jahrbud) des Deutichen Rechts. Jg. 1—30 (1903— 1932) ..... ... geb. RM 


280.— 


Jahrb. i. Enti. d. Kammerger. N. Folge Bd, 1—23 (1900—1922) 
und Fortjesg. Jahrb. d. Entfch. in Angel. d. freiw. Gerichtsbtt. 
Bd. 1—22 geb. u. t. Heften (1924—1941) .......... e a EA . RM 320.— 


Reichsgefegblatt 1870—1939 (TI. I)... 


Be ennnunenunsan ED. RM 825.— 


Wir fanfen: 
Rechts und ftaatswilfenichaftl. Bibliothefen und Einzelmerfe, 


3 Shweiter Sortiment / Berlin WE 
Branzöftiche Straße 16 / Sernfprecher 12 11 67/68 
Buchhandlung und Antiquariat für Mechts- und Wirtichaftswiilenfchaften 


liefert jeden Bürobedarf, Papiere 
Drucksachen, Vordrucke, Stempel 


Amtstrachten 


Spezialität: Neueinrichtungen 


Arbeitsvertrag und Arbeitsverhältnis 


Von Professor Dr. Arthur Nikisch 
SCHRIFTEN ZUM ARBEITSRECHT, REIHE A, BAND ô 
Herausgeber: Prof. Dr. Wolfgang Siebert 
Umfang 136 Seiten Preis RM 5.10 


„Prof. Nikisch befaßt sich in seiner Abhandlung nach einleitenden Ausfüh- 
rungen tiber die Entwicklung der Lehre vom Arbeitsverhältnis, in denen er be- 
sonders die Grundgedanken der Lehre Prof. Sieberts und deren Bedeutung 
herausstellt, mit dem Wesen des Arbeitsverhältnisses, insbesondere mit der 
Frage, auf Grund welcher Wesensmerkmale das Arbeitsverhältnis als per- 
sonenrechtliches Gemeinschaftsverhältnis anzusehen ist. — Die Abhandlung 
wirkt sehr überzeugend. Sie ist ein wertvoller Beitrag zur Erkenntnis des 
heutigen Rechts und zur Klärung der umstrittenen Fragen.“ 


© Dr. Dreßler in „Recht des Reichsnährstandes‘‘ Nr. 2/1942 
e Į en Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 
E = Deutscher Rechtsverlag G.m b.H. - Berlin / Leipzig / Wien 
S e h Y e 1 b b a n d OILO Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 
) i Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 


Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1 


hält noch länger, wenn 


Das Regiftergericht und feine Abteilungen 


Band I und Il aus der Reihe „Deutsches Gerichtswesen‘* 


dreht; dann kommt die von Rechtspfleger Paul Gilgan 
Band I: kart. RM. 2.40 > BandllI: Halblw. RM. 16.— 


obere Hälfte nach unten Umfang: 101 Seiten Umfang: 496 Seiten 
Wer aus der praktischen Erfahrung weiß, welche Fülle von For- 

und kann sich erholen. malien im Registerwesen zu beachten sind und welche Schwierig- 
keiten gerade hier den Volksgenossen erwachsen, muß dankbar 
sein für eine Darstellung des gesamten Registerwesens, wie sie 
jetzt aus der Feder des bekannten Autors vorliegt. Er hat in 
seiner zweibändigen Darstellung sowohl das allgemeine Ver- 
fahren wie den Wirkungskreis der einzelnen Registerabteilungen 
in gründlicher und gewissenhafter Darstellung entwickelt. 


GUNTHER WAGNER, HANNOVER Zubeziehen durch den Buchhandel oder direktvom Verlag 


Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. - Berlin/Leipzig/Wien 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1 


man es alle 8 Tage um- 


Borbilligung der 
Krankenverficherung 


durch Beämieneüdgewähr 


Berfiherungen, die während eines Kalenderjahres jhaden- 
frei verlaufen, find prämienrüdgewährberedtigt. Jn den 
legten neun Jahren wurden jeweils 


Ai Wionatspeämien, 
1940 mit 3,2 Millionen Reichsmark 


zurüdvergütet. — Berlangen Ste unverbindlihe Auskunft. 


fichert. 
Warum zögern Sie noh... ? 
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Kreankenverliherungs- Altiengefellfchaft 
Dr. jur. Schumann, Verjiderungspermittlung 
Berlin- Schöneberg, Eifenadher Str. 81, Ruf 718909 
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Hier abtrennen! 


An die 
Berjiherungspermittlung Dr. jur. Shumann, Berlin-Schöneberg, Giiengder Straße 81, Ruf 718909 
IH bitte um foftenlofe und unverbindlihe Ausfunft und Möermittlung der Unterlagen und Tarife für die Kranfenverfiherung: 


1. Bor: und Juname: 3. Alter (au) der Ehefrau und Kinder) 


4. Wohnort: 


2. Berheiratet? Ja — nein. Kinder (Zahl) 
Straße: 


(Bitte deutliche Schrift) 


